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137. Sitzung 

Bonn, den 20. April 1989 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Die Sitzung ist eröff-
net. 

(Die Anwesenden erheben sich) 

Wohl niemand, der die Berichte und Bilder aus dem 
Fußballstadion von Sheffield gesehen hat, wird die 
schrecklichen Ereignisse des vergangenen Wochen-
endes so bald vergessen können. Bei der größten Ka-
tastrophe, die sich jemals in Europa im Zusammen-
hang mit einer Sportveranstaltung ereignete, verloren 
fast hundert Besucher eines Fußballspiels ihr Leben. 
Fast durchweg handelt es sich dabei um junge Men-
schen aus Liverpool, die ihrem Verein zu diesem Po-
kalspiel nach Sheffield gefolgt waren. 

Angesichts der schrecklichen Vorfälle bleibt nur 
Entsetzen, Betroffenheit und Trauer. Bei allem Entset-
zen und aller Betroffenheit darf nicht übersehen wer-
den, welches Maß an spontaner Hilfsbereitschaft un-
mittelbar nach der Katastrophe bei vielen Zuschauern 
deutlich wurde. 

Dennoch sollten die politisch Verantwortlichen in 
ganz Europa die schrecklichen Ereignisse zum Anlaß 
nehmen, alle Möglichkeiten zu prüfen, durch die ei-
ner Wiederholung ähnlicher Vorfälle vorgebeugt wer-
den kann. Angesichts der Millionen von Fußballfreun-
den, die wöchentlich in die Stadien Europas und der 
Welt strömen, sehe ich hier eine besondere Verant-
wortung der Politik. Vier Jahre nach den Schreckens-
ereignissen im Brüsseler Heysel-Stadion hat uns die 
Katastrophe von Sheffield hieran besonders nach-
drücklich erinnert. 

Ich habe bereits telegrafisch dem Sprecher des 
Unterhauses und der Bevölkerung des Vereinigten 
Königreiches unsere tief empfundene Anteilnahme 
übermittelt. Unser besonderes Mitgefühl gilt den An-
gehörigen und Freunden der Opfer von Sheffield. Den 
Verletzten wünschen wir baldige Genesung. 

Meine Damen und Herren, Sie haben sich zu Ehren 
der Opfer von Ihren Plätzen erhoben. Ich danke Ih-
nen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung der 137. Sitzung 
des Deutschen Bundestages möchte ich folgende 
Amtliche Mitteilung verlesen: 

Frau Kollegin Garbe feierte am 24. März ihren 
60. Geburtstag. Herr Kollege Koschnick feierte am  

2. April seinen 60. Geburtstag, und Herr Kollege Ur-
baniak feierte am 9. Ap ril seinen 60. Geburtstag. Ich 
spreche der Kollegin und den Kollegen die herzlich-
sten Glückwünsche des Hauses aus. 

(Beifall) 

Die frühere Kollegin Frau Krieger hat am 4. Ap ril 
1989 auf die Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag 
verzichtet. Als ihr Nachfolger hat Abgeordneter Such 
am selben Tag die Mitgliedschaft im Deutschen Bun-
destag erworben. Ich begrüße den neuen Kollegen. 

(Beifall) 

Auf Wunsch der Fraktion der CDU/CSU soll ein 
Wechsel in der Zusammensetzung der Parlamentari-
schen Versammlung des Europarats vorgenommen 
werden. Als Mitglied sollen Abgeordneter Dr. Wulff 
und als Stellvertreter Abgeordneter Schmitz (Baes-
weiler) in die Parlamentarische Versammlung des Eu-
roparats gewählt werden. Sind Sie damit einverstan-
den? — Ich höre keinen Widerspruch. Damit sind Ab-
geordneter Dr. Wulff als Mitglied und Abgeordneter 
Schmitz (Baesweiler) als Stellvertreter in die Parla-
mentarische Versammlung des Europarats gewählt. 

Einer Bitte des Ausschusses für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit folgend wird interfraktionell 
vorgeschlagen, den Gesetzentwurf der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und FDP zur Reform der gesetz-
lichen Rentenversicherung auf Drucksache 11/4124 
nachträglich dem soeben genannten Ausschuß zur 
Mitberatung zu überweisen. Sind Sie damit einver-
standen? — Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist es 
so beschlossen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 
verbundene Tagesordnung erweitert werden. Die 
Punkte sind in der Ihnen vorliegenden Zusatzpunkt-
liste aufgeführt: 

1. Aktuelle Stunde: Zur gegenwärtigen Lage der deutsch-pol-
nischen Beziehungen (In der 136. Sitzung bereits erledigt) 

2. Aktuelle Stunde: Haltung der Bundesregierung zur Wie-
deraufarbeitungsanlage in Wackersdorf 

3. Aktuelle Stunde: Haltung der Bundesregierung zu Jung

-

sten Äußerungen der Gewerkschaften IG Metall, IG Me-
dien sowie Handel, Banken und Versicherungen zur 
Kriegsdienstverweigerung und Bundeswehr 
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Präsidentin Dr. Süssmuth 
4. Erste Beratung des von der Fraktion der SPD eingebrachten 

Entwurfs eines Vierten Gesetzes zur Regelung von Fragen 
der Staatsangehörigkeit — Drucksache 11/4268 — 

Darüber hinaus ist interfraktionell vereinbart wor-
den, Punkt 11 der Tagesordnung ohne Debatte vorzu-
sehen und Punkt 16 der Tagesordnung abzusetzen. 
Sind Sie mit den Änderungen einverstanden? — Ich 
höre keinen Widerspruch. Dann ist es so beschlos-
sen. 

Der nächste Punkt bet rifft Verfahrensanträge des 
Abgeordneten Wüppesahl. Meine Damen und Her-
ren, bevor ich den ersten Punkt der heutigen Tages-
ordnung aufrufe, teile ich mit, daß Herr Kollege Wüp-
pesahl in insgesamt sechs Schreiben vom 19. Ap ril 
1989 verschiedene Anträge zum Ablauf der heutigen 
Plenarsitzung gestellt hat. Verfahrensmäßig beab-
sichtige ich diese Anträge wie folgt zu behandeln: 

Die in vier Schreiben gestellten Anträge zur Verlän-
gerung der interfraktionell vereinbarten Redezeit von 
fünf Minuten um einen Beitrag für den Abgeordneten 
Wüppesahl werden jeweils zu Beginn des betreffen-
den Tagesordnungspunktes, und zwar vor Abstim-
mung über den interfraktionellen Redezeitvorschlag 
aufgerufen. Im einzelnen handelt es sich um die Ta-
gesordnungspunkte 7, 12, 14 und 15. Alle diese Ta-
gesordnungspunkte werden erst nach der Mittags-
pause behandelt. 

Den in einem weiteren Schreiben gestellten Antrag, 
die Tagesordnung nach Tagesordnungspunkt 3 um 
die Abstimmung über die Einbringung einer Kleinen 
Anfrage zu erweitern, verstehe ich als Antrag auf Ab-
weichung von der Geschäftsordnung. Eine vom Abge-
ordneten Wüppesahl vorgelegte Kleine Anfrage trägt, 
worauf er bereits mit Schreiben vom 30. März 1989 
hingewiesen wurde, nicht — wie erforderlich — die 
Unterschrift von mindestens 26 Abgeordneten, son-
dern allein seine eigene Unterschrift. Eine Weiterlei-
tung an die Bundesregierung kommt deshalb nur bei 
einer Abweichung von der Geschäftsordnung in Be-
tracht. Dieser Antrag ist zulässig, und ich beabsich-
tige, jetzt über ihn abstimmen zu lassen. 

Dagegen steht ein weiterer Antrag, die heutige Ta-
gesordnung um einen von Herrn Kollegen Wüppesahl 
bereits am 28. Februar 1989 vorgelegten Antrag auf 
Änderung der Geschäftsordnung zu ergänzen, nicht 
im Einklang mit der Geschäftsordnung. Ein Antrag 
auf Erweiterung der Tagesordnung setzt voraus, daß 
die Vorlage, die zusätzlich auf die Tagesordnung ge-
setzt werden soll, selbst zulässig ist. Das ist bei dem 
von Herrn Kollegen Wüppesahl vorgelegten Antrag 
auf Änderung der Geschäftsordnung, wie ich ihm 
schon am 21. März 1989 geschrieben habe, nicht der 
Fall, da auch dieser Antrag nicht von mindestens 
26 Abgeordneten unterschrieben ist. Aus diesem 
Grunde werde ich zu diesem Antrag nicht das Wort 
erteilen. 

Behandelt werden kann deshalb nur der Antrag auf 
Abweichung von der Geschäftsordnung, mit dem er-
reicht werden soll, daß eine Kleine Anfrage zum 
Thema „Zweck der unabhängigen Regierungskom-
mission zur Verhinderung und Bekämpfung von Ge-
walt (Gewaltkommission) " auch ohne die notwendige 

Zahl von mindestens 26 Unterschriften an die Bundes-
regierung zur Beantwortung weitergeleitet wird. 

Wird dazu das Wort gewünscht? — Herr Abgeord-
neter Wüppesahl. Fünf Minuten. 

Wüppesahl (fraktionslos): Guten Morgen, meine 
sehr verehrten Kollegen und Kolleginnen. Ich habe 
gestern vor 18 Uhr entsprechend der Regelung nach 
§ 20 unserer Geschäftsordnung einen Änderungsan-
trag zur Tagesordnung gestellt. 
Ich beabsichtige, eine Kleine Anfrage von der Re-

gierung behandeln zu lassen, die sich mit dem von der 
Präsidentin eben zitierten Rubrum befaßt, im beson-
deren der Tatsache, daß die Einrichtung dieser soge-
nannten Gewaltkommission eine Konzession zwi-
schen den Koalitionsfraktionen an dem schwächsten 
Partner dieser Koalition gewesen war. Ziel war im 
wesentlichen, daß die Ergebnisse der Beratungen die-
ser Gewaltkommission als Grundlage für die Sicher-
heitsgesetze — Artikelgesetze; es gibt da Normen-
werke von insgesamt 20, 25 Einzelwerken — benutzt 
wird, um die Entscheidung herbeizuführen, in wel-
cher Weise man über bestimmte Probleme in diesen 
Gesetzeswerken entscheiden will. 

Dazu ist ein Kanon von über 25 Fragen von mir ent-
wickelt worden, die alle für sich wichtig sind, um mir 
Informationen zu beschaffen. Es geht mir um mein 
Informationsrecht als Abgeordneter im Deutschen 
Bundestag gegenüber der Bundesregierung. Ich 
würde mich sehr freuen, wenn wir heute über den 
§ 126 unserer Geschäftsordnung — das ist der einzige 
Hebel und im Grunde auch der Büchsenöffner für den 
Antrag, der seitens der Präsidentin als unzulässig de-
klariert worden ist — eine Zweidrittelmehrheit zu-
stande bekommen, damit der Bundestag in Abwei-
chung von der Regelung nach § 104 der Geschäftsord-
nung, wonach Kleine Anfragen nur von einer Fraktion 
oder mindestens 26 Unterzeichnern und Unterzeich-
nerinnen eingebracht werden kann, beschließt, daß 
diese Kleine Anfrage — also als Abweichung im Ein-
zelfall, genau wie es im § 126 GO BT steht — von der 
Bundesregierung beantwortet werden kann, und so-
mit die Präsidentin diesen Vorgang in den Geschäfts-
gang eingibt. 

Ich würde mich freuen, wenn mir entweder von der 
präsidierenden Kollegin, Frau Professor Dr. Süss-
muth, oder von einer Person aus Ihren Reihen, insbe-
sondere den alterfahrenen Geschäftsführern oder Ge-
schäftsführerinnen, erklärt werden kann, weshalb 
mein Antrag zur Änderung der Geschäftsordnung 
nicht ebenfalls über den Hebel des § 126, nämlich 
über eine Abweichung im Einzelfall mit Zweidrittel-
mehrheit, heute hier behandelt werden kann. 

(Zuruf des Abg. Bötsch [CDU/CSU]) 

Das, denke ich, ist ein logischer Bruch, Herr Bötsch, 
der in der zweiten Version, also der Nichtbehandlung 
meiner Geschäftsordnungsänderungsanträge — auch 
dort gibt es als Quorum 26 Unterschriften bzw. eine 
Fraktion — praktisch einen Verstoß gegen die eige-
nen Geschäftsordnungsregelungen ausmacht. 

Ich möchte hiermit gleichzeitig diesen Antrag ein-
gebracht haben, weil ich die Formalia, nämlich bis 
18 Uhr des Vortages diese Änderung der Geschäfts- 
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ordnung zur Tagesordnung eingebracht zu haben, 
ebenfalls eingehalten habe. 
Ich befürchte, daß hier seitens der Beratung für das 

Präsidium ein eklatanter Fehler gemacht wurde, als 
empfohlen wurde, daß dieser Antrag als unzulässig 
deklariert wird. Er ist genauso zulässig oder unzuläs-
sig wie der über die Kleine Anfrage. Die Vorausset-
zungen sind in keiner Weise anders. Ich kann selbst-
verständlich Änderungsanträge zur Geschäftsord-
nung dann einbringen, wenn Sie mit Zweidrittelmehr-
heit der anwesenden Mitglieder beschließen, daß 
auch diese Geschäftsordnungsanträge in Abwei-
chung von der Bestimmung der Geschäftsordnung — 
in  diesem Einzelfall ohne 26 Unterschriften und ohne 
das Votum einer Fraktion — auf die Tagesordnung 
gesetzt werden. 
Ich bitte also um Abstimmung zu beiden Anträgen 

und natürlich um wohlwollende Handzeichen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort zur Geschäfts-
ordnung hat der Abgeordnete Jahn. 

Jahn (Marburg) (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Für Änderungen oder Abweichun-
gen von der Geschäftsordnung muß man schon ge-
wichtige Anlässe haben. Aber der Kollege Wüppesahl 
will aber etwas ganz anderes: Er will nicht die Ge-
schäftsordnung geändert haben, sondern er möchte, 
daß wir ihm die Mühe abnehmen, die 26 Unterschrif-
ten im Hause zusammenzuholen, die er für seine 
Kleine Anfrage braucht. 

(von der Wiesche [SPD]: Das ist der entschei

-

dende Punkt! — Dr. Bötsch [CDU/CSU]: 
Exakt!) 

Dafür wollen wir keine Änderung der Geschäftsord-
nung. 
Meine Damen und Herren, ich sage zugleich im 

Namen der Kollegen von der CDU/CSU und von der 
FDP, die mich darum gebeten haben: Wir können 
einem solchen Antrag nicht zustimmen. Ich bitte, ihn 
abzulehnen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Wir kommen damit zur 
Abstimmung. Ich frage: Wer stimmt für eine Abwei-
chung von der Geschäftsordnung? — Das sind zwei 
Personen. — Wer stimmt dagegen? — Wer enthält 
sich? — Damit ist der Antrag abgelehnt. 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Welcher?) 
— Ihr Antrag, die Kleine Anfrage auf die Tagesord-
nung zu bringen. 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Und der andere 
Antrag?) 

— Das werde ich Ihnen erläutern: Der Antrag ist nicht 
geschäftsordnungsgemäß, und ich mache dies hier 
nicht zu einer weiteren Debatte. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf: 

Überweisungen im vereinfachten Verfahren 
a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 

Klein (Dieburg), Frau Dr. Däubler-Gmelin, 
Bachmaier, Dr. Pick, Schmidt (München), 
Schütz, Singer, Stiegler, Wiefelspütz, Dr. de 

With, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Har-
monisierung des Asylverfahrens mit dem Aus-
lief erungsverf ahren 

—Drucksache 11/741 
—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Innenausschuß 

b) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP und der Fraktion DIE 
GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Wahl der Vertreter der Bundesrepublik zur 
Beratenden Versammlung des Europarates 

—Drucksache 11/4182 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Auswärtiger Ausschuß 

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung der Bundes-Apothekerord-
nung 

—Drucksache 11/4231 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
(federführend) 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

d) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ä n-
derung des Bundesberggesetzes 

—Drucksache 11/4015 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
ohne Debatte an die in der Tagesordnung auf geführ-
ten  Ausschüsse zu überweisen. Außerdem soll die 
Vorlage zu Tagesordnungspunkt 3 d) zusätzlich zur 
Mitberatung an den Ausschuß für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit überwiesen werden. 

Gibt es anderweitige Vorschläge? — Das ist nicht 
der Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlos-
sen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Neustrukturierung des Post- und 
Fernmeldewesens und der Deutschen Bundes-
post (Poststrukturgesetz — PostStruktG) 
—Drucksache 11/2854 — 

a)  Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für das Post- und Fernmeldewesen 
(15. Ausschuß) 

—Drucksache 11/4316 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Börnsen (Ritterhude) 
Funke 
Linsmeier 
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b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus

-

schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 11/4365 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Deres 
Walther 
Frau Vennegerts 

(Erste Beratung 94. Sitzung) 

Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 11/4371 vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die Beratung drei Stunden 
vorgesehen. — Dazu sehe ich keinen Widerspruch. Es 
ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kol-
lege Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Mit der heutigen 
Beratung beschließen wir die Diskussion um das Post-
strukturgesetz. 

(Dr. B riefs [GRÜNE]: Mit Sicherheit nicht!) 

Das möchte ich zunächst zum Anlaß nehmen, mich für 
die aufgeschlossene Atmosphäre und die sachliche 
Arbeit in den Ausschüssen, besonders im federfüh-
renden Ausschuß, herzlich zu bedanken. 

Die Arbeit dort stand naturgemäß im völligen Ge-
gensatz zum öffentlichen Feldgeschrei; das will ich 
dabei gern einräumen. Aber diese Sachlichkeit, die 
übrigens auch für eine Vielzahl von Gesprächen mit 
Verbänden und Gewerkschaften — — 

(Dr.  Briefs [GRÜNE]: Das ist Kritik am Aus

-

schuß, Herr Pfeffermann, was Sie da gerade 
gesagt haben!) 

— Sie meinen, er sei zu sachlich gewesen?! 

(Erneuter Zuruf des Abg. Dr. Briefs 
[GRÜNE]) 

Herr Kollege, der Hinweis, daß dort sachlich gearbei-
tet worden ist, galt ja nicht Ihnen. Denn die GRÜNEN 
haben sich ja dadurch ausgezeichnet, daß sie an den 
Beratungen so gut wie überhaupt nicht teilgenommen 
haben 

(Bühler [Bruchsal] [CDU/CSU]: Der war ja 
nicht da!) 

und auch keinerlei Sachvorschlag zur Sache selbst 
gemacht haben. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Darauf bin ich stolz, 
Herr Kollege Pfeffermann!) 

Also, Sie können mit diesem Hinweis auf die Sachlich-
keit wirklich nicht gemeint gewesen sein. Und Sie 
stellen auch jetzt wieder unter Beweis, daß von Ihnen 
in dieser Frage nichts zu erwarten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr. 
Briefs [GRÜNE]: Unsere Vorschläge liegen 

seit langer Zeit vor!)  
Meine Damen und Herren, diese Sachlichkeit gilt 

eben auch für die Vielzahl von Gesprächen mit Ver-
bänden und Gewerkschaften. Als Hintergrund wird 
sie wahrscheinlich die Tatsache haben, daß — mit 

Ausnahme der Fraktion DIE GRÜNEN; das habe ich 
soeben schon dargestellt — alle um die Notwendig-
keit dieser Reform gewußt haben. Das wird ja auch 
durch den Reformansatz unterstrichen, den die SPD 
mit ihrem Gesetzentwurf in den 70er Jahren ein-
brachte, ein Gesetzentwurf, der dann scheiterte, der 
aber immerhin die Notwendigkeit deutlich machte. 

Also, nicht um das Ob, sondern um das Wie ging der 
Streit, um das Wie rankten die Überlegungen, weil es 
hierfür natürlich sehr unterschiedliche, nicht zuletzt 
politisch geprägte Zielvorstellungen gab. Dabei wa-
ren die Wertungen der Parteien in den Beratungen 
häufiger näher beieinander, als es öffentlich deutlich 
geworden ist und wahrscheinlich auch heute wieder 
öffentlich deutlich werden wird. 

Immerhin erklärte die SPD noch am 23. Februar 
1989 zum Verhandlungsstand, daß erhebliche Ver-
besserungen in ihrem Sinne erreicht worden seien. 
Wörtlich hieß es in einer Erklärung der SPD-Bundes-
tagsfraktion: 

Wenn sich diese Tendenz bei den am 8. März 
beginnenden Beratungen im Postausschuß bestä-
tigt und fortsetzt, kann damit ein Weg hin zu 
einem anderen Stimmverhalten der SPD-Bundes-
tagsfraktion bei der Schlußabstimmung geöffnet 
werden. 

Über den Ablauf der Verhandlungen und die In-
halte sprach ich schon. Wir hätten also anderes erwar-
ten dürfen als die jetzt angekündigte namentliche 
Abstimmung. Wenn nicht alles täuscht, wird in der 
heutigen Debatte von diesem zwischenzeitlichen Er-
kenntnisstand der SPD nicht allzuviel übrigbleiben. 

(Börnsen [Ritterhude] [SPD]: Sie werden sich 
noch wundern!) 

Oder soll ich sagen: Es darf nicht allzuviel von dem 
eigentlichen Erkenntnisstand der SPD deutlich wer-
den? 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Was soll diese Salbade

-

rei?) 

Gewissermaßen Glotz für die Intellektuellen und die 
Wirtschaft und die heutigen Redner für draußen, da-
mit ein Popanz aufgebaut wird, der in der Sache so 
eigentlich gar nicht vorhanden ist. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Das Poststrukturgesetz 
steht auf der Tagesordnung!) 

Ich habe den Eindruck, die SPD wurde zurückgepfif-
fen; das scheint wohl die Ausgangslage der heutigen 
Diskussion zu sein. 

Leider war die öffentliche Diskussion über dieses 
Gesetz von Anfang an von Schlagworten geprägt, die 
weder der Zielvorgabe der Bundesregierung noch der 
der Koalitionsfraktionen entsprachen, noch der ei-
gentlichen Aufgabe gerecht wurden. Die Post wird 
weder privatisiert noch zerschlagen. Ihr hohes Lei-
stungsniveau soll nicht reduziert, sondern unter den 
Bedingungen der modernen Informatik ausgebaut 
und für die Bürger in Stadt und Land gesichert wer-
den. Das ist die Aufgabe. Nicht wir haben einen Wett-
bewerb für die Dienste der Deutschen Bundespost 
erfunden, sondern die Deutsche Bundespost ist dem 
Wettbewerb im Postbereich, in den Postbankdiensten 
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und in den Bereichen der Telekommunikation ausge-
setzt. Wer das verschleiert, tut der Bundespost einen 
Bärendienst. Nur durch die Neustrukturierung wird 
die Post in diesem Wettbewerb bestehen können. 

Die Reform der seit mehr als sechs Jahrzehnten 
unverändert gebliebenen Struktur des Post - und 
Fernmeldewesens in der Bundesrepublik ist u. a. auf 
Grund der gewandelten Technologien und Kunden-
bedürfnisse, wegen der Verwirklichung des EG-Bin-
nenmarktes 1992 und wegen des über die nationalen 
Grenzen rasant hinwegwachsenden Telekommunika-
tionsmarktes notwendig geworden. Zweck dieser 
Maßnahme ist, die Unternehmen der Deutschen Bun-
despost in die Lage zu versetzen, künftig flexibler am 
Markt und in den Wettbewerbsbereichen der Tele-
kom, z. B. Endgeräten, Datendiensten, Mobil- und Sa-
tellitenfunk, den Postdiensten, wie z. B. Paketdienst, 
Päckchendienst, und der Postbank, z. B. Postgiro, 
Postsparkasse, Sortendienst, mit privaten Anbietern 
konkurrieren zu können. Dabei werden die Kunden-
beziehungen künftig privatrechtlicher Art sein. 

Manchen Gruppen — auch mancher Partei — geht 
die Reform nicht weit genug. 

(Funke [FDP]: Richtig!) 

— Herr Funke, ich habe es gehört. — Diesem müssen 
wir entgegenhalten, daß es für die Reform einen ge-
setzlichen Rahmen gab, nämlich das Grundgesetz. 
Die Reform wäre zum Scheitern verurteilt gewesen, 
wenn wir diese Rahmenbedingung nicht beachtet 
hätten. Deswegen waren alle Ansätze falsch, z. B. das 
Fernmeldewesen aus der Deutschen Bundespost aus-
zugliedern und losgelöst selbständig zu organisieren, 
wie das übrigens auch von Teilen der SPD manchmal 
angeregt wurde. Deshalb war auch jeder Vergleich 
mit dem Ausland wenig hilfreich. Wir mußten ange-
sichts der Rechtslage unseren eigenen Weg in der 
Bundesrepublik gehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Andere Gruppen, wie z. B. die Deutsche Postge-
werkschaft, wären für die Reform zu gewinnen gewe-
sen, wenn wir die Deutsche Bundespost in einen Kon-
zern umgewandelt hätten, mit einem einheitlichen 
Vorstand an der Spitze und natürlich paritätischer 
Mitbestimmung in den Aufsichtsräten. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Zur Aufrechterhaltung 
der Allgemeinwohlbindung! Die haben Sie 

doch schon weggeschafft!) 

— Herr Kollege, Sie hätten wirklich die Beratungen im 
Ausschuß nutzen sollen, um Ihre geistreichen Berner-
kungen unterzubringen, möglicherweise sogar noch 
mit Inhalt zu versehen. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Ihre Argumente haben 
doch nichts gebracht, Herr Pfeffermann! Das 
war doch verschenkte Zeit! Sie haben doch 
durchgezogen! — Zurufe von der CDU/CSU: 

Sie hätten auch dort nur gestört!) 

— So wie heute morgen hier. — Dann allerdings hät-
ten wir die Post tatsächlich privatisieren müssen, 
meine Damen und Herren. Als Großkonzern wäre sie 
keinesfalls handlungsfähiger gewesen, der Entbeam-
tung wäre Tür und Tor geöffnet — sicherlich für man-
chen ein erstrebenswertes Ziel; für uns nicht. Die 

Deutsche Bundespost ist weiterhin ein öffentliches 
Unternehmen im Sondervermögen des Bundes. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Wie lange noch?) 

Mit der neuen Struktur stellen wir sicher, daß die 
Deutsche Bundespost in der Wettbewerbssituation ei-
nes einheitlichen europäischen Marktes in der Zu-
kunft bestehen kann. Dazu wurden hoheitliche und 
betriebliche Aufgaben getrennt. Die hoheitlichen 
Aufgaben werden in Zukunft vom Ministerium wahr-
genommen. Der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen, dann für Post- und Telekommuni-
kation, trägt darüber hinaus für die Deutsche Bundes-
post insgesamt die politische Verantwortung. 

Die unternehmerischen und betrieblichen Aufga-
ben werde in drei Teilbereichen organisiert: Die 
Deutsche Bundespost Postdienst, die Deutsche Bun-
despost Postbank und die Deutsche Bundespost Tele-
kom. Diese drei Teilbereiche erhalten eigene Vor-
stände und Aufsichtsräte, d. h. ein eigenverantwortli-
ches Management im Stil moderner Wirtschaftsunter-
nehmen. Wo gab es denn seither in den westlichen 
Industriestaaten noch einen Bet rieb von mehr als 
500 000 Mitarbeitern mit einem so breit angelegten 
Dienstangebot, wie das bei der Deutschen Bundespost 
der Fall ist, der sich auf der einen Seite tagtäglich im 
Wettbewerb bewähren soll und auf der anderen Seite 
so hierarchisch gegliedert ist, wie das bei der Deut-
schen Bundespost der Fall ist, so daß letztendlich die 
Verantwortung für jeden einzelnen Bereich, ja, fast für 
jede einzelne organisatorische Maßnahme bei einer 
Person, nämlich dem Minister, lag? 

Die Notwendigkeit des Wettbewerbs wurde in der 
öffentlichen Diskussion oft bezweifelt. Das ist teil-
weise verständlich. Im Rahmen des seitherigen Fern-
meldemonopols schien alles gut zu laufen. Die Deut-
sche Bundespost hat ein leistungsfähiges Angebot 
von Post- und Fernmeldediensten bereitgestellt. Aber 
in der Zwischenzeit ist aus den seither getrennten 
Märkten des Fernmeldewesens, der Datenverarbei-
tung und der Bürokommunikation ein einheitlicher, 
komplexer Markt geworden. Diese Entwicklung wird 
durch den raschen technologischen Fortschritt geför-
dert. Dieser Markt, von dem Kenner sagen, daß er im 
Jahr 2000 ca. 7 % des Bruttosozialprodukts der Bun-
desrepublik Deutschland ausmacht, ist mit den ge-
wachsenen Strukturen der Deutschen Bundespost 
nicht erfolgreich zu bearbeiten. Der Verkäufermarkt 
der Deutschen Bundespost, der bis vor wenigen Jah-
ren sogar nur ein Verteilermarkt war, hat sich in einen 
Käufermarkt geändert, auf dem dem einzelnen Kun-
den differenzierte Angebote gemacht werden müs-
sen. Deshalb war es notwendig, der Post einen Rah-
men zu geben, der ihr Flexibilität, Marktnähe und 
Innovationsfähigkeit erlaubt. Das heißt, die Deutsche 
Bundespost muß sich dem Wettbewerb stellen kön-
nen. Dabei ist der Wettbewerb kein Ziel, sondern nach 
aller Erfahrung, die wir mit der Sozialen Marktwirt-
schaft in der Bundesrepublik Deutschland gewonnen 
haben, das geeignete Mittel, die Lebensverhältnisse 
der Bürger zu fördern und den hohen wirtschaftlichen 
Standard in der Bundesrepublik Deutschland zu be-
wahren und auszubauen, und dies, meine Damen und 
Herren, zu marktgerechten Preisen, damit das Ganze 



10054 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 137. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. April 1989 

Pfeffermann 

für den Bürger nicht nur interessant, sondern auch 
erschwinglich ist. 

Ich sagte eben bewußt: Soziale Marktwirtschaft. 
Das heißt, daß wir in der Lage sein wollen, auszuglei-
chen, wo der Markt gelegentlich nicht funktioniert 
oder dies nur zu Bedingungen geschieht, die wir z. B. 
aus strukturellen Erwägungen nicht akzeptieren kön-
nen. Deswegen haben wir der Deutschen Bundespost 
die Daseinsvorsorge als Orientierung mit vorgegeben. 
Die Dienste der Deutschen Bundespost werden auch 
künftig der Daseinsvorsorge dienen. Das heißt, auch 
nach der Neustrukturierung wird die Deutsche Bun-
despost alle ihre bisherigen Dienstleistungen anbie-
ten. Daseinsvorsorge und Gemeinwohlverpflich-
tung, die erstmals im Gesetz verankert sind — in 
§ 4 — , zwingen zu Infrastrukturdiensten, die eine flä-
chendeckende Versorgung für alle Bürger zu gleichen 
Bedingungen sicherstellen. Damit soll z. B. verhindert 
werden, daß es zu neuen, zusätzlichen Verzerrungen 
zwischen Ballungsgebieten und ländlichem Raum 
kommt. 

Neben den Wettbewerbsdiensten wird es bei der 
Deutschen Bundespost auch die Pflichtdienste geben. 
Angesichts der Ausgangslage und denkbarer tatsäch-
licher Entwicklungen kann dabei nicht ausgeschlos-
sen werden, daß Pflichtdienste mit Verlusten ab-
schließen. Für ihren finanziellen Ausgleich ist hinrei-
chend Vorsorge getroffen worden, indem erstens die 
wirtschaftliche Einheit der drei Unternehmensberei-
che nicht nur durch das Direktorium dokumentiert 
wird, sondern auch — das ist gegen erheblichen Wi-
derstand durchgesetzt worden — eine Quersubven-
tionierung zwischen den drei Unternehmensberei-
chen dann vorgenommen wird, wenn einer der drei 
Unternehmensbereiche defizitär ist, und indem zwei-
tens die Telekom die Monopolbereiche Sprache und 
Netz behält. Das heißt, nicht nur der heutige Telefon-
dienst, sondern auch die neuen Dienste, bei denen aus 
der Sicht der Nutzer die Sprachübertragung den 
Hauptzweck darstellt und die ohne die unveränderte, 
zeitgleiche Übertragung der Sprache nicht sinnvoll 
erbracht werden können, bleiben im Monopolbereich 
der Post. Das garantiert der Deutschen Bundespost 
Einnahmen, die mehr als 90 % ihrer heutigen Einnah-
men im Fernmeldebereich ausmachen. Zusammen 
mit den Einnahmen aus dem Betrieb des Netzes ist 
damit die wirtschaftliche Zukunft der Deutschen Bun-
despost gesichert. 

In der Diskussion um den Gesetzentwurf ist immer 
wieder eingewandt worden, daß das Gesetzeswerk 
eigentlich nur das Fernmeldewesen neu ordne und 
dabei der Gelben Post zuwenig Aufmerksamkeit zu-
gewandt werde. Richtig ist an diesem Einwand sicher, 
daß die Entwicklung im Telekommunikationsbereich 
eine Anpassung der Post an diesen Markt unaus-
weichlich und damit zwingend gemacht hat. Richtig 
ist aber auch, daß die Bundesregierung und die Koali-
tion zu keinem Zeitpunkt die sogenannte Gelbe Post 
außer acht gelassen haben. Wir haben eben nicht, wie 
ich vorhin schon darstellte, nur das Fernmeldewesen 
neu organisiert, sondern wir haben darauf bestanden, 
daß der Telekommunikationsbereich, die Gelbe Post 
und das Postbankwesen unter dem Direktorium im 
gemeinsamen Sondervermögen als wirtschaftliches 

Ganzes erhalten bleiben, daß die Einheit bewahrt 
bleibt. 

Der Gelbe-Post-Bereich wird genauso neu durch-
strukturiert, wie dies im Telekommunikationsbereich 
der Fall ist. Er erhält den gleichen Aufbau, die gleiche 
Selbständigkeit, die gleiche Handlungsfähigkeit. 
Kundenbeziehungen und innere Struktur sind trotz 
unterschiedlicher Märkte unmittelbar miteinander 
vergleichbar. Die Sonderlösungen, die für das Perso-
nal möglich werden, gelten für alle drei Unterneh-
mensbereiche. 

Im übrigen bleibt — das sei an dieser Stelle er-
wähnt; mein Kollege Bühler, denke ich, wird das noch 
vertiefen — die Einheit des Sozialwesens in den drei 
Teilbereichen der Deutschen Bundespost gewahrt, in-
dem dieser Bereich dem Direktorium unmittelbar un-
terstellt wird. 

Wirtschaftlich erfährt das Postwesen erhebliche 
Verbesserungen. Durch die Umgestaltung der Ablie-
ferung führt das beim Postwesen zu einer Entlastung 
von 1,5 Milliarden DM im Jahr. 

(Zuruf von der SPD: Das ist eine feurige 
Rede!) 

Die Bundesregierung hat zugesagt, daß der Postbe-
reich mit 80 % Eigenkapital ausgestattet wird, d. h. 
die Gelbe Post erbringt in Zukunft einen wesentlich 
geringeren Kapitaldienst als heute und erfährt auch 
dadurch eine Entlastung. 

Damit es völlig klar ist: Während die SPD unter 
Finanzminister Matthöfer die Post zusätzlich durch 
die Erhöhung der Abgabe von 62/3 auf 10 % belastet 
hat, verabschieden wir heute ein Gesetz, mit dem die 
Gelbe Post systematisch von dieser Abgabe völlig be-
freit wird. 

(Dr. B riefs [GRÜNE]: Herr Pfeffermann, das 
vielleicht Aufregendste an Ihrer Rede ist, das 

alles falsch ist!) 

Mit dem größeren Handlungsspielraum, den die 
Post im Personalbereich erhält, wird sie in der Lage 
sein, den Kundenwünschen vor Ort deutlicher zu ent-
sprechen, als das heute der Fall ist. 

Im Zusammenhang mit der Postbank muß klarge-
stellt werden, daß die Postbankdienste auch in Zu-
kunft über die Schalter der Deutschen Bundespost 
abgewickelt werden. Das Ziel des Poststrukturgeset-
zes ist nicht, eine neue Bank außerhalb der Post zu 
schaffen, sondern durch ein neues Management die 
Leistungen der Postbankdienste zu verbessern, um 
den Kundenkreis nicht nur zu halten, sondern ihn aus-
zubauen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Deut-
sche Bundespost bleibt mit ihren drei Teilunterneh-
men auch künftig ein öffentliches Unternehmen und, 
was in diesem Zusammenhang wesentlicher ist, eine 
Bundesverwaltung. Insofern stellte sich weder die 
Frage einer qualifizierten Mitbestimmung, noch 
konnte die 76er Regelung des Betriebsverfassungsge-
setzes Anwendung finden. Das bedeutet aber auch, 
daß das Bundespersonalvertretungsgesetz bei der 
Deutschen Bundespost weiterhin seine volle Gültig-
keit hat. Jedem der einzelnen Teilbereiche wird da-
nach ein Hauptpersonalrat zugeordnet werden. Eine 
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zusätzliche Mitwirkung des Personals erfolgt über die 
Drittelparität in den Aufsichtsräten. 

Ich räume gerne ein, daß für manchen Funktionär 
die Einflußnahme auf das Gesamtunternehmen der 
Deutschen Bundespost jetzt erschwert ist. Es kann 
aber auch überhaupt kein Zweifel daran bestehen, 
daß das Personal, auf seinen jeweiligen Unterneh-
mensbereich bezogen, eine verbesserte Mitwirkungs-
möglichkeit hat. 
Abschließend bleibt festzuhalten, daß die Zielvor-

stellungen zur Neustrukturierung der Deutschen 
Bundespost mit dem vorliegenden Gesetz erreicht 
werden: 
Erstens. Die Marktöffnung wird den Anforderungen 

einer modernen Industrie- und Kommunikationsge-
sellschaft gerecht. 
Zweitens. Die Deutsche Bundespost erhält den not-

wendigen Handlungsspielraum, um im internationa-
len Wettbewerb bestehen zu können. 
Drittens. Daseinsvorsorge und flächendeckende In-

frastruktur werden gewährleistet. 
Viertens. Durch die Aufrechterhaltung der Einheit 

des Unternehmens bleiben die einzelnen Unterneh-
mensbereiche der Deutschen Bundespost auch für die 
Zukunft wirtschaftlich gesichert. 
Fünftens. Die Deutsche Bundespost erhält eine mo-

derne Struktur, mit der sie sich am Markt behaupten 
und damit ihre Arbeitsplätze auf Dauer sichern 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Börnsen. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Als Sie begannen, Herr 
Pfeffermann, wußte ich, daß ich meine Rede heute 
richtig angelegt habe; denn Sie haben uns offensicht-
lich nicht zugetraut, einen solchen Sachverhalt, einen 
solchen Verlauf der politischen Diskussion auch der 
vergangenen Wochen differenziert beurteilen und das 
hier zum Ausdruck bringen zu können. Genau das 
werde ich tun. 

Es wäre wirklich müßig gewesen, auch unsererseits 
jetzt darauf hinzuweisen, daß es auch in den Fraktio-
nen der Bundesregierung, in der CDU, in der CSU und 
in der FDP, sehr unterschiedliche Bewertungen dieses 
Gesetzes gibt. Ich glaube, solche unterschiedlichen 
Einschätzungen sind doch selbstverständlich; das ge-
hört geradezu zur demokratischen Selbstverständ-
lichkeit. Wie wäre es denn, wenn hier ein geschlosse-
ner Block wäre? Dann sollte man auch nicht den Ein-
druck machen, als wäre das der Fall. 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, bevor 
ich auf das Gesetz inhaltlich eingehe, einige Worte zu 
der Frage sagen, inwieweit eine Neustrukturierung 
dieser Deutschen Bundespost überhaupt erforderlich 
ist; denn diese Frage wird immer wieder an uns ge-
stellt, natürlich auch an uns als Opposition, weil wir 
die Notwendigkeit einer Neustrukturierung bejahen. 
Lassen Sie mich dies zumindest ganz kurz noch ein-
mal begründen. 

Dem staatlichen Monopol des Fernmeldewesens, 
welches sich über Jahrzehnte entwickelt hat, steht seit 
geraumer Zeit der ausschließlich privatrechtlich or-
ganisierte Bereich der Datenverarbeitung gegen-
über. Durch die Anwendung der Mikroelektronik 
wachsen staatlicher Monopolbereich und privat be-
triebene Datenverarbeitung zusammen. Ohne Regu-
lierung, ohne Anpassung der Struktur ist der Mono-
polbereich gefährdet, also konkret: das Fernmelde-
wesen, das wirtschaftliche Rückgrat der Deutschen 
Bundespost. 

Besonders deutlich wird dies z. B. am ISDN, dem 
integrierten, digitalisierten Diensteangebot der Zu-
kunft: Sprachdienst, Daten- und Textaustausch wer-
den integriert angeboten, ohne Unterscheidungs-
merkmale. Ein nicht weiterentwickeltes Sprachmono-
pol würde faktisch auslaufen. Dies ist ein zentraler 
Beweggrund. 

Ein zweiter ist die Notwendigkeit, die Bundespost 
von der heutigen Verwaltungsstruktur her zu einem 
effizienteren, mehr markt- und kundenorientierten 
Unternehmen weiterzuentwickeln. Diese Notwendig-
keit zu verschweigen hieße, Initiativen der Vergan-
genheit zu leugnen. 

Erlauben Sie mir zwei Zitate. Das erste: 

Diese Bundespost muß sich endlich den längst 
veränderten Bedingungen einer Umwelt anpas-
sen, und meiner Auffassung nach hätte dieser 
Schritt schon vorher getan werden müssen; wenn 
er vorher getan worden wäre, wäre manches ein 
bißchen leichter, als es in der Gegenwart der Fall 
ist. Die Post alter Art ... wird und kann den Auf-
gaben, denen sie in der Gegenwart, mehr noch, 
vor denen sie in der Zukunft steht, in ihrer derzei-
tigen Struktur nicht optimal gerecht werden. 

Ein zweites Zitat aus derselben Rede: 

Die Deutsche Bundespost wird ihre Aufgaben 
besser erfüllen können, wenn sie künftig weniger 
Staat, weniger Amt, weniger politischer Einfluß-
nahme unterliegt, dafür aber mehr Wirtschaft, 
mehr Kundennähe pflegt und vor allem auch in 
einem angemessenen Rahmen die Bedingungen 
des Personals, die sie suchen und nötig haben, 
erfüllen kann. 

Jetzt weist das Zitat lebhaften Beifall aus. 

(Beifall des Abg. Dr. Glotz [SPD]) 

Diese Zitate, meine Damen und Herren — es gäbe 
noch mehr — , stammen aus einer Rede des Postmini-
sters Georg Leber vom 20. Oktober 1970. Wenn, wie 
ich meine, damals zu Recht erkannt wurde, daß eine 
Neustrukturierung erforderlich ist, und wenn eine 
technische Entwicklung als wesentlicher, existentiel-
ler Faktor hinzukommt, dann wird sich niemand der 
Notwendigkeit einer Neustrukturierung, wenn er ehr-
lich ist, verschließen können. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Linsmeier 
[CDU/CSU]) 

Wenn ich jedoch die Stationen der Meinungsfin-
dung dieser Bundesregierung, meine Damen und 
Herren, zurückverfolge — erlauben Sie mir zu früher 
Stunde, das ein bißchen ironisierend zu tun — , dann 
ist festzustellen, daß 1987 die Regierungskommission 



10056 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 137. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. April 1989 

Börnsen (Ritterhude) 

Fernmeldewesen mit der Bauempfehlung für ein 
hochmodernes Telekom-Containerschiff — leider mit 
dem Motor einer Dampfbarkasse — ausgerüstet 
wurde. Außerdem war die Flagge der Gelben Post 
ersatzlos gestrichen worden. Alles war grau in grau. 
Die Referentenentwürfe des Postministeriums rüste-
ten das Projekt zwar mit dem tragenden Längsspan-
tensystem des Netzmonopols aus, trieben jedoch die 
stellungbeziehenden Ministerien in sämtliche zur 
Verfügung stehende Rettungsboote — sinnbildlich 
natürlich nur —, weil der Entwurf auch handwerklich 
unzureichend war. Außerdem warf die mangelnde 
Unterteilung in wasserdichte Bereiche erhebliche ver-
fassungsrechtliche Bedenken hinsichtlich der Kenter-
sicherheit auf. 

Wider Erwarten fand am 11. Mai 1988 der Stapel-
lauf statt. Es gelang allerdings nur mit Mühe, das Pro-
jekt trotz Gegenwindes des Bundesrates an die Aus-
rüstungspier zu verholen. Erst im Februar, also nur 
acht Wochen vor der Probefahrt am heutigen Tag, 
begann innerhalb der Bundesregierung die Einsicht 
zu wachsen, daß die Bauvorschriften nur mit moder-
ner Antriebsanlage auf der Grundlage eines breiteren 
Konsenses von Verbrauchern, Beschäftigten, Opposi-
tion und Bundesregierung zu erfüllen seien. Meine 
Damen und Herren, der Dampfbarkassenmotor dieser 
Regierung allein reicht halt nicht mehr aus. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber mit dem notwendigen Ernst: Ich erkenne die 
Bereitschaft Ihrerseits an, Herr Minister, Möglichkei-
ten für eine breiteren Konsens gesucht zu haben, und 
stelle fest, daß die Gespräche zwischen Ihnen und der 
Postgewerkschaft einerseits und mir andererseits zu 
substantiellen Verbesserungen des Gesetzentwurfs 
geführt haben. Unsere Forderung nach Streichung 
der Einvernehmensregelungen mit dem Bundes-
finanzminister ist uneingeschränkt erfüllt worden. Ein 
Infrastrukturrat ist mit Beschlußrechten ausgestattet 
worden, die allerdings der Weiterentwicklung bedür-
fen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt ist der Damp-
fer flott!) 

— Warte es einmal ab; dazu gehört noch ein bißchen 
mehr. 

Ein Hauptpersonalrat beim Direktorium ist einge-
richtet worden, allerdings nur für das Sozialwesen. 
Das ist für uns ungenügend. 

Die Gesamtbewertung, Herr Kollege Bühler, des 
Gesetzes — da sind Schwerpunkte; das will ich nicht 
verkennen — macht deutlich, daß unsere zentralen 
Einwände nicht ausgeräumt sind. Die Einheit der 
Bundespost wird nicht gewahrt. Damit verbunden, ja 
gewollt, werden die Mitbestimmungs- und die Mit-
wirkungsrechte der Beschäftigten und ihrer Gewerk-
schaft unzumutbar eingeschränkt. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Das ist nicht zutreffend!) 

Aber lassen Sie mich auch dies sagen, meine Da-
men und Herren: Ich verhehle nicht, enttäuscht dar-
über zu sein, daß Punkte, die ehemals von zentraler 
Bedeutung waren, nun, da sie durchgesetzt worden 
sind, als fast nebensächlich abgehakt werden; so die 
Aufhebung dieser eben genannten Einvernehmensre-

gelungen mit dem Finanzminister. Was wäre denn auf 
der Grundlage des Regierungsentwurfs vom Mai 1988 
zu erwarten gewesen? Eine unternehmerisch orien-
tierte Deutsche Bundespost, die sich vom Finanzmini-
ster die Genehmigung für die Veränderung der Perso-
nalstruktur holen muß? Ein zukunftsorientiertes Tech-
nologieunternehmen Telekom, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Der Minister 
konnte sich auf seine Fraktion verlassen!) 

das mit dem Finanzminister über die Einstellung zu-
sätzlicher Informatiker feilschen muß, und ein für die 
Kommunikationsinfrastruktur verantwortliches Un-
ternehmen, das mit dem Finanzminister aushandeln 
muß, wie hoch denn wohl die Investitionen sein dür-
fen, und das angesichts eines aus rein fiskalischen, 
aber nicht aus politischen Motiven handelnden Fi-
nanzministers? Seine morgige Ablösung ist ja schließ-
lich keine Garantie für Besserung. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine solche Einbindung in politische Abhängigkei-
ten wäre geradezu eine Pervertierung des Gedankens 
einer sich im Wettbewerb befindlichen Deutschen 
Bundespost gewesen, und das stand im Gesetzent-
wurf Ihrer Bundesregierung d rin. 

(Beifall bei der SPD — Pfeffermann [CDU/

-

CSU]: Jetzt ist es geändert! Jetzt stimmen Sie 
zu!) 

— Die Rede dauert 20 Minuten, Herr Pfeffermann; 
warten Sie einmal ab. Wir werden zum Schluß auch 
die Gesamtbewertung vornehmen. 

Helmuth Becker, unser ehemaliger Parlamentari-
scher Staatssekretär im Bundespostministerium, 

(Beifall bei der SPD) 

sagte zu dieser Entwicklung: Wenn wir dies 1970 in 
unserer Regierungszeit hätten durchsetzen können, 
hätte auf dem Münsterplatz eine Jubelkundgebung 
stattgefunden. 

Meine Damen und Herren, die SPD hat diesen 
Punkt in der Opposition durchsetzen können. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/

-
CSU und der FDP) 

— Herr Pfeffermann, ich verstehe Ihre gewisse Aufre-
gung. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das ist ein Lust- 
spiel, was Sie da machen!) 

Ich möchte mir einmal verkneifen, darauf einzugehen, 
worauf dies zurückzuführen wäre. Aber darüber kön-
nen wir uns ja vielleicht im Anschluß noch einmal 
unterhalten. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Darüber wollen 
wir uns nicht im Anschluß unterhalten! Das 

wissen Sie genau!) 

Die Aussage ist so absolut korrekt. Ich sage dies 
auch, meine Damen und Herren, weil ich vor einein-
halb Jahren in meinem ersten Beitrag hier im Parla-
ment das Thema in den Mittelpunkt meiner Rede ge-
stellt habe. Damals war der Wahrnehmungsgrad ge-
ring, weil wohl niemand an die Umsetzbarkeit dieser 
Forderung glaubte. Gerade deswegen ist es für mich 
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eine Frage der Glaubwürdigkeit, die Wertigkeit der 
Aufgabe der Einvernehmensregelungen auch heute 
wie vor anderthalb Jahren zu beurteilen. Es ist ein 
zentraler Punkt in der Bewertung der wirtschaftlichen 
Entwicklungsfähigkeit und der Wettbewerbsfähig-
keit der Deutschen Bundespost. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Den konnten 
Sie bei Ihrem Finanzminister nicht durchset-

zen, und wir haben es jetzt gemacht!) 

Wenn ich die Wettbewerbsfähigkeit anspreche: 
Eine Stärkung der wirtschaftspolitischen Standortbe-
stimmung der Deutschen Bundespost ist ja schließlich 
kein Selbstzweck. Das hat doch wohl direkte Auswir-
kungen auf die Fähigkeit der Deutschen Bundespost, 
ihrem Infrastrukturauftrag gerecht zu werden, ihre 
Aufgabe der Daseinsvorsorge zu erfüllen und die flä-
chendeckende Versorgung aller Bürger mit Dienstlei-
stungen zu gewährleisten und damit auch die Arbeits-
platzrisiken zu mindern. 

(Beifall bei der SPD) 

Ähnliches gilt für die Einrichtung eines Infrastruk-
turrats. Dieser wird mit Beratungs- und Beschlußrech-
ten ausgestattet. Was bedeutet das für uns? 

Wir haben der Bundesregierung vorgeworfen, eine 
Entwicklung einzuleiten, die zu einer Vernachlässi-
gung der traditionellen gelben Postdienste, zu einem 
Arbeitsplatzverlust erheblichen Ausmaßes, und zu ei-
ner Gefährdung der Flächenversorgung führen 
würde. 

Es verbleiben im Gesetzentwurf Paragraphen, die 
Anlaß zu berechtigten Befürchtungen geben, so in der 
Frage des asymmetrischen Wettbewerbs bei den 
Pflichtdiensten. 

Durch den Infrastrukturrat, der mit je elf Vertretern 
des Bundestags und des Bundesrats besetzt sein wird, 
ohne Vertreter der Beschäftigten, was wir korrigieren 
werden, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Nein, nie werden 
Sie das korrigieren!) 

ist hier ein politischer Riegel eingeschoben, und es 
wird an unserer Kontrollfähigkeit liegen, die genann-
ten Risiken weitgehend zu mindern. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Ein Versprechen, 
das Sie nie einhalten werden!)  

— Ich hätte mich bei Ihrer Rede auch gern ein bißchen 
engagiert, Herr Pfeffermann. Das war leider nicht 
möglich. 

Das wird den Bundespostminister nicht von seiner 
Verantwortung für die Versorgung der Fläche und 
anderes mehr entbinden, aber die Ausgestaltung die-
ser Einflußnahme durch den Infrastrukturrat wird un-
ter Beweis stellen, ob — und hoffentlich: daß — Par-
lament und Bundesrat eine Ausgleichsfunktion zum 
Erhalt einer Bürgerpost gewährleisten. 

Dies sind wesentliche Veränderungen und Fort-
schritte. Ich stelle das ausdrücklich fest. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Deswegen stim-
men Sie zu?) 

— Immer dann, wenn Sie das sagen, komme ich zu 
dem richtigen Passus meiner Rede, Herr Pfeffermann, 

die nämlich, wie ich eingangs sagte, differenziert ist. 
Das ist manchmal von Vorteil. 

Das enthebt uns nicht einer Gesamtbewertung des 
Gesetzentwurfs und damit zweier für uns Sozialdemo-
kraten entscheidender Fragestellungen: Warum wird 
willkürlich die Einheit des Unternehmens Deutsche 
Bundespost zu einer politischen Frage degradiert? 
Warum werden Mitbestimmungsrechte der Beschäf-
tigten auf dem ideologischen Altar parteipolitischer 
Kurzsichtigkeit aufgegeben? 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Kollegen werden in den nachfolgenden Bei-
trägen noch auf finanzielle Auswirkungen eingehen, 
die z. B. auch die Aushöhlung des Netzmonopols be-
treffen, auf die Rosinenpickerei bei den Pflichtdien-
sten, also auf weitere Defizite, die das Gesetz auf-
weist. 

Ich stelle hier fest: Am Beispiel der Dreiteilung der 
Deutschen Bundespost, auf die ich mich konzentrie-
ren möchte, zeigt sich deutlich, daß es der Bundesre-
gierung und den Koalitionsfraktionen weniger um 
sachgerechte Lösungen für eine moderne, zeitgemäße 
Organisationsform der Deutschen Bundespost geht 
als vielmehr darum, die Mitwirkungs- und Beteili-
gungsrechte der Beschäftigten, ihrer Personalvertre-
tungen und der Deutschen Postgewerkschaft zu zer-
splittern und damit zu schwächen. Denn welchen Sinn 
macht eine solche Dreiteilung, die entgegen der an-
geblichen Zielsetzung dieser Bundesregierung, mehr 
Flexibilität und schnellere Entscheidungsabläufe für 
die Deutsche Bundespost zu schaffen, zu mehr Büro-
kratie und umständlicheren Abstimmungsverfahren 
führt? 

Hierzu nur drei kurze Beispiele. Zum Wirtschafts-
plan: Waren bisher Postminister, Finanzminister und 
Verwaltungsrat beteiligt, so muß der Wirtschaftsplan 
künftig vom Vorstand, vom Aufsichtsrat, vom Direk-
torium, vom Postminister und auch vom Infrastruktur

-

rat beschlossen bzw. beraten werden. Das ist natürlich 
eine wesentliche Entbürokratisierung! 

Zum Personalrat: Statt eines Hauptpersonalrats als 
zentralen Ansprechpartners, wie er heute bei der Bun-
despost existiert, wird es künftig sechs Hauptperso-
nalräte geben — ist ja toll! — , drei bei den Unterneh-
men, einen beim Minister, einen beim Direktorium für 
Sozialangelegenheiten und einen weiteren für die im 
Sozialbereich Beschäftigten. Da blickt ja kein Mensch 
mehr durch. Hinzu kommt, daß es künftig bei jeder 
Oberpostdirektion zwei örtliche und zwei Bezirksper-
sonalvertretungen geben wird. Das ist überzeugend! 

Und schließlich zur Verwaltung: Auch die Zahl der 
Referate, die beim Bundespostminister und bei den 
Generaldirektionen angesiedelt sein werden, wird 
sich gegenüber dem jetzigen Zustand deutlich erhö-
hen. Das allein wäre ein Thema, auf das man längere 
Zeit eingehen könnte. Ich habe diese Zeit leider nicht, 
eindeutig nicht. 

Die Dreiteilung macht aber auch unter betriebli-
chen Aspekten keinen Sinn. Die Aufteilung der Deut-
schen Bundespost erschwert die Nutzung von Ver-
bundléistungen, die zwischen Post- und Telekommu-
nikationsdiensten bestehen. Statt diese Leistungsbe- 
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reiche zu trennen, sollten die Verbundeffekte in Zu-
kunft verstärkt zur Geltung gebracht werden, um den 
Kunden ein gemeinsames, zusammengefaßtes 
Dienstleistungsangebot zu ermöglichen. 

Hinzu kommt — das ist mir besonders wichtig —, 
daß auch die beschäftigungspolitischen Auswirkun-
gen, die auf Grund der vorhersehbaren Substitutions-
vorgänge zwischen Post- und Telekommunikations-
diensten entstehen können, unter sozialpolitischen 
Gesichtspunkten in einem Unternehmen wesentlich 
problemloser zu bewältigen wären. 

Die Teilung des Unternehmens macht also weder 
unter betriebswirtschaftlichen noch unter gesamtwirt-
schaftlichen Aspekten irgendeinen Sinn. Sie soll of-
fensichtlich ausschließlich dazu dienen, die Mitwir-
kungs- und Beteiligungsrechte der Beschäftigten und 
ihrer Gewerkschaften, die bisher zentral zusammen-
gefaßt waren, zu zersplittern und damit zu schwä-
chen, auch wenn dies zu mehr Bürokratie und größe-
rer Unbeweglichkeit führt; das nimmt man aus ideo-
logischen Motiven in Kauf. 

Wir halten demgegenüber einen gesamtverant-
wortlichen Vorstand, der nicht in die Einzelentschei-
dungen der Unternehmen hineinregieren soll, der 
aber eine Gesamtverantwortung für die Deutsche 
Bundespost und koordinierende unternehmerische 
Funktionen wahrnehmen soll, für sachgerechter und 
eindeutiger. Dies würde einen Hauptpersonalrat und 
einen Aufsichtsrat bewirken, würde die auseinander-
strebende Struktur, wie sie im Gesetzentwurf vorge-
sehen ist, vermeiden, würde organisatorisch klarer 
sein, würde schnellere Entscheidungsabläufe ermög-
lichen. Mit anderen Worten: Die Bürokratie würde 
zurückgedrängt werden, die unternehmerische Ziel-
setzung würde deutlicher im Vordergrund stehen. 

Bei der Gesamtbetrachtung des Gesetzes muß 
ebenfalls die Konzeption der Bundesregierung zur 
Neuordnung der Telekommunikation berücksichtigt 
werden, und diese Konzeption gibt zusätzlichen An-
laß zu Mißtrauen. So hinsichtlich des Netzmonopols, 
das dort in einer anderen Weise definiert wird, als es 
im Gesetz beschrieben ist. Schließlich wäre auch zu 
der Frage des Beförderungsvorbehaltes im gelben. 
Postwesen etwas zu sagen. Ich kann auf diese Punkte 
leider nicht näher eingehen. 

Aber diese und andere Formulierungen in der Kon-
zeption der Bundesregierung geben Anlaß zu der An-
nahme, das die Bundesregierung zu einem späteren 
Zeitpunkt wesentliche Einschnitte beabsichtigt — 
wenn sie dann noch im Amt ist. Das darf nicht gesche-
hen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe auf die Defizite des Gesetzes aus unserer 
Sicht hingewiesen. Die SPD-Fraktion hat für die heu-
tige Debatte einen Entschließungsantrag vorgelegt, 
der ausweist, welche Kritik wir am Gesetzentwurf 
üben, welche grundsätzliche Haltung wir zur notwen-
digen Neustrukturierung der Bundespost selber ein-
nehmen und welchen Handlungsbedarf wir für die 
Zukunft sehen. Dies sind, meine Damen und Herren, 
gleichzeitig unsere Grundsätze für Maßnahmen einer 
künftigen sozialdemokratisch geführten Bundesre-
gierung, um die Einheit der Deutschen Bundespost  

wieder herzustellen, die Beteiligungsrechte des Per-
sonals zu sichern und die Deutsche Bundespost unter 
Berücksichtigung ihres sozialstaatlichen und gemein-
wirtschaftlichen Auftrages zu befähigen, am Wettbe-
werb in der Telekommunikation, im Brief- und Paket-
dienst und bei den Bankdiensten teilzunehmen. 

Dies vorausgeschickt, sage ich aber auch: Die Bun-
despost als größter Arbeitgeber Europas, als ein Auf-
traggeber mit zentraler Bedeutung für die Fernmel-
deindustrie in der Bundesrepublik, als größter Inve-
stor auf dem Gebiet künftiger Kommunikationsf elder, 

 und mehr noch: die Deutsche Bundespost zu Beginn 
ihrer Rollenfindung im Wettbewerb braucht nach Jah-
ren kontroverser politischer Diskussion eine Phase der 
Stabilisierung. 

Erforderlich ist auch die Beurteilung der tatsächli-
chen Entwicklung der neustrukturierten Bundespost, 
sowohl hinsichtlich der Verselbständigung der einzel-
nen Unternehmensbereiche wie auch hinsichtlich der 
Stellung der Bundespost innerhalb des Wettbewerbs. 
Ich schließe nicht aus, daß sich politischer Handlungs-
bedarf über die heute möglichen Kenntnisse hinaus 
aufdrängt. Um so mehr ist es notwendig, eine Korrek-
tur des Gesetzes mit der notwendigen Gründlichkeit 
vorzubereiten. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluß kommen und eine aktuelle Bewertung zum 
Anlaß nehmen, auf die künftige Entwicklung der vor 
uns liegenden Monate hinzuweisen. Die Umsetzung 
der Arbeitszeitverkürzung zum 1. April dieses Jahres 
bei der Deutschen Bundespost wirft bereits neue Fra-
gen auf. Die Arbeitszeitverkürzung ist sehr differen-
ziert vorgenommen worden, wunderlicherweise teil-
weise durch Reduzierung von Zeitansätzen wieder 
ausgeglichen worden. Mit anderen Worten, dieselben 
Tätigkeiten sind in kürzerer Arbeitszeit zu leisten. Ich 
frage, ob das vielleicht als Handlungsanleitung für die 
zu bestellenden Vorstände zu verstehen ist. 

Wir werden deshalb die Umsetzung und die Aus-
wirkungen des Gesetzes zur Neustrukturierung der 
Bundespost sehr sorgfältig kontrollieren und kritisch 
begleiten. Wir werden prüfen, ob die Vorstände aus-
schließlich betriebswirtschaftliche Kriterien berück-
sichtigen oder die Interessen der Kunden und der 
Beschäftigten gleichgewichtig wahrzunehmen bereit 
sind. Wir werden kritisch bewerten, ob die Dienstlei-
stungen gerade der Gelben Post auch künftig für alle 
Bürger zur Verfügung stehen und die Angebote der 
Telekom auch in der Fläche uneingeschränkt und 
gleichgewichtig genutzt werden können. 

Der vorliegende Gesetzentwurf wird diesen und 
vielen anderen Fragen nicht gerecht. Die SPD wird 
ihn deswegen in zweiter und dritter Lesung ableh-
nen. 

Wir beantragen namentliche Abstimmung. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Der Abgeordnete Wüp-
pesahl hat erneut das Wort zur Geschäftsordnung zur 
laufenden Debatte erbeten. Ich erteile ihm das 
Wort. 
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Wüppesahl (fraktionslos): Danke schön, Frau Präsi-
dentin. Ich beziehe mich auf die §§ 25 und 126 der 
Geschäftsordnung. 

§ 25 Abs. 2 lautet: 

Der Bundestag kann auf Antrag einer Fraktion 
oder von anwesenden fünf vom Hundert der Mit-
glieder des Bundestages die Beratung vertagen 
oder die Aussprache schließen. Der Antrag auf 
Schluß der Aussprache geht bei der Abstimmung 
dem Antrag auf Vertagung vor. Ein Antrag auf 
Schluß der Aussprache darf erst zur Abstimmung 
gestellt werden, wenn jede Fraktion mindestens 
einmal zu Wort gekommen ist. 

Ich stelle zunächst folgenden Geschäftsordnungs-
antrag. Ich bitte, daß eine Zweidrittelmehrheit nach 
§ 126 der Geschäftsordnung beschließt, daß in diesem 
Einzelfall abweichend von der Regelung in § 25 
Abs. 2 auch ein einzelner Abgeordneter den Antrag 
auf Schluß der Aussprache und ersatzweise auf Ver-
tagung der Debatte stellen darf. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
CDU/CSU: Unmöglich!) 

Falls dieser erste Geschäftsordnungsantrag eine 
Zweidrittelmehrheit bekommen hat — diese Zweidrit-
telmehrheit ist ja vorhanden, wie ein Blick in den Saal 
zeigt —, 

(Bühler [Bruchsal] [CDU/CSU]: Sechsdrittel-
mehrheit!) 

stelle ich den zweiten Geschäftsordnungsantrag, daß 
Schluß der Aussprache und ersatzweise Vertagung 
der Debatte beschlossen wird, und zwar aus folgen-
den Gründen. 

Zu dieser sogenannten Poststrukturreform hat 
keine gesellschaftliche Diskussion in dem notwendi-
gen Maß stattgefunden. Sie wurde zwar von der Deut-
schen Postgewerkschaft maßgeblich bet rieben, aber 
von der CDU/CSU abgeblockt. Es fand auch viel zu 
viel Mauschelei statt: im Ausschuß und außerhalb des 
Parlaments in kleinen Gruppen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sie hätten doch in 
die Anhörung kommen können! So ein 

Quatsch!) 

Die Entscheidung, die heute herbeigeführt werden 
soll, ist nicht im Parlament gefallen, sondern in der 
Industrie. Auch deshalb fordere ich eine Vertagung 
der Debatte, damit sachgerecht diskutiert werden 
kann. 

Mit dieser Postreform wird der Einstieg in die Priva-
tisierung vorgenommen. Die Frage der Privatisierung 
gehört im Parlament ausgiebig diskutiert und bera-
ten. 

(Paterna [SPD]: Deshalb Schluß der Debatte? 
— Pfeffermann [CDU/CSU]: Hier wird nichts 

privatisiert!) 

Auch deshalb, weil die Datenschutzregelungen 
völlig ungeschützt sind, fordere ich Schluß der Aus-
sprache heute und eine erneute Debatte, natürlich 
auch in den Ausschüssen des Bundestages. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sie sprechen nicht 
zur Geschäftsordnung, sondern zur Sache!) 

Ein weiteres Begründungselement ist der Zugriff 
der Geheimdienste auf die Telekommunikationsdien-
ste. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sie reden hier un-
ter dem Vorwand der Geschäftsordnung per-

manent zur Sache!) 

Auch dieser Gesichtspunkt, Herr Kollege, muß aus-
führlich diskutiert und beraten werden. 

(Paterna [SPD]: Deshalb Schluß der De

-

batte?) 

Abschließend: Sie haben in absehbarer Zeit ohne-
hin nicht mehr die Mehrheit im Parlament. Daher 
halte ich es für völlig verfehlt, daß wir jetzt ein solches 
Gesetz beschließen, dessen wesentliche Grundzüge 
in zwei Jahren korrigiert werden müssen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: So ein Quatsch!) 

Ich bitte um Zustimmung zu beiden Geschäftsord-
nungsanträgen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Wird zu diesem Ge-
schäftsordnungsantrag das Wort gewünscht? — 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wirklich nicht! — 
Dr.  Bötsch [CDU/CSU]: Das braucht's 

nicht!) 

Ich stelle den Antrag zur Abstimmung. 

Wer stimmt diesem Antrag zu? — Zwei. Wer stimmt 
dagegen? — Wer enthält sich? — Der Antrag ist mit 
großer Mehrheit abgelehnt. 

Wir setzen die Debatte fort. Das Wort hat der Abge-
ordnete Funke. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Frau Präsidentin, 
wie häufig darf er denn heute noch zur Ge

-

schäftsordnung reden? Leider unbegrenzt!) 

Herr Abgeordneter Funke, wegen Ihrer Verletzung 
darf ich vielleicht noch sagen, daß wir auch dort vorn 
ein Mikrofon installieren können, damit Sie nicht so 
lange stehen müssen. 

Funke (FDP) : Vielen Dank, Frau Präsidentin. Ich 
möchte es erst einmal so versuchen, und dann können 
wir weitersehen. 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nach 
dem humoristischen Beitrag des Kollegen Wüppesahl 
wollen wir zur Sache zurückkehren. 

(Paterna [SPD]: Das war schon schwarzer 
Humor!)  

Das vorliegende Gesetz zur Neustrukturierung der 
Deutschen Bundespost, das wir heute in der zweiten 
und dritten Lesung beraten und das wir im gesell-
schaftlichen Raum sowie hier im Parlament und im 
Ausschuß intensiv beraten haben, gehört, glaube ich, 
zu den wichtigsten Reformvorhaben der Bundesregie-
rung in dieser Legislaturperiode. Der Bundeskanzler 
hat mehrfach darauf hingewiesen, daß bei der Post 
Maßnahmen zu einer verbesserten Marktöffnung er-
griffen werden müssen, um dem Strukturwandel der 
Wirtschaft, der Technologie und des Kommunika-
tionswesens gerecht zu werden. 
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Zu Recht wird die Deutsche Bundespost in der Öf-
fentlichkeit, in der Publizistik, als „gelber Riese" be-
zeichnet. Schließlich ist sie mit 550 000 Mitarbeitern 
und einem Investitionsvolumen von jährlich fast 
21 Milliarden DM das größte europäische Dienstlei-
stungsunternehmen. Die Deutsche Bundespost ope-
riert insbesondere im Telekommunikationsbereich in 
einem dynamisch wachsenden Markt; hierauf hat der 
Kollege Pfeffermann vorhin bereits hingewiesen. Ein 
so bedeutendes Unternehmen braucht moderne Un-
ternehmensstrukturen und kann auf Dauer nicht als 
Behörde geführt werden. Schließlich wollen wir, daß 
es bei dem „gelben Riesen" bleibt und daß die Post 
nicht, wie es in der „Zeit" so schön hieß, zu einem 
lahmen Riesen denaturiert. 

Eine Neustrukturierung ist, wie ich meine, ein ganz 
normales Verfahren. Auch vergleichbare große Wirt-
schaftsunternehmen denken in bestimmten Zeitab-
ständen über ihre Organisationsform nach, um Orga-
nisation und Management an die neu gewachsenen 
Betriebsstrukturen anzupassen. Besonders im Bereich 
der Telekommunikation muß sich die Post dem Markt 
und damit auch dem Wettbewerb stellen. Hervorra-
gende Dienstleistungsangebote der Post sind für die 
gesamte Wirtschaft von eminenter Bedeutung. Preis-
werte und gute Telekommunikation spielt für die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft eine 
zunehmend wichtige Rolle. 

Ausgehend von diesen Überlegungen, hat die Bun-
desregierung bereits in der letzten Legislaturperiode 
eine Kommission unter Leitung von Professor 
Dr. Witte berufen, die Vorschläge zur Neustrukturie-
rung des Telekommunikationswesens erarbeiten 
sollte. Nach sehr gründlichen und guten Beratungen 
hat diese Kommission, die ja immerhin aus hervorra-
genden Sachkennern aus der Wissenschaft, aus der 
Wirtschaft und auch aus der Politik — Herr Glotz war 
ja mit dabei — bestand, ihre Arbeit abgeschlossen. 
Für die von der Witte-Kommission vorgelegten Vor-
schläge möchte ich mich an dieser Stelle auch im 
Namen meiner Fraktion noch einmal sehr bedan-
ken. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich bin sicher, daß viele Vorschläge der Kommission, 
auch solche der Kommissionsmitglieder, die eine Min-
derheitenmeinung vertreten haben, die oft aus politi-
schen Gründen in das vorliegende Gesetzeswerk 
nicht mit hat eingehen können, in Zukunft wieder auf-
gegriffen werden und bei der Fortentwicklung der 
Telekommunikation eine bedeutende Rolle spielen 
werden. 

Nach Vorliegen der Arbeit der Witte-Kommission 
hat sich die Bundesregierung zügig an die Arbeit ge-
macht und hat Bundesrat und Bundestag den vorlie-
genden Gesetzentwurf zugeleitet. Herr Kollege Wüp-
pesahl, das vorliegende Gesetz ist ohne jeglichen 
Zeitdruck gründlich beraten worden. Die erfolgte An-
hörung der Sachverständigen ist gründlich ausgewer-
tet worden. Im Gegensatz zu manch anderem Gesetz 
— das will ich auch einmal ganz deutlich sagen — ist 
dieses Gesetz in diesem Hause so beraten worden, wie 
es zumindest meinem parlamentarischen Selbstver-
ständnis entspricht und wie es die interessierte Öf-

fentlichkeit bei einem solch wichtigen Gesetz erwar-
ten konnte. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Allerdings ohne 
daß der Kollege Rübezahl teilgenommen 

hat!) 

—Das ist richtig. Auch der Kollege Briefs hat sicher-
lich zur Sachdienlichkeit der Beratungen beigetragen, 
indem er nicht dabei war. 

Daß wir so sachlich beraten konnten, ist aber auch 
—das will ich ganz klar sagen — ein Verdienst des 
Ausschußvorsitzenden Peter Paterna, 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

dem ich für seine faire und sachliche Leitung sehr 
danken möchte, die er praktiziert hat, obwohl wir in 
der Sache notwendigerweise häufig Differenzen hat-
ten. 

Mein Dank gilt auch den Mitarbeitern des Bundes-
postministeriums sowie den Mitarbeitern des Aus-
schußbüros, die die zahlreichen Änderungen auf 
Grund der Beratungen, die ja nun wirklich gründlich 
gewesen sind, zügig und oft unter zeitlicher Anspan-
nung umgesetzt haben. 

Über dieses Poststrukturgesetz ist nicht nur im par-
lamentarischen Bereich intensiv diskutiert worden, 
sondern dieses Gesetzesvorhaben stand auch im Mit-
telpunkt der öffentlichen Auseinandersetzung. Das 
kann auch nicht anders sein, das ist auch nicht ver-
wunderlich. Schließlich sind von diesem Poststruktur-
gesetz wirtschaftliche, industriepolitische, personal-
politische Interessen im erheblichen Umfang betrof-
fen. Während ein Großteil der Verbände der Wirt-
schaft bis heute kritisch anmerkt, daß sich die Deut-
sche Bundespost dem Wettbewerb zuwenig öffne, ha-
ben die Gewerkschaften grundlegende Kritik geäu-
ßert und das gesamte Vorhaben der Neustrukturie-
rung der Post abgelehnt. 

Die Gewerkschaften haben in ihren Kampagnen 
auch nicht davor zurückgeschreckt, Politiker der Ko-
alitionsfraktionen zu diffamieren und ihnen zu unter-
stellen, 

(Reuschenbach [SPD]: Ihr Ärmsten!) 

daß das Postwesen zerschlagen werden soll — so for-
mulieren sie — zum Nachteil der Bürger und der Post-
bediensteten. 

(Toetemeyer [SPD]: Das ist doch die Wahr

-

heit!) 

An einer konstruktiven Mitarbeit haben es die Ge-
werkschaften fehlen lassen. 

(Zurufe von der SPD: Na!) 

Sie haben die Politik des Alles oder Nichts für richtig 
gehalten. 

(Widerspruch bei der SPD) 

—Das ist auch in Ihrer eigenen Partei kritisiert wor-
den. Wir wollen doch nicht so tun, als ob wir alle im 
Elfenbeinturm säßen. Sie haben doch auch selbst ver-
sucht, Ihre Postgewerkschaft dazu zu bringen, hier 
konstruktiv mitzuarbeiten. Statt dessen haben Sie 
diese Betonpolitik der Gewerkschaften mitgemacht 
—das halte ich für außerordentlich bedenklich —, ob- 
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wohl, wie ich genau weiß, auch Sie — wenigstens 
einige von Ihnen — Interesse an einer Neustrukturie-
rung der Deutschen Bundespost haben. 

(Zuruf von der SPD: Aber nicht so!) 

Dieses Gesetzesvorhaben ist gerade deswegen auf 
den Weg gebracht worden, um die Deutsche Bundes-
post für die Zukunft zu rüsten, neue Strukturen zu 
schaffen, um sie für einen internationalen Wettbe-
werb zu wappnen, der so oder so kommen wird, näm-
lich spätestens mit dem Gemeinsamen Markt. Wir 
haben uns ja hier auch gemeinsam mit dem Grünbuch 
der EG beschäftigt. 

Nur gut ausgestattete und mit modernster Techno-
logie arbeitende Unternehmen der Deutschen Bun-
despost werden in der Lage sein, gesicherte Arbeits-
plätze zur Verfügung zu stellen. Dieses Poststruktur-
gesetz wird die Arbeitsplätze der Mitarbeiter sicherer 
machen, weil die Zukunftsaufgaben rechtzeitig ange-
packt wurden. Um in Ihrer Sprache zu bleiben, Herr 
Kollege Börnsen: Es ist wenigstens versucht worden, 
das Schiff der Zukunft zu gestalten. 

Eine so modernisierte Post dient dem Bürger nicht 
nur in den Ballungszentren, sondern auch in der Flä-
che. 

(Zurufe von der SPD: Na!) 

Die Unternehmen werden flächendeckende Ange-
bote nicht nur aufrechterhalten, sondern auch verbes-
sern. Gerade der Telekommunikationsbereich wird 
dazu führen, die wirtschaftlichen Nachteile in der Flä-
che auszugleichen oder zumindest zu mildern; denn 
es wird eine Reihe von Diensten geben, die nicht mehr 
darauf angewiesen sind, unbedingt in den Zentren 
der Städte zu arbeiten, sondern die auch an die Peri-
pherie, sogar in die Fläche gehen, weil sie die glei-
chen Dienstleistungen auch in der Fläche erbringen 
können, und zwar billiger als im Zentrum der Stadt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mehr Angebote, mehr Wettbewerb werden dadurch 
den grundgesetzlichen Infrastrukturauftrag, den die 
Deutsche Bundespost sehr ernst nimmt, besser ver-
wirklichen. Wir werden mit diesem Gesetz nicht die 
Bürgerpost, wie von den Gewerkschaften behauptet, 
zerschlagen, sondern für Bürger und Unternehmen 
und damit auch für die Arbeitnehmer in diesem Land 
eine bessere postalische Versorgung sicherstellen. 

Meine Fraktion begrüßt dieses Gesetz, auch wenn 
wir wissen, daß in einzelnen Positionen Kompromisse 
geschlossen werden mußten, die dazu geführt haben, 
daß nicht alle — lassen Sie es mich mal so ausdrük-
ken — liberalen Blütenträume aufgegangen sind. 

(Toetemeyer [SPD]: Was ist ein „liberaler 
Blütentraum"?) 

— Zum Beispiel mehr Wettbewerb. 

(Börnsen [Ritterhude] [SPD]: Und was ist mit 
dem Netz, Herr Funke?) 

— Ich komme gleich zu dem Netz. 

(Kuhlwein [SPD]: Zu Daimler! — Dr. Vogel 
[SPD]: Das ist kein Blütentraum, sondern ein 
Alptraum! — Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sie 
sollten nicht so schreien, Sie sind ja jetzt 

schon heiser! — Dr. Vogel [SPD]: Aber, Herr 
Landesgruppenvorsitzender! — Dr. Bötsch 
[CDU/CSU]: Herr Vogel, Sie greifen den 
Dingen immer zu weit voraus! — Dr. Vogel 
[SPD]: Ich habe eben im Gegensatz zu Ihnen 
eine Perspektive! — Pfeffermann [CDU/

-

CSU]: Und dann springen Sie zu kurz! Das ist 
das Entscheidende!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Funke. 

Funke (FDP): Die Trennung der Betriebsfunktionen 
von politischen und hoheitlichen Aufgaben wird von 
uns sehr begrüßt. Wir halten auch die Trennung der 
Deutschen Bundespost in die drei Teilbereiche Post-
dienst, Postbank und Telekom für richtig. Wir halten 
es für richtig, daß die unterschiedlichen Dienste der 
Deutschen Bundespost auch von unterschiedlichen 
Unternehmen angeboten werden. Heute haben die 
Angebote im Bereich der gelben Post und der Tele-
kommunikationsleistung überhaupt nichts mehr mit-
einander zu tun. Das Gleiche gilt auch für den gesam-
ten Bankbereich. Da ist es eine gute unternehmeri-
sche Regel — insoweit hat auch Daimler-Benz ein 
gewisses Organigramm mit vorgegeben —, 

(Bachmaier [SPD]: Das hat aber mit Wettbe

-

werb nichts mehr zu tun, Herr Funke!) 
daß unterschiedliche Unternehmensaufgaben auch in 
unterschiedlichen Unternehmen angesiedelt werden. 
Unterschiedliche Dienste benötigen unterschiedlich 
qualifizierte Mitarbeiter, unterschiedliche Motivation 
und auch unterschiedliche Finanzierung. 
Ein Unternehmen Telekom wird im Nicht-Sprach-

bereich weitestgehend dem Wettbewerb ausgesetzt 
sein, dagegen wird sich das Unternehmen Postdienst 
weiterhin überwiegend im Monopolbereich bewegen. 
Diese unterschiedlichen Positionen erfordern unter-
schiedliche Unternehmensstrategien. 
Auch die Postbank ist vielfach intensivem Wettbe-

werb der öffentlichen und p rivaten Banken ausge-
setzt. Sie wird sich jedoch mit ihren überkommenen 
Diensten dann erfolgreich am Markt bewegen, wenn 
sie, was bereits begonnen wurde, sich mehr denn je 
den modernen Technologien zuwendet und diese 
auch anwendet. Auch wenn die Postbank nicht als 
Vollbank tätig sein kann und nach unserem politi-
schen Willen auch nicht sein soll, wird sie mit ihrem 
spezialisierten Angebot im Giro- und Sparbereich er-
folgreich am Markt operieren können. 
In den parlamentarischen Beratungen und auch in 

der Öffentlichkeit ist öfters darüber diskutiert worden, 
ob die getrennten Unternehmen jedes für sich erfolg-
reich am Markt tätig sein können, sich am Markt be-
haupten können. Ich bin auf diesem Gebiet sehr opti-
mistisch und glaube, daß eine Quersubventionierung, 
wie sie insbesondere von Ihrer Partei immer wieder 
gefordert worden ist und wie sie als Ausnahmefall 
nach wie vor auch nach dem Poststrukturgesetz mög-
lich sein soll, nicht erforderlich sein wird. Mit Wegfall 
der Postabgabe an den Bundesfinanzminister wird 
insbesondere das Unternehmen Postdienst von gro-
ßen Belastungen befreit und eine der Hauptursachen 
für die bisherigen Verluste in diesem Bereich wegfal- 



10062 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 137. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Ap ril 1989 

Funke 
len. Als Politiker müssen wir jedoch darauf achten, 
daß das Unternehmen Postdienst nicht mit politischen 
Lasten beladen wird, die zu Verlusten bei diesem 
Unternehmen führen werden. 

Eine der Aufgaben dieser Poststruktur ist, daß diese 
Unternehmen wie richtige Wirtschaftsunternehmen 
geführt werden. Da darf man es nicht bei der Einset-
zung eines Vorstandes oder eines Aufsichtsrates be-
lassen. Das wäre unter Umständen nur ein Austausch 
von Personen. Es muß vielmehr insgesamt zu einer 
wirtschaftlichen Führung dieser Unternehmen kom-
men. Sonst hilft uns diese Organisationsstruktur über-
haupt nicht. 

Diesen Wirtschaftsunternehmen dann aber auch 
noch politische Lasten aufzudrücken, die an und für 
sich im ordentlichen Haushalt des Bundes anzusie-
deln wären, würde dem Sinn dieses Poststrukturge-
setzes widersprechen. Dies wäre dann in der Tat Rosi-
nenpickerei zugunsten der p rivaten Wettbewerber, 
die wir nicht wollen. Aber ich gehe davon aus, daß 
auch die Kollegen dieses Hauses dies nicht wollen. Ich 
hoffe jedoch, daß sie sich auch dann daran erinnern, 
wenn das nächste Mal der Ruf ertönt, die Deutsche 
Bundespost mit politischen Lasten zu beladen. 

Die Wettbewerbssituation der drei Unternehmens-
bereiche Postdienst, Postbank und Telekom ist in mei-
nen Augen gut. Schließlich verfügt die Deutsche Bun-
despost über gut geschulte Mitarbeiter und einen 
nicht unerheblichen Wettbewerbsvorsprung durch 
ihre technischen Einrichtungen, die viele Milliarden 
DM wert sind. Last but not least werden die drei Un-
ternehmen mit einer hervorragenden Eigenkapital-
quote ausgestattet werden, die sich auch im Vergleich 
zur konkurrierenden Indust rie durchaus sehen lassen 
kann. Hinzu kommen die Verbundvorteile, die auch 
künftig erhalten bleiben und die von der Post unter 
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten soweit wie 
möglich genutzt werden sollen. 

Meine Damen und Herren, bei der zukünftigen Ar-
beit der Unternehmen wird es sehr darauf ankommen, 
die gefundenen Unternehmensstrukturen richtig zu 
nutzen, um nicht Gefahr zu laufen, daß durch die Viel-
zahl der Gremien Leerlauf oder Reibungsverluste ent-
stehen. Ich kann mich da durchaus dem anschließen, 
was der Kollege Börnsen gesagt hat. Mit anderen 
Worten: Es wird darauf ankommen, daß die handeln-
den Personen bereit sind, die Unternehmen als wirt-
schaftliche Einheiten und nicht als Behörden zu füh-
ren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Nur dann können diese Unternehmen auch erfolg-
reich arbeiten. Sollte sich in Zukunft herausstellen, 
daß diese gefundenen Strukturen umständlich oder 
gar hinderlich sind, werden wir nicht zögern, entspre-
chende Novellierungsanträge zu stellen. Ich glaube 
jedoch, daß dies nicht nötig sein wird, weil sich die 
handelnden Personen ihrer Verantwortung bewußt 
sind und auch die Gewerkschaften im Interesse der 
Arbeitnehmer in Zukunft wieder konstruktiv zum 
Wohle der Unternehmen und der Mitarbeiter mitwir-
ken werden; denn diese Politik des Alles oder Nichts 
kann auch die Postgewerkschaft auf Dauer nicht 
durchhalten. 

Der Infrastrukturrat, also eines der Gremien, die 
angesprochen worden sind, der während der Beratun-
gen auf Wunsch des Bundesrates in das Gesetzeswerk 
aufgenommen worden ist, entspricht nicht unseren 
originären Wünschen, wobei ich, wenn ich „unseren" 
sage, die CSU nicht mit einschließen kann. Anderer-
seits kann er auch zur Beschleunigung von Vorhaben 
des Bundesministers für Post und Telekommunikation 
beitragen, weil umständliche Mitwirkungsrechte des 
Bundesrates auf diese Weise nicht notwendig sind. 

Die drei Unternehmensbereiche der Deutschen 
Bundespost werden auch deswegen wirtschaftlich 
wirksamer agieren können, weil die ursprüngliche 
Regelung des Einvernehmens mit dem Bundesmini-
ster der Finanzen in eine Benehmensregelung umge-
wandelt worden ist. Darüber hinaus fallen die Rege-
lungen über das Einvernehmen mit dem Bundesfi-
nanzminister bei den beiden Rechtsverordnungen 
zum Dienstrecht fort. Hierdurch sind die Unterneh-
mensleitungen in ihren Entscheidungen erheblich 
freier geworden. 

Die Regelung über das Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern im dienstrechtlichen Be-
reich bleibt zwar bestehen. Wir hoffen jedoch auf eine 
liberale und wirtschaftlich einsichtige Handhabung 
durch den Bundesminister des Innern. 

(Paterna [SPDJ: Wie immer er heißen mag!) 

— Die Kabinettsumbildung wird sicherlich mit dazu 
beitragen. 

(Zuruf von der SPD: Na, na!) 

Die Telekommunikation hat im Mittelpunkt der Re-
formüberlegungen gestanden. Das ist bei der zukünf-
tigen Bedeutung der Telekommunikation für die ge-
samte Volkswirtschaft der Bundesrepublik kein Wun-
der. Der Kollege Pfeffermann hat hierauf schon beson-
ders hingewiesen. Schließlich bedeutet heute Tele-
kommunikation nicht mehr Omas Dampftelefon, also 
Kommunikation im Sprachbereich, sondern ist Aus-
tausch von Daten und stellt einen wesentlichen Teil 
der Bürokommunikation und zunehmend auch der 
industriellen Fertigung dar. 

Es ist gelungen, den gesamten Nicht-Sprachbe-
reich der Telekommunikationsdienste dem Wettbe-
werb auszusetzen. Endgeräte einschließlich des Tele-
fonhauptanschlusses werden am 30. Juni voll dem 
Wettbewerb ausgesetzt. Im Netzbereich verbleibt es 
entgegen den Vorstellungen der Wirtschaft und ent-
gegen den Vorstellungen eines Teils der Regierungs-
koalition beim Monopol der Deutschen Bundespost 
mit zwei, wenn auch sehr wichtigen Ausnahmen, 
nämlich im Bereich der Satelliten- und der Mobilfunk-
kommunikation. 

Damit ist zumindest unsere Forderung, auch den 
Bereich der Netze schrittweise zu liberalisieren und 
dem Wettbewerb zu öffnen, wenigstens zum Teil — 
ich will auch sagen: in einem wichtigen Teil — ver-
wirklicht worden. Hier wird es Randwettbewerb ge-
ben, der insbesondere im Hinblick auf den techni-
schen Fortschritt interessanter sein wird, als mancher 
Skeptiker es heute prophezeit. 
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Das setzt jedoch voraus, daß der Postminister von 

seinen Ermessensspielräumen, die ihm das Gesetz 
einräumt, auch Gebrauch macht. 

(Paterna [SPD]: Telefonansager als Sand-
männchen einsetzen!) 

— Ich glaube nicht, daß sich Herr Schwarz-Schilling 
als Sandmännchen eignet, Herr Paterna. 

(Heiterkeit) 

Ich habe bereits einleitend darauf hingewiesen, daß 
die rasche technische Entwicklung manche Regulie-
rung, die heute noch im Poststrukturgesetz einge-
bracht ist, bald überholen wird. Das wird inbesondere 
dann gegeben sein, wenn das ISDN-System flächen-
deckend zur Verfügung steht. Gerade im Bereich der 
Telekommunikation ist vieles in der Entwicklung. Wir 
sind sicher, daß wir in der nächsten Legislaturperiode 
das Fernmeldeanlagengesetz wegen der technischen 
Entwicklung novellieren müssen. 

Meine Damen und Herren, mit dem Poststrukturge-
setz haben wir auch ein Anliegen verwirklicht, dem 
die FDP große Bedeutung zumißt. Erstmals ist es ge-
lungen, eine bereichsspezifische Regelung beim Da-
tenschutz für einen wichtigen Bereich der Volkswirt-
schaft gesetzlich zu verankern. Die Regelungen im 
Poststrukturgesetz für die p rivaten Unternehmen in 
den Wettbewerbsbereichen der Telekommunikation 
bedürfen noch der näheren Ausgestaltung durch 
Rechtsverordnung. Wir werden vor allem in der näch-
sten Legislaturperiode darauf achten, daß hier ange-
messene datenschutzflankierende Regelungen durch 
die Bundesregierung getroffen werden. Wir gehen 
davon aus, daß die gesetzliche Regelung im Poststruk-
turgesetz ein wichtiger Einstieg ist, um vergleichbare 
Regelungen für andere Bereiche folgen zu lassen. 

Lassen Sie mich abschließend sagen, daß dieses 
Gesetz die Deutsche Bundespost modernisiert, neue 
und richtige Strukturen setzt und den modernen Er-
fordernissen der deutschen Wirtschaft insgesamt ge-
recht wird. 

Ich möchte an dieser Stelle dem Bundespostmini-
ster, Herrn Dr. Schwarz-Schilling, dafür danken, daß 
er mit großer Beharrlichkeit an seinen Zielen festge-
halten hat und sich nicht von Ang riffen hat beeindruk-
ken lassen, die bis zu persönlichen Verunglimpfun-
gen gingen. 

(Zuruf von der SPD: Na!) 

Es wird viel darauf ankommen, wie dieses Gesetz in 
Zukunft umgesetzt wird, welche Personen mit wel-
chen Intentionen die Unternehmen leiten und kontrol-
lieren. Ich bin optimistisch für die Unternehmen und 
für ihre Mitarbeiter, wenn weltoffene, wettbewerbs-
politisch orientierte und für technische Innovationen 
offene Frauen und Männer diese Unternehmen leiten. 
Das Gesetz gibt hierzu entsprechende Möglichkeiten. 
Es wird auf die politischen Kräfte ankommen, auch 
auf uns hier im Bundestag, daß die Freiheiten, die die-
ses Poststrukturgesetz für mehr Wettbewerb gibt, 
auch genutzt werden. In diesem Sinne ist dieses Ge-
setz gut und ein wichtiger Schritt in die richtige Rich-
tung. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete B riefs. 

Dr. Briefs (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Die Beratung über die sogenannte 
Postreform im Bundestagsausschuß für das Post- und 
Fernmeldewesen war eine Farce. Die Entscheidungen 
waren längst gefallen, die Koalition hat lediglich exe-
kutiert. 
Wir lehnen diese sogenannte Reform, die in Wirk-

lichkeit eine Zerschlagung der Bundespost ist, ab: 
Wir lehnen sie ab als unbegründet, wir lehnen sie ab 
als schädlich. Deshalb haben wir uns bei den Beratun-
gen auf die angemessene Form beschränkt, nämlich 
die der fundamentalen Opposition — das an Ihre 
Adresse, Herr Pfeffermann. 
Die Koalition hat durchgezogen. Argumente spiel-

ten seit der Vorlage des Berichts der Fernmeldekom-
mission keine Rolle. Im übrigen, wenn Sie, die Koali-
tionsparteien, beginnen, der Bevölkerung und insbe-
sondere den kleinen Leuten das Fell über die Ohren 
zu ziehen, um den Reichen und Superreichen in dieser 
Gesellschaft wie bei der Steuer- und Gesundheitsre-
form und demnächst wohl auch bei der Rentenreform 
Vorteile zukommen zu lassen, dann machen Sie das 
gefälligst ohne uns. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Bei Ihnen ist Fell 
jedenfalls vorhanden!) 

— Herr Bötsch, lassen Sie Ihren Unsinn! — Wir wer-
den in der Zukunft dafür sorgen — wenn wir in den 
nächsten Jahren irgendwie einmal Einfluß auf die 
bundespolitische Situation haben können — , daß we-
sentliche Teile dieser Postreform rückgängig gemacht 
werden. Das sagen wir Ihnen hiermit klipp und klar 
zu. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das will nicht 
einmal Herr Vogel! — Herr Vogel freut sich 

schon!) 
Praktizierte, konsequente Opposition im Parlament 
und außerhalb des Parlaments war in dieser Situation 
angesagt und ist auch in der Zukunft angesagt. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Herr B riefs als 
Staatssekretär bei Herrn Paterna!) 

Herr Pfeffermann, damit für die Zukunft dokumen-
tiert ist, wer für die Zerschlagung gestimmt hat und 
wer dagegen ist, haben wir als erste Partei beantragt, 
daß namentliche Abstimmung stattfindet. 
Wir erleben hier heute leider den letzten Akt des 

Trauerspiels, das Sie von der Koalition Postreform 
nennen. Diese Postreform — ich habe es eben schon 
gesagt — ist keine Reform, sondern eine Zerschla-
gung der Bundespost, des am besten wirtschaftenden 
öffentlichen Unternehmens. Sie werfen der Wirtschaft 
die Post zum Fraß vor, jener Wirtschaft, deren Problem 
im Kern nicht Armut, sondern ein schier über-
quellender und aus allen Poren der Bet riebe dringen-
der Reichtum ist. Damit für diesen Reichtum der Wirt-
schaft neue profitable Anlagemöglichkeiten geschaf-
fen werden, dafür soll, in Ihrer Sprache: dereguliert 
werden, im Klartext: die Post zerschlagen werden. 
Damit wird die Tür aufgestoßen für weitere Privatisie-
rungsmaßnahmen. Das ist in der Tat das Ziel, das 
dahintersteht, das Sie im Hinterkopf haben, auch 
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wenn Sie, zumindest die meisten von Ihnen, sich 
heute hüten, das allzu laut zu sagen. 

Die Postreform ist daher auch nicht das Ergebnis 
—was auch immer das ist — postpolitischer Überle-
gungen. Es geht nicht um bessere Versorgung der 
Bevölkerung mit Post- und Telekommunikations-
dienstleistungen, es geht im Kern um Wirtschaftspoli-
tik. Es geht um das Dogma der Marktwirtschaft. Sie 
opfern die Deutsche Bundespost Ihrem dogmatischen 
Wirtschaftsverständnis. Es geht um Umsatz, es geht 
um Profite, es geht um neue Märkte, es geht um Wirt-
schaftswachstum und nicht zuletzt um Rationalisie-
rung zu Lasten der Beschäftigten bei der Bundespost 
und in anderen Wirtschaftsunternehmen. 

So können Sie bisher auch keine wirklichen, durch 
die Erfahrung gestützten Gründe vorbringen, die für 
die Zerschlagung der Bundespost sprechen würden, 
außer vagen Hinweisen auf die Märkte der Zukunft, 
auf die Entwicklung der Zukunft. Sie vergessen z. B., 
daß die Volkswirtschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in den letzten 15 Jahren mit der Bundespost, wie 
wir sie traditionell seit Jahrzehnten haben, buchstäb-
lich Exportweltmeister geworden ist. Das spricht doch 
Ihrer Argumentation, diesen ganz vagen, unfundier-
ten, auch durch keinerlei zahlenmäßige Daten beleg-
ten Argumentationen entgegen. 

Bezahlen — das ist das Schlimme zusätzlich daran 
— sollen Ihre — in Anführungszeichen — „Reform" 
die kleinen Leute. Da kommt Ihnen zustatten, daß Sie 
mit Gebührenerhöhungen für Briefe und Paketdienste 
sowie für Ortsgespräche 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sie brauchen 
nichts zu bezahlen! Sie leben ja in  Hol

-

land!)  

—Herr Pfeffermann, lassen Sie es; es hat doch keinen 
Sinn — der ganz großen Mehrheit der Menschen in 
der Bundesrepublik in die Taschen greifen können. 
Das können Sie über diese Politik. 

Sie müssen es nicht so auffällig machen wie bei der 
Steuerreform. Sie können das hier viel eleganter ma-
chen; denn auf Post- und Telekommunikationsdienst-
leistungen sind eben alle angewiesen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das ist ein Eife-
rer!) 

Deshalb gehört der Bereich der Deutschen Bundes-
post — deshalb hat er eine erhebliche Bedeutung — 
zur unerläßlichen Daseinsvorsorge des Gemeinwe-
sens für seine Bürger und Bürgerinnen. Sie aber op-
fern diese Bundespost, die diese Daseinsvorsorge ga-
rantieren soll, p rivaten Profit- und Wachstumsinteres-
sen. Das ist der Kern Ihrer sogenannten Postreform! 

Einseitiger, blinder in bezug auf soziale Bedürfnisse 
geht es wirklich nicht mehr. Warum schlagen Sie nicht 
eine direkte, bar zu erbringende Bürgerumlage zur 
Stützung der Unternehmen vor, damit diese ihre Be-
triebe mit neuen Kommunikationstechniken noch mo-
derner machen können, jener Unternehmen mit ihren 
vagabundierenden Kapitalien und ihrem sonstigen 
Reichtum, der — und das ist doch der riesige gesell-
schaftliche Widerspruch — immer mehr Druck statt 
Erleichterung schafft: Druck für die Beschäftigten, für 
die Sozialversicherungen, für die Gemeinden und  

sonstigen Staatsbereiche, für die Umwelt und nun-
mehr — dank Ihrer Postzerschlagung — auch für die 
Postkundinnen und Postkunden sowie die Beschäftig-
ten bei der Bundespost? 

Es muß klar gesagt werden: An der Zerschlagung 
der Bundespost kann auch niemand ein Interesse ha-
ben, der sich ernsthaft für eine Verbesserung der 
Umweltbedingungen einsetzt. Die Zerschlagung der 
Bundespost findet statt, damit reiche und superreiche 
Konzerne noch mehr Profite durch Kapitalanlagen in 
den Wachstumsmärkten der Telekommunikation und 
durch Rationalisierung mit Informations- und Kom-
munikationstechnologien auf dem Rücken der Be-
schäftigten machen können. Diese neue Wachstums-
politik kann nicht im Interesse der Umwelt und der 
Verbesserung der Umweltbedingungen sein. 

Ihre Postreform ist ein Wachstumsprojekt, aller-
dings ein Projekt des Profit- und Wirtschaftswachs-
tums ohne eine Zunahme der Arbeitsplätze. Im Ge-
genteil: Mit der Postreform wird zusätzlich noch er-
heblich dazu beigetragen, daß Arbeitsplätze in An-
wendungsbereichen und bei der Bundespost zerstört 
werden. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wie in diesem 
Jahr: 5 000 mehr!) 

Insbesondere bringt dieses Wachstumsprojekt aber 
auch noch mehr Umweltzerstörung mit sich. Herr 
Pfeffermann, da können Sie sich drehen und wenden, 
wie Sie wollen. 

Sie wollen den Reichtum der Wirtschaft nunmehr 
auch durch die Zerschlagung der Bundespost wach-
sen lassen. Wenn es dadurch neue Wachstumsschübe 
gibt, bedeutet das allerdings: noch mehr Vergiftung 
der Flüsse, noch mehr Vergiftung des Bodens, noch 
mehr Vergiftung der Luft und noch mehr sonstige 
Umweltschäden. Mit neuen Informations- und Kom-
munikationstechnologien, insbesondere mit dem rie-
sigen ISDN-Projekt, das in der Bundespost durchge-
führt werden soll, das allein ca. 300 Milliarden DM 
Investitionen — großenteils aus den Haushalten der 
Deutschen Bundespost — erforderlich machen wird, 
schaffen Sie neue Stufen der durchorganisierten, 
durchrationalisierten, durchcomputerisierten Gesell-
schaft, in der mit atemberaubendem Tempo produ-
ziert und verbraucht werden muß — und das ist in der 
Tendenz umweltschädlich. 

Schon wegen dieser neuen Wachstumsschübe ist 
auch Ihre Postpolitik unökologisch. Sie nützt der Um-
welt nicht, sie schadet ihr. Wenn Sie diese Wachs-
tumspolitik allerdings nicht erreichen — darauf deu-
tet auch einiges hin, was im Zusammenhang mit der 
Überproduktion, den Überkapazitäten, dem überflüs-
sigen Reichtum der Wirtschaft auf den Märkten sicht-
bar wird — , dann eignen sich wiederum Ihre Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien — in dem 
Zusammenhang hat die Postreform dann auch ihren 
Stellenwert — hervorragend, um den Prozeß der In-
formatisierung weiter zu beschleunigen und um damit 
das Wachstum — statt draußen auf den Märkten — 
drinnen aus den Betrieben, d. h. aus den Beschäftig-
ten, herauszupressen: durch Abbau von Arbeitsplät-
zen, durch mehr Leistungsdruck, durch mehr Kon-
trolle. 
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Was immer Sie tun, es nutzt also den Reichen und 
Mächtigen. Was immer Sie tun, es beeinträchtigt die 
Lebensinteressen der ganz überwiegenden Mehrheit 
der Menschen in der Gesellschaft und in den Betrie-
ben. Ihre sogenannte Postreform soll Tür und Tor für 
noch mehr Rationalisierungsdruck in der Bundespost 
bzw. in den drei Teilunternehmen der Bundespost öff-
nen. Zudem werden sich diese Teilunternehmen ele-
gant privatisieren lassen, wie bereits in anderen Län-
dern geschehen. Das, denke ich, ist der Kern dieses 
Projektes. Darauf wollen Sie hinaus. 

Sie behaupten, den Wettbewerb zu fördern. Was 
aber heißt das in der Praxis? Sie öffnen die Zukunfts-
märkte der Telekommunikation einer Handvoll gro-
ßer internationaler Konzerne und Kapitalkonsortien. 
Diese investieren Milliarden in hochkapitalintensive 
Projekte der neuen Technologien, Milliarden, die von 
der großen Mehrzahl der Bürger und Bürgerinnen 
dann über entsprechend höhere Gebühren wieder 
hereingeholt werden müssen. 

Das Zukunftsprojekt, das Sie verfolgen, ist insbe-
sondere das der weiteren Informatisierung der Ge-
sellschaft. Bereits heute ist ca. ein Viertel aller Ar-
beitsplätze in der Bundesrepublik von Informations-
und Kommunikationstechnologien erfaßt. Computer-
technik und Telekommunikation wachsen mehr und 
mehr zusammen. Heute sehen wir bei den Folgen 
allerdings erst die Spitze eines Eisberges. Mit der zer-
schlagenen Bundespost, deren rein betriebswirt-
schaftlich, d. h. auf Profitjägerei ausgerichteten Teil-
unternehmen, insbesondere mit dem riesigen ISDN-
Projekt der Bundespost wächst zugleich die Gefahr 
des weiteren Arbeitsplatzabbaus, der Entwertung be-
ruflicher Qualifikationen für viele Beschäftigte, der 
Schaffung kleiner privilegierter Eliten in den Betrie-
ben, Stammbelegschaften, bestimmter Schlüssel-
gruppen, der weiteren Benachteiligung von Frauen 
im Erwerbsleben, der allgegenwärtigen Kontrolle und 
Überwachung von Leistung und Verhalten von Men-
schen im Betrieb und in der Gesellschaft. 

Interessiert im wirtschaftlichen Sinne des Wortes 
sind die Unternehmen. Sie können — das sind die 
Vorteile; sie sind unbestreitbar — die Produktivität 
weiter hochboxen, Prozesse in den Bet rieben be-
schleunigen, Durchlaufzeiten abbauen usw. usf., mit 
einem Wort: in noch kürzerer Zeit noch mehr produ-
zieren, und das angesichts der Überproduktion und 
der Überkapazitäten und der bereits heute zerstöreri-
schen Umweltbelastungen. Interesse hat aber auch 
die Wirtschaft vor allem an der Verbesserung der Pla-
nung und Organisation in den Betrieben mit neuen 
Informations- und Kommunikationstechnologien. 
Aber was heißt das für die Menschen in den Betrieben 
und für die Bürgerinnen und Bürger in der Gesell-
schaft? Für sie heißt das, schneller hin- und herge-
schoben zu werden, flexibel in die Armut gehen zu 
müssen, für Frauen insbesondere weitere zusätzliche 
Belastungen, z. B. wenn die computergesteuerte 
Rund-um-die-Uhr-Produktion, die Sonn- und 
Feiertagsarbeit noch mehr ausgedehnt wird als 
heute. 

Alle diese Gesichtspunkte haben bei den Beratun-
gen über die Postreform keine Rolle gespielt. 

(Bühler [Bruchsal] [CDU/CSU]: Wissen Sie 
doch gar nicht! Sie waren doch gar nicht da

-

bei!) 
Die Koalition hat durchgezogen, unsozial gegen die 
Mehrzahl der Menschen in der Bundesrepublik 
Deutschland, wie bei der Steuerreform, wie bei der 
Gesundheitsreform. Nach unserer Auffassung ist das 
ein durch und durch unsoziales Vorgehen. Sie, die 
Damen und Herren der Koalition, haben damit gegen 
Ihre Pflicht gegenüber der Bevölkerung und gegen-
über den bei der Bundespost Beschäftigten verstoßen. 
Sie fleddern, nein, keine Leiche, sondern ein gut funk-
tionierendes Unternehmen, das bisher jedes Jahr er-
hebliche Überschüsse erwirtschaftet hat. Was Sie mit 
der Postreform machen, ist der Beginn des Ausver-
kaufs dieses wichtigen Teils des Vermögens der Ge-
sellschaft, des Staates, der Bevölkerung. Sie geben 
den Reichen und Superreichen und schämen sich 
nicht, das auch noch von den Bürgerinnen und Bür-
gern und gerade den sozial Schwachen finanzieren zu 
lassen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das haben Sie 
schon dreimal gesagt! Es stimmt trotzdem 

nicht!) 
Sie verstoßen damit gegen Ihre gesamtgesellschaftli-
che Verantwortung. 
Es ist gut, daß sich Ihre Regierungszeit allmählich 

dem Ende zuneigt. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Und Ihre Rede

-

zeit!) 
— In der Tat. — Ich hatte es eben schon gesagt: Sollte 
es in absehbarer Zeit bundespolitisch Veränderungen 
geben, dann werden wir darauf achten und dafür sor-
gen, daß die wesentlichen Teile, z. B. die Aufgabe der 
Gemeinwohlbindung, die Zerschlagung der Bundes-
post, wieder aufgehoben werden. 
Alle anderen Dinge kommen später. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Linsmeier. 

Linsmeier (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Sie haben eben noch eine 
Zusammenfassung dessen gehört, was uns der Kol-
lege Briefs bei der Schlußberatung des Gesetzes im 
Ausschuß über mehrere Tage hinweg Gott sei Dank 
nicht gesagt hat, weil er nicht da war. 

(Dr. B riefs [GRÜNE]: Bei der Schlußberatung 
habe ich es Ihnen schriftlich gegeben! — La

-

chen bei der CDU/CSU und der SPD — Dr. 
Briefs [GRÜNE]: Aber Ihr Gedächtnis ist zu 
kurz, Herr Linsmeier! — Bühler [Bruchsal] 
[CDU/CSU]: Ein parlamentarischer Grand

-

seigneur!) 
— Es hat auch keinen Sinn, darauf weiter einzuge-
hen. 
Ich habe schon am Beginn dieser Debatte in der 

ersten Lesung gesagt: Ich versuche immer, jeden Kol-
legen und jeden Beitrag hier ernst zu nehmen, aber es 
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fällt bei dem einen oder anderen Kollegen — Herr 
Briefs, Sie gehören leider dazu — wirklich nachhaltig 
schwer. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: So geht es mir ständig 
mit Ihnen!) 

Bevor ich zum eigentlichen Teil meiner Rede 
komme, möchte ich bewußt, auch als Berichterstatter, 
dem Minister, den Mitarbeitern im Ministerium, aber 
auch dem Ausschußbüro und den dortigen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern für die gute, sorgfältige, 
zuverlässige und dazu auch noch immer schnelle Ar-
beit, die sie geleistet haben, um uns eine vernünftige 
und sachgerechte Beratung dieses Gesetzes zu er-
möglichen, ganz herzlich danken. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Meine Damen und Herren, mit der Entscheidung 
des Deutschen Bundestages für das Poststrukturge-
setz auf der Grundlage der Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für das Post- und Fernmeldewesen ge-
winnt eines der unabweisbar notwendigen großen Re-
formvorhaben dieser Legislaturperiode Gestalt. Im In-
teresse des Unternehmens wünsche ich, daß diese 
Gestalt anhält. Wenn der Kollege Börnsen vorher ei-
nerseits von einer Phase der Stabilität und Stabilisie-
rung der Deutschen Bundespost nach einer jahrelan-
gen Diskussion gesprochen hat und anschließend — 
es  war nicht ganz deutlich, aber so muß man es wohl 
bewerten — einen Änderungsvorbehalt erwähnt, 
dann werden Sie sich entscheiden müssen. Nach 
25 Jahren Diskussion um die Postreform 

(Börnsen [Ritterhude] [SPD]: So viel brau-
chen wir nicht!) 

— doch, doch; da wart ihr ganz wesentlich beteiligt, 
das hast du vorher selber zitiert — ist es, glaube ich, 
richtig, die jetzt vorgegebene Struktur, die genügend 
Beweglichkeit aufweist, mit Leben zu erfüllen und 
dieses Leben — hier stimme ich voll dem zu, was der 
Kollege Funke zu der Aufgabe der künftigen Vor-
stände und leitenden Mitarbeiter gesagt hat — entste-
hen und sich entwickeln zu lassen. Es wäre für die Post 
mit Sicherheit das Allerschädlichste, wenn man inner-
halb von kurzer Zeit eine neue Diskussion über eine 
weitere Postreform vom Zaun brechen würde. 

Meine Damen und Herren, jede große Reform ver-
langt natürlich auch ein Abschiednehmen von ver-
trauten, von liebgewonnenen Verhaltensweisen, von 
vielen Dingen, die sich so eingespielt haben. Jede 
Reform verlangt auch einen Aufbruch zu Neuem. Von 
daher geht von jedem Reformvorhaben auch eine Ver-
unsicherung aus. Es ist immer eine Versuchung für die 
jeweilige Opposition und die Gewerkschaften, in die-
ser Situation nicht nur berechtigte Bedenken vorzu-
tragen, sondern diese Verunsicherung auch für partei-
und für verbandstaktische Zwecke zu nutzen. 

Ich möchte hier ausdrücklich festhalten, daß — von 
einigen unrühmlichen Ausnahmen abgesehen — bei 
der Postreform von allen Seiten der Versuch unter-
nommen wurde, während der Diskussion um dieses 
Gesetzesvorhaben im Gespräch zu bleiben, dem an-
deren zuzuhören, seine Argumente zu gewichten und 
gelegentlich auch, wie Sie und wie wir es getan ha-

ben, einen Antrag im Ausschuß zurückzunehmen, 
den man vorher vorgelegt hatte. Ich habe das für eine 
erfreuliche und gute Situation gehalten. Ich glaube, 
daß das dem Parlament mehr nützt als vieles, was 
sonst darüber gesprochen wird, wenn man so arbei-
tet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben das versucht. Ich glaube, es ist dem Ergeb-
nis des Gesetzes zugute gekommen. 

Wir haben auch versucht, mit den Gewerkschaften 
eine kritisch-konstruktive Zusammenarbeit zu pfle-
gen. Spätestens mit dem Gespräch der Deutschen 
Postgewerkschaft beim Bundeskanzler ist das auch 
öffentlich deutlich geworden. 

Die CDU/CSU hat bei den Überlegungen zur Post-
strukturreform nie aus dem Auge verloren, die Einheit 
der Deutschen Bundespost zu wahren, ihre Infrastruk-
turverpflichtungen zu festigen, die Mitwirkungs-
rechte der Belegschaft zu sichern und gleichzeitig den 
Unternehmensbereichen künftig mehr Entfaltungs-
möglichkeiten und finanzielle Unabhängigkeit zu ge-
ben. 

Die schon heute große Bedeutung der Deutschen 
Bundespost als Anbieter der Infrastruktur für die Ab-
wicklung moderner Sprach- und Datenübertragung 
wird sich in den nächsten zehn Jahren rasant be-
schleunigen. Der heute bei 2 % des Bruttosozialpro-
dukts liegende Anteil der Telekommunikation wird 
sich je nach Schätzung auf 6 % bis 7 % erhöhen. Sollte 
die Deutsche Bundespost, das heute schon größte Un-
ternehmen und der größte Monopolist, diese Entwick-
lung allein verkraften, so müßte ihr Umsatz in den 
nächsten zehn bis fünfzehn Jahren auf mehr als das 
Dreifache des heutigen Umsatzes wachsen. Von da-
her stellt sich zwingend die Frage einer neuen Füh-
rungsstruktur und ebenso zwingend die Frage, wie 
ein solches Mammutunternehmen als Monopolist mit 
unserem Bekenntnis zur Sozialen Marktwirtschaft 
und zu einer freiheitlichen Weltwirtschaftsordnung 
noch zu vereinbaren wäre. Ohne die Sicherung und 
den Ausbau des freien Welthandels wäre die Siche-
rung des Wohlstands und der Arbeitsplätze unseres 
rohstoffarmen und exportabhängigen Landes nicht 
möglich. 

In den letzten zehn Jahren haben alle wesentlichen 
westlichen Industrieländer eine Neuordnung der Post 
und Telekommunikation vollzogen. Die Europäische 
Gemeinschaft drängt ebenfalls auf eine Neuordnung 
und Öffnung des Telekommunikationsmarktes hin zu 
mehr Wettbewerb und damit zu mehr Leistungsfähig-
keit und Flexibilität, zu stärker kostenorientierten Be-
nutzerbedingungen und zu einer größeren Vielfalt 
des Angebots. Manche Länder, z. B. Großbritannien, 
sind dabei den Weg der Privatisierung gegangen. Die-
ser Weg ist nicht unser Weg in der Bundesrepublik. 
Dennoch, die Postreform öffnet den Wettbewerb bei 
den Diensten und den Endgeräten. Sie hält aber 
grundsätzlich am Monopol bei den Netzen fest. 

Wir können das mit dem Straßennetz vergleichen. 
Die Infrastruktur gehört in die öffentliche Hand. Der 
Verkehr selbst aber, Fahrzeugangebot wie Transport-
leistung, hier also: die Dienstleistungen der Telekom-
munikation und die Endgeräte, müssen im Wettbe- 
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werb stehen. Wie im Verkehr die öffentliche Hand am 
Wettbewerb teilnimmt und Grundbedürfnisse sichert, 
so ist dies auch im Bereich der Post und Telekommu-
nikation künftig notwendig. Dementsprechend wird 
die Deutsche Bundespost künftig im Bereich der Dien-
ste und Endgeräte am Wettbewerb teilnehmen kön-
nen und müssen. 

Ein weiteres gemeinsames Anliegen insbesondere 
der CSU und der Bayerischen Staatsregierung war, 
die Daseinsvorsorge und die Gemeinwohlverpflich-
tung der Deutschen Bundespost erstmals im Gesetz 
verankert zu sehen. Damit wird eine gleichwertige 
flächendeckende Versorgung aller Bürger mit Infra-
strukturdiensten zu gleichen Bedingungen gesichert. 
Hier handelt es sich um eine politische Aufgabe, wel-
che die Mitwirkung und Mitverantwortung von Bun-
destag und Bundesrat verlangt. 

Dem Bundespostminister wird deshalb ein Struk-
turrat mit beschließender Kompetenz aus je elf Mit-
gliedern des Bundestages und Bundesrates zur Seite 
gestellt. Auch wenn wir uns noch weitergehende 
Kompetenzen des Strukturrates gewünscht hätten, 

(Börnsen [Ritterhude] [SPD]: Wir auch!) 

gehen wir davon aus, daß mit der Einrichtung des 
Strukturrates der politischen Mitwirkung von Bund 
und Ländern ausreichend Rechnung getragen wird 
und die notwendigen Freiräume der Deutschen Bun-
despost trotzdem erhalten bleiben — auch das ist na-
türlich ein Kompromiß. 

Meine Damen und Herren, bei einer abschließen-
den Bewertung vieler Kompromisse, die in diesem 
Gesetz gefunden wurden und an denen viele mitge-
wirkt haben, kommen wir zu dem Ergebnis, daß kein 
Bürger Angst zu haben braucht, auf Grund der Post-
reform bisherige Standards zu verlieren oder bishe-
rige Standards unerschwinglich teuer angeboten zu 
erhalten. Das bisherige Leistungsangebot bleibt auch 
auf dem flachen Land erhalten. Es wird keinen Rück-
zug aus der Fläche geben. Es wird andererseits aber 
auch keine Rosinenpickerei zugelassen. Wir haben 
durch viele Versuche und viele Vorschläge einen gol-
denen Mittelweg gefunden. 

(von der Wiesche [SPD]: Mittelweg, für 
wen?) 

Ich gehe davon aus, daß dieses Gesetz für die Deut-
sche Bundespost, für die deutsche Wirtschaft, für die 
Mitarbeiter und für die Bürger im Land eine Chance 
ist, sich auch in diesem schwierigen Bereich der Tele-
kommunikation und auf dem schwierigen Weg eines 
sich öffnenden Marktes zu bewähren, Vorteile nutzen 
zu können und insgesamt auch einen wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Nutzen daraus zu ziehen. 
Ich bedanke mich sehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Paterna. 

Paterna (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Die post- und fernmeldepolitischen Entschei-
dungs- und Entwicklungslinien der SPD sind im Ge-
gensatz zu denen der Koalition — von den GRÜNEN  

einmal ganz zu schweigen — klar und eindeutig und 
dennoch differenziert und bis in die Einzelheiten ge-
hend. Sie werden dies auch in Zukunft sein. 

Für uns galten und gelten die Grundlagen sozialde-
mokratischer Post- und Fernmeldepolitik, wie wir sie 
vor der letzten Bundestagswahl beschlossen haben. 
Für uns galt und gilt weiterhin der Initiativantrag, wie 
ihn unser letzter Bundesparteitag in Kenntnis des Ge-
setzentwurfes beschlossen hat. Heute legen wir einen 
Entschließungsantrag vor, der wesentliche Elemente 
dieser Eckpfeiler enthält, der Richtschnur für uns, für 
die verbleibende Oppositionsarbeit bis zum Ende der 
Legislaturperiode und für die angestrebte Regie-
rungsverantwortung nach 1990 sein wird. 

So wichtig, meine Damen und Herren, es für Be-
schäftigte und Kunden, für Hersteller und Anwender 
gewesen wäre, durch das heute zu beschließende Ge-
setzeswerk längerfristig tragfähige organisatorische 
Strukturen und ordnungspolitische Rahmenbedin-
gungen und damit Planungssicherheit und Entwick-
lungsperspektiven zu bekommen, so unabweisbar ist 
es für mich, zu erklären, daß wir so schnell wie mög-
lich wesentliche Strukturänderungen durchsetzen 
sollten, so bald es dafür entsprechende parlamentari-
sche Mehrheiten gibt. 

Wenn es jetzt zu dem wünschenswerten, notwendi-
gen, auch durchaus möglichen breiten gesellschaftli-
chen Konsens über diese Reform nicht gekommen ist, 
dann tragen dafür allein die Koalitionsfraktionen von 
CDU/CSU und FDP und an der Spitze der Postminister 
Schwarz-Schilling die politische Verantwortung. 

(Beifall bei der SPD — von der Wiesche 
[SPD]: Leider ist das so!) 

Der Bundeskanzler hat immer wieder betont, diese 
sogenannte Postreform sei eines der wichtigsten Vor-
haben seiner Regierung in dieser Legislaturperiode. 

Die SPD hat in der öffentlichen Debatte und in den 
Ausschußberatungen des Bundestages nicht nur Al-
ternativkonzepte vorgelegt, sondern auch eine Fülle 
von Kompromißvorschlägen angeboten. Leider hat 
die CDU/CSU-Fraktion — von der FDP will ich in die-
sem Zusammenhang einmal nicht reden — nicht die 
Kraft gehabt, sich gegen die wirtschaftspolitische 
Ideologie ihres kleineren Partners und gegen die ord-
nungspolitischen Vorstellungen Schwarz-Schillings 
durchzusetzen. Die jetzige Koalition muß es deshalb 
politisch verantworten, wenn die vom Kollegen Börn-
sen an sich als notwendig reklamierte längerfristige 
Ruhephase und Stabilität nicht eintreten können, daß 
es vielmehr wesentlicher Korrekturen bedarf. 

Kollege Pfeffermann, wenn Sie Ablenkungsmanö-
ver fahren und meinen, an unsere Adresse gerichtet, 
man solle öffentlich nicht zu viel des Erkenntnisstan-
des preisgeben und nicht Legenden bilden, dann will 
ich Sie einmal daran erinnern, daß doch u. a. Sie oder 
auch der Kollege Linsmeier es waren, die ein gestärk-
tes Direktorium im Sinne eines Konzernvorstandes 
gewollt haben. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Und erreicht ha

-

ben!) 
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Da hätten wir uns ja ein Stück weit entgegenkommen 
können. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das haben wir 
doch!) 

Darf ich einmal daran erinnern, Kollege Linsmeier, 
daß die Bayerische Staatsregierung und die CSU es 
waren, die ein uneingeschränktes Netzmonopol ha-
ben behalten wollen, also keine Ausnahmen im Satel-
liten- und im Mobilfunkbereich wollten. 

(von der Wiesche [SPD]: So ist es!) 

Darf ich einmal an Ihre Sozialausschüsse erinnern, 
denen Sie ja selber angehören, Kollege Pfeffermann, 
die vor einer Konfrontationsstrategie gewarnt haben, 
wie der Minister sie über lange Zeit gegenüber der 
DPG gefahren hat, und die vor einem Abbau von Ar-
beitnehmerrechten gewarnt haben. Erinnern Sie sich 
doch bitte daran, daß auch unionsgeführte Flächen-
länder vor der Gefährdung der Eigenwirtschaftlich-
keit, vor der Gefährdung der Investitionskraft des öf-
fentlichen Unternehmens und damit verbunden vor 
der Gefährdung des Infrastrukturauftrages, der 
Dienstleistungsqualität und von Arbeitsplätzen insbe-
sondere in ländlichen Räumen gewarnt haben. Das 
sind doch nicht alles sozialdemokratische Schreckge-
spenster oder Ausfluß von Strategien der Gewerk-
schaften, die nur an die Interessen ihrer Mitglieder 
denken, wie Sie ihnen gelegentlich vorwerfen, son-
dern hier gibt es sehr viel weitergehende Bedenklich-
keiten und auch konstruktive Vorschläge, denen Sie 
dann aber letztlich allen nicht gefolgt sind. 

Selbst in der FDP gab es ja eine Reihe von Ansätzen 
zu Gemeinsamkeiten. Sie waren ja für einen verbes-
serten Datenschutz, und Sie waren dagegen, daß hier 
G-10-Maßnahmen ausgeweitet und ganz kurz vor To-
resschluß noch in das Gesetz hineingemauschelt wur-
den. Warum ist es dann nicht möglich, solche Gemein-
samkeiten auch zu längerfristig tragfähigen Struktu-
ren zusammenzufassen? Wir sind dazu bereit gewe-
sen, Sie nicht. 

Sie wissen auch, daß es aus dem Kreis der Fach-
leute, die ja ein besseres Gesetz hätten machen kön-
nen, wenn man sie gelassen hätte, Warnungen gege-
ben hat, daß die Oberpostdirektionen in diese Dreitei-
lungsstruktur überhaupt nicht hineinpassen, daß die 
Trennung der Unternehmensbereiche Gefahren mit 
sich bringt und daß die asymmetrische Regulierung 
privater Konkurrenten gefährlich ist. Es gab also — ich 
wiederhole das — genügend Ansätze für einen trag-
fähigen Konsens. Aber, Kollege Pfeffermann und Kol-
lege Linsmeier, es genügt nicht, sich auf unendlich 
vielen Podiumsdiskussionen intelligent miteinander 
zu unterhalten, gelegentlich zu streiten und auch viele 
Gemeinsamkeiten zu haben, aber dann, wenn man 
nach Bonn zurückkommt, wieder als Schaf mit hän-
genden Ohren hinter dem Leithammel herzutrotten 
und sein Selbstbewußtsein an der Garderobe abzuge-
ben. So kommt man eben nicht weiter. 

(Beifall bei der SPD — Pfeffermann [CDU/-
CSU]: Ich gehöre doch nicht zur SPD-Frak-

tion!) 

Meine Damen und Herren, neben diesem Gesetz-
entwurf hat die Bundesregierung die auch schon vom 
Kollegen Börnsen erwähnte sogenannte Konzeption  

zur Neuordnung des Telekommunikationsmarktes 
vorgelegt. Das Parlament hat darüber nicht zu be-
schließen. Aber die SPD ist auch nicht bereit, wesent-
liche Tendenzen dieser Konzeption widerspruchslos 
zur Kenntnis zu nehmen. Wir sind nicht bereit, die 
jetzt noch vorgesehenen Monopole der Deutschen 
Bundespost im Netz-, Telefon- und Briefdienst in 
Frage stellen zu lassen, wie diese Konzeption es tut. 
Wir sind nicht bereit, die durch das Poststrukturgesetz 
ohnehin gefährdete Eigenwirtschaftlichkeit der DBP 
weiter auszuhöhlen, p rivate Konkurrenten gegenüber 
der DBP noch stärker zu begünstigen, wie die Konzep-
tion es will, und die Erfüllung des Infrastrukturauftra-
ges und des Sozialstaatsgebotes weiter zu erschwe-
ren. 

Für die Haltung der SPD ist auch in Zukunft maß-
gebend und Bestandteil unserer Konzeption: der ge-
meinwirtschaftliche Auftrag, der Infrastrukturauftrag, 
d. h. die Sicherstellung der Versorgung aller Bürger 
mit Dienstleistungen des Post- und Fernmeldewesens, 
die langfristige Gewährleistung der Eigenwirtschaft-
lichkeit und der Investitionskraft der Deutschen Bun-
despost unabhängig vom Bundeshaushalt, die Einheit 
der Deutschen Bundespost, der Verbund des Post-
und Fernmeldewesens und das Instrument der Misch-
kalkulation, das Festhalten am Beförderungsvorbe-
halt im Briefdienst, die uneingeschränkte Netzträger-
schaft im Fernmeldewesen einschließlich der Vermitt-
lungsfunktionen im Netz, das umfassende Telefon-
dienstmonopol, die Verhinderung unfairen Wettbe-
werbs durch Rosinenpickerei von p rivaten Konkur-
renten zu Lasten der DBP bei Pflichtleistungen, die 
Durchsetzung von Offensivstrategien in den Wettbe-
werbsbereichen, die Verbesserung und Verstärkung 
der Forschungskapazitäten der Deutschen Bundes-
post, die demokratisch legitimierte Kontrolle der Kom-
munikationspolitik, die Sicherung und Stärkung der 
Arbeitnehmerrechte, der Schutz des grundgesetzlich 
garantierten Post- und Fernmeldegeheimnisses, die 
Gewährleistung des Grundrechts der Kunden und der 
Beschäftigten auf informationelle Selbstbestimmung 
durch Schutz der personenbezogenen Daten, ein ver-
besserter Verbraucherschutz durch kundenfreundli-
chere Benutzungsregelungen und nicht zuletzt die 
Innovations- und Leistungsfähigkeit der fernmelde-
technischen Industrie mit ihren Arbeitsplätzen in der 
Bundesrepublik, insbesondere der kleinen und mittle-
ren Unternehmen, und privatkunden- und mittel-
standsfreundliche Kommunikationsdienste auf der 
Basis herstellerunabhängiger Standards. 

Meine Damen und Herren, wenn etwa der Kollege 
Linsmeier darauf sagen würde „Ja, was trägst du denn 
diesen langen Katalog vor; da sind wir uns doch in 
vielen Punkten einig" , dann würde ich davor warnen, 
von der Verwendung der gleichen Beg riffe vorschnell 
auf Gemeinsamkeiten zu schließen. Sie haben bei-
spielsweise vom Infrastrukturauftrag geredet; der 
Vergleich mit dem Verkehrswesen ist außerordentlich 
lehrreich und zugleich gefährlich. Der Infrastruktur-
auftrag besteht nicht nur darin, daß man Schienen-
wege oder Straßen hat oder St rippen zieht, sondern 
auch darin, daß auf diesen Verkehrswegen Dienstlei-
stungen angeboten werden, die bezahlbar sind. Es 
nützt dem Bürger nichts, wenn vor seinem Haus eine 
Straße vorbeiführt, auf der am Wochenende und dann, 
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wenn er es braucht, keine Verkehrsdienstleistungen 
mehr erbracht werden. Es genügt nicht, wenn es noch 
Bahnhöfe gibt, die zu Geisterbahnhöfen geworden 
sind. Genau diese Entwicklung, wie wir sie im de-
regulierten Verkehrsmarkt erleben müssen, insbeson-
dere mit den nachteiligen Auswirkungen in der Flä-
che, wollen wir in der Telekommunikation nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Nachdem ich Ihnen schon eigentlich nicht mehr auf 
die Abschlußberatungen dieses Gesetzes, sondern be-
reits in die Zukunft gerichtet die wichtigsten Eckpfei-
ler unserer Zukunftskonzeption hier vorgetragen 
habe, muß ich mich noch ein bißchen mit den Winkel-
zügen und Widersprüchen des Postministers beschäf-
tigen. 

(V o r sitz : Vizepräsident Cronenberg) 

Schwarz-Schilling sagte am 15. September 1986, be-
zogen auf die DPG-Aktion „Sichert die Post, rettet das 
Fernmeldewesen", in Coburg: „Ich sage aber noch 
einmal ganz deutlich, daß aus meiner Sicht eine Tren-
nung des Post- und Fernmeldewesens nicht in Frage 
kommt." So das wörtliche Zitat. 

Herr Kollege Pfeffermann hat an alle Personalräte 
einen ähnlichen B rief geschrieben. Ich habe ihn auch 
noch einmal nachgelesen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Ein guter B rief!) 

— Dann will ich ihn zitieren. Da heißt es nämlich: 
„Dies ist eines der vielen klaren Zeichen dafür, daß P 
und F nicht getrennt, sondern weiter integriert wer-
den sollen." — Nun schauen Sie sich einmal Ihren 
Gesetzentwurf an, was davon wahr ist! 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Man muß auch 
verstehen, was drinsteht!) 

Dann hat Herr Kollege Pfeffermann mit einem ver-
räterischen Satz geschlossen. Er hat, nachdem er von 
Verunsicherung und Verunglimpfung geschrieben 
hat, erklärt — wörtliches Zitat — : „Man sollte mit den 
Gefühlen der Gewerkschafter behutsamer umgehen, 
denn sonst läuft man Gefahr, jegliche Glaubwürdig-
keit zu verlieren, wie Beispiele der jüngsten Zeit zei-
gen. " 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Damit habe ich 
dich gemeint!) 

Diesen Text kann ich unbesehen unterschreiben. 
Nur, lieber Kollege Pfeffermann: Der Adressat war der 
falsche. Sie hätten sich einmal an die eigene Nase und 
an die des Postministers fassen müssen. Dann hätte 
das alles seine Richtigkeit gehabt. 

(Beifall bei der SPD — Pfeffermann [CDU/-
CSU]: Er hat eine Engelsgeduld bewiesen!) 

Man braucht nicht nur in die Vergangenheit zu se-
hen, sondern kann sich auch die Gegenwart an-
schauen, um einiges an widersprüchlichen Argumen-
tations- und Handlungslinien des Postministers fest-
zustellen. Ich will das nicht in Gänze tun, sondern nur 
ein paar Dinge herausgreifen. 

Herr Präsident, darf ich einmal fragen, wie das mit 
der Technik der Uhr ist. 

Vizepräsident Cronenberg: Die Uhr läuft ordentlich. 
Es stehen Ihnen noch 7,5 Minuten zur Verfügung. 

Paterna (SPD): Ich hatte eben schon einmal nur 
noch vier Minuten. Das wechselt so ein bißchen. 

Vizepräsident Cronenberg: Das kann eigentlich 
nicht sein. — Lassen Sie sich in Ihren Ausführungen 
durch die Uhr nicht stören. 

Paterna (SPD) : Vielen Dank, Herr Präsident. 
Der Kollege Schwarz-Schilling redet einerseits vom 

flexibleren Personaleinsatz, andererseits hält er an 
seiner Verbeamtungspolitik unvermindert fest. Ich 
kann darin keine klare Linie sehen. 
Einerseits redet er ständig von den hergebrachten 

Grundsätzen des Berufsbeamtentums und dem Funk-
tionsvorbehalt, andererseits besetzt er genau die Posi-
tionen, bei denen der Funktionsvorbehalt nach seiner 
Beamtenphilosophie am ehesten angebracht wäre, 
mit außertariflichen Kräften. Einerseits propagiert er 
Entscheidungsfreiräume für die Unternehmensvor-
stände; macht man dann verfassungsrechtliche Be-
denken geltend, gibt es plötzlich überhaupt nichts, 
was der Minister nicht auch in Zukunft kontrollieren 
und mit entscheiden könnte. Es wird also je nachdem 
argumentiert, wie man es gerade brauchen kann. Ei-
nerseits bildet er die Unternehmensstrukturen mit 
Vorständen und Aufsichtsräten privatwirtschaftlichen 
Aktiengesellschaften nach, andererseits verweigert er 
der Gewerkschaft entsprechende Beteiligungsrechte 
mit dem Hinweis, die paritätische Mitbestimmung sei 
in öffentlichen Unternehmen nicht möglich. 
Das ist so eine Art gesetzgeberische Rosinenpicke

-

rei nach parteipolitischer Opportunität, je nachdem, 
wie es einem in den Kram paßt: mal so viel Privatwirt-
schaft wie möglich, mal so viel öffentlicher Dienst wie 
am besten handhabbar. 
Einerseits fordert er mehr Eigenverantwortung und 

dezentrale Entscheidungen, andererseits gibt es aus 
seiner Regierungszeit eine unendliche Fülle von Bei-
spielen dafür, daß er den Zentralismus geradezu auf 
die Spitze get rieben hat. 
Einerseits weiß er, daß die Oberpostdirektionen zu 

einem Fremdkörper im Dreiteilungskonzept werden, 
andererseits gibt er Bestandsgarantien, um seine 
Mehrheiten im Bundesrat nicht zu gefährden. Das 
geht dann wohl so nach der Methode von Scheibner: 
Das macht ja nichts, das merkt ja keiner. Wenn die 
DPG und die SPD dann pflichtgemäß darauf hinwei-
sen — im übrigen in Übereinstimmung mit sämtlichen 
Oberpostdirektionspräsidenten —, dann ist das eine 
„Verunsicherungskampagne" und eine „Verleum-
dungskampagne". 
Einerseits redet er gern und häufig von Kostenbe-

wußtsein, andererseits produziert er bei der Auftei-
lung im Ministerium und in Generaldirektionen erst 
einmal 600 neue Stellen und Beförderungsposten und 
treibt bürokratische Strukturen auf die Spitze. 
Herr Kollege Funke, von der schönen neuen Orga-

nisationswelt ist bisher nur eines sicher: neue und grö-
ßere Wasserköpfe in Bonn. Das ist das, Kollege Pfef-
fermann, was von Ihren angeblich so modernen Struk- 
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turen wirklich Realität wird. Alles andere bleibt dann 
allenfalls noch das Prinzip Hoffnung. 

Einerseits läßt sich der Postminister vom Kanzler 
gern mit dem Hinweis auf seine unternehmerische 
Vergangenheit schmücken, andererseits verhält er 
sich gegenüber den Beschäftigen so provozierend ob-
rigkeitlich, wie dies kein Privatunternehmer tun 
würde, der weiß, welchen Anteil motiviertes Personal 
am Geschäftserfolg hat. Seine Führungsqualitäten be-
standen da rin, Linientreue, Disziplinierung und Maul-
korberlasse zu praktizieren. Das ging so weit, daß sich 
einmal ein Postler in Baden-Württemberg dazu ver-
stieg — in seiner Eigenschaft als Kommunalpoliti-
ker —, einen Leserbrief zu schreiben — ich glaube, es 
war im Schwarzwälder Boten — in dem er sagte: Gut, 
daß der Minister nicht in ein Sägewerk eingeheiratet 
hat, denn sonst hätte er die Kabel immer noch an Tele-
graphenmasten aufgehängt. 

(Bohl [CDU/CSU]: Der Witz klemmt!) 

Das hat dann dazu geführt, daß in Bonn der Knüppel 
des Disziplinarrechts herausgeholt wurde. Das sind 
offenbar die Führungsmethoden, diese moderne, 
schöne und neue Führung, die wir da in Fortsetzung 
der alten erwarten müssen. 

Einerseits will er die Unternehmen wettbewerbsfä-
higer machen, andererseits ist er schon in vorhande-
nen Wettbewerbsbereichen — wie etwa dem Paket-
dienst — jahrelang untätig gewesen. Es wäre doch 
gut, Herr Minister, Sie würden uns einmal erzählen, 
wieviel Stunden von den 79 Monaten Ihrer Regie-
rungszeit Sie darauf verwandt haben, über den Paket-
dienst nachzudenken, statt auf der Cebit jedem neu-
modischen technischen Schnick- Schnack hinterher-
zulaufen. 

(Beifall bei der SPD) 

Da hätten Sie eine Aufgabe gehabt, aber da fand 
nichts statt. 

Oder wie stellen Sie sich Offensivkonzepte in der 
Zukunft vor, wenn Sie den Postbankdiensten verwei-
gern, in Anzeigen auf die schlichte Tatsache hinzu-
weisen, daß die Postschalter auch am Sonnabend ge-
öffnet sind? Wenn das schon aggressive Werbung ist, 
dann gute Nacht, neue Unternehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie sich so Wettbewerbsverhalten vorstellen, 
dann muß ich wirklich sagen: Mir graust vor dem 
Wirtschaftsergebnis. 

Gestatten Sie mir, einen letzten Widerspruch anzu-
führen. Sie reden immer von Randbereichen und sa-
gen, es ist ja gar nicht schädlich, wenn der Mobilfunk 
aus der Netzträgerschaft herausgenommen wird. An-
dererseits ist er dann wieder bei anderem Publikum, 
auf anderen Vortragsreisen der Wachstumsmarkt der 
90er Jahre. Auch das kriege ich nicht auf eine Reihe. 
— Ich könnte viele weitere Beispiele nennen. 

Meine Damen und Herren, diese Reform, diese so-
genannte Reform — ich setze das immer in Anfüh-
rungsstriche, denn Reform ist für mich an sich positiv 
besetzt —, ist nicht etwas, was nur wenige Fachleute 
und die zuständige Gewerkschaft angeht. Sie geht 
alle an; mehr noch als die Steuerreform, denn es zah-

len nicht alle Steuern, aber es sind alle Kunden von 
Informations- und Kommunikationsdiensten. Das gilt 
für Hersteller und Anwender sowie für Privatkunden 
und Mittelständler. Es geht um die Versorgungsqua-
lität mit I- und K-Diensten. 
Daran hängt zum Beispiel auch die Standortqualität 

der Kommunen, speziell in ländlichen Räumen und 
die Standortqualität der Bundesrepublik Deutschland 
im internationalen Wettbewerb. Das ist also nicht nur 
etwas für Feinschmecker, für Fachleute oder für di-
rekt, unmittelbar Betroffene wie die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer bei der Deutschen Bundes-
post, es geht auch nicht nur darum, wie ein x-beliebi-
ges Wirtschafts- und Konsumgut am besten produziert 
wird, sondern es geht darum, das Nervensystem einer 
Informationsgesellschaft — von der man sich zuneh-
mend angewöhnt hat zu reden, zu gestalten und auch 
mit der Gestaltungskraft des Staates die Chancen und 
Risiken dieses Nervensystems zu steuern. 

Diese Reform — das wird, so glaube ich, auch 
manchmal falsch gesehen — ist nicht einfach so ein 
Hobby des Postministers, der sich für die Geschichts-
schreibung ein Denkmal setzen will, sondern diese 
sogenannte Refom paßt genau in die Regierungslinie, 
so wie die Rentenreform angedacht war, so wie die 
Gesundheitsreform und die Steuerreform durchge-
führt worden sind, nach dem Motto: Umverteilung 
von unten nach oben, Privatisierung der Gewinne und 
Sozialisierung der Verluste. 

Ich meine, wir haben allen Anlaß, auf diese Be-
schlußfassung nicht besonders stolz zu sein und uns 
vorzunehmen, das, was in den letzten Monaten ver-
säumt worden ist, besser zu machen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. B riefs [GRÜNE]: 
Da hättet ihr etwas konsequenter Opposition 
machen sollen!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Bühler (Bruchsal). 

Bühler (Bruchsal) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dies ist der 
zweite Versuch, das Post- und Fernmeldewesen in der 
Bundesrepublik Deutschland 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Kaputtzumachen!) 
neu zu regeln und auf die Bewältigung der Zukunfts-
aufgaben einzustellen. Der erste Versuch dieser Art 
wurde von der Regierung Willy Brandt unter dem 
damaligen Fachminister Georg Leber gestartet. Aller-
dings fehlte es damals am notwendigen politischen 
Durchsetzungsvermögen. 

Herr Kollege Paterna, Sie haben jetzt von einer so-
genannten Reform gesprochen. Da muß man Ihnen ins 
Stammbuch schreiben: In der Regierungszeit der SPD 
gab es überhaupt keine Reform. Damals war nämlich 
nicht die Kraft vorhanden, die eigenen Ideen durch-
zusetzen. 

(Bindig [SPD]: Lieber keine Reform als eine 
solche!) 

Wenn Sie heute mit uns darüber reden, ob unsere 
Kraft ausgereicht hat, liberale Einwendungen zurück

-

zuweisen, muß man daran erinnern, daß damals nicht 
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die Kraft vorhanden war, überhaupt eine Reform 
durchzuführen. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Sie haben doch keine 
Reform gemacht!) 

Damit zeichnet sich das anders ab. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Sie haben keine Re-
form gemacht; Sie haben Reaktion ge-

macht!) 

— Herr Kollege B riefs, ich wäre Ihnen dankbar, wenn 
Sie sich so wie im Ausschuß verhalten würden, näm-
lich durch Abwesenheit glänzen. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Den Gefallen tue ich 
Ihnen nicht, Herr Bühler!) 

Dann wären Ihre Beiträge so sachlich, wie sie es in der 
Vergangenheit waren. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Da schweigt des 
Sängers Höflichkeit!) 

Es war schon damals — das muß man sagen — die 
richtige Erkenntnis vorhanden, daß die Post reformbe-
dürftig war, um den Herausforderungen gerecht zu 
werden, die vor allem durch den rasenden technolo-
gischen Entwicklungsschub notwendig geworden 
sind. Daher haben die Bundesregierung und Minister 
Schwarz-Schilling schon kurz nach der Regierungs-
übernahme eine Kommission berufen, die den Auf-
trag hatte, Reformvorschläge zu unterbreiten. Im Sep-
tember 1987 wurde der Be richt dieser Kommission der 
Öffentlichkeit vorgestellt. 

Was wir hier und heute in zweiter und dritter Le-
sung diskutieren, unterscheidet sich in ganz wesentli-
chen Punkten von den Inhalten, die dieser Entwurf 
damals dargestellt hat. Wir, die Mitglieder der Ar-
beitsgruppe Post der CDU/CSU-Fraktion, haben ge-
nau das wahrgemacht, was wir zu Beginn unserer par-
lamentarischen Arbeit in diesem Zusammenhang er-
klärt haben, nämlich auf der Grundlage dieses Kom-
missionsberichts 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Die Reichen reicher zu 
machen!) 

einen Entwurf zu formulieren, in dem auch unsere 
ureigenen politischen Vorstellungen von dieser Post-
reform Eingang finden sollten. 

Sehr hilfreich waren uns dabei auch die vielen Ver-
handlungen mit den die Postler vertretenden Organi-
sationen und Verbänden. Ich verhehle nicht, daß es 
dabei mitunter zu kritisch-kontroversen Diskussionen 
kam. Auch die vielen Vor-Ort-Besuche bei der Post in 
den Wahlkreisen und über die Wahlkreise hinaus wa-
ren und sind nützliche Erfahrungswerte, die bei der 
Formulierung der Änderung und der Ergänzung die-
ser heute zu verabschiedenden Gesetzesvorlage be-
reichernd und hilfreich waren. 

Lassen Sie mich einige Punkte aufzählen, die in den 
parlamentarischen Beratungen entgegen den Festle-
gungen der Kommissionsvorlage eine wesentliche 
Änderung, und zwar im Sinn einer Verbesserung, er-
fahren haben. 

Die jetzt gefundene unbefristete Möglichkeit einer 
Quersubventionierung zwischen den einzelnen Un-
ternehmensbereichen war für uns eine unabdingbare 

Forderung. Sie wurde ins Gesetz geschrieben. Damit 
ist einer ganz wichtigen Frage der Wirtschaftlichkeit 
und Rentabilität des Unternehmens Deutsche Bun-
despost, vor allem der gelben Post, Rechnung getra-
gen. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Quersubventionierung 
haben Sie doch praktisch unmöglich ge

-

macht!) 

Gleichzeitig läßt sich an dieser Quersubventionierung 
oder Querfinanzierung die Einheitlichkeit des gesam-
ten Postwesens für die Zukunft wieder einmal klar 
erkennen. Für mich sind diese Quersubventionierung 
und Querfinanzierung ein Indikator für die weitere 
Einheitlichkeit. 

Ebenso verweise ich auf die von uns initiierte Ein-
richtung des Direktoriums. Es wurde davon schon 
gesprochen. Auch das ist eine neue Einrichtung, die 
die Kommissionsvorlage nicht vorsah. Diese Institu-
tion soll als Bindeglied zwischen den einzelnen Berei-
chen wirken und insbesondere für die wirtschaftliche 
Nutzung der Verbundvorteile auch in Zukunft Sorge 
tragen. Auch dieses Direktorium ist für mich ein nicht 
unerheblicher Beweis für das Fortbestehen der Ein-
heitlichkeit des gesamten Unternehmens. 

Zu nennen ist auch der diesem Direktorium zuge-
ordnete Hauptpersonalrat. Doch von den sozialen Er-
gänzungen und Erweiterungen wird noch an anderer 
Stelle die Rede sein. 

Von großer Bedeutung ist auch die auf unser Betrei-
ben zustande gekommene Änderung der Einverneh-
mensregelung in eine Benehmensregelung im Ver-
hältnis zum Bundesminister der Finanzen; denn da-
mit wird die Post von einer immer als lästig empfun-
denen Fessel befreit, und ihr gesamter unternehmeri-
scher Handlungsspielraum wird wesentlich erweitert. 
Wenn vorhin die Befürchtung geäußert wurde, es 
werde mehr Bürokratie und weniger Flexibilität ge-
ben, sage ich: Gerade durch diese Regelung konnte 
weniger Bürokratie und mehr Flexibilität, konnte 
mehr Spielraum für das Unternehmen erreicht wer-
den. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Das glauben Sie doch 
selber nicht, Herr Bühler!) 

Meine Damen und Herren, neu und sinnvoll ist auch 
die Schaffung eines Infrastrukturrates. Damit wird 
einmal mehr garantiert, daß auch in Zukunft die Post-
kunden mit einer gleichwertigen Bedienung und ei-
nem gleichrangigen Dienstleistungsangebot durch 
die Post rechnen können, ganz gleich, ob in den Bal-
lungsräumen oder auf dem flachen Land. Gleichzeitig 
ermöglicht die personelle Zusammensetzung dieses 
Infrastrukturrates die Mitwirkung und die Mitverant-
wortung des Bundestages und der Bundesländer im 
Sinne einer optimalen postalischen Versorgung der 
Bürger. 

Notwendig, ja, geradezu überfällig waren Ergän-
zungen, bei denen es um die berechtigten Interessen 
der Mitarbeiter der verschiedenen Unternehmensbe-
reiche bzw. ihrer Personalvertretungen ging. Nach 
der ersten Lektüre des Kommissionsberichts wurde 
deutlich: Die Einheitlichkeit des Sozialwesens war in 
dieser Vorlage nicht gegeben. Mit der schon erwähn- 
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ten Einrichtung eines Hauptpersonalrates beim Di-
rektorium wurde dieser eklatante Mangel behoben. 
Zusammen mit dem Sozialamt Post, SAP, stellt dieser 
Personalrat eine gleichmäßige und einheitliche Ent-
wicklung des Sozialwesens für alle Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Gesamtunternehmens sicher. 

Ebenso haben wir dafür Sorge getragen, daß auch 
nach dieser Reform die Möglichkeit einer Tarifge-
meinschaft für alle drei Dienste gegeben ist und erhal-
ten bleibt. Die Bestellung eines Vorstandsmitgliedes 
für die Arbeitsbereiche „Personal" und „Bildung und 
Sozialwesen" macht deutlich, welch hohen Stellen-
wert für uns die sozialen Belange der Mitarbeiter ha-
ben. 

(Paterna [SPD]: Sagten Sie „hohlen"?) 

Auch mit der Erweiterung der Gruppenrechte in 
den Aufsichtsgremien konnte eine Stärkung der Mit-
sprache- bzw. Mitbestimmungsrechte zugunsten der 
Beschäftigten erzielt werden. Hier geht es — die Insi-
der wissen es — um die vereinfachte Möglichkeit der 
Einberufung von Sitzungen der Aufsichtsräte oder des 
Aufsichtsrates gerade durch die Gruppe der Arbeit-
nehmervertreter. 

Ganz im Interesse der Beschäftigten ist meines Er-
achtens auch die Regelung, die die Personalvertre-
tung in den Aufsichtsgremien der drei Unternehmens-
bereiche betrifft. Daß nun die Mehrzahl der vom Per-
sonal vorzuschlagenden Aufsichtsratsmitglieder Be-
schäftigte des jeweiligen Unternehmens zu sein ha-
ben, stellt eine weitere Stärkung der Mitwirkungs-
rechte der Mitarbeiter dar. Mit dem Wegfall der ur-
sprünglich vorgesehenen Dreifachbenennung für die 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat konnte zudem 
sichergestellt werden, daß nur solche Frauen und 
Männer vom Minister berufen werden können, die 
das Vertrauen des Personals uneingeschränkt besit-
zen. 

Abschließend möchte ich feststellen: Mit dem vor-
liegenden Gesetzentwurf haben wir für unsere Post 
und für ihre Unternehmensbereiche die Signale auf 
grün und — wenn ich das Bild des Kollegen Börnsen 
aufnehmen darf — auf volle Fahrt voraus gestellt. Die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Post haben in 
der Vergangenheit unter einengenden Rahmenbe-
dingungen ihre Qualifikation stets unter Beweis ge-
stellt. Jetzt, nachdem die Rahmenbedingungen durch 
die Reform verbessert und der modernen Entwicklung 
angepaßt sind, hat unsere Post die Voraussetzung für 
eine erfolgreiche Bewältigung der nicht einfachen 
Aufgaben der Zukunft, nämlich: optimaler Service für 
alle Bürger durch die Post und sichere Arbeitsplätze 
für alle Beschäftigten bei der Post. Auf das soziale 
Umfeld dieser Arbeitsplätze werden wir stets unser 
Augenmerk richten. 

Ich begrüße diesen gelungenen Entwurf, seine In-
halte, seine Zielrichtungen, und stimme ihm zu, auch 
wenn ich, Herr Minister — Sie gestatten mir, das zu 
sagen —, ganz persönlich eine Neustrukturierung des 
Unternehmens in zwei Bereiche auch durchaus für 
sinnvoll und vertretbar gehalten hätte. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Such. 

Such (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Auch wenn ich, meine Herren von der CDU/

-

CSU, während der Beratungen nicht im Ausschuß 
war, nehme ich mir doch das Recht heraus, zu diesem 
Gesetzentwurf etwas zu sagen. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Das sehen wir 
ja!) 

Ich glaube, daß man auch nachlesen kann, welche 
Ungeheuerlichkeiten in diesem Gesetzentwurf ste-
hen. 

Ich befasse mich mit einem in das Paket des Post-
strukturgesetzes eher versteckt eingebrachten 
Aspekt, nämlich der geplanten Erweiterung von 
Überwachungsmöglichkeiten im Fernmeldeverkehr 
für die Zwecke des Strafverfahrens und der Nachrich-
tendienste. Das ist etwas, worüber bisher noch nicht 
diskutiert worden ist. 

Bemerkenswert — das möchte ich vorausschik-
ken — ist zunächst das handstreichartige Verfahren, 
mit dem die Regierungskoalition diese Änderung mit 
ihren noch unabsehbaren Auswirkungen für die Bür-
ger- und Bürgerinnenfreiheiten durchzusetzen ver-
suchte. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Auch 
das hätten Sie nachlesen können!) 

—Auch das ist nachzuvollziehen. — Nachdem über 
das Gesetzesvorhaben parlamentarisch und in der Öf-
fentlichkeit — wie auch heute hier — unter ganz an-
deren Gesichtspunkten diskutiert worden war, über-
brachte ein reitender Bote — ich glaube, daran kann 
man schon erkennen, daß Sie selbst kein Vertrauen 
mehr in Ihre moderne Telekommunikation haben — 
aus dem Postministerium im Auftrag des Staatssekre-
tärs am Vorabend der abschließenden Innenaus-
schußsitzung am 8 März 1989 entsprechende Ergän-
zungsanträge der Koalitionsparteien für den nächsten 
Tag. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, und?) 

Zwar wurde das Überrumpelungsmanöver — so muß 
man es wohl bezeichnen — erkannt, jedoch auf einer 
extra anberaumten Sitzung am Folgetag mit den übli-
chen Mehrheiten durchgestimmt. 

Durchgreifende Einwände etwa der Humanisti-
schen Union 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wer ist das?) 

oder der Konferenz der Datenschutzbeauftragten 
—wenn Ihnen das vielleicht ein Beg riff ist; aber ver-
mutlich werden Sie die auch nicht kennen — blieben 
unbeachtet. Sie müssen jedoch heute bei der Abstim-
mung von Ihnen allen mit erwogen werden. 

Worum geht es in der Sache? 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Da sind wir jetzt 
gespannt!) 

— Ich sage es Ihnen jetzt. — Während Polizei und 
Nachrichtendienste in der Vergangenheit strafpro-
zessual und präventiv neben dem Briefverkehr nur 
Telefongespräche und Fernschreiben kontrollieren 
und auswerten durften, sollen diese Befugnisse nach 
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dem Entwurf zukünftig auf den gesamten Fernmelde-
verkehr sowohl der Post als auch p rivater Anbieter 
erstreckt werden, 

(Breuer [CDU/CSU]: Das ist gut so!) 

also z. B. auf Btx, TEMEX, Telefax, Dateldienste wie 
Satelliten und mobile Funkrufdienste, Autotelefon 
usw. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wollen Sie die 
den Terroristen zur Verfügung stellen und 

der Polizei nicht?) 

— Sie reden immer von Terro risten, als wäre unser 
Land von Terroristen übersät. 

Danach steht zu befürchten, daß in Zukunft auch 
Abrechnungs-, Nutzungs- und Verbindungsdaten so-
wie gespeicherte Inhaltsdaten, etwa bei Btx und Mail-
boxen, kontrolliert werden dürfen und sollen. Damit 
würde zumindest für den Bereich der Strafprozeßord-
nung insoweit auch eine rückwirkende Kontrolle er-
möglicht. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Nein!) 

Auch muß man befürchten, daß p rivate Betreiber an-
gehalten werden, für Überwachungszwecke mehr 
Daten zu erheben und zu speichern, als für ihre be-
trieblichen Zwecke notwendig und zulässig ist. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Nein!) 

— Lesen Sie den Gesetzentwurf. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Im Gegensatz zu 
Ihnen kenne ich ihn!) 

Dieses Vorhaben, Herr Kollege, von Orwellschen 
Dimensionen erfolgt in einer Zeit, wo allein die An-
zahl der reinen Telefonüberwachungen nach der 
Strafprozeßordnung zwischen 1979 und 1987 um 
400 % gestiegen ist und die Union seit langem eine 
zusätzliche Befugniserweiterung fordert; das, obwohl 
der Katalog der Anlaßdelikte in § 100 a der Strafpro-
zeßordnung heute bereits über 80 Tatbestände um-
faßt, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Den haben wir 
auch nicht geändert!) 

so daß der Hamburger Datenschutzbeauftragte kürz-
lich eine erhebliche Reduzierung gefordert hat. Nach 
den Vorstellungen des Bundesministers der Justiz 
steht im Entwurf einer StPO-Novelle jedoch genau 
das Gegenteil, nämlich Schwächung des Richtervor-
behalts, wobei man zum Richtervorbehalt sagen muß, 
daß er heute in der Praxis nicht immer korrekt einge-
halten wird; Nutzung der Überwachungserkenntnisse 
vermehrt auch für präventive Zwecke. Diese Dinge 
muß man im Zusammenhang betrachten, um die ge-
samte Brisanz zu erkennen, was Sie alle, meine Da-
men und Herren, mit der heutigen Abstimmung auch 
in der absehbaren Weiterentwicklung verantworten 
müssen. 

Die privaten Anbieter — das wird sicherlich die pri-
vaten Anbieter, d. h. die einzelnen Unternehmen, be-
sonders interessieren — sollen künftig außerdem ver-
pflichtet werden, ihre an Überwachungsmaßnahmen 
beteiligten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bei Buß-
geldandrohungen einer Sicherheitsüberprüfung zu-
zuführen, obwohl die für deren Durchführung erfor-

derliche Gesetzesgrundlage bekanntlich weiterhin 
fehlt und auch in dieser Legislaturperiode nicht mehr 
zu erwarten ist. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Such, mit Rücksicht darauf, daß Sie heute zum ersten-
mal hier reden, bin ich schon großzügig. Aber ich wäre 
wirklich dankbar, wenn es nur noch ein Satz wäre. 

Such (GRÜNE): Noch einen Satz, dann bin ich fer-
tig. 
Das ist alles auch nur das I-Tüpfelchen auf der mit 

diesem Vorhaben verbundenen Aushöhlung rechts-
staatlicher Freiheitsgarantien. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Unerhört!) 

Wie nicht anders zu erwarten, wird dieser Anschlag 
auf die Bürgerinnen- und Bürgerrechte einmal mehr 
mit den probaten Worthülsen „Terrorismusbekämp-
fung " und „organisierte Kriminalität" gerechtfertigt. 

Mein letzter Satz: Demgegenüber plädieren die 
GRÜNEN mit den Datenschutzbeauftragten dafür, 
dem drohenden Terror eines organisierten Stücks zu-
sätzlichen Überwachungsstaates eine Absage zu er-
teilen. 
Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Unglaublich, diese Diskriminie

-

rung staatlicher Einrichtungen!) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, ich hatte die Absicht, nunmehr dem Abgeordne-
ten Wüppesahl das Wort zu erteilen. Die Absicht war, 
ihm zehn Minuten, entsprechend den Vorstellungen 
von Präsidium und Ältestenrat, zuzugestehen. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Der 
hat doch Antrag auf Schluß der Debatte ge

-

stellt!) 

Der Abgeordnete Wüppesahl konnte sich mit diesem 
meinem Vorschlag offensichtlich nicht einverstanden 
erklären und hat sich deswegen zur Geschäftsord-
nung gemeldet. Ich wäre dankbar, wenn sich die Ge-
schäftsordnungsdebatte nicht allzu lange hinziehen 
würde. 
Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort. 

Wüppesahl (fraktionslos): Sie wissen ganz genau, 
meine lieben Kolleginnen und Kollegen, daß ich diese 
Geschäftsordnungsbeiträge nicht zum Selbstzweck 
mache, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Nur zur Selbst

-

darstellung!) 

sondern ich bitte, das immer im Zusammenhang mit 
der Organstreitklage zu sehen. 

Der Antrag auf Vertagung und Schluß der Debatte 
ist nicht durchgekommen, Herr Carstensen aus Nord-
strand, Schleswig-Holstein. Deshalb sehe ich die Not-
wendigkeit, daß Sie meine qualitativ guten Ausfüh-
rungen zu der Sachdebatte ebenfalls zu Ohren be-
kommen können. 
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Mein Antrag zur Geschäftsordnung lautet, daß ich 
15 Minuten Redezeit haben möchte. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Heiliger Stroh-
sack, 15 Minuten!) 

Die Begründung ist folgende. Sie wissen, daß das 
Prinzip des Minderheitenrechtes ein besonderes 
Recht im Parlament ist. Ich würde gern 15 Minuten zur 
Sache reden können, nicht nur aus dem eben schon 
genannten Grund, sondern weil ich in der mißlichen 
Situation bin, daß die Verkündung in Karlsruhe vom 
9. Mai 1989 auf den 13. Juni 1989 verschoben wurde 
und sich jetzt die Kolleginnen und Kollegen im Präsi-
dium des Deutschen Bundestages über die Oster-
pause praktisch die Vorgabe einer linearen Kürzung 
meiner Redekontingente zueigen gemacht haben, 
was u. a. darauf hinausläuft, daß ich nicht fünf Minu-
ten pro Stunde bekomme — sonst hätte ich jetzt fünf-
zehn Minuten angeboten bekommen — , sondern in 
diesem Fall — ab Drei-Stunden-Debatten —, nur zehn 
Minuten. 

Ich denke, inzwischen geht es hier — das wurde 
auch in der mündlichen Verhandlung beim Bundes-
verfassungsgericht in Karlsruhe deutlich — , wenn ich 
reden möchte, wenn es um mein Redekontingent 
geht, zu, wie auf einem orientalischen Basar. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sie überschätzen 
sich!) 

Meine Redewünsche sind, wie Sie wissen, bisher 
sehr sparsam gewesen. Eine Ausnahme wird diese 
Sitzungswoche sein, und zwar auf Grund der Tatsa-
che, daß sich das Präsidium eine solche Vorgabe zu 
eigen gemacht hat, wie ich sie eben beschrieben 
habe, nämlich eine lineare Kürzung meiner Redekon-
tingente um fast 50 Prozent. Ich denke, daß diese Vor-
gehensweise mir gegenüber auch gar keinen Bezug 
mehr zur Realität hat. Hier wird im Umgang mit mei-
nen sparsam angemeldeten Redewünschen pro Sit-
zungswoche ein Feindbild aufgebaut, so daß wirklich 
die Frage aufgeworfen wird: Warum? 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sie reden allein 
das dritte Mal zur Geschäftsordnung!) 

— Sie haben recht, ich rede zum drittenmal zur Ge-
schäftsordnung. Ich befürchte, ich werde heute noch 
viermal oder siebenmal zur Geschäftsordnung reden. 
Ich teile Ihnen mit: Das alles wäre überflüssig, wenn 
man hier nicht um zwei oder drei Minuten feilschen 
müßte. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Man 
soll die Leute hier nicht erpressen!) 

— Ich erpresse doch niemanden, Herr Carstensen 
(Nordstrand). Ich werde ständig erpreßt. Was meinen 
Sie, welch einen Ritt es für mich bedeutet, wenn ich 
jedesmal zur Geschäftsordnung reden und hier um 
zwei oder fünf Minuten kämpfen muß. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sie werden nicht 
erpreßt! Sie nehmen sich zu wichtig, Verehr-

tester!) 

Vor allen Dingen: Die fünf Minuten, die ich jetzt „ver-
rede", sind praktisch die fünf Minuten, die ich zusätz-
lich zur Sachaussprache erbeten habe. Das ist doch 
eine Absurdität. 

So wird das heute bei jedem Tagesordnungspunkt 
laufen. Jedenfalls melde ich mich jedesmal zur Ge-
schäftsordnung, wenn ich nicht fünf Minuten be-
komme und nur drei Minuten erhalte oder ähnliches 
passieren wird. 

Ich denke, Sie haben auch das Problem heraufbe-
schworen, daß die politische Diskussion über solche 
Fragen, die wir hier im Parlament intern selbst regeln 
und entscheiden müßten, nicht stattgefunden hat. Die 
Mehrheit hier im Hause hat die Entscheidung über die 
sechs Anträge, die ich in Karlsruhe eingereicht habe, 
ausdrücklich nach Karlsruhe delegiert. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Dann warten Sie 
auch ab, bis das Urteil von dort kommt!) 

Weil Sie sich dieses politische Armutszeugnis ausge-
stellt haben, sehe ich mich nach der Entscheidung des 
Präsidiums in der Osterpause wirklich gezwungen — 
denn ich muß das nicht nur bis zum 9. Mai aushalten, 
sondern bis zum 13. Juni; das sind noch vier weitere 
Sitzungswochen —, in dieser Sitzungswoche das erste 
Mal so massiv aufzutreten. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sie treten nicht 
massiv auf, Sie treten belästigend auf!) 

Ich werde in jeder Sitzungswoche bis zum 13. Juni 
die Geschäftsordnung benutzen. Sie verweisen mich 
ständig darauf, was die Geschäftsordnung vorsieht, 
und strangulieren damit meine Rechte als Abgeordne-
ter. Ich sage Ihnen jetzt: ich werde diese Geschäfts-
ordnungsdebatten auf der Grundlage der von Ihnen 
beschlossenen Geschäftsordnung, die in wesentlichen 
Zügen verfassungswidrig ist — aber ich darf mit ihrer 
Logik arbeiten — , notfalls ständig durchführen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Prost! — Heiterkeit bei 
der CDU/CSU) 

Ich bin am Ende meines Geschäftsordnungsbeitra-
ges und bitte abschließend, meinem Wunsch zuzu-
stimmen, 15 Minuten zur Sache reden zu dürfen. 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, der Antrag des Abgeordneten Wüppesahl, ihm 
eine Redezeit von 15 Minuten zu gewähren, liegt Ih-
nen vor. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Danke 
schön. 

Herr Abgeordneter Wüppesahl, Sie haben das Wort 
zur Sache. Sie haben zehn Minuten Redezeit. 

Wüppesahl (fraktionslos) : Meine Damen und Her-
ren! Ich habe bereits einige Ausführungen im Rahmen 
der Begründung meines Antrages auf Schluß der Aus-
sprache und Vertagung der Debatte gemacht, die in-
dizierten, wohin die Reise geht, wenn ich mich zur 
Sache äußere. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Fang doch an! Du 
hast nur 10 Minuten!) 

— Das werde ich jetzt auch tun. 

Die Gesellschaft der Bundesrepublik befindet sich 
seit einigen Jahren in einer Phase tiefer sozialer und 
wirtschaftlicher Umwälzungen. Einerseits sind diese 
Umwälzungen durch das Verschwinden traditioneller 
Industrien wie Kohle, Stahl, Schiffbau, andererseits 
durch ein Erstarken von Indust rien der High-Tech- 
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Produktion gekennzeichnet, wozu auch die Produk-
tion von Endgeräten der Telekommunikation ge-
hört. 

Die bundesdeutsche Indust rie befindet sich mitten 
in einem tiefgreifenden Strukturwandel, oder — an-
ders gesagt — auf dem Gebiet der traditionellen Indu-
strie ist kein nennenswerter Gewinn mehr zu realisie-
ren, wohl aber auf dem Gebiet der High-Tech-Pro-
duktion und der Telekommunikation. Da ist es doch 
nur logisch — logisch im Sinne einer Bundesregie-
rung, die sich dem Diktat privatwirtschaftlicher Inter-
essen unterworfen hat — , die ertragsversprechenden 
Felder einigen wenigen Großkonzernen zur Plünde-
rung bereitzustellen. Wie ertragreich der schnellebige 
Markt der Telekommunikation ist, weist die Unter-
richtung durch die Bundesregierung auf Drucksache 
11/2855 aus. Demzufolge erwirtschaftet die Deutsche 
Bundespost heute zirka 90 % ihres Jahresumsatzes im 
Fernmeldewesen mit all seinen verschiedenen Dien-
sten. Das waren z. B. 1986 ca. 30 Milliarden DM, ein 
fetter Brocken, bei dem man sich leicht vorstellen 
kann, daß auch andere an ihm teilhaben wollen, aller-
dings nicht an den zur Funktion der Telekommunika-
tion erforderlichen Infrastrukturkosten. 

Die Bereitstellung des Kommunikationsnetzes 
bleibt das Monopol der Deutschen Bundespost Tele-
kom, da das Kommunikationsnetz, gemessen am 
finanziellen Aufwand und der Möglichkeit rascher 
Innovation, für die Privatwirtschaft einerseits uninte-
ressant ist, andererseits aber für den Absatz von End-
geräten unbedingt notwendig ist. 

Die Telekommunikation ist das Feld, auf dem nun 
die Privatwirtschaft ernten soll, was vorher von der 
gesamten Bevölkerung durch Entrichtung von Ge-
bühren eingebracht worden ist. Daß dies auch in Zu-
kunft bleibt, dafür sorgt schon die Bundesregierung. 
Ich zitiere nochmals aus der Bundestagsdrucksache 
11/2855, Seite 5: 

Mit den Erträgen aus dem Telefondienst soll der 
Deutschen Bundespost die finanzielle Ertrags-
kraft vor allem zum flächendeckenden Ausbau 
und zur innovativen Weiterentwicklung der Fern-
meldenetze sowie zum Ausgleich der für die Er-
füllung der Infrastrukturauflagen notwendigen 
Mehraufwendungen bzw. der hierdurch mögli-
chen Ertragseinbußen erhalten bleiben. 

Zum Verständnis: Nicht der Telefondienst wird zum 
Wettbewerb freigegeben — der bleibt als Monopol 
bei Telekom — , sondern der Fernmeldedienst. Mit 
anderen Worten, die erwirtschafteten Erträge — er-
wirtschaftet durch die Telefongebühren der Bevölke-
rung — können dazu genutzt werden, der Indust rie 
die zur Kapitalverwertung notwendige Infrastruktur 
zur Verfügung zu stellen. 

Aber nicht nur das. Von der Deutschen Bundespost, 
Telekom, wird verlangt, daß sie sich im Wettbewerb 
mit der Indust rie als leistungsfähig und wirtschaftlich 
erweist. Das aber bedeutet, daß die Preisgestaltung im 
Wettbewerbsbereich von Telekom dem Kampf um 
Marktanteile unterliegt. Was liegt da näher, als zu 
erwartende Verluste mit Einnahmen aus dem Tele-
fondienst zu begleichen. Der Gesetzentwurf, den ich  

bereits zweimal zitiert habe, sieht diese Möglichkeit 
auch ausdrücklich vor. Ich zitiere nochmals daraus: 

Die Unternehmen sollen für die einzelnen Dien-
ste in der Regel jeweils die vollen Kosten und 
einen angemessenen Gewinn erwirtschaften. Ein 
Ausgleich zwischen den Diensten eines Unter-
nehmens ist zulässig. 

Das ist § 29 Abs. 2 des Entwurfs des Poststrukturge-
setzes. 

Da aber der Telefondienst weiterhin das Monopol 
von Telekom bleibt und somit eine wettbewerbsorien-
tierte Preispolitik in diesem Sektor wegfällt, liegt es 
nahe, im wettbewerblichen Bereich entstehende Ver-
luste durch Erhöhung der Telefongebühren oder Ver-
schlechterung des Dienstleistungsangebotes für p ri

-vate Kunden auszugleichen. 

Betrachten Sie hierzu auch die Entwicklung im 
Rundfunkbereich mit den Privatsendern. Auch dort 
haben wir es mit zunehmenden Gebührenkosten bei 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten zu tun 
oder eben einer Reduktion des Dienstleistungsange-
botes. Wir haben das als Konsequenz auf allen Sekto-
ren, wo die von dieser Bundesregierung bet riebene 
Privatisierungs- und Deregulierungspolitik ihre Spu-
ren hinterläßt. 

Die Errichtung einer wettbewerbsfähigen Telekom 
beeinflußt auch die Beschäftigungspolitk. Ich zitiere 
nochmals aus der Bundestagsdrucksache 11/2855, 
Seite 7: 

Die Neustrukturierung der Deutschen Bundes-
post zielt darauf ab, die Hoheits- und Unterneh-
mensaufgaben zu trennen sowie eine marktnahe 
und leistungsfähige Unternehmensorganisation 
zu verwirklichen. Dies beeinflußt auch entschei-
dend den personellen Sektor bei der Deutschen 
Bundespost. 

Weiter wird zwar auf eine Absatz- und Kundenorien-
tierung sowie auf ein Kostenbewußtsein hingewie-
sen. 

Wie aber der Einfluß wirklich aussehen kann, zeigt 
u. a. das britische Beispiel. Nach einer Studie des Ol-
denburger Professors für empirische Wirtschaftsfor-
schung und Ökonometrie Dr. Klaus Schüler, die von 
der Deutschen Postgewerkschaft in Auftrag gegeben 
wurde, sind in Großbritannien in den Jahren zwischen 
1980 und 1987, also innerhalb von nur sieben Jahren, 
30 000 Arbeitsplätze — das sind 12 % gemessen am 
Stand von 1980 — vernichtet worden. Die Rationali-
sierungsintensität der High-Tech-Indust rie — High-
Tech stellt High-Tech her — wird dafür sorgen, daß 
bei Telekom aus bet riebswirtschaftlichen Gründen 
Arbeitsplätze vernichtet werden. 

Wir haben ferner die Tatsache festzustellen, daß zur 
Zeit unsere Bevölkerung, jedenfalls die große Masse 
der Bevölkerung, in praktisch allen wesentlichen Le-
bensfeldern mit zusätzlichen Kosten konfrontiert 
wird, ob das im öffentlichen Personennahverkehr ist, 
also bei der Bahn und auch in anderen Bereichen, ob 
das bei der Bundespost ist, ob das die Folgen aus dem 
sogenannten Gesundheits-Reformgesetz bet rifft, in 
Kürze wird es bei der Rentenreform ähnlich passieren. 
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Jeder spürt z. B. tagtäglich — hier wahrscheinlich we-
niger, weil die meisten kostenlos fahren dürfen, 

(Frau Seiler-Albring [FDP]: Sie etwa nicht?) 

weil in der Regel die Fraktionskasse für die Abgeord-
netenpost das Porto bezahlt und anderes mehr —, 

(Frau Seiler-Albring [FDP]: Bei Ihnen viel-
leicht, bei uns nicht!) 

aber draußen in der Bevölkerung spürt es tatsächlich 
jeder: zusätzliche Kosten, wohin man sieht. 

Die Post wird in sehr kurzer Zeit nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzeswerkes eine ähnliche Konsequenz für 
unsere Bevölkerung nach sich ziehen. 

Meine Damen und Herren, die geringe Redezeit, 
die mir von Ihnen bedauerlicherweise zugestanden 
worden, ist erlaubt es nicht, weiter auf die vielfältigen 
Probleme der geplanten Poststrukturreform einzuge-
hen. Dennoch sollte deutlich geworden sein, daß die 
Bundesregierung wieder einmal, muß ich hier sagen, 
dazu bereit ist, privatwirtschaftliche Förderungspoli-
tik auf Kosten der Bevölkerung zu betreiben. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Hörster. 

Hörster (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Bei der Beratung des Entwurfs eines Ge-
setzes zur Neustrukturierung des Post- und Fernmel-
dewesens haben sich der federführende Ausschuß 
und die mitberatenden Ausschüsse mit einer Reihe 
von Fragen befaßt, die über den Bereich der Organi-
sation und den Bereich des Wettbewerbs hinausge-
hen. In diesen Fragen sind einige sehr positive Ent-
scheidungen getroffen worden, die nach meinem Da-
fürhalten auch dargstellt werden müssen, weil es we-
nig bringt, Herr Kollege Paterna, Nachhutgefechte 
über Dinge zu führen, über die die Beratungen längst 
hinweggegangen sind. Ich meine auch, daß es wenig 
bringt, mit Befürchtungen und Vermutungen für die 
Zukunft zu agitieren. Ich meine, es wäre sachlich 
nützlicher, bei der Umsetzung dieses Gesetzentwur-
fes in die Praxis darauf zu achten, daß das, was Ziel 
und Zweck des Gesetzes ist, auch erreicht werden 
kann. 

Ich hätte mich sehr gefreut, wenn Sie z. B. darauf 
eingegangen wären, daß der Bereich der besoldungs-
rechtlichen Regelungen überdacht worden ist und 
daß eine mehr am Wettbewerb orientierte Vergütung 
auch der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bun-
despost ermöglicht worden ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Paterna 
[SPD]: Aber nach Gutsherrenart!) 

Wenn auch eingewendet werden könnte, daß gerade 
im Wettbewerb eine noch größere besoldungsrechtli-
che Beweglichkeit erforderlich wäre, so ist doch auf 
diesem Gebiet — das können Sie nicht leugnen — ein 
wichtiger, grundsätzlicher Durchbruch erzielt wor-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

So können künftig aus technischen, betrieblichen und 
organisatorischen Gründen zur Sicherung der Wett

-

bewerbsfähigkeit oder zur Verbesserung des Dienst-
leistungsangebots Obergrenzen für Beförderungs-
ämter deutlich überschritten werden. Besonders 
wichtig ist nach meinem Dafürhalten auch, daß es 
künftig möglich ist, Zulagen zur Abgeltung von Lei-
stungen, die über die regelmäßigen Anforderungen 
hinausgehen, den einzelnen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern zu gewähren, deren Arbeit die durch-
schnittlichen Leistungen deutlich übersteigt. 

Ein besonderer Verhandlungserfolg ist es, meine 
ich, auch, daß das früher in diesem Bereich aus-
schließlich aus fiskalischen Gründen geforderte Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
entfallen ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Zwar ist das Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern zur Wahrung der grundsätzlichen Einheit 
des Besoldungsrechtes weiterhin verankert, aber ich 
gehe hier im Einvernehmen mit dem Kollegen Funke 
davon aus, daß diese Einvernehmensregelung nicht 
restriktiv gehandhabt wird, sondern daß diese Einver-
nehmensregelung nur in der Weise praktiziert wird, 
daß wirklich nur dann, wenn grundsätzliche Fragen 
des Besoldungs- und des Vergütungsrechtes anste-
hen, dieses Einvernehmen versagt werden kann. 

Eine im Wettbewerb stehende Post muß im Inter-
esse ihrer Kunden im Personal- und Besoldungsbe-
reich beweglicher und freier sein als die sonstige öf-
fentliche Verwaltung. Die praktischen Erfahrungen, 
meine ich, werden zeigen, ob die besoldungsrechtli-
chen Sonderregelungen des Poststrukturgesetzes 
nicht auch Beispiel für andere Bereiche sein können, 
in denen öffentliche und wirtschaftliche Aufgaben 
miteinander verflochten sind. 

Bei der Diskussion um das Poststrukturgesetz hat 
— das möchte ich auch einmal anmerken — insbeson-
dere die Deutsche Postgewerkschaft immer wieder 
behauptet, dieses Gesetz bringe Nachteile für die Mit-
arbeiter der Deutschen Bundespost. Sie hat dabei 
nichts unterlassen, was dazu diente, große Verunsi-
cherung zu erzeugen. 

(Dr. B riefs [GRÜNE]: Recht hat sie!) 

Dabei wurde geflissentlich verschwiegen, daß die bis-
herigen Organisations- und Rationalisierungsmaß-
nahmen unter der Geltung des bisherigen Rechts ge-
troffen wurden. Für die Bediensteten der Deutschen 
Bundespost ist es meines Erachtens wichtig, zu wis-
sen, daß die besoldungsrechtlichen Regelungen des 
Poststrukturgesetzes es künftig besser als bisher er-
möglichen, überdurchschnittliche Leistungen auch 
überdurchschnittlich zu vergüten. Dies ist eine ganz 
erhebliche Besserstellung gegenüber dem bisherigen 
Recht und ein Erfolg des Bundespostministers und 
dieser Regierungskoalition. 

Auch der Datenschutz hat bei der Beratung des 
Regierungsentwurfs eine wichtige Rolle gespielt. 
Ganz im Gegenstaz zu dem, was Herr Such soeben 
gesagt hat, ist es bei den notwendigen Anpassungen 
auch im G-10-Bereich und auch im Bereich des § 100 a 
und des § 100b der Strafprozeßordnung keineswegs 
darum gegangen, die bisherige Rechtslage und die 
bisherige Zielsetzung dieser Bestimmungen zu än- 
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dern. Di e Änderungen haben sich vielmehr aus-
schließlich darauf bezogen, die Möglichkeiten, die in 
diesem Bereich im Interesse der inneren Sicherheit 
erforderlich sind, den neuen technischen Entwicklun-
gen anzupassen. Da es schlechterdings nicht möglich 
ist, alle Entwicklungen im Bereich der Telekommuni-
kationsleistungen katalogweise aufzuführen, war es 
notwendig, die Gesetzesformulierungen so zu fassen, 
daß Telekommunikationsleistungen von diesen Rege-
lungen künftig insgesamt erfaßt werden. Das als einen 
„Anschlag auf Freiheitsrechte" zu bezeichnen, ist 
schlicht abwegig und macht deutlich, daß man sich 
mit der Mate rie im Kern nicht befaßt hat. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Sie wissen es genau: 
der Durchmarsch der Geheimdienste!) 

— Herr Briefs, ich freue mich, Sie hier zu sehen. Ich 
bin aber sehr dankbar dafür, daß Sie die Beratungen 
zum Poststrukturgesetz, als es darauf ankam, nicht 
verzögert haben. 

Wer die Beratungen zum Datenschutzbereich ver-
folgt hat, konnte doch feststellen, daß der Datenschutz 
in den Ausschußberatungen eine ganz wichtige Rolle 
gespielt hat. Obwohl in der Zielsetzung, einen mög-
lichst umfassenden Datenschutz zu gewährleisten, 
kein Dissens bestand — ich nehme an, da sind wir uns 
einig — , war es doch notwendig, den Datenschutz, 
insbesondere in § 26 des Gesetzentwurfs der Bundes-
regierung, durch einige Präzisierungen sicherer zu 
machen. Die wichtigste ist wohl, daß die Bundesregie-
rung nach dem Wortlaut des § 26 in der Ausschußfas-
sung verpflichtet ist, durch Rechtsverordnung Vor-
schriften zum Schutz personenbezogener Daten der 
am Post- und Fernmeldeverkehr Beteiligten zu erlas-
sen. Der Rahmen, innerhalb dessen sich diese Vor-
schriften halten müssen, ist ebenfalls im Gesetzestext 
abgesteckt: Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
ist zu wahren. Insbesondere sind die Erhebung und 
Verarbeitung von Daten auf den Zweck des Bet riebs 
der Unternehmen Bundespost unter Berücksichtigung 
der Interessen der Betroffenen zu beschränken. 

Dies gilt — und das ist besonders wichtig — auch 
für private Erbringer von Telekommunikationslei-
stungen. Gerade in den Bereichen, in denen P rivate 
als Wettbewerber der Bundespost Telekommunika-
tionsleistungen erbringen, war es wichtig, die Wah-
rung des Fernmeldegeheimnisses auch für private 
Anbieter im Gesetz zu verankern und darüber hinaus 
besondere datenschutzrechtliche Bestimmungen zu 
schaffen. 

Über die allgemeinen Regelungen des Bundesda-
tenschutzgesetzes hinaus wird im Fernmeldeanlagen-
gesetz festgeschrieben, daß private Anbieter das 
Fernmeldegeheimnis und den Datenschutz ebenso zu 
wahren haben wie die Bundespost Telekom auch. 
Den Anregungen des Bundesdatenschutzbeauftrag-
ten wurde insoweit weitestgehend Rechnung getra-
gen. Zum erstenmal wurde für einen einzelnen Wirt-
schaftszweig — darauf möchte ich hinweisen — , näm-
lich den der p rivaten Telekommunikationsdienstlei-
stungen, eine bereichsspezifische Datenschutzrege-

lung vorgeschrieben. Auch insoweit bringt das Post-
strukturgesetz eine wichtige Neuerung. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Das zeigt, was Sie für 
üble Dinge vorhaben, wenn Sie das zugeste

-

hen müssen!) 

— Das zeigt, wie offen wir in der Diskussion sind, wie 
verhandlungsfähig wir sind und wie wenig wir, an-
ders als Sie, auf ideologische Positionen festgeschrie-
ben sind, die nur den Blick vernebeln und die Argu-
mentation einschränken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Briefs [GRÜNE]: Das ist doch pure Ideo

-

logie! Falsche Dogmatik!) 

Mir ist im Verlauf dieser Debatte aufgefallen, daß 
die staatstragenden Bedenken unter verfassungs-
rechtlichen Aspekten, Herr Kollege Paterna — Art. 20 
Abs. 3 und Art. 87 des Grundgesetzes — hier nicht 
mehr vorgetragen worden sind. 

(Bernrath [SPD]: Aus Zeitgründen!) 

Offenbar ist man doch im Rahmen der Beratungen zu 
dem Ergebnis gekommen, daß die Drohung mit ver-
fassungsgerichtlichen Überprüfungen, die ja zu dem 
gesamten Szenario gehörte, das aufgebaut wurde, um 
die Postreform weitestgehend zu verhindern, 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Weil wir das 1990 wie

-

der ändern werden, Herr Hörster!) 

wohl wenig effektiv ist und daß das, was der Herr 
Bundespostminister und die Bundesregierung im Ge-
setzentwurf vorgelegt haben, doch verfassungskon-
form ist. Im übrigen hat die Anhörung im Post- und 
Fernmeldeausschuß ja auch ergeben, daß verfas-
sungsrechtliche Bedenken in einer einigermaßen se-
riösen Weise kaum vorgetragen worden sind. 

Das Poststrukturgesetz, das heute verabschiedet 
wird, ist ein gutes und, wie ich meine, dynamisches, in 
die Zukunft angelegtes Gesetz. Wir werden dieses 
Gesetz als Parlament begleiten; es wird auch vom 
Poststrukturrat begleitet werden, zu dem der Rechts-
ausschuß, Herr Kollege Linsmeier, eine etwas diffe-
renzierte Betrachtungsweise an den Tag gelegt hat, 
weil es dem Rechtsausschuß immer noch nicht so ganz 
in den Kopf will, daß neben dem Parlament und dem 
Bundesrat auch noch eine dritte, in der Verfassung 
nicht vorgesehene Organisationsform Kontrolle aus-
üben soll. Dennoch ist er im Wege des Kompromisses 
zustande gekommen und wird sicherlich auch akzep-
tiert. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Fauler Kompromiß!) 

Ich denke, daß wir mit diesem Gesetz die Weichen 
dafür stellen, daß das große Unternehmen Bundespost 
mit mehr als 550 000 Mitarbeitern reformiert werden 
kann, daß es für die Zukunft zugerüstet werden kann 
und daß der Bestand dieses Unternehmens gesichert 
wird. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Bernrath. 
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Bernrath (SPD): Herr Präsident! Verehrte Damen! 
Meine Herren! Ordnungspolitisch sollen bessere Rah-
menbedingungen zu mehr Wettbewerb auf den 
Märkten der Telekommunikation führen. Die hoheit-
lichen und betrieblichen Aufgaben der Post werden in 
diesem Zusammenhang getrennt. Mit der Bildung von 
drei Unternehmen soll die Leistungsfähigkeit der ver-
schiedenen Sparten der Bundespost gestärkt wer-
den. 

Für das Personal allerdings soll praktisch alles beim 
alten bleiben. Die Mitarbeiter sollen im Wettbewerb 
mit privaten Unternehmen, die aufgabengerechte mo-
derne Personal- und Führungsstrukturen haben, unter 
dienstrechtlichen Strukturen des vergangenen Jahr-
hunderts bessere Leistungen erbringen. Das wird 
nicht gelingen, weil die überkommenen beamten-
rechtlichen Regelungen dafür ungeeignet sind. Auf 
eine knappe Formel gebracht heißt dies Wettbewerb 
im Leistungsangebot, Unbeweglichkeit und obrig-
keitliche Strukturen im Personalbereich. 

Die im Poststrukturgesetz vorgesehenen Regelun-
gen bringen entgegen aller Ankündigung kein in die 
Zukunft weisendes flexibles, an einheitlichen Grund-
sätzen orientiertes Personalrecht. Die bereits gestie-
genen, künftig weiter steigenden Anforderungen an 
die Mitarbeiter wurden dabei nicht berücksichtigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Flexibilität ist einseitig an Arbeitgeberinteressen aus-
gerichtet, ohne daß zeitgerechte gewerkschaftliche 
und personalrätliche Beteiligungsrechte vorgesehen 
oder gesichert worden sind. Das kann, meine ich, auf 
Dauer nicht gutgehen. 

In diese Betrachtung gehört auch der Verzicht auf 
die Beteiligung des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
— § 94 des Bundesbeamtengesetzes — bei der Ent-
scheidungsvorbereitung — ich weiß, es hat einen 
Rechtsstreit gegeben — , und dies, obwohl doch in 
unserer Zeit, im Jahre 1989, eine auch auf diese Weise 
dokumentierte Bereitschaft zu vertrauensvoller Zu-
sammenarbeit hätte selbstverständlich sein sollen. 
Aber Zusammenarbeit ist der CDU abhanden gekom-
men, ebenso die Bürgernähe. Wer wundert sich da 
noch über das verheerende Bild, das die Union inzwi-
schen in der Öffentlichkeit abgibt? Die Wahlergeb-
nisse der Koalition insgesamt sind — darauf möchte 
ich ausdrücklich hinweisen — auch darin begründet, 
daß sie beim Bürger nicht mehr ankommt, weil sie den 
Bürger nicht mehr sieht. 

(Beifall bei der SPD) 

Einige Beispiele zeigen die Einseitigkeit der im Ge-
setzentwurf enthaltenen personellen Regelungen auf. 
Weil der bisherige Regelungsrahmen der Arbeitszeit-
verordnung angeblich zu wenig flexibel ist, soll deren 
Schutzcharakter spürbar eingeschränkt werden. 

Das notwendige und richtige Überschreiten von 
Stellenobergrenzen zielt auf die Beteiligung des Per-
sonals an Rationalisierungsmaßnahmen. Dagegen ist 
nichts einzuwenden. Wenn diese Überschreitungen 
aber nicht auf Dauer angelegt sind, werden sie un-
wirksam bleiben. 

Die vorgesehene Leistungszulage ist eine Kann-
Regelung ohne Rechtsanspruch. Zeitgerechter wäre 
eine anforderungs- und funktionsgerechte Bezahlung  

nach der gemessenen Wertigkeit der Tätigkeit gewe-
sen. Damit würde dann auch Willkür in der Anwen-
dung dieser Regelung ausgeschlossen. 

Die Ermächtigung, Postlaufbahnen zu bilden, ist 
anachronistisch, weil es dafür praktisch keine Spiel-
räume geben wird. Damit wird dem Personal Sand in 
die Augen gestreut. Das hängt letztlich damit zusam-
men, daß sich der Bundesminister des Innern mit Hin-
weis auf die Einheit des öffentlichen Dienstes weigert, 
einmal darzustellen, was Kernbestand des öffentli-
chen Dienstrechtes ist, der überall gleichermaßen an-
gewendet werden muß, so daß die verschiedenen 
Sparten des öffentlichen Dienstes, beispielsweise 
auch die Post, um diesen Kernbestand herum Sonder-
regelungen verabreden können, ohne diese Grund-
sätze, die natürlich verfassungsrechtlich gesichert 
sind, zu berühren. Statt Zementierung der überholten 
knöchernen beamtenrechtlichen Strukturen wäre es 
notwendig und richtig gewesen, es wäre auch nach 
der Trennung von Hoheit und Bet rieb logisch gewe-
sen, bei den Unternehmen künftig ausschließlich Ta-
rifpersonal zu beschäftigen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Damit hätten Sie, Herr Minister, Flexibilität gewon-
nen. Die personellen Strukturen — Bezahlung, Be-
wertung, Bemessung — hätten sich ebenfalls im Wett-
bewerb formen und über unserer Wirtschaftsordnung 
entsprechende Verhandlungen mit der Postgewerk-
schaft verbindlich fixieren lassen. 

Das größte Handicap liegt für die Unternehmen 
aber in den nach wie vor im Gesetz enthaltenen Ein-
vernehmensregelungen, die alle wesentlichen Ent-
scheidungen beim Innenminister belassen, also bei 
einem Ressort, das keinerlei Mitverantwortung für 
diese riesigen, künftig in weiten Bereichen im Wett-
bewerb stehenden Bet riebe hat. 

(Walther [SPD]: Weil er unfähig ist!) 

Gerade in diesem Hinweis wird die übermäßige 
Bürokratisierung der Entscheidungsabläufe — künf-
tig wird es sechs Entscheidungsebenen geben — 
deutlich. Die bewußte, vorgesehene Zersplitterung 
der Personalvertretungen wird die Wirkungen dieser 
Bürokratisierung noch verschärfen. Sie sind nämlich 
nicht nur unsozial und unzeitgemäß, sie erschweren 
auch die Vertrauensbildung und die Kalkulierbarkeit 
unternehmerischer und gewerkschaftlicher Zusam-
menarbeit in der Entscheidungsvorbereitung. 

(Beifall bei der SPD) 

Eben wurde von Vorrednern die hervorragende Lei-
stungsbereitschaft der Mitarbeiter gelobt. Hätte, so 
frage ich, diese Ihre Erfahrung — sonst hätten Sie 
nicht loben können, Herr Funke beispielsweise —, 
hätte diese Einschätzung nicht mehr Vertrauen in das 
Personal und seine Vertretungen, ob in Personalräten 
oder Gewerkschaften, gerechtfertigt? Statt dessen 
wird künftig Mißtrauen herrschen und Leerlauf die 
Führung und Zusammenarbeit bei der Post bela-
sten. 

Alles in allem — und hier zitiere ich Professor Wag-
ner — : Das Gesetz enthält keine wirksamen Lei-
stungsanreize. Es enthält dagegen eine Reihe von 
Faktoren, die den persönlichen Handlungsspielraum 
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einengen. Es begünstigt Verhaltensweisen, die mehr 
auf formalistische und routinemäßige Erledigung der 
Aufgaben ausgerichtet sind. Für Originalität und In-
novationsbereitschaft vermittelt es kaum Impulse. 

Sie sagen, Sie hätten gern mehr Flexibilität einge-
führt. Ich glaube das auch. Vor dem Hintergrund der 
Schwächung der sozialen Beteiligungsstrukturen al-
lerdings ist diese erklärte Absicht nicht unbedingt 
glaubwürdig geworden. Von daher bleibt es bei der 
Forderung nach einer grundsätzlichen Reform des 
öffentlichen Dienstrechts, 

(Beifall bei der SPD) 

um auch die großen Dienstleistungsunternehmen an-
passungsbereit zu machen und das Personal in 
Rechtsverhältnisse zu bringen, die unserer Zeit ent-
sprechen. 

(Walther [SPD]: Sehr gut!) 

Langfristig lassen sich daher nach den gegenwärti-
gen Erkenntnissen folgende Entwicklungen erwar-
ten: Wettbewerb und technische Entwicklung werden 
höhere Anforderungen an das Personal stellen. Mit 
einer weitgehenden Umstrukturierung des Anforde-
rungsbildes muß gerechnet werden. Der zunehmende 
Bedarf an hochqualifizierten Kräften für den operati-
ven Bereich und für die Führung erfordert neue Aus-
und Fortbildungskonzepte. Das sind, meine ich, die 
wesentlichen Punkte. 

Die nach wie vor anzuwendenden überholten be-
amtenrechtlichen Vorschriften geben aber keinen 
Spielraum für das Gestalten den Zielen der Postreform 
entsprechender qualitativer Personalstrukturen und 
der bei der Post ja sehr teuren Personalwirtschaft. 
Auch in dieser Hinsicht werden Sie, Herr Minister, vor 
der Quadratur des Kreises stehen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. B riefs. 

Dr. Briefs (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es bleibt also dabei: Ihre Postreform ist 
ein Trauerspiel. Sie, die Koalitionsparteien, haben 
Ihre Pflicht gegenüber den wirtschaftlich Mächtigen 
getan, mit dürftigen Argumenten, teilweise geradezu 
lapidar, an vielen Punkten verräterisch. Der unsoziale 
Grundcharakter Ihrer Politik schlägt bei der Postre-
form ebenso wie bei der Steuer-, Gesundheits- und 
demnächst wohl auch Rentenreform voll durch. 

Nochmals: Unsere Zukunftsaufgabe wird es sein, 
dieser Entwicklung Einhalt zu gebieten und diese so-
genannte Reform erneut zu reformieren, damit für die 
ganz große Mehrheit der Menschen in dieser Gesell-
schaft bei der Versorgung mit Post- und Telekommu-
nikationsdienstleistungen vernünftige und dem heuti-
gen Entwicklungsstand angemessene, menschliche 
Lebensbedingungen entstehen. 

(Bernrath [SPD]: Dann müssen Sie aber auch 
da sein, wenn beraten wird!) 

—Herr Bernrath, manchmal wäre es besser, Sie wür-
den in einigen Dingen nicht so deutlich sagen, was Sie 
meinen, sagen zu müssen. 

(Bernrath [SPD]: Das sagt meine Frau auch 
immer! — Heiterkeit) 

—Und sehr zu Recht. Sie sollten öfters auf Ihre Frau 
hören. 

(Erneute Heiterkeit) 

Ihre Postreform ist unter allen Aspekten zu kritisie-
ren. Sie schafft nicht weniger, sondern mehr Bürokra-
tie: drei Aufsichtsräte, das Ministerium, das Direk-
torium, der Poststrukturrat, der Kompetenzwirrwarr 
im Bereich des Sozialen. Ist das denn nun wirklich 
eine moderne Unternehmensorganisation? Wo bleibt 
übrigens das Parlament in diesem ganzen Sums? Ich 
denke, Sie schaffen lediglich einen weiteren hochpro-
fitablen und hochexpansiven Markt für Unterneh-
mensberater — das nur nebenbei. 

Die Quersubventionierung ist zwar formell zuläs-
sig, aber sie wird praktisch politisch durch Ihre soge-
nannte Reform unmöglich gemacht. Warum? Überle-
gen Sie einmal: Wenn meinetwegen im Jahre 1991 die 
Graue Post, also der Telekommunikationsbereich, mit 
2 Milliarden DM Überschüssen dasteht und die Gelbe 
Post 600 Millionen DM Defizit hat, dann wird doch 
sofort das Gezetere in der Öffentlichkeit beginnen. 
Wenn die Jahresabschlüsse im zweiten Quartal vorge-
legt werden, dann meldet sich der Bund der Steuer-
zahler — in Wirklichkeit der Bund der Nichtsteuer-
zahler — und wird sagen: Um Gottes willen, steckt 
das ja nicht in die Gelbe Post, das gehört uns. Dann 
meldet sich der Verband der Postbenutzer, im wesent-
lichen ein Industrieverein, und wird sagen: Das müßt 
ihr uns in Form von Gebührensenkungen zurückge-
ben oder in neue technische Dienstleistungen usw. 
stecken. Das ist die Art von Politik, die Sie mit dieser 
Reform in die Wege leiten. Das kann doch nicht sozial 
sein. 

Diese Politik ist — das ist der dritte Punkt, den ich 
noch anmerken will — unsolidarisch. Sie begünstigen 
nicht nur die Reichen und Superreichen und belasten 
die sozial Schwachen, Sie öffnen insbesondere auch 
die Tür für die weitere Vernachlässigung des flachen 
Landes. Ihre Postreform ist deshalb überflüssig und 
schädlich. Was wir brauchen, ist nicht eine Verbe-
triebswirtschaftlichung der Post, sondern Demokrati-
sierung. 

Für uns als GRÜNE heißt das: radikale Transparent-
machung postpolitischer Entscheidungen 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Jawohl!) 

und Budgetrecht des Parlaments. Die heutige Rege-
lung ist ja ein Überbleibsel — das ist ganz interes-
sant — aus der Zeit des Kaiserreichs. Das stammt aus 
der Zeit des Kaiserreichs. Nach einer kurzen Pe riode 
in der Weimarer Republik haben es die reaktionären 
Kreise in der Weimarer Republik damals geschafft, 
dem Parlament das Budgetrecht wieder zu entziehen 
und auf den Vorgänger des heutigen Postverwal-
tungsrates zu übertragen. Das ist der Kern, das muß 
umgekehrt werden. 

(Bernrath [SPD]: Ihr Vokabular ist auch aus 
dem Kaiserreich!) 
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— Komm, komm. 

Wir brauchen einen Parlamentsvorbehalt bei Inve-
stitionen über neue Technologien und insbesondere 
über Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien. Wir brauchen einen Bürgerdialog vor der Ein-
führung neuer Technologien. Wir brauchen eine um-
fassende Mitbestimmung der Beschäftigten in der 
Bundespost bei der Anwendung und der Entwicklung 
neuer Technologien und bei anderen Fragen. Wir 
brauchen eine wirk liche Bürgerrepräsentanz in den 
Gremien der Deutschen Bundespost. Wir brauchen 
einen radikalen Ausbau des Datenschutzes und die 
Beseitigung der Zugriffsrechte der Geheimdienste. 
Wir brauchen insbesondere die Wiederherstellung 
der Gemeinwohlbindung. 

In diese Richtung werden unsere Vorstellungen für 
die weitere politische Diskussion im Bereich der Bun-
despost gehen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Spät kommt ihr, 
doch ihr kommt! Der weite Weg entschuldigt 

nicht das Säumen!) 

Wir werden uns bemühen, in der Zukunft Bedingun-
gen zu schaffen, die das zu realisieren erlauben. 
Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun hat das Wort der 
Abgeordnete Rudi Walther. 

Walther (SPD): Verehrter Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich denke, am Schluß dieser 
Debatte gehört es sich, einen Gruß und einen Dank 
denjenigen zu sagen, über deren Schicksal mit diesem 
Gesetzentwurf mitentschieden wird, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
nämlich den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Deutschen Bundespost, die bis zum heutigen Tage 
durch Hingabe, Fleiß und Intelligenz mit dafür ge-
sorgt haben, daß das Unternehmen Deutsche Bundes-
post im internationalen Maßstab ein sehr leistungsfä-
higes Unternehmen ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Konzeptionelle Kritik haben meine Freunde schon 
vorhin vorgetragen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Versucht!) 

Ich sage Ihnen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren: Wenn Sie den Weg einer Marktöffnung mit unter-
nehmerischer Konzeption für die Bundespost gewählt 
haben, dann hätte dieser Weg auch konsequent zu 
Ende gegangen werden müssen. 

(Toetemeyer [SPD]: Sehr wahr!) 
Das heißt, es hätte sichergestellt werden müssen, daß 
dem Unternehmen Deutsche Bundespost nicht andere 
Lasten auferlegt werden als den Mitbewerbern im 
Wettbewerb. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Kollege Funke hat ja schon vorhin einen Teil — 
jedenfalls mit meiner Zustimmung — angesprochen: 
Was wird denn eigentlich, wenn durch politische Ent-
scheidungen den Unternehmen Lasten auferlegt wer-

den, die andere nicht haben? Wer kommt denn eigent-
lich dafür auf? Darauf gibt dieser Gesetzentwurf über-
haupt keine Antwort. 

Es fehlen übrigens auch Regelungen zum Aus-
gleich von Wettbewerbsnachteilen der Postunterneh-
men gegenüber nicht dem Gemeinwohl verpflichte-
ten Mitbewerbern. Der Gesetzentwurf, Herr Minister, 
enthält hierzu kein geeignetes Instrumenta rium. Die 
durch die Möglichkeit des Finanzausgleichs in einer 
finanziellen Wechselbeziehung stehenden Postunter-
nehmen müssen also, wenn sie nicht in ihren jeweili-
gen Bereichen Schwierigkeiten haben wollen, die er-
wähnten Lasten aus den Monopolerträgen und damit 
letztlich über Gebührenerhöhungen finanzieren. Das 
wird jedoch nur begrenzt möglich sein, Herr Minister; 
denn schon jetzt sind, wie Sie wissen, einige Gebüh-
ren im internationalen Bereich, insbesondere im Mo-
nopolbereich nicht gerade die niedrigsten, und dies, 
auf den Vorwurf des möglichen Monopolmißbrauchs 
eingehend — ich gucke jetzt wieder den Kollegen 
Funke an — , setzt der Gebührenpolitik ja enge Gren-
zen. 

Der Unternehmensteil Postdienst wird unter diesen 
Bedingungen trotz der vorgesehenen hundertprozen-
tigen Eigenkapitalausstattung noch auf absehbare 
Zeit auf einen Finanzausgleich zu Lasten des Unter-
nehmensteils Telekom angewiesen sein. Dennoch — 
so  sage ich — sieht das Konzept einen gewinnträchti-
gen Betrieb jedes einzelnen Unternehmens vor. Ja 
sogar jeder einzelne Dienst innerhalb der Unterneh-
men soll, von Ihnen gesetzlich vorgegeben, mit Ge-
winn abschließen. 

(Paterna [SPD]: Zum Beispiel die Breitband

-

verkabelung!) 

Es gibt also eine Selbstbindung bis hin zum Verbot der 
Mischkalkulation, die sich kein anderes Unternehmen 
auferlegen würde, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Um den Zwischenruf des Kollegen Paterna aufzugrei-
fen: Würde das Gesetz schon jetzt so gelten, könnten 
Sie, Herr Minister, Ihre Breitbandverkabelung ab-
schreiben. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Kann er so-
wieso!) 

Ich komme auf die gesetzliche Verpflichtung zur 
wirtschaftlichen Betriebsführung der einzelnen Un-
ternehmen zurück. Was geschieht, wenn also ein 
Postunternehmen beispielsweise wegen betriebs-
fremder oder anderer Lasten auf Dauer nicht wirt-
schaftlich arbeiten kann und höhere Entgelte wegen 
der Wettbewerbssituation oder wegen der behaupte-
ten Gefahr eines Monopolmißbrauchs nicht durch-
setzbar sind und das Instrumenta rium des Finanzaus-
gleichs zwischen den Unternehmen nicht mehr funk-
tioniert? Darauf geben Sie bislang keine Antwort. Ich 
vermute — ich sage das auch als ländlicher Abgeord-
neter — , daß das zu Leistungseinschränkungen, Ra-
tionalisierungsdruck, Abbau und Einschränkung von 
Diensten bis hin zur Schließung von Poststellen auf 
dem Lande führen wird. 

(Paterna [SPD]: So wird es leider sein!) 
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Diese Gefahr ist überhaupt nicht abzuwenden. Es 
wird insbesondere den ländlichen Bereich treffen, wie 
auch schon in der Vergangenheit alle Konzentrations-
und Rationalisierungsbestrebungen zu Lasten des fla-
chen Landes und der Fläche gegangen sind. 

(Beifall bei der SPD — Wieczorek [Duisburg] 
[SPD]: Verantwortungslos ist das!) 

Um eine solche Gefahr abzuwenden, wäre es not-
wendig gewesen, das Direktorium und seine Stellung 
zu stärken. Genau diesen Weg gehen Sie aber nicht. 
Herr Minister, Sie wissen doch genauso wie wir alle, 
daß dieses Direktorium nichts anderes als ein besseres 
Frühstücksdirektorium ohne eigene Entscheidungs-
gewalt und Entscheidungskraft sein wird. Wir haben 
Ihnen ja gesagt, wir wären gesprächsbereit gewesen, 
wenn Sie die Stellung des Direktoriums im Sinne der 
Einheit des Betriebs gestärkt und aufrecht erhalten 
hätten. 

Nun sage ich Ihnen einmal als Haushaltspolitiker — 
als solcher rede ich ja hier — : Eine weitere erhebliche 
Benachteiligung wird mit der neuen Ablieferungsre-
gelung für die Übergangszeit bis 1996 festgeschrie-
ben. Während ab 1996 eine Ablieferung berechnet 
wird, wie sie anfallen würde, wenn die Postunterneh-
men auch steuerlich wie selbständige Unternehmen 
behandelt würden, werden die Unternehmen gerade 
in der schwierigen Anfangs- und Übergangszeit mit 
zunächst unverändert hohen Ablieferungspflichten 
belastet, wie sie kein anderer Mitbewerber hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese auf Betreiben des ausschließlich fiskalpolitisch, 
d. h. wenig politisch, denkenden Finanzministers auf-
genommene Regelung sichert zwar für eine Über-
gangszeit die Einnahmen des Bundes aus der Abliefe-
rung; sie schmälert aber — das ist nun, Herr Kollege 
Pfeffermann, eine schwere Sünde gegen den Geist 
Ihres eigenen Gesetzes — die Marktchancen des Post-
unternehmens entscheidend. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wieso?) 

Hier werden dem Postunternehmen zu Beginn der 
Reform massive Zahlungsverpflichtungen auferlegt, 
die die Mitbewerber nicht haben. 

Dies ist ein weiteres Beispiel dafür, Herr Kollege 
Funke, daß die wettbewerbsorientierte Grundphiloso-
phie dieses Reformwerks nicht durchgehalten wird. 
Bestehende Wettbewerbsnachteile werden aus rein 
fiskalpolitischen Gründen zunächst beibehalten. So 
müssen z. B. nach wie vor die umsatzsteuerpflichtigen 
Postkunden auf den Vorsteuerabzug verzichten, und 
die Postunternehmen, jedenfalls so weit sie im Mono-
pol sind, können ihrerseits keinen Vorsteuerabzug 
geltend machen. 

Hier liegt weiterhin ein entscheidender Wettbe-
werbsnachteil für Telekom in den Marktbereichen, 
für die die Telekom zuständig ist. Soll also Telekom 
am Markt bestehen, müssen die hohen Ablieferungs-
verpflichtungen der ersten Jahre und die Belastungen 
aus dem anhaltenden Finanzausgleich für die Gelbe 
Post wiederum aus dem Monopolbereich finanziert 
werden. 

Sie wissen alle — Kollege Börnsen und Kollege Pa-
terna haben es dargestellt —, dieses Gesetz schwächt  

den Monopolbereich entscheidend durch Satelliten 
und durch Mobilfunkverkehre, und durch den Zwang, 
Mietleitungen an p rivate Mitbewerber zu vermieten. 
Wir wissen alle, daß der Monopolbereich, aus dem 
aber, Herr Minister, alle die Belastungen, über die ich 
gesprochen habe, finanziert werden sollen, entschei-
dend geschwächt wird. Ich sage Ihnen, diese Rech-
nung geht nicht auf, es sei denn, zwei mal zwei wären 
fünf. 

Meine Damen und Herren, das heißt also, der Mo-
nopolbereich, der bei der Post verbleibt, soll alle diese 
Belastungen bis 1996 aus seinen Gebühren bezahlen. 
Da liegt es auf der Hand: Der Finanzausgleich kann 
und wird nicht funktionieren, was all die Schwierig-
keiten zur Folge hat, auf die ich hier hingewiesen 
habe. 

Wir hatten ja im Haushaltsausschuß beantragt — si-
cherlich auch in Ihrem Sinne, Herr Kollege Schwarz-
Schilling — , daß wir diese Übergangszeit streichen 
und die Postunternehmen so behandeln wie jeden 
anderen Mitbewerber am Markt. Ihre Koalition, die 
dieses Gesetz will, hat interessanterweise ausgerech-
net diesen von Ihnen eigentlich zu begrüßenden Vor-
schlag abgelehnt — für mich, Kollege Schwarz-Schil-
ling, völlig unverständlich, denn eine solche Regelung 
hätte das Postunternehmen auf einen Schlag jährlich 
um 1,1 Milliarden DM entlastet. Sie hätte insbeson-
dere das Defizit im gelben Bereich erheblich vermin-
dert. Sie hätten, Herr Kollege Schwarz-Schilling, sehr 
viel fröhlicher in die Zukunft blicken können, als Sie 
dies jetzt tun können. Anders ausgedrückt: Sie hatten 
an dieser Stelle schlicht Angst vor der eigenen Cou-
rage. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, letzte 
Bemerkung: Der Einzelplan 13 wird in Zukunft sehr 
viel umfangreicher sein als bisher. Wir hatten im 
Haushaltsausschuß beantragt, auch an dieser Stelle 
eine strenge Abgrenzung zwischen Hoheit und Unter-
nehmen durchzuführen. Interessanterweise hat Ihre 
Koalitionsmehrheit dies im Haushaltsausschuß aus 
mir unverständlichen Gründen abgelehnt. 

Aber ich gebe Ihnen einen guten Rat. Ich kann ja 
nur aus Zeitungen lesen, was Sie im Einzelplan 13 und 
im Postministerium vorhaben. Ich kann Ihnen nur sa-
gen: Fünf Abteilungen für 450 Leute gibt es in keinem 
anderen Ministerium. Ich kann Ihnen nur raten: Blä-
hen Sie den Personalkörper und die Zahl der höher 
dotierten Stellen in Ihrem Ministerium nicht deshalb 
auf, weil Sie diejenigen, über die wir reden, in den 
Postunternehmen nicht unterbringen können. Ich 
denke schon, daß Sie auch an dieser Stelle die Philo-
sophie Ihres Gesetzes sauber realisieren können, 
ohne daß man Ihnen parteipolitische Mißwirtschaft 
vorwerfen kann. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir So-
zialdemokraten lehnen nicht nur aus den Gründen, 
die meine Vorredner aus meiner Fraktion hier ge-
nannt haben, diesen Gesetzentwurf ab, sondern auch 
aus Gründen der Haushalts-, Steuer- und Wettbe-
werbspolitik. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Wieczorek [Duisburg] 
[SPD]: Guter Mann, dieser Walther!) 
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Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun-
desminister für das Post- und Fernmeldewesen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Postkiller!) 

Dr. Schwarz-Schilling, Bundesminister für das Post-
und Fernmeldewesen: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Nach Monaten intensi-
ver Beratung steht heute die zweite und dritte Lesung 
des Poststrukturgesetzes an. Ich meine, es ist in der 
Geschichte der Post — ich spreche mit Absicht nicht 
nur von der Bundespost — ein denkwürdiger Tag, ein 
Tag, der für die künftige Struktur des Post- und Fern-
meldewesens die entscheidende Weichenstellung 
bringt. 
Die Deutsche Bundespost als öffentliches Unterneh-

men — ich sage das mit ganz besonderer Betonung — 
bleibt erhalten, so wie es im Grundgesetz festgelegt 
ist. Aber wir ändern die Organisationsformen und die 
bisherige ordnungspolitische Konzeption in einer 
Weise, daß wir die Herausforderungen der kommen-
den Jahre und Jahrzehnte bestehen können. Wir 
schaffen Strukturen, mit denen wir am Markt beste-
hen können. Deshalb ist dies ein Tag, meine Damen 
und Herren, der eine wichtige Weichenstellung für 
das Post- und Fernmeldewesen der Bundesrepublik 
Deutschland bringt. 
Kommunikation und Informationsübermittlung wa-

ren schon immer prägende Elemente historischer 
Epochen. Mit der Erfindung der Elektrizität und der 
drahtgebundenen wie drahtlosen Informationsüber-
tragung Ende des vorigen Jahrhunderts — das bedeu-
tet, daß die Völker in Sekundenschnelle miteinander 
kommunizieren und sich verbinden können — be-
gann ein neues Zeitalter. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Diese Tradition been-
den Sie heute!) 

Der Wandel der weltweiten Herausforderungen, 
der damit eingeleitet wurde, wird heute zu einem 
Wandel von der Industrie- zur Informationsgesell-
schaft. In der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts ist 
daher die Telekommunikation weltweit zu einem der 
wichtigsten Faktoren im Wachstum der Volkswirt-
schaften geworden. 
Meine Damen und Herren, das hat man schon rela-

tiv früh erkannt. Ich darf an die Diskussion in den 60er 
Jahren und die Empfehlungen der seinerzeit einge-
richteten Sachverständigenkommission erinnern, die 
bereits damals zu dem Ergebnis gekommen war, daß 
die Organisationsform der Deutschen Bundespost für 
eine bestmögliche Erfüllung der ihr übertragenen 
Aufgaben für die Zukunft nicht geeignet ist. Schon 
damals wurde eine Unterscheidung zwischen politi-
scher und unternehmensbezogener Ebene empfoh-
len. 
Ich darf heute daran erinnern, daß im Anschluß an 

die Kommissionsempfehlungen der Entwurf eines Ge-
setzes über die Unternehmensverfassung der Deut-
schen Bundespost über zwei Legislaturperioden 
— von 1971 bis zum Jahre 1976 während der Kanzler

-

schaften von Willy Brand und Helmut Schmidt — im 
Deutschen Bundestag behandelt worden ist. Der Ge-
setzentwurf scheiterte schließlich insbesondere 
daran, daß es keinen Konsens in der damaligen Koali-
tion — insbesondere auch mit den Gewerkschaften —  

gegeben hat und aus diesem Grunde alles im Sande 
verlaufen ist. 

Ich bedauere es, daß die Bemühungen der damali-
gen Bundesregierungen keinen Erfolg hatten, denn 
wir hätten dann schon jetzt eine gefestigtere Grund-
lage und könnten uns auf die Marktveränderungen 
und die technischen Innovationen der letzten Jahre 
konzentrieren und die Organisation jeweils moderat 
anpassen, sowie das in anderen Ländern längst der 
Fall ist. Jetzt stehen wir vor der Aufgabe, die Grund-
strukturen auf allen Gebieten auf einmal zu erneuern 
und den Umstrukturierungsprozeß, so mühsam er 
auch ist, praktisch überall gleichzeitig in Gang setzen 
zu müssen. 

Die Bundesregierung hatte bereits im Jahre 1985 
eine Kommission eingesetzt — die Regierungskom-
mission Fernmeldewesen unter Leitung von Professor 
Witte —, um diese Reform sehr sachkundig und inten-
siv vorzubereiten. Wir haben dann in den Regierungs-
erklärungen betont, daß die Postreform eine der we-
sentlichen Reformen in dieser Legislaturperiode ist. 
Sie wissen, daß dieses ein sehr intensiv beratener 
Gesetzentwurf ist. Wir haben ihn als Kabinettsentwurf 
praktisch heute vor einem Jahr eingebracht. Wir ha-
ben im parlamentarischen Raum ausgiebig darüber 
gesprochen. Wer hier sagt, es würde durchgepeitscht, 
der war wahrscheinlich selber nirgendwo dabei. Das 
ist ja auch bei Herrn Dr. B riefs der Fall. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun, meine Damen und Herren, wir haben die Not-
wendigkeit der Reform — das ist ja das Erfreuliche — 
eigentlich von allen Seiten bestätigt bekommen. Ich 
nenne die Argumente, und wer über die Zukunft hier 
nachdenkt, kommt sehr schnell auf die einzelnen Ar-
gumente. Die Informations- und Kommunikations-
techniken, die heute zusammenwachsen, von der 
Übertragungstechnik, der Computertechnik bis zur 
Bürokommunikation, ergeben völlig neue Strukturen 
und stellen heute eine der wichtigsten Wachstumsbe-
reiche der fortgeschrittenen Industrienationen dar. 
Sie sind eine der Lokomotiven der Volkswirtschaft 
geworden. 

Der Wandel von der Industriegesellschaft zur Infor-
mationsgesellschaft ist für jeden, der objektiv in die 
Welt hineinschaut, eine Realität. Weltweite Arbeits-
teilung zwischen den Volkswirtschaften ist heute be-
reits gang und gäbe. Es kommt darauf an, ob wir diese 
neuen Bereiche in Europa soweit entwickeln, daß wir 
mit den USA und Japan mithalten können. Dafür ist es 
schon sehr spät, um das hier einmal klar zu sagen. 

Wir haben im übrigen ab 1992 den europäischen 
gemeinsamen Markt, den Binnenmarkt. Wir müssen 
daher die Strukturen darauf abstellen, daß auch die 
nationalen Möglichkeiten der Bundesrepublik 
Deutschland in diesem Wettbewerb gegeben sind. 
Wir brauchen daher eine Neuabgrenzung von Mono-
pol- und Wettbewerbsbereichen. Auf Grund der tech-
nologischen Entwicklung ist das unabdingbar. Wer 
bei diesen technologischen Prozessen glaubt, wir 
könnten nach einem Fernmeldeanlagengesetz, was 
im Anfang dieses Jahrhunderts nur auf das Telefon 
abgestellt war, die Probleme von heute und morgen 
lösen, der ist wirklich romantisch und naiv. Die Zu- 
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kunftssicherung der Deutschen Bundespost und ihrer 
Arbeitsplätze hängt von dieser Entwicklung ab. 

Gleiche Entwicklungschancen für das Postwesen 
und für das Fernmeldewesen sind ebenfalls ein ganz 
wichtiger Punkt, der diese Reform bedingt. Die kun-
dennahe Weiterentwicklung des Leistungsangebots 
im Post- und Fernmeldewesen ist erforderlich, um die 
Bedürfnisse der Kunden nach heutigen Gesichts-
punkten, nach einer sehr differenzierten Art der 
Nachfrage, der wir heute gegenüberstehen, zu erfül-
len. Wer auch morgen mithalten und Wohlstand und 
Beschäftigung sichern will, der muß heute handeln. 

Gesellschaftliche und wirtschaftliche Organisa-
tionsformen sind um so überlebensfähiger, je besser 
es ihnen gelingt, sich auf die veränderten Parameter 
ihrer Umwelt einzustellen. Zögert man diesen Anpas-
sungsprozeß künstlich hinaus, um überkommene 
Strukturen aus tagespolitischen Gründen zu erhalten, 
muß die nötige Korrektur nach einiger Zeit um so 
deutlicher ausfallen. Das trifft auch auf das weite Feld 
der Deutschen Bundespost zu. Wir haben in der Bun-
desrepublik Deutschland genug Branchen, wo wir uns 
die Frage stellen müssen, ob wir überall rechtzeitig 
Strukturen verändert haben, um zu Resultaten, die ich 
eben genannt habe, zu kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In der Kommunikationstechnologie ist seit etwa 
20 Jahren ein weltweiter Veränderungsprozeß festzu-
stellen, dessen Geschwindigkeit sich durch das Inno-
vationstempo immer weiter vergrößert. Neue Koope-
rationsachsen, vor allem zwischen den Vereinigten 
Staaten und dem Fernen Osten, zeichnen sich ab, die 
dem Gesetz der ökonomischen Stärke folgen und poli-
tische Kräfteverschiebungen globalen Ausmaßes 
nach sich ziehen können. Unser dicht besiedeltes und 
ressourcenarmes Land ist auf hochwertige Technik 
zwingend angewiesen. Andere Länder mögen von ih-
ren Bodenschätzen, den Reizen ihrer Landschaft oder 
der Schwerstarbeit ihrer Bevölkerung leben. Unser 
Land ist auf wissenschaftlich-technische Kreativität 
und internationale Konkurrenzfähigkeit angewie-
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Europa '92 ist keine ferne Zukunft, sondern die Rea-
lität von morgen. Den europäischen Unternehmen 
bleibt nur noch sehr wenig Zeit, um sich auf diese 
größte und einschneidenste Veränderung der politi-
schen, wirtschaftlichen und sozialen Lebensumstände 
vorzubereiten. Im Spannungsfeld des großen Kräfte-
dreiecks Nordamerika, Japan und Europa ist diese 
Bildung des Binnenmarkts die einzige Chance, für 
Europa eine eigenständige gewichtige Position zu 
halten und eine Größe des Markts zu haben, daß wir in 
dieser weltweiten Situation überhaupt rentabel pro-
duzieren können. 

Dabei spielt die Telekommunikation eine entschei-
dende Rolle. Unsere europäischen Nachbarn haben 
das Gebot der Stunde erkannt. Die Neuordnung des 
Post- und Fernmeldewesens um uns herum ist voll im 
Gang und weithin bereits abgeschlossen. Die Reform 
des Post- und Fernmeldewesens und der Deutschen 
Bundespost gehört zu den notwendigen Reformen 
dieser Legislaturperiode. 

Hier besteht ja eigentlich kein Dissenz. Aber wie bei 
den anderen Reformen — ich denke an die Gesund-
heitsreform — ist folgendes Verhalten sehr beliebt; 
ich will es an einem Bild verdeutlichen: Ein Arzt, der 
bei der Diagnose die Notwendigkeit einer Operation 
feststellt, ist sich mit seinen Kollegen einig, wenn sie 
unter sich sind. Aber wenn er es dann, wenn der 
Patient erscheint, nicht übers Herz bringt, die Opera-
tion vorzunehmen, hat er seinen Beruf verfehlt. Die 
Politiker, die das nur in Gesprächen unter vier Augen 
zugeben, aber dann zurückschrecken, das Notwen-
dige zu tun, haben ebenfalls ihren Beruf verfehlt, auch 
wenn sie glauben, sich opportunistisch in der Menge 
baden zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deswegen sind wir nicht den Weg des politischen 
Opportunismus, sondern den Weg gegangen, den uns 
die Verantwortung hier gebietet. 

(Bernrath [SPD]: Reiner Opportunismus! — 
Paterna  [SPD]: Flugbenzin!) 

Ich möchte zu den wesentlichen Eckpunkten der 
Reform kommen. Es sind neun Punkte, die ich 
nenne. 

Der erste ist die Trennung der politischen von den 
unternehmerischen Aufgaben. Hier sind wir in Kon-
sens mit der SPD, obwohl sie die Folgerungen daraus 
nicht ziehen will. 

(Bernrath [SPD]: Warum?) 

Der Gesetzentwurf aus den 70er Jahren und das EG

-

Grünbuch haben uns schon darauf hingewiesen. 

Wir sind mit der Einrichtung von drei Unternehmen 
weitergegangen. Es sind nämlich dort, wo die unter-
nehmerischen Aufgaben wahrgenommen werden, 
klare Verantwortungszuordnungen erforderlich, weil 
Sie ansonsten erstens keine guten Leute bekommen 
und zweitens unternehmerisch keine guten Resultate 
erzielen können. Aus diesem Grunde ist die Einrich-
tung der drei Unternehmen ein dringendes Erforder-
nis im Sinne der Effizienz der Leistungen, die von der 
Bundespost auch in Zukunft erbracht werden sollen. 

Ich sage hier ganz deutlich, daß wir gerade dadurch, 
daß wir auch im Postbereich in gleicher Weise unter-
nehmenspolitisch neu strukturieren, einen anderen 
Weg als andere große Länder, die mit uns im Wettbe-
werb stehen, gehen. Ich denke an Amerika und vor 
allem an Japan, wo man nur die Telekommunikation 
abgekoppelt hat und wo dadurch die Post nicht die 
Chance erhalten hat, in diesen modernen Prozeß ein-
bezogen zu werden. Sie wird damit weiter — sozusa-
gen unter ferner liefen — der Administration eines 
Ministeriums überlassen. Mir scheint, daß in unserer 
ganzen Diskussion die Chancen für die Postdienste 
noch gar nicht voll erkannt worden sind; sie werden 
sich wohl erst in einigen Jahren deutlich zeigen. 

Als dritten Punkt nenne ich die Einheit der Deut-
schen Bundespost. Wir haben sie gesichert, indem wir 
den Finanzausgleich ermöglicht haben. Die finanziel-
len Ungleichgewichte zwischen den Unternehmen 
können nach wie vor ausgeglichen werden. Bei den 
Beratungen im Rechtsausschuß haben wir festgestellt, 
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daß der Gesetzentwurf in vollem Umfange den verfas-
sungsrechtlichen Bedingungen gerecht wird. 

(Paterna [SPD]: Das haben Sie mit Mehrheit 
beschlossen, aber deswegen stimmt es noch 

lange nicht!) 

Wir haben den Verbund von Dienstleistungen zwi-
schen diesen drei Unternehmen nach wie vor als un-
ternehmerische Konzeption erhalten, und die Unter-
nehmensführungen wären ja geradezu bescheuert, 
wenn sie die bestehenden Möglichkeiten eines sol-
chen Verbunds nicht nutzen würden. 

Die Neuregelungen der Finanzbeziehungen zum 
Bund sind der vierte Punkt. Ich bin optimistisch und 
erwarte, daß wir etwa bis Mitte der 90er Jahre auch 
und gerade den Bereich der Postdienste aus den roten 
Zahlen herausgebracht haben werden. 

(Koschnick [SPD]: Durch Gebührenerhöhun-
gen!) 

Dafür liegen eindeutige Berechnungen vor; die ken-
nen Sie vom Ausschuß her, und die haben Hand und 
Fuß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gerade dem Finanzminister Stoltenberg, 

(Zurufe von der SPD: Noch!) 

der es als erster Finanzminister fertiggebracht hat, 
einer Ablieferungssenkung in den nächsten Jahren 
zuzustimmen, möchte ich meinen ganz herzlichen 
Dank sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Walther, es nützt ja nichts, daß Sie im Haushalts-
ausschuß dann Anträge stellen, wenn Sie nicht regie-
ren. Bisher haben alle sozialdemokratischen Finanz-
minister die Ablieferungen der Bundespost erhöht. 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es! — Sehr 
wahr!) 

Der heutige Finanzminister Stoltenberg hat zum er-
stenmal eine gravierende Veränderung zugunsten 
der Bundespost ermöglicht, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: So ist es!) 

und ich möchte ihm dafür danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es hat keinen Zweck, daß wir hier jetzt über Verka-
belungsmöglichkeiten heute oder morgen sprechen. 
Selbstverständlich ist das Gesetz so angelegt, daß ent-
sprechende Finanzierungen auch aus anderen Dien-
sten, gerade wenn es sich um Infrastruktur handelt, 
ermöglicht werden können. Wenn ich hier gerade das 
Argument „Das können Sie sowieso abschreiben" ge-
hört habe, sage ich Ihnen: Lesen Sie einmal das, was 
wir in Kürze über das erste Quartal veröffentlichen 
werden. Die Zuwachsrate, die wir gerade bei der Ver-
kabelung haben, sprengt alle Maßstäbe, die wir aus 
anderen Bereichen kennen. Sogar beim Telefon gab 
es in früherer Zeit nicht solche Zuwachsraten. 

Die SPD müßte sich auf diesem Gebiet in ihren eige-
nen Parteitagsbeschlüssen einmal à jour bringen. 
Meine Damen und Herren, nach Ihrer heutigen Be-
schlußlage werden Sie ja, wenn Sie regieren, die Ver-

kabelung sofort wieder beenden! Ich würde Ihnen 
raten, das ein bißchen up to date zu bringen. 

(Frau Traupe [SPD]: Sie müssen sich nicht 
unseren Kopf zerbrechen, das machen wir 

schon selbst!) 

Wir haben fünftens personal- und dienstrechtlich 
konsequent gehandelt. Herr Bernrath, ich bin traurig 
darüber, daß Sie gerade vom Innenausschuß her das 
nicht etwas positiver beleuchtet haben. Ich bin davon 
überzeugt, daß unsere Maßnahmen einmal ein Datum 
sein werden, an dem man in Zukunft viele Notwen-
digkeiten einer Reform des öffentlichen Dienstrechts 
messen wird. Allerdings waren wir nicht der Auffas-
sung, daß wir die gefundenen Lösungen nun in eine 
Reform des gesamten öffentlichen Dienstrechts um-
setzen sollten. Wir haben uns vielmehr sorgsam unter-
halb dieser Schwelle gehalten, indem wir nur das ge-
macht haben, was nach heutigem Beamtenrecht be-
reits möglich ist. 

Sechster Punkt: Einführung von Wettbewerb bei 
allen Diensten des Post- und Fernmeldewesens mit 
Ausnahme des Telefondienstes und des Briefdien-
stes. 

Siebter Punkt: Wir haben die Eröffnung des Wett-
bewerbs bei allen Telekommunikationsendgeräten. 

Achtens. Wir haben die volle Aufrechterhaltung des 
Netz-, Telefon- und Briefdienstmonopols vorgese-
hen. Herr Kollege Paterna, Sie wissen genau, daß das 
eine der entscheidenden Voraussetzungen für die 
künftige Finanzkraft der Unternehmen ist und daß wir 
das gesetzlich verankert haben. 

(Paterna [SPD]: Was ist mit der Konzep

-

tion?) 

Neuntens: Einführung der Pflichtleistungen für die 
Deutsche Bundespost. Wie gesagt, hier wird ein eige-
ner Weg beschritten, indem wir entgegen allen ande-
ren Konzeptionen, die wir sonst in der Welt vorgefun-
den haben, neben das Wettbewerbsprinzip das Prin-
zip der Erhaltung und Weiterentwicklung der Infra-
struktur mit entsprechenden Konsequenzen in der 
Konzeption des gesamten Gesetzentwurfs gestellt ha-
ben. Ich glaube, daß das einer der wesentlichen 
Punkte gerade des deutschen Weges in dieser Frage 
ist. Damit werden auch die historischen Belange, die 
sich aus der Entwicklung der Bundesrepublik 
Deutschland ergeben, voll berücksichtigt. 

Gerade die Länderinteressen sind in dieser Frage, 
so glaube ich, weitgehend berücksichtigt worden. Ich 
danke den Ländern dafür, daß sie bei den Verhand-
lungen über diesen Punkt — zumindest was die Mehr-
heit der Länder angeht — eine Konsensfähigkeit ge-
zeigt haben. Gerade durch die Bildung des Infrastruk-
turrates haben wir die berechtigten Interessen der 
Länder in diesem Bereich gewahrt. 

Ich möchte auch hier noch einmal unterstreichen, 
daß das Dienstleistungsangebot der Deutschen Bun-
despost bis zur endgültigen Festlegung der Pflichtlei-
stungen nach den bisherigen Grundsätzen weiter auf-
rechterhalten werden wird. Das ist auch in der zur 
Abstimmung gestellten Vorlage des Poststrukturge-
setzes festgeschrieben worden. 
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Ich möchte auch sagen, daß in der letzten Ge-
sprächsrunde beim Kanzler ein wichtiges Entgegen-
kommen, insbesondere mit Blick auf das Personal, 
gezeigt worden ist und auch Forderungen der Postge-
werkschaft erfüllt worden sind. Sie sind nicht im gan-
zen Umfang erfüllt worden, aber die Gewerkschafts-
vertreter haben in ihren eigenen Einlassungen immer-
hin zum Ausdruck gebracht — das muß man einmal 
klar sagen —, daß mit diesem Angebot Bewegung in 
die Sache gebracht worden sei, daß konstruktive 
Schritte erfolgt seien und daß auf diese Weise ein 
wesentlicher Punkt im Sinne der Deutschen Postge-
werkschaft und der anderen Gewerkschaften erfüllt 
worden sei. 

Aber wie sehen dann ihre angekündigten Bemü-
hungen zur Verbesserung des Gesetzentwurfes aus? 
Es werden weiterhin Aufrufe gemacht, als hätten 
diese Gespräche überhaupt nicht stattgefunden. Die 
Slogans lauten etwa „Der Ausverkauf muß verhindert 
werden" , „Die Zerschlagung ist da", „Für ein Appel 
und ein Ei wird privatisiert" . Nicht die Mitglieder sind 
auf dieses Gleis gegangen, sondern die zentrale Ge-
werkschaftsführung hat diese Slogans noch nach die-
sem Gespräch, als wenn nichts gewesen wäre, an ihre 
Mitglieder ausgegeben. Dann braucht man sich nicht 
zu wundern, wenn die entsprechende Bewußtseins-
lage von vorgestern ist. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Weil Ihre Ziele unver-
ändert dieselben sind!) 

Ich bedaure auch, daß die SPD, die durchaus in der 
Lage war, diese Dinge klar zu sehen und der gegen-
über sehr viel Gesprächsbereitschaft zu konstruktiven 
Lösungen gezeigt worden ist — sie ist auch in den 
Ausschußberatungen deutlich zum Ausdruck gekom-
men —, letztlich nicht den Mut gehabt hat, nunmehr 
über ihren eigenen Schatten zu springen und der kon-
struktiven Beratung auch im Plenum Ausdruck zu ver-
leihen. Das entspricht nicht der Gesprächsgrund-
lage. 

Ich möchte ganz klar sagen: Ich bin sehr enttäuscht 
von der sozialdemokratischen Fraktion. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU — Dr. B riefs 
[GRÜNE]: Wir auch!) 

Ich habe all das, was ich in Gesprächen angekündigt 
habe, eingehalten. Die Sozialdemokratische Partei hat 
von mir im Ausschuß sogar mehr an Zugeständnissen 
bekommen, als vorher vereinbart worden ist. Und jetzt 
können Sie sich noch nicht einmal dazu bereiterklären 
zu sagen, daß Sie diesem Gesetz zustimmen oder sich 
wenigstens der Stimme enthalten. Die Gewerkschaf-
ten haben Sie natürlich in einen entsprechenden 
Zwang gebracht. Sie müssen sich sehr vorsehen, daß 
sie auf Grund dieses Zwanges nicht dazu kommen, 
auf jede Modernität in diesem Lande zu verzichten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich fürchte auch, daß Ihnen dieser Wettlauf um die 
Gunst der Deutschen Postgewerkschaft nicht viel hel-
fen wird; denn Sie haben ja schon gesehen: In diesem 
Wettlauf sind Ihnen DIE GRÜNEN vollständig überle-
gen. Der Dr. B riefs hat alle Gesichtspunkte der Ge-

werkschaft nahtlos übernommen, bis zu den Propa-
gandaslogans, die wir gehört haben. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Weil sie richtig sind!) 
Wenn Sie einmal, wie Sie sagen, Mehrheitsmöglich-
keiten in diesem Hause haben, 

(Paterna [SPD]: Wo kommen Sie eigentlich 
her? Ich glaube, aus Hessen! Machen Sie sich 

mal um Ihre Wahlergebnisse Sorgen!) 

dann werden wir wohl erleben können, daß ein Herr 
Dr. Briefs die größere Zustimmung der Gewerkschaft 
finden wird. Vielleicht kommt er später als Postmini-
ster in Frage, „was besonders große Perspektiven 
bringen wird". 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Aber das dauert 
noch einige Jahrzehnte!) 

Das wird natürlich für die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Deutschen Bundespost bei entsprechen-
den Auseinandersetzungen ein besonderes Vergnü-
gen sein, wenn die große Kompetenz von Dr. B riefs 
dann in entsprechender Weise umgesetzt wird. 
Meine Damen und Herren, ich möchte Ihnen einen 

kleinen Tip geben: Werden Sie Mitglied der Deut-
schen Postgewerkschaft! Vielleicht bringen Sie es 
zum stellvertretenden Vorsitzenden, und dann sind 
Sie vielleicht auch geeignet, Postminister zu wer-
den. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Minister, entschul-
digen Sie bitte, daß ich Sie unterbreche. Aber ich 
möchte das Haus bitten, auch die letzten Minuten 
noch so ruhig zu sein, daß diejenigen, die zuhören 
wollen, auch in der Lage sind, den Minister zu verste-
hen. Dies ist ein ernst gemeinter Appell und gilt ins-
besondere für diejenigen, die unter der Tribüne sicher 
wichtige Gespräche führen, die aber auch draußen 
geführt werden können. 
Herr Minister, versuchen Sie es noch einmal. 

Dr. Schwarz-Schilling, Bundesminister für das Post-
und Fernmeldewesen: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Reform des Post- und Fernmeldewe-
sens und der Deutschen Bundespost ist eine Reform 
mit Augenmaß. Sie ist auf die Situation in unserem 
Land zugeschnitten, sie bewahrt zu Bewahrendes, 
und sie verändert zu Veränderndes. Dies wird beson-
ders deutlich, wenn man sich vor Augen hält, daß wir 
am Netz- und Telefondienstmonopol festhalten. Dies 
gilt für die meisten Länder, in denen es bisher Ref or-
men  im Telekommunikationsdienst gegeben hat, 
nicht mehr. Wir haben eine sinnvolle Neuordnung von 
Monopol und Wettbewerb für unsere Zukunft. 

Jeder weiß, daß die Bundesregierung während der 
gesamten Beratungszeit zum Dialog bereit war und 
versucht hat, mit allen gesellschaftlich relevanten 
Gruppen Kompromisse einzugehen, ohne die Zielset-
zung aus den Augen zu verlieren. Die Anbindung des 
einheitlich zu führenden Sozialbereichs an das künf-
tige Direktorium, die Konzeption des Infrastrukturrats 
mit Beschluß- und Stellungnahmerechten, die Stär-
kung der Eigenständigkeit der drei Unternehmen 
durch eine Minderung der Einwirkungsmöglichkei- 



10086 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 137. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Ap ril 1989 

Bundesminister Dr. Schwarz-Schilling 

ten anderer Ressorts und der Bereich der Rückgriffs-
haftung der Beschäftigten sind belegbare Beweise für 
die Kompromißbereitschaft und die Konsensfähigkeit 
im politischen Raum. Ich gehe davon aus, daß wir in 
den genannten Feldern auch mit der Zustimmung der 
SPD rechnen können. 

Herzlich bedanken möchte ich mich für die kon-
struktiven Beratungen in den Ausschüssen des Deut-
schen Bundestages, für die Aufgeschlossenheit und 
objektive Betrachtungsweise. Gerade in den Aus-
schußberatungen der letzten Wochen und hier vor 
allem im federführenden Postausschuß ist deutlich ge-
worden, daß neben den Koalitionsparteien auch die 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands die Reform 
der Deutschen Bundespost für dringend notwendig 
hält. 

In der ersten Lesung war noch die Rede davon, daß 
dieser Gesetzentwurf von Ideologien geprägt sei. Ich 
meine, daß gerade die Diskussion in den Ausschußbe-
ratungen gezeigt hat, daß dies mehrheitlich — da 
schließe ich die SPD in den Ausschußberatungen 
ein — heute nicht mehr so gesehen wird. Es ist nur 
schade, daß das auch in Ihren öffentlichen Kundge-
bungen nicht deutlich wird. 

Wir haben ein ausgewogenes Konzept gefunden, 
das den Herausforderungen der Zukunft gewachsen 
sein wird, Eigenständiges im Konzept, das auf die 
Situation der Bundesrepublik Deutschland zuge-
schnitten ist. Die Bedeutung der Reform für die deut-
sche Volkswirtschaft und die Bedeutung der Reform 
für die Beschäftigten der Post werden von der Öffent-
lichkeit in denkbar weitem Umfang respektiert. 

Ich möchte auch all denen danken, beginnend bei 
der Regierungskommission und bei den vielen Exper-
ten, bei den Verbänden und bei den Beratern, die sich 
konstruktiv an dieser Erstellung des Gesetzgebungs-
werkes beteiligt haben. Selbstverständlich denke ich 
auch hier an die Fraktionen, die auch entscheidende 
Verbesserungen herbeigeführt haben. Ich stehe nicht 
an, als Minister für das Post- und Fernmeldewesen zu 
sagen, daß der Gesetzentwurf, wie er in das Parlament 
hineingegeben wurde, nicht verschlechtert wieder 
herausgekommen ist. Das entspricht nicht nur meiner 
Sicht. Das gilt auch für alle Kompromisse, die wir ein-
gegangen sind. Per Saldo möchte ich sagen: Der Ge-
setzentwurf ist durch die Beratungen verbessert wor-
den. Ich danke den Koalitionsfraktionen und den Bun-
desländern für dieses Ergebnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte den Mitarbeitern, dem Ausschußsekre-
tariat und vor allen Dingen auch den Mitarbeitern im 
Ministerium danken, die manchmal in Tag- und 
Nachtarbeit in einer Weise an diesem Gesetzentwurf 
mitgewirkt haben, daß man kaum glauben konnte, 
mit welchem Elan dieser Gesetzentwurf möglich 
wurde. 

Meine Damen und Herren, mancher im Ministerium 
hat schon zum drittenmal Gesetzentwürfe konzipiert. 
Das Erfolgserlebnis, daß es diesmal Wirklichkeit wird, 
ist eine neue Situation. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die nächsten Jahre wer-
den zeigen, daß wir diesen entscheidenden Schritt 
gerade noch rechtzeitig vor den umwälzenden Ände-
rungen im Rahmen der EG getan haben. Ich wünsche 
mir, daß sehr bald nicht nur bei den Experten, bei den 
Fraktionen, sondern auch in der deutschen Öffentlich-
keit, bei den Mitarbeitern der Deutschen Bundespost, 
bei den vielen Frauen und Männern, die ihr Bestes zu 
geben gewillt sind, beim Kunden, bei der Wirtschaft 
deutlich wird, daß dieser Gesetzentwurf eine wichtige 
Weichenstellung für die Zukunft unseres Landes ist. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Bevor wir in das Abstimmungsverfahren eintreten, 
möchte ich Sie über die Geschäftslage informieren. 
Wir befinden uns erst in der zweiten Lesung. Dann 
folgt eine namentliche Abstimmung. Wenn diese na-
mentliche Abstimmung abgeschlossen ist, wird — be-
vor ausgezählt ist — der nächste Tagesordnungs-
punkt, der vermutlich mit einer kontroversen Abstim-
mung endet, aufgerufen. Der Ältestenrat tagt um 
13.30 Uhr, und die Mittagspause wird verlängert. Wir 
werden um 14.30 Uhr — statt 14 Uhr — wieder begin-
nen. 

Meine Damen und Herren, nun kommen wir zur 
Abstimmung. Wir kommen zur Einzelberatung und 
Abstimmung über den von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurf eines Poststrukturgesetzes. Der 
Ausschuß empfiehlt, unter Kenntnisnahme der Unter-
richtung durch die Bundesregierung den Gesetzent-
wurf in der Ausschußfassung anzunehmen. 
Ich rufe die Art. 1 bis 7, Einleitung und Überschrift 

in der Ausschußfassung auf. Wer den aufgerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Bei einer Enthaltung sind die aufgerufenen 
Vorschriften angenommen. 

Wir treten nunmehr in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD 
und die Fraktion DIE GRÜNEN verlangen gemäß § 52 
unserer Geschäftsordnung eine namentliche Abstim-
mung. Das Verfahren ist bekannt. Ich eröffne die na-
mentliche Abstimmung. 

Ich frage, ob sich noch jemand im Saal befindet, der 
nicht abgestimmt hat. — Halt, die Abstimmung kann 
noch nicht geschlossen werden! — So, nun schließe 
ich die Abstimmung *) und bitte Sie eindringlich, im 
Interesse einer schnellen Abwicklung Platz zu neh-
men, damit wir über den Entschließungsantrag der 
SPD abstimmen können. 
Meine Damen und Herren, wir stimmen nunmehr 

über den Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 11/4371 ab. Wer stimmt für diesen 
Entschließungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — 

*) Ergebnis Seite 10089 B 
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Enthaltungen? — Damit ist der Entschließungsantrag 
abgelehnt. 

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 5 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Mißbilligung von Äußerungen des Parlamen-
tarischen Staatssekretärs im Bundesinnenmini-
sterium, Carl-Dieter Spranger, gegenüber Ver-
tretern der Kirchen und Wohlfahrtsverbände 
in der Asyldiskussion 
— Drucksache 11/4204 — 

Der  Ältestenrat schlägt Ihnen eine Stunde Bera-
tungszeit vor. Sind Sie damit einverstanden? — Das ist 
offensichtlich der Fall. Dann darf ich das als beschlos-
sen feststellen. 
Zunächst einmal hat der Abgeordnete Bernrath das 

Wort. 

Bernrath (SPD): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Der Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister des Innern, Herr Spranger, hat 
sich über die katholische Kirche aufgeregt. Äußerun-
gen zu Ausländerfragen, insbesondere zur Asylpolitik 
der Bundesregierung, aus dem Bereich der katholi-
schen Kirche gaben ihm Anlaß zu einem geharnisch-
ten Brief an die deutschen Bischöfe. Wenn ich mich 
selber hier recht erinnere, ist das wohl erst- und ein-
malig, daß ausgerechnet ein CSU-Staatssekretär ge-
genüber den katholischen Bischöfen solche Töne an-
schlägt. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
entschuldigen Sie, daß ich unterbreche. Meine Da-
men und Herren, ich habe ja viel Verständnis, daß Sie 
Gespräche führen wollen und vielleicht auch müssen; 
aber das muß nicht hier im Plenarsaal stattfinden. Ich 
bitte Sie, dann den Saal zu verlassen. — Versuchen 
Sie, Herr Abgeordneter Bernrath, nun weiterzuma-
chen. 

Bernrath (SPD): Ich komme ganz gut zurecht. Wir 
sind das gewöhnt, daß wir uns immer ein bißchen 
unterhalten. 
Wenn es noch eines Beweises für die Hilflosigkeit 

der Bundesregierung auch in dieser Hinsicht bedurft 
hätte, ist er mit diesem B rief, der jede Contenance 
vermissen läßt, geliefert worden. 
Was war Anlaß für diesen bevormundenden, die 

Kirche warnenden B rief? Auf einer asylpolitischen Ta-
gung von Vertretern der Kirche, der Wohlfahrtsver-
bände und von den Kirchen nahestehenden Politikern 
sind die vom BMI meist in eindeutiger Absicht veröf-
fentlichten Asylzahlen einer näheren Betrachtung un-
terzogen worden. Dazu heißt es im ersten Abschnitt 
des Sprangerschen B riefes vom 7. März, daß es sich 
bei den Kritikern um Persönlichkeiten gehandelt 
habe, die „Kraft eines selbst erhobenen Anspruchs ein 
unredliches Verwirrspiel mit Zahlen und Fakten be-
treiben". Ihre angeblich so verwerflichen Betrachtun-
gen werden dann aber nicht sachlich reflektiert, son-
dern der Öffentlichkeit als „aufgetischt" in Erinne-
rung gerufen. 

Herr Spranger kennt ganz offensichtlich immer 
noch nicht die Ursachen für die leider um sich grei-
fende Abneigung gegen Asylsuchende in der Bürger-
schaft. Wer auch nur ein wenig Kontakt zu unseren 
Mitbürgerinnen und Mitbürgern hat, weiß, daß sie 
sich in weit überwiegender Zahl eben nicht gegen das 
Verfassungsgebot des Art. 16 wenden, nämlich poli-
tisch, religiös, rassisch Verfolgten Asyl zu gewähren, 
für die meisten unserer Mitmenschen stehen vielmehr 
praktische Fragen der Würde der Menschen, die sich 
mit ihren Hoffnungen bereits in der Bundesrepublik 
Deutschland aufhalten, im Vordergrund. Dabei ist 
beispielsweise die Frage der nach Meinung von Herrn 
Spranger selbsternannten Verteidiger der Humanität, 
wann Asylsuchende eine, wenn auch beschränkte Ar-
beitserlaubnis bekommen werden, für die meisten 
Deutschen von vorrangiger Bedeutung. 

Das hat viel mit ihrem täglichen Zusammenleben 
mit Asylbewerbern zu tun, die den untätigen, eintöni-
gen, reglementierten Alltag als eine große Last emp-
finden. Da macht es keinen Unterschied, ob es sich bei 
möglicher Beschäftigung der Asylbewerber um Er-
werbsarbeit oder gemeinnützige Arbeit handelt. Asyl-
bewerber lediglich auf gemeinnützige Arbeit zu ver-
weisen — daran könnte nach Meinung von Herrn 
Staatssekretär Spranger gedacht werden — hat doch 
für die von ihm gewünschte Vermeidung von Anreiz-
effekten für neue Wirtschaftsflüchtlinge nicht die ge-
ringste Bedeutung. Arbeitserlaubnis kann im übrigen 
nur darum gelegentlich ärgerliche Wirkung haben, 
weil die immer noch viel zu lange Verfahrensdauer bis 
zur Entscheidung über einen Asylantrag zu erhebli-
cher Fluktuation und damit zu unüberwindlichen 
Schwierigkeiten in den Gemeinden führt und eine 
Lebensplanung der Asylsuchenden immer noch nicht 
möglich macht. 

Das, was Sie, Herr Kollege Spranger, Alimentierung 
der Asylbewerber nennen und für ausreichend halten, 
nämlich Bereitstellen von Unterkunft, Verpflegung 
und Krankenversorgung, ist vielleicht sogar in der oft 
zurecht beklagten Häufigkeit und Dauer nichts ande-
res als das Ergebnis der zu schwachen Besetzung der 
Anerkennungsstellen und der Verwaltungsgerichte, 
also der langen Anerkennungsverfahren. In dieser 
langen Verfahrensdauer liegt sicherlich auch der 
Grund dafür, daß — meist junge — Menschen über 
Jahre und Jahre in Gemeinschaftsunterkünften — tat-
sächlich in Lagern, wie die Bischöfe es sagen — leben 
müssen, insbesondere dann, wenn die sattsam be-
kannte Unbeweglichkeit der Bundesregierung die 
Zahl der nicht entschiedenen Asylanträge immer wei-
ter anschwellen läßt. 

Die Kirchen würden ihren Auftrag verfehlen, wenn 
sie nicht auf die für die meisten betroffenen Menschen 
katastrophalen sozialen, psychischen, oft auch physi-
schen Folgen hinweisen würden. 

(Beifall des Abg. Dr. Schmude [SPD]) 

Insofern mischen Sie sich, Herr Spranger, in eine urei-
gene kirchliche Angelegenheit ein, wenn Sie sozusa-
gen selbst den Bischof spielen wollen und sich mit 
einem Hirtenbrief an die Bischöfe wenden, um sie auf 
den Pfad der Tugend — Ihrer Tugend — zurückzu-
bringen. 
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Im Zugang der zu lange wartenden Asylbewerber 
zum Arbeitsmarkt sieht Herr Spranger schon Gefahr 
für unser bisher stabiles politisches und soziales Sy-
stem, nicht ahnend, daß es die hemmungslose, wahl-
taktisch angelegte Polemik der Union gegen alle Aus-
länder seit Anfang dieses Jahres ist, die unser politi-
sches und soziales System erschüttern könnte. 

Die Menschen — nicht nur die Ausländer — sind 
darob verwirrt, oft auch beschämt. Wie, fragen sie 
sich, kann eine christlich-konservative Partei so ent-
gleisen? Und warum, frage ich, dürfen Zahlen des 
Bundesministers des Innern eigentlich nicht in Zwei-
fel gezogen werden? Immer hat jede Statistik ihre 
Besonderheiten und ist um so undurchsichtiger, je 
weniger deutlich gemacht wird, wann sie auf welcher 
Basis mit welchen Bezugswerten erstellt wurde. Und 
wenn unter den vorhandenen Auflistungen immer die 
für die Asylbewerber ungünstigste, aber für die Asyl-
politik der Bundesregierung günstigere — nämlich 
Polemik erleichternde — Entwicklung in den Veröf-
fentlichungen des BMI dargestellt wird, sind Miß-
trauen und Fragen nach der politischen Absicht sol-
cher Veröffentlichungen angebracht. Wir begegnen 
ihnen jedenfalls Woche für Woche in unseren — und 
Sie zweifellos auch in Ihren — Veranstaltungen. Inso-
fern wurde eine Zunahme des Rechtsradikalismus, 
wie wir ihn jetzt erleben, in der Tat herbeigerech-
net. 

Die daraus resultierenden Wahlergebnisse in Berlin 
und Frankfurt brauchen wir Ihnen nicht in Erinnerung 
zu rufen; Sie kennen sie. Vielleicht werfen Sie aber 
einmal einen Blick auf das Ergebnis der letzten „Spie-
gel"-Umfrage zur Ausländer- und Asylpolitik. Wir ste-
hen, wenn die Bundesregierung nicht bald handelt, 
vor einer breiten Ablehnung der Aufnahme Asyl-
suchender, also in vielen Teilen der Welt brutal ver-
folgter, gefolterter, verzweifelter Menschen. 

Wenn Sie in dem von Ihnen vermuteten — zweifel-
los auch häufig genug belegten — Mißbrauch des 
Asylrechts Gefahren für unsere politische Ordnung 
sehen, dann müssen Sie endlich handeln, vor allen 
Dingen dann, wenn Sie das Asylproblem als ein in 
erster Linie europäisches Problem ansehen. Wir ha-
ben Ihnen immer wieder gesagt, daß das angebliche 
Sonderproblem der Polen und Jugoslawen, die mehr 
als die Hälfte der Asylbewerber stellen, keine Recht-
fertigung dafür hergibt, diese Asylbewerber nach ei-
ner Ablehnung ihres Antrags nicht abzuschieben, in 
ihre Heimatländer zurückzuschicken. Diesen Zuwan-
derern kann die Rückkehr inzwischen zugemutet 
werden. Die Innenministerkonferenz der Länder hat 
Sie dazu noch in der vergangenen Woche aufgefor-
dert. 

Insofern, meine ich, trägt die lange Verfahrens-
dauer bis zur Anerkennung oder Ablehnung — darin 
haben die Bischöfe recht — zur Aushöhlung des Asyl-
rechts durch administrative Maßnahmen bei. Dies 
liegt — ich sage es noch einmal — an den zu geringen 
Personalbeständen bei den Anerkennungsbehörden, 
aber auch am Fehlen geeigneter verwaltungsgericht-
licher Regelungen für die Gerichte. 

Die Folge ist z. B., daß wir — trotz der höchsten 
Richterdichte der Bundesrepublik in Europa — die 
längsten Verfahren bis zur Rechtskraft asylrechtlicher 

Entscheidungen haben. Auch in dieser Hinsicht gibt 
es genügend Anregungen unsererseits. Außerdem 
sind Ihnen in der kürzlich erfolgten Anhörung des 
Innenausschusses zur Asylpolitik zahlreiche Rat-
schläge erteilt worden, beispielsweise der, durch Ein-
zelrichter erstinstanzlich zu rechtskräftigen Entschei-
dungen in kürzester Frist zu kommen, ohne auf die 
grundgesetzlich geforderte Instanzenüberprüfung 
und damit auf die Rechtsstaatlichkeit der Verfahren in 
Einzelfällen, in typischen Einzelfällen verzichten zu 
müssen. 

Sie können sich, wenn man den B rief liest, Herr 
Spranger, offensichtlich nicht vorstellen, daß auch au-
ßerhalb der Bundesregierung Verantwortung für das 
Gemeinwohl empfunden wird. Wie anders sollten wir 
Ihre Frage an die Adressaten Ihres B riefes verstehen, 
was die Kirche und ihre Verbände, die nach Ihrer Auf-
fassung keine aktuelle Verantwortung für das Ge-
meinwohl tragen, berechtigt, gegen Sie zu polemisie-
ren? Daraus läßt sich eindeutig schließen, daß Sie ein 
demokratisches Miteinander, eine Beteiligung und 
Mitverantwortung auch aus der verfassungsrechtlich 
gebotenen Subsidiarität, die die Kirchen ja beispiels-
weise in diesen Fällen wahrnehmen, ablehnen. An-
ders kann der unglaubliche Vorwurf, es handle sich 
bei diesen Leuten und Verbänden um Panikmacher, 
nicht erklärt werden. 

Im Ergebnis: Wer nicht Ihrer Meinung ist, Ihre Sta-
tistiken also anzweifelt, sich besorgt um die Grund-
sätze von Humanität und Solidarität bemüht, handelt 
verantwortungslos und betreibt das Geschäft derjeni-
gen, die alles andere als das Gemeinwohl oder das 
Wohl der Bundesrepublik Deutschland im Auge ha-
ben. 

Die SPD hat in diesen Tagen erneut ein Argumen-
tationspapier zur Ausländer - , Aussiedler - und Asyl-
politik veröffentlicht. 

(Gerster [Mainz] 	[CDU/CSU]: 	Ganz 
schwach, Herr Bernrath!) 

— Haben Sie es schon gelesen, Herr Gerster? 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Enttäu

-

schend!) 

— Das ist ja erstaunlich. Dann sind Sie voll infor-
miert. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: So lange in der 
Opposition und immer noch nichts gelernt!) 

Sie können sich da ein Beispiel für Ihre Regelungen 
suchen, die Sie nun schon seit langer Zeit ankündi-
gen. — Im asylpolitischen Teil heißt es, daß wir drin-
gend eine Verkürzung der Verwaltungsverfahren for-
dern. Darüber hinaus müssen unsere Anstrengungen 
verstärkt werden, die Lebensbedingungen der Men-
schen in den Herkunftsländern der Asylsuchenden zu 
verbessern. Wir treten in dieser Stellungnahme auch 
für eine koordinierte europäische Flüchtlingspolitik 
ein. Dafür sehen wir in der Genfer Flüchtlingskonven-
tion eine gute und tragfähige Grundlage. Alle euro-
päischen Länder haben diese Konvention ratifiziert. In 
ihrem Rahmen müssen Aufnahme, Verteilung und 
Anerkennung der Flüchtlinge und ihre soziale Siche-
rung EG-weit vereinbart werden. — Zu dem soge- 
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Bernrath 

nannten Sonderproblem Polen und Jugoslawen habe 
ich mich eben schon klar genug geäußert. 

Im übrigen: Wie ungerecht die Vorwürfe in Ihrem 
Brief an das Kommissariat der deutschen Bischöfe 
sind, mag folgendes Zitat aus der Stellungnahme die-
ses Kommissariats in der Anhörung des Innenaus-
schusses am 20. Februar d. J. deutlich. Dort heißt es 
zum Grundsätzlichen der Asylpolitik: 

Auch im Flüchtlingsrecht ist die Menschenwürde 
höchster Wert. Außerhalb des Bereichs politi-
scher Rechte und Pflichten sollten politische 
Flüchtlinge für die Zeit ihrer Gefährdung recht-
lich Deutschen möglichst gleichgestellt sein. 

Zum Verfahren heißt es: 

Die Anfechtungspraxis —

— das kommt zur Verfahrensdauer ja noch hinzu — 

des  Bundesbeauftragten bei Anerkennungen 
trägt wesentlich zu den über Jahre gehenden 
Asylverfahren bei. Ob demgegenüber die Ein-
heitlichkeit der Rechtsprechung höher zu bewer-
ten ist, erscheint erwägenswert. 

Diese Haltung ist verantwortungsbewußt. Sie hilft 
uns weiter; sie berechtigt uns nicht, die Bischöfe anzu-
klagen. Sie dagegen, meine ich, mischen sich ein, statt 
pflichtgemäß zu Ihrer Verantwortung zu stehen und 
beispielsweise die Anerkennungsverfahren flottzu-
machen. 
Diese Stellungnahme weist klar und eindeutig auch 

auf die Handlungspflicht der Bundesregierung hin. 
Darum mißbilligen wir die unsachlichen, unzutreffen-
den Äußerungen des Parlamentarischen Staatssekre-
tärs beim Bundesminister des Innern, Herrn Spranger, 
mit denen er Vertretern der Kirchen und Wohlfahrts-
verbänden vorwirft, bei der Behandlung von Asylfra-
gen verantwortungslos zu handeln und das Geschäft 
derjenigen zu betreiben, die alles andere als das Wohl 
der Bundesrepublik Deutschland und des deutschen 
Volkes im Auge haben. 

Wir bitten Sie, unserer Mißbilligung beizutreten 
und unseren Antrag anzunehmen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Bevor ich dem Parla-
mentarischen Staatssekretär Spranger das Wort er-
teile, gebe ich das von den Schriftführern ermittelte 
Ergebnis der namentlichen Abstimmung bekannt. 

Von den voll stimmberechtigten Mitgliedern des 
Hauses haben 419 ihre Stimme abgegeben. Es gab 
keine ungültigen Stimmen. Mit Ja haben 230, mit 
Nein 188 Abgeordnete gestimmt. Es gab 1 Enthal-
tung. 15 Berliner Abgeordnete haben ihre Stimme 
abgegeben. Keine war ungültig. Mit Ja haben 12 ge-
stimmt, mit Nein 3. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 418 und 15 Berliner Abgeordnete; da-
von 

ja: 	229 und 12 Berliner Abgeordnete 

nein: 	188 und 3 Berliner Abgeordnete 

enthalten: 	1 
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Damit ist das Gesetz mit Mehrheit angenommen. 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort. 
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Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Ich möchte gern folgendes klarstellen. Am 14. Ja-
nuar 1989 veröffentlichten die „Frankfurter Allge-
meine Zeitung" und danach andere Publikationen 
Äußerungen einzelner Vertreter karitativer, kirchli-
cher und politischer Organisationen, die mit falschen 
und entstellenden Behauptungen heftige Vorwürfe 
gegen die Ausländer- und Asylpolitik der Bundesre-
gierung, insbesondere des Bundesinnenministers, er-
hoben. Wegen der Einzelheiten verweise ich auf die 
Ausgabe der FAZ vom 14. Januar 1989 und auf die 
Monatszeitschrift „Soziale Ordnung" Nr. 2 dieses 
Jahres. 

In Abstimmung mit Bundesinnenminister Dr. Zim-
mermann bin ich am 7. März 1989 mit einer ausführ-
lichen Stellungnahme gegenüber den Vorsitzenden 
der vorgenannten Organisationen diesen unzutref-
fenden Behauptungen im einzelnen entgegengetre-
ten und habe insbesondere den Vorwurf zurückge-
wiesen, die Politik der Bundesregierung sei auslän-
derfeindlich. 

Ich habe es für richtig gehalten, meine Stellung-
nahme auch an den Leiter des katholischen Büros in 
Bonn, Herrn Prälat Bocklet, und den Bevollmächtigten 
des Rates der EKD am Sitz der Bundesrepublik 
Deutschland, Herrn Militärbischof Binder, zuzuleiten, 
um damit einen Hinweis zu geben, von wem und 
wofür die Kirchen und ihre Autorität in Anspruch ge-
nommen werden. 

Die Kirchen haben mir signalisiert, daß sie mein 
Anliegen wohl verstanden haben. So teilte mir Herr 
Prälat Bocklet in einem Schreiben vom 21. März 1989 
u. a. mit — ich zitiere mit seiner Erlaubnis — : 

Ich bedaure, daß die Medien in unglücklicher Art 
Namen genannt und Zusammenhänge herge-
stellt haben, welche in Ihrem B rief so nicht oder 
überhaupt nicht stehen. 

Die Kirchen wissen auch, wie sehr ich die aufopfe-
rungsvolle Arbeit schätze, die viele Menschen in 
kirchlichen und kirchennahen Einrichtungen zum 
Wohle der Allgemeinheit und gerade auch bei der 
Betreuung von ausländischen Flüchtlingen verrich-
ten. Wie mehrfach auch öffentlich von mir und ande-
ren bereits betont wurde, enthielt meine Stellung-
nahme vom 7. März deshalb keinerlei Ang riffe gegen 
die Kirchen und die vorgenannten Organisationen. 
Solche Angriffe lagen mir fern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Mißbilligungsantrag der SPD-
Fraktion entbehrt jeder Grundlage. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Wie wir soeben gehört haben, hat Staatssekretär 
Spranger weder die Kirchen noch ihre berufenen Ver-
treter angegriffen, wie jedermann auch in der öffent-
lichen Stellungnahme vom 7. März 1989 nachlesen 
kann. Nichts läge ihm auch ferner. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schmude? 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Ja, bitte schön. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte sehr, Herr Abge-
ordneter. 

Dr. Schmude (SPD): Herr Laufs, wie vereinbart sich 
mit dieser Ihrer Feststellung, die wir auch von Herrn 
Spranger gehört haben, die Tatsache, daß Herr Spran-
ger die Bevollmächtigten der beiden großen Kirchen 
nicht etwa so angeschrieben hat, daß er ihnen etwas 
zur Kenntnis gebracht hat, sondern sie mit einem per-
sönlichen Brief ohne Hinweis auf andere Empfänger 
angeschrieben und ihnen die ganzen Vorhaltungen 
somit auch selbst gemacht hat? 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Kollege, ich habe hier 
die Kopie des Originalbriefes. Ich sehe hier neben der 
Unterschrift „Carl-Dieter Spranger" : Gleichlautende 
Schreiben gingen an den Bevollmächtigten des Rates 
usw. usw. Sie waren offensichtlich zur Kenntnis-
nahme und zur Information weitergeleitet worden. 

(Bohl [CDU/CSU]: Lesen muß man können! 
— Dr. Schmude [SPD]: Kein Stück! Der 

kennt das offenbar nicht!) 
Carl-Dieter Spranger hat in seiner Stellungnahme 

falsche und entstellende Behauptungen korrigiert, die 
Vertreter von Wohlfahrtsverbänden und kirchlichen 
Arbeitnehmerorganisationen auf einer Veranstaltung 
in Köln aufstellten. Diese Äußerungen sind Teil einer 
Kampagne, mit der durch irreführende Behauptun-
gen, Verdrehungen und Verunglimpfungen die Aus-
länder- und Asylpolitik der Bundesregierung und 
insbesondere des Bundesinnenministers Dr. Zimmer-
mann diskreditiert werden soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Es ist auch kaum zu fassen, Herr Kollege Bernrath, 

daß Sie trotz der Richtigstellungen des Staatssekretärs 
Spranger und des Bundesinnenministers diese Zahlen 
auch in dieser Debatte wieder in Zweifel ziehen. Die 
vom Bundesministerium des Innern veröffentlichten 
Zahlen über Asylbewerber sind in jeder Beziehung 
korrekt. 

Im Jahre 1988 haben 103 076 Ausländer Asyl bean-
tragt. Das ist das höchste Ergebnis seit 1980. Frei er-
funden ist die Behauptung, von diesen rund 103 000 
Asylbewerbern seien mehr als 40 000 Familienange-
hörige, die selber keinen Asylantrag gestellt hätten. 
Richtig ist vielmehr, daß alle 103 076 Ausländer, die 
die Asylstatistik für das Jahr 1988 ausweist, einen 
eigenen Asylantrag gestellt haben. Diejenigen Aus-
länder, die als Familienangehörige eines Asylbewer-
bers keinen Asylantrag gestellt haben, erscheinen, 
obwohl sie eine erhebliche Gruppe darstellen, bislang 
in keiner Statistik. 

Richtig ist auch die Darstellung des Bundesmini-
sters des Innern, daß mehr als 90 % der Asylbewerber 
das Asylrecht mißbrauchen. 

(Frau Traupe [SPD]: Die das wirklich miß

-

brauchen?) 
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Dr. Laufs 
Tatsächlich betrug die Anerkennungsquote im Jahre 
1988 nur 8,6 %. 

Als besonders gravierend empfinde ich, daß diese 
Aktion im Namen einer höheren Moral geführt wird, 
die die Betreffenden unter Ausnutzung ihrer Nähe zu 
den Kirchen oder kirchennahen Organisationen ei-
genmächtig für sich reklamieren. Die ganze Fragwür-
digkeit dieser Vorgehensweise wird vollends deut-
lich, wenn die Akteure, wie es jetzt geschehen ist, auf 
die von ihnen provozierte Reaktion der verantwortli-
chen Politiker außerordentlich empfindlich reagieren 
und dabei, wie es jetzt die SPD in ihrem Antrag ver-
sucht, so tun, als hätte Staatssekretär Spranger die 
Kirchen angegriffen. 

Meine Damen und Herren von der SPD-Fraktion, 
Sie machen sich völlig unnötige Sorgen, wenn Sie 
glauben, sich vor die Kirchen stellen zu müssen. Die 
Kirchen bedürfen dieses Schutzes nicht. Sie wissen 
genau, daß die Bundesregierung das segensreiche 
Wirken der Kirchen gerade in der Betreuungsarbeit 
für ausländische Flüchtlinge zur Unterstützung der 
staatlichen und kommunalen Stellen für unverzicht-
bar hält. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Carl-Dieter Spranger hat soeben zum wiederholten 
Male die Mißverständnisse ausgeräumt, die durch 
verzerrende öffentliche Darstellungen entstanden 
sind. Diese Klarstellung liegt seit Wochen vor. Sie 
wurde von den Bischöfen nicht nur positiv aufgenom-
men, sondern ausdrücklich akzeptiert. Auch die Op-
position hätte sich entsprechend informieren können. 
Es ist eine Frage des kollegialen Umgangs miteinan-
der. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Herr Kollege Bernrath, ich bin wirklich sehr ent-
täuscht, daß auch Sie völlig unbeweglich Ihre Unter-
stellungen hier wiederholt haben. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr richtig! — Bernrath 
[SPD]: Was habe ich denn unterstellt?) 

Aber die SPD sucht offenbar Anlässe, um ihre polemi-
schen Kampagnen gegen die Ausländer- und Asyl-
politik der Bundesregierung fortzusetzen. 

Es ist sehr ärgerlich — und gerade dagegen wehren 
sich Kollege Spranger und wir in der CDU/CSU-Frak-
tion nachdrücklich — , daß die Diskussion von morali-
schen Schuldzuweisungen an die Bundesregierung 
beherrscht wird und der Sinn für die Realitäten immer 
mehr verlorengeht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

In einer Lage, die von lebhaften gesinnungsethischen 
Wunschvorstellungen gekennzeichnet ist, bedarf es 
der Klarheit über die Wirklichkeit. 

(Frau Traupe [SPD]: Wir reden über Herrn 
Spranger und sein Verhalten, Herr Kollege, 
und nicht über das, was Sie hier verbrei-

ten!) 

Die Forderung der Opposition z. B., alle Asylbewerber 
in normalen Wohnungen unterzubringen, ihnen Ar-
beitserlaubnis und volle Sozialhilfe zu gewähren, ist 
gewiß Ausdruck humanitärer Gesinnung. Wer Ver

-

antwortung trägt, kann jedoch nicht übersehen, daß 
sich mit mehreren hunderttausend zusätzlich zu uns 
kommenden Menschen nicht in gleichem Maße die 
Türen unserer Häuser öffnen, weder die der Wohnbe-
völkerung noch die der kirchlichen Organisationen 
oder Wohlfahrtsverbände, um diesen Menschen Ob-
dach zu geben. Überfüllte Wohnheime, Sammelunter-
künfte, überbelegte Hotels und Behelfswohnungen in 
Containerbauweise sind die in dieser Situation unver-
meidbaren Notbehelfe in der Wirklichkeit, für die wir 
Politiker obendrein geschmäht werden. 

Es ist wahr, daß unsere Humanität und Solidarität 
heute in besonderem Maße gefordert sind. 

(Frau Renger [SPD]: Das ist wahr!) 

Es ist aber ebenso wahr, daß wir das Leid und die 
Armut in der Welt und die verweigerten Menschen-
rechte in vielen Ländern nicht mit einer großzügigen 
Asyl- und Ausländerpolitik in unserem Lande hier 
heilen können. Dies hat auch das Zentralkomitee der 
deutschen Katholiken festgestellt, wenn es im Juli 
1988 erklärt, daß es der Bundesrepublik als Nichtein-
wanderungsland möglich sein müsse, den Zuzug von 
Ausländern aus Staaten außerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft sozial verantwortlich zu steuern und 
damit auch wirksam zu begrenzen. 

Die Aufnahmefähigkeit und die soziale und kultu-
relle Integrationskraft der Bundesrepublik sind be-
grenzt. Es ist Ausdruck christlicher Verantwortung, 
soziale Konflikte aus Überforderung und neue Unge-
rechtigkeit zu vermeiden. Dazu gehört auch, den Zu-
strom unberechtigter Asylbewerber einzuschränken. 
Carl-Dieter Spranger und wir in der CDU/CSU fragen 
uns nach dem Sinn, wenn viele hunderttausend Asyl-
bewerber in wenigen Jahren mit offensichtlich f al-
schen Vorstellungen zu uns kommen, mit großem 
Aufwand an Steuergeldern und Personal ihr Asylan-
trag in einem langwierigen, akribischen Rechtsstaats

-

verfahren behandelt wird und sie nach Jahren abge-
schoben werden. Mehr als 90 % der Ausländer, die 
Asyl beantragt haben, sind, wie ich schon sagte, im 
Jahre 1988 aus anderen als asylrelevanten Gründen in 
das Bundesgebiet eingereist. 

Sie, Herr Kollege Bernrath, wissen so gut wie ich, 
daß seit zehn Jahren alle Versuche, das Verfahren zu 
beschleunigen, nicht gefruchtet haben. Wir haben uns 
wirklich bemüht, Sie selber haben sich ja auch daran 
beteiligt, und Sie kennen die Gründe. 

Ist es vernünftig, fragen wir, für dieses Verfahren 
jährlich Milliarden DM auszugeben, die uns für drin-
gende Hilfe vor Ort fehlen? Mit dem gleichen Auf-
wand könnten wir unvergleichlich mehr Menschen 
helfen, in ihrem eigenen Kultur- und Sprachraum 
Sicherheit und Lebensunterhalt zu finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Viele Menschen kommen aus Elendsregionen ande-
rer Kontinente zu uns. Sie sind unsere Mitmenschen, 
denen wir hier und heute helfen müssen und helfen 
wollen. Als besonders bedrückend empfinden wir 
aber die Frage nach ihren Lebenschancen und Zu-
kunftsperspektiven in unserer modernen Industriege-
sellschaft, in die sie sich sehr schwer oder gar nicht 
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einleben können. Ist es human, wenn auf diese Weise 
Fürsorgefälle auf Dauer entstehen? 
Im vergangenen Jahr sind rund 30 000 polnische 

Staatsbürger als Asylbewerber zu uns gekommen. Sie 
können sich zu Recht weder auf unser Asylgrundrecht 
für politisch Verfolgte noch auf die Genfer Flücht-
lingskonvention berufen. Auch die 20 000 Asylbewer-
ber aus Jugoslawien haben eine Anerkennungsquote 
von nahezu null Prozent. Es gibt also den Asylmiß-
brauch in großem Umfang, dem wir gerade mit dem 
Blick auf die wirklich politisch Verfolgten wehren 
müssen. 
Das Massenproblem der unberechtigten Asylbe-

werber bindet in unverantwortlicher Weise Mittel und 
Bewegungsspielraum, um echten Flüchtlingen groß-
zügig helfen zu können. Es ist ungerecht und schein-
heilig, diesen Überlegungen und politischen Positio-
nen mit dem Etikett „ausländerfeindlich", „rechtsra-
dikal" , „rassistisch" oder gar „unch ristlich" und als 
gegen die Kirche gerichtet zu versehen. 

(Frau Renger [SPD]: Lesen Sie die Plakate, 
Herr Kollege, die jetzt da stehen! Die lauten 

so!) 
Carl-Dieter Spranger hat die Verbreitung polemi-

scher Falschbehauptungen energisch kritisiert. Von 
seinen Bemerkungen zur Sache hat er nichts zurück-
zunehmen. Er nimmt wie wir alle in der Union für sich 
in Anspruch, eine Politik auf dem christlichen Ver-
ständnis vom Menschen aufzubauen. Gefragt ist aller-
dings eine Politik des Augenmaßes, die nicht aus der 
Erregung des Tages gemacht, sondern zu Ende ge-
dacht ist. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Meneses Vogl. 

Meneses Vogl (GRÜNE) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es war immer einfach, die Schwä-
cheren aus einer gesicherten Position zu erniedrigen. 
Es war immer Usus der Mächtigen, in Konfliktsituati-
onen ihre Macht zu zeigen, mit Arroganz, mit einer 
grenzenlosen Lust an Beleidigungen und Verletzun-
gen. In der Bundesrepublik sind die Flüchtlinge und 
in besonderem Maße die De-facto-Flüchtlinge das 
schwächste Glied unserer Gesellschaft. 
Aber ich will heute nicht über das erreichte Ausmaß 

an Ausländerfeindlichkeit in diesem Land sprechen. 
Dafür wird es noch genug Gelegenheit geben. Ich will 
darüber sprechen, daß gerade die Flüchtlinge in ihrer 
Einsamkeit und Hilflosigkeit auf die wohlwollende 
Hilfe von einzelnen Menschen, den Kirchen und den 
Wohlfahrtsverbänden angewiesen sind. Denn Flucht 
ist kein Schicksal und keine freiwillige Entscheidung, 
sondern eine Notwendigkeit, die letzte Möglichkeit 
zum Überleben. 
Wie glücklich müßten wir sein, daß es in diesem 

Land Menschen und Institutionen gibt, die das auch so 
sehen, die begriffen haben, daß menschliche Größe 
nicht mit Macht verwechselt werden kann, daß es 
Menschen gibt, die aus der Geschichte gelernt haben 
und die die Stärke der Demokratie in der Großzügig-

keit gegenüber Andersdenkenden, Oppositionellen 
und Schwächeren sehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Der Staatssekretär des Bundesinnenministeriums, 
Herr Spranger, gehört nicht zu diesen Menschen. 

(Fellner [CDU/CSU]: Dieses Urteil ist gerade 
dir erlaubt! So weit sind wir schon!) 

Für ihn sind Fluchtsuchende Scheinasylanten, 
GRÜNE potentielle Terroristen, grüne Bundestagsab-
geordnete Feinde der Polizei. Er scheut sich nicht, das 
Ministerialorgan „Innere Sicherheit" als Kampfblatt 
gegen Bürgerrechte zu benutzen. 

Diesen Punkt, diese ungeheuerlichen Diffamierun-
gen des Herrn Spranger gegen die GRÜNEN, werden 
wir übrigens auf der nächsten Sitzung des Innenaus-
schusses zur Sprache bringen. 

Herr Spranger genießt die bedingungslose Rücken-
deckung seines Ministers. Herr Spranger ist einer je-
ner Unionsvertreter, die am massivsten die Gesinnung 
des rechtesten Randes dieser Partei vertreten, deren 
Liste mit Namen wie Stoiber, Lummer, Huber und 
anderen fortgesetzt werden kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Carstensen 
[Nordstrand] [CDU/CSU]: Unerhört! — 
Dr.  Laufs [CDU/CSU]: Feindbild der GRÜ

-

NEN!) 

Die Tatsache, daß er jetzt die Kirche angreift, müßte 
uns deshalb nicht überraschen. Herr Spranger be-
greift die Kirche als ein weiteres Glied dieses Staates, 
also nicht in ihrer christlichen Definition als eine Kir-
che der Armen, der Hilflosen und der Ausgestoßenen. 
Für ihn soll die Kirche zur Vervollkommnung der 
Macht des Staates beitragen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Die Kirche handelt dann verantwortungslos, wenn sie 
dies nicht tut. In seiner maßlosen Hetze gegen alles, 
was nicht seinem Deutschlandbild entspricht, maßt er 
sich an, die Kirche, die ihre christliche Verantwortung 
gegenüber der ausländischen Bevölkerung ernst 
nimmt, zu diskreditieren. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Sie leisten den 
ausländischen Mitbürgern mit Ihrer Rede ei

- nen schlechten Dienst!) 

— Wir reden ein anderes Mal darüber. Heute ist das 
meine erste Rede. Ich bitte um ein bißchen Verständ-
nis. 

Wenn wir heute in der Bundesrepublik eine Zu-
nahme des Wählerpotentials neofaschistischer und 
rechtsextremer Parteien erfahren, deren ausschließli-
che inhaltliche Orientierung aus einer plumpen und 
dumpfen Ausländerfeindlichkeit besteht, so müssen 
wir feststellen, daß Politiker wie der Staatssekretär 
Spranger einen wichtigen Beitrag dazu geleistet ha-
ben. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD — Dr. Ing. Kansy [CDU/CSU]: 
Unerhört!) 

Der vor einigen Tagen vom Kollegen Penner von 
der SPD zitierte Satz des jüdischen Literaturwissen-
schaftlers Victor Klemperer in seiner Analyse der 
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Sprache des Dritten Reiches erklärt die Bedeutung 
dieses Beitrags. Denn Klemperer schreibt — ich zi-
tiere — : 

Worte können sein wie winzige Arsen-Dosen: Sie 
werden unbemerkt verschluckt, sie scheinen 
keine Wirkung zu tun, und nach einiger Zeit ist 
die Giftwirkung doch da. 

Durch die Sprache, durch die giftigen Stichworte, die 
Sie uns fast täglich liefern, ist die ausländische Bevöl-
kerung und sind die Flüchtlinge gesellschaftlich de-
klassiert worden. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Sie haben den potentiellen Rassismus in diesem Land 
hoffähig gemacht. Sie haben deren führende Parteien 
und Funktionäre wählbar gemacht. Denn warum 
sollte man sie nicht wählen, wenn selbst Regierungs-
vertreter eine Sprache benutzen, die nach einer Aus-
sonderung von Flüchtlingen ruft. Sie haben die Hoff-
nungen derer wieder geweckt, die immer noch oder 
schon wieder glauben, daß nur ein sauberes Deutsch-
land auch ein wahres Deutschland sein kann. 

Die Sprache dieser Politiker ist die gleiche Sprache, 
die heute von den sich selbst so nennenden Republi-
kanern in noch plumperer Art verwendet wird. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist eine große Sau-
erei! Davon ist gar nicht die Rede! Es ist un-
glaublich, eine Frechheit nach der anderen 
loszulassen! — Gegenruf der Abg. Frau Nik-
kels [GRÜNE]: Der hat recht, Herr Bohl!) 

Der Ruf nach der Umwandlung dieser Worte in eine 
noch härtere Praxis wird lauter, und es ist nicht ver-
wunderlich, daß die gleichen Politiker sich heute be-
wußt bemühen, die Ausländerfeindlichkeit der extre-
men Rechten zu übertreffen. 

Meine Damen und Herren, gestern waren es die 
Ausländer, und sie sind es nach wie vor. Seit dem 
7. März 1989 ist es die Kirche. Morgen sind es viel-
leicht die Aussiedler — oder sind sie es schon? Die 
Eskalation der verunglimpfenden und diskriminieren-
den Sprache hat ein Ausmaß angenommen, das wir 
sehr ernst nehmen wollen. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Bei 
Ihnen! — Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Sie 
schüren Haß! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU — Glocke des Präsidenten) 

— Haß war für mich nie ein Mittel der Auseinander-
setzung. 

(Bohl [CDU/CSU]: Eine haßerfüllte Rede!  — 
Dr.  Hüsch [CDU/CSU]: Eine unerhörte Spra-
che, die Sie führen! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU — Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: 

Laß dich nicht irritieren!) 

Wir wissen aus der Geschichte, daß eine bestimmte 
Sprache die Einleitung gefährlicher Prozesse sein 
kann. Es ist daher verantwortungslos, wenn Politiker 
den Menschen, darunter besonders den Jugendlichen 
dieses Landes, auf diese Weise ein Bild vermitteln, das 
die Ausländer und Flüchtlinge als eine Last be-
schreibt, als etwas Unerwünschtes, als Menschen 
zweiter Klasse. Die Tatsache, daß das Gefühl sozialer 

Solidarität zunehmend weniger empfunden wird, 
kann nur eine Folge davon sein. 

In vielen kirchlichen Kreisen und Gemeinden, in 
den Wohlfahrtsverbänden dieser Republik bemühen 
sich diese Menschen, diese rassistischen Tendenzen 
zu bekämpfen. Unsere Verantwortung liegt in einer 
offensiven Unterstützung ihrer Arbeit. 

Wir sind gespannt darauf, wie die Ausländer- und 
Asylpolitik des neuen Duos Schäuble/Spranger aus-
sehen wird. Steht der zukünftige Innenminister in der 
Tradition und Kontinuität von Herrn Zimmermann? 
Will er die ausländerfeindliche Politik fortsetzen? 
Oder will er z. B. die jüngsten Kabinettsbeschlüsse 
über die verschärften Visabestimmungen gegenüber 
Polen, den geplanten Visumzwang für Kinder und 
Jugendliche unter 16 Jahren zurücknehmen? Letzte-
res wird mit einem Staatssekretär Spranger nicht 
möglich sein. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

In diesem Sinne begrüßen wir den Antrag der SPD. 
Wir werden ihn unterstützen. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es ist wirklich schwierig, zu diesem B rief et-
was zu sagen. Vielleicht klärt sich alles auf, und wir 
reden von ganz verschiedenen B riefen. Ich habe hier 
einen Brief an das Kommissariat der deutschen Bi-
schöfe, Prälat Paul Bocklet. Da heißt es nach der An-
rede „Sehr geehrter Herr Prälat Bocklet!" u. a.: 

Ärgerlich wird es nur, wenn Persönlichkeiten und 
Organisationen, die Kraft ihres Ansehens oder 
auch nur auf Grund eines selbst erhobenen An-
spruchs in der Öffentlichkeit besonderes Ver-
trauen genießen, ein unredliches Verwirrspiel mit 
Zahlen und Fakten betreiben. So ist es in einer 
der vielen asylpolitischen Tagungen von Vertre-
tern der Kirchen, der Wohlfahrtsverbände und 
ihnen nahestehenden Politiker ... gesche-
hen... 

Dann donnert der Staatssekretär los von den „selbst-
ernannten Verteidigern der Humanität", das sei alles 
grundlos, unverantwortlich, falsch, unredlich; er 
spricht von mangelnder Kenntnis der Verfassungs-
wirklichkeit. So geht das fort. Es ist einfach ein ärger-
liches Schreiben. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Es ist ganz sicherlich keine Staatsaktion. Aber, Herr 
Staatssekretär Spranger, man kann sich entschuldi-
gen. Ebenso, wie man sich im Wort und in der Tonlage 
vergreifen kann, kann man sich hinstellen und sagen: 
Es tut mir leid. Daß Sie diese Kraft nicht gefunden 
haben, das zu sagen, das finden wir schade 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer ist „wir" ?) 
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— mit „wir" meine ich die FDP, meine Freunde, meine 
Kollegen — , zumal Sie Positionen niedermachen, die 
auch wir zutreffenderweise vertreten. 

In Ihrem Schreiben sind Behauptungen aufgestellt 
worden, die falsch sind, die Herr Laufs wiederholt. Ich 
meine die Behauptung, daß 90 % der Flüchtlinge das 
Asylrecht mißbrauchen. Der Staatssekretär führt sel-
ber aus, daß die meisten abgelehnten Asylbewerber 
aus politischen und humanitären Erwägungen nicht 
abgeschoben werden können, weil nämlich unser 
Asylrecht inzwischen eine Härte und Beschränkung 
erreicht hat, die bei st rikter Durchführung zu Folgen 
führen, die die ausführenden Behörden weder verant-
worten wollen noch verantworten können. Das ist 
doch die Wahrheit. So ist es doch. Man kann ja nicht 
sagen: Das sind Wirtschaftsflüchtlinge. Die katholi-
sche Bischofskonferenz sagt zutreffend: Armuts-
flüchtlinge. Man kann doch nicht sagen: Das sind 
Leute, die einen Mißbrauch betreiben. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Doch des Asylgrund-
rechts!) 

Herr Spranger hat ein unheilbar gutes Gewissen, 
und er ist blind für die menschliche Not, 

(Beifall bei der SPD) 

die ein Flüchtling unabhängig davon erleidet, ob er 
politisch verfolgt oder ein Armutsflüchtling ist. Er ist 
blind dafür, daß für viele Mitbürger der humanitäre 
Inhalt unserer Verfassung und eine ihm verpflichtete 
Politik die eigentliche Anziehungskraft unseres Staa-
tes ausmacht. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ-
NEN) 

Das ist es. Die Kirchen und die karitativen Organisa-
tionen tragen eine hohe Verantwortung, und sie han-
deln danach. Wir wünschten, daß Sie, statt einen sol-
chen Brief zu schreiben, einmal in die Flüchtlingslager 
gehen, daß Sie sich einmal an Ort und Stelle informie-
ren, wie manche Menschen dort leben müssen. 
Manchmal habe ich mich geschämt. Das muß ich Ih-
nen sagen. Wir wünschen, daß Sie begreifen, daß es 
nicht schäbig ist, wenn man für sich und seine Familie 
bessere Lebenschancen sucht. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ-
NEN) 

Wir wünschen, daß Sie sich um humanitäre Aktionen 
des Bundes und der Länder kümmern; daß Sie viel-
leicht für Cap Anamur werben. Wir wünschen, daß Sie 
an die Mitbürger appellieren, zu einer Hilfeleistung 
bereit zu sein, die einem der reichsten Länder der Welt 
ansteht. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Wir haben viel 
getan, besonders die CDU-Ministerpräsi-

denten!) 

Wir wünschen, daß Sie Ihre Mitbürger achten und 
ehren, die sich täglich und tätig in christlicher und in 
humanitärer Verantwortung um die Menschen bemü-
hen, die bei uns Hilfe suchen und die ihr Schicksal in 
unsere Hand gelegt haben. Das wünschen wir uns. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ-
NEN) 

Nun bin ich nicht der Meinung, daß dieser B rief das 
Ansehen der Bundesregierung beschädigt, aber er 
beschädigt das Ansehen des Kollegen Spranger, des 
parlamentarischen Staatssekretärs Spranger, und es 
ist für uns sehr ärgerlich. Es wäre wirklich gut, Herr 
Kollege, wenn Sie sich aufraffen könnten, zu sagen: 
Es tut mir leid. Das ist das, was wir von Ihnen erwar-
ten. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Fellner. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zur Rede des Kollegen Meneses Vogl 
kann ich nur sagen: Ich glaube, ein Deutscher Bun-
destag, eine Union, die sich eine solche Rede in rela-
tiver Ruhe anhört, braucht zum Vorwurf einer illibera-
len Politik keinen Satz zu sagen. Der Vorwurf, den 
man uns machen könnte, kann dann eher sein, daß 
man sich so etwas, solche Reden, im Bundestag über-
haupt gefallen läßt. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: So ein Quatsch! — 
Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 

Weitere Zurufe bei den GRÜNEN) 
Herr Dr. Hirsch, ich bedauere, daß wir jetzt hier 

streiten müssen. Ich tue es auch nicht, denn wir haben 
stundenlang Zeit, die Differenz auszutragen, die wir 
hier haben. Herr Dr. Hirsch, ob Sie nun mit dem Be-
griff einverstanden sind, daß das Mißbrauch ist, ich 
kann nur sagen: Der Sachverhalt ist jedenfalls klar, 
nämlich daß sich zu 90 % derzeit Leute auf ein Recht 
berufen, das sie für sich nicht in Anspruch nehmen 
können. Die Motive dieser Leute, daß sie sich um ihre 
Familien kümmern, will niemand herabwürdigen, 
aber dann müssen wir unser Gesetz entsprechend an-
passen. Wir dürfen nicht ein Inst rument anbieten, das 
zur Lösung dieses Problems leider hinten und vorne 
nicht paßt. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Fellner, der Abgeordnete Bernrath möchte gerne eine 
Zwischenfrage stellen. 

Fellner (CDU/CSU): Mir ist gerade die Zeit auf die 
Hälfte gekürzt worden. Ich bitte doch, zumindest 
zwei, drei Gedanken sagen zu dürfen. 
Ich weiß natürlich, daß angesichts der ersten Pres-

semeldungen viele mit Schaum vor dem Munde sich 
auf dieses Thema gestürzt haben. Ich meine, wenn 
klar ist, daß der Kollege Spranger nichts anderes ge-
tan hat, als die Position der Bundesregierung zu den 
einzelnen Behauptungen darzustellen, dann sollte 
man auch bereit sein, sich wieder abzuregen. — Dem 
Kollegen Bernrath ist es dankenswerterweise ohnehin 
nicht übermäßig gelungen, sich hier aufzuregen. — 
Wenn man das nicht tut, wenn man nicht bereit ist, 
hier zurückzustecken, dann geht es halt letztlich nur 
um das Madigmachen eines Kollegen, der als Mitglied 
der Bundesregierung einfach seine Pflicht getan 
hat. 
Ich glaube auch, daß die Kirchen gar nicht glücklich 

darüber sind, daß Sie hier diese Veranstaltung insze-
nieren. Wenn ich die jüngsten Äußerungen verschie- 
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dener Vertreter der Kirchen — und die sind Ihnen 
sicherlich nicht entgangen — mir anschaue, dann 
freue ich mich ganz besonders über die Äußerungen 
des Mainzer Bischofs Karl Lehmann, der — so ist es in 
der „Frankfurter Neuen Presse" zitiert — gesagt hat, 
andererseits seien Katholiken aber durch die Frage 
nach den Grenzen der Leistbarkeit und Aufnahmefä-
higkeit neu herausgefordert. Nach Ansicht Lehmanns 
wäre es blauäugig, so zu tun, als ob es die Probleme, 
die etwa ein Bürgermeister in dieser Frage hat, nicht 
gäbe. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, der 
Abgeordnete Bernrath wünscht eine Zwischenfrage 
zu stellen. Ich rechne es Ihnen nicht an. 

Fellner (CDU/CSU): Bitte schön. 

Bernrath (SPD): Es wird nicht angerechnet. Darum 
darf ich Sie unterbrechen. 
Der Hintergrund stimmt doch nicht, Herr Kollege 

Fellner. Sie haben von 8 % Anerkennung gesprochen. 
Soeben war von der in der jüngsten Statistik veröffent-
lichten Zahl von 100 000 Asylbewerbern die Rede. 
Stimmen Sie mit mir darin überein, daß sich das, wenn 
die Hälfte davon aus Polen und Jugoslawien kommt, 
für die übrigen Asylbegehrenden in dieser Relation 
ganz anders darstellt? Dann sind es nämlich fast 20 %, 
die die Anerkennung bekommen. Damit ist eine hohe 
Wahrscheinlichkeit gegeben, daß diese Leute eben 
nicht aus vordergründigen Überlegungen in unser 
Land kommen, sondern weil sie tatsächlich verfolgt 
werden. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Kollege Bernrath, Sie 
können jetzt Verrenkungen und Differenzierungen 
jeder Art hier versuchen. Tatsache ist, daß, letztend-
lich bestätigt durch die Ge richte bis zu den letzten 
Instanzen, leider nur weniger als 10 % der Antragstel-
ler anerkannt werden und anerkannt werden kön-
nen. 
Das ist der einzige Sachverhalt, der Ärger bereitet; 

denn es muß der Eindruck entstehen: Hier beruft sich 
jemand auf ein Recht, das er in Wirklichkeit nicht 
hat. 
Wir haben schon immer versucht, gemeinsam dage-

gen vorzugehen. Durch viele Gesetzesnovellierungen 
— Sie waren genauso dabei; seit ich im Bundestag 
bin, machen wir das — haben wir immer wieder ver-
sucht, hier klarzustellen, daß wir denen, die politisch 
verfolgt sind, dieses Recht geben wollen. Daran ist nie 
Zweifel aufgekommen. Aber wir müssen uns dagegen 
wehren, daß viele nur deshalb in die Bundesrepublik 
kommen, weil sie ein Verfahren in Anspruch nehmen 
können und während dessen Dauer das Recht haben, 
hier zu bleiben. Das ist für viele der Anreiz, in die 
Bundesrepublik Deutschland zu kommen. 
Ich komme auf die Äußerungen des Herrn Bischofs 

Lehmann zurück, weil ich mich dadurch als Politiker 
mit meinen Problemen verstanden fühle. Weniger 
verstanden fühle ich mich durch Äußerungen, die 
auch aus kirchlichen Kreisen gefallen sind, wenn z. B. 
im Zusammenhang mit dem Arbeitsverbot von einer 
menschenzerstörenden Abschreckungspolitik ge-
sprochen wird. Da finde ich weniger Verständnis für  

meine Sorgen. Gerade das Thema der Arbeitserlaub-
nis hat uns ja in den Diskussionen sehr intensiv be-
schäftigt. Die größte Zahl derer, die hierher kommen, 
werden dazu gerade durch die Hoffnung veranlaßt, 
hier arbeiten zu können — man tut den Asylbewer-
bern kein größeres Unrecht, als wenn man sagt, sie 
seien Faulpelze — , und die Tatsache, daß ihnen dies 
erzählt werden kann. Es ist natürlich ein Unterschied, 
ob jemand gegen Geld arbeiten kann oder im gemein-
nützigen Bereich Leistungen ohne entsprechende Be-
zahlung erbringt. 
Ich halte also gerade diese Entscheidung, so hart sie 

ist, für erforderlich, um einen Irrtum überhaupt nicht 
aufkommen zu lassen, nämlich die Hoffnung, daß man 
nach Deutschland reisen kann, um in Deutschland 
arbeiten zu können. 
Herr Kollege Bernrath, Sie haben vorhin die 

EMNID-Umfrage erwähnt, die im „Spiegel" gedruckt 
ist. Es wäre doch geboten, uns darüber zu unterhalten, 
daß auch in Ihrer Partei nicht viel weniger der Befrag-
ten der Ansicht sind, daß es zu viele Ausländer in 
Deutschland gibt. 

(Duve [SPD]: Wähler!) 
Ich meine, liebe Freunde, es wäre ein ganz übles 

Spiel — wer dabei mittut, wird seiner Verantwortung 
für den sozialen Frieden angesichts dieser Zahlen 
nicht gerecht — , wenn die einen so tun, als wären sie 
nur dafür zuständig, daß wir alle Ausländer glücklich 
machen, während die anderen der deutschen Bevöl-
kerung erklären sollen, sie solle sich darüber freuen. 
Das wäre eine Aufgaben- und Zuständigkeitenvertei-
lung, die es nicht geben darf, auch nicht zwischen den 
Kirchen und der Politik. 
Wir sind alle miteinander für eine Ausländerpolitik 

verantwortlich, die die Ausländer, die hier sind, und 
die Deutschen in Deutschland in Frieden leben läßt. 
Wir können ein großes Feld der Zusammenarbeit mit 
der Kirche verstärkt pflegen. Ich möchte das zum 
Schluß ausdrücklich äußern. Der Gedanke der Regio-
nalisierung der Flüchtlingspolitik gibt uns viele Fel-
der der Zusammenarbeit. 
Ich bin auch bereit, mich dafür starkzumachen 

— ich weiß, daß auch Kollegen der Union das tun —, 
daß wir mehr Mittel für humanitäre Hilfe und Aktio-
nen bereitstellen, um Flüchtlinge in den Regionen zu 
lassen, in denen sie ihrem Kulturkreis näher sind. Ich 
glaube, der deutsche Bürger würde es verstehen, 
wenn wir dafür mehr Geld ausgäben, damit wir nicht 
hier im Lande für Dinge, die der deutsche Bürger nicht 
mehr versteht, soviel Geld ausgeben müssen. 
Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Frau Steinhauer [SPD]: Hu

-

manität spielt keine Rolle, nur Geld!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lüder. 

Lüder (FDP): Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich kann dort anschließen, wo 
Herr Dr. Hirsch die Grundlagen unserer liberalen Po-
sition dargelegt hat. Herr Spranger, in Ihrem B rief ist 
ja genau die falsche Tendenz enthalten, die wir bean- 
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standen. Ich will versuchen, das noch einmal deutlich 
zu machen. 

Sie sagen: Es gibt Leute, die zu Unrecht durchs 
Asylverfahren gelaufen sind. Sie nennen sie „die 
Leute, die es mißbrauchen" . Sie sagen weiter: Dane-
ben gibt es politische und humanitäre Erwägungen, 
sie hier zu lassen. Sie verschweigen z. B. völlig die 
Genfer Konvention für Flüchtlinge. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, bei der 
SPD und den GRÜNEN) 

Sie sagen — und das ist das Verräterische — , daß es 
natürlich Leute gibt, die vor allem aus politischen oder 
humanitären Erwägungen im Bundesgebiet verblei-
ben, und fügen dann hinzu: „was freilich dem Bun-
desminister des Innern nicht angelastet werden 
kann". 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

Wenn die Kirchen dem Bundesinnenminister nach Ih-
rer Darstellung Humanität „anlasten", 

(Duve [SPD]: Das ist die christliche Spra-
che!) 

dann sind Sie auf der falschen Schiene, und das ist der 
Punkt, den wir hier kritisieren. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ-
NEN) 

Meine Damen und Herren, früher haben wir in der 
Schule gelernt, daß Schweigen den Philosophen aus-
zeichnet. Es wäre gut, wenn Sie, Herr Spranger, sich 
an diesen Grundsatz gehalten hätten, statt zu einem 
Rundumschlag gegen die Kirchen auszuholen, 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ-
NEN) 

der der Opposition berechtigten und allzu leichten 
Anlaß gab, die heutige Debatte herbeizuführen. 

Ich habe weder in den Regierungserklärungen des 
Bundeskanzlers noch in unserer Koalitionsvereinba-
rung auch nur einen Satz gefunden, der einem Parla-
mentarischen Staatssekretär Veranlassung gegeben 
hätte, die beiden großen christlichen Kirchen und 
pauschal die Wohlfahrtsverbände der Bundesrepublik 
zu diffamieren, wie Sie es getan haben. Bei den Äu-
ßerungen, die heute Gegenstand der Debatte sind, 
geht es nicht um kritische Auseinandersetzungen mit 
politischen Positionen gesellschaftlicher Gruppen. 
Kritische Auseinandersetzungen sind möglich, zuläs-
sig und notwendig. Den Streit darüber können wir 
jederzeit führen, aber nicht mit Pauschalverdächti-
gungen, wie sie in den Briefen enthalten sind. 

Mich als Jurist hat gewundert, daß ein politischer 
Vertreter eines Bundesministers, noch dazu aus dem 
Ministerium, das zur Einhaltung des Mäßigungsge-
bots für Beamte in den politischen Auseinanderset-
zungen berufen ist, 

(Duve [SPD]: Sehr gut!) 

in dieser Form und mit diesen Inhalten argumen-
tiert. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das berührte die Grenzen dessen, was tragbar ist. 

(Duve [SPD]: Die Grenzen sind überschrit

-

ten!) 
Aber Dr. Hirsch hat zutreffend gesagt, wir sollten 

daraus keine Staatsaktion machen. Deswegen brau-
chen wir keinen Bundestagsbeschluß der Mißbilli-
gung. Die Haltung des Hauses ist deutlich geworden. 
Wir Freien Demokraten werden uns der Stimme ent-
halten, und dies insbesondere deswegen, weil wir hof-
fen und erwarten, daß speziell durch den Einfluß des 
neuen Bundesinnenministers Schäuble derartige Aus-
rutscher der Vergangenheit angehören werden. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Das ist kein Ausrut

-

scher, das ist Absicht!) 
Wir wünschen, daß gerade die durch die bisherige 
Leitung des Hauses emotional negativ belasteten 
Themen „Ausländer" und „Asylbewerber" wieder 
den sachlichen Rang bekommen, der ihnen nach der 
Wertordnung des Grundgesetzes gebührt, und darauf 
sollten wir uns einrichten. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 
Ich lasse nun über den Antrag der Fraktion der SPD 

auf Drucksache 11/4204 abstimmen. Wer stimmt für 
diesen Antrag? — Wer stimmt dagegen? — Wer ent-
hält sich der Stimme? — Damit ist der Antrag bei eini-
gen Enthaltungen aus den Fraktionen von CDU/CSU 
und FDP abgelehnt. 
Meine Damen und Herren, damit sind wir am Ende 

unserer Vormittagssitzung. Ich berufe die Sitzung für 
14.30 Uhr wieder ein. Sie wird mit Tagesordnungs-
punkt 7 fortgesetzt. 

(Unterbrechung von 13.50 bis 14.31 Uhr) 

Vizepräsident Westphal: Die unterbrochene Sit-
zung ist wieder eröffnet. 
Meine Damen und Herren, wir kommen zunächst 

einmal zur Beratung von Vorlagen, über die ohne 
Aussprache abgestimmt werden soll. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
der Vereinten Nationen vom 11. Ap ril 1980 
über Verträge über den internationalen Wa-
renkauf sowie zur Änderung des Gesetzes zu 
dem Übereinkommen vom 19. Mai 1956 über 
den Beförderungsvertrag im internationalen 
Straßengüterverkehr (CMR) 
—Drucksache 11/3076 — 

Beschlußempfehlung und Be richt des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 
—Drucksache 11/4332 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Geis 
Stiegler 

(Erste Beratung 103. Sitzung) 
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Ich rufe das Gesetz mit seinen Art. 1 bis 6 sowie 
Einleitung und Überschrift mit den vom Ausschuß 
empfohlenen Änderungen auf. Wer dem Gesetz zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Gegenstimmen! — Enthaltungen? — Bei 1 Enthaltung 
ist das Gesetz angenommen. 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Protokoll Nr. 8 
vom 19. März 1985 zur Änderung der Konven-
tion vom 4. November 1950 zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
—Drucksache 11/2674 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

—Drucksache 11/3881 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Hörster 
Dr. de With 

(Erste Beratung 97. Sitzung) 

Ich rufe das Gesetz mit seinen Art. 1 bis 3 sowie 
Einleitung und Überschrift auf. Wer dem Gesetz zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? Das Gesetz ist 
einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Forschung und 
Technologie (18. Ausschuß) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Frau Schmidt-Bott, Ebermann 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Sofortiges Moratorium für die Freisetzung ge-
netisch veränderter Organismen in die Um-
welt 
—Drucksachen 11/695, 11/4031 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Seesing 
Catenhusen 
Kohn 
Frau Schmidt-Bott 

Im Ältestenrat ist für die Beratung je ein Beitrag bis 
zu fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. 
Der Abgeordnete Wüppesahl hat beantragt, die ver-
einbarte Redezeit um einen weiteren Beitrag für ihn 
zu erweitern. 

(Abg. Wüppesahl [fraktionslos] meldet sich 
zu Wort) 

—Wollen Sie etwas zur Geschäftsordnung sagen? Ihr 
Antrag liegt doch vor. 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Ich möchte ihn 
begründen!) 

—Wir wissen, daß Sie reden möchten. Ich glaube, wir 
können über Ihren Antrag abstimmen. 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Ich bitte um das 
Wort zur Geschäftsordnung, das mir nach der 

Geschäftsordnung zusteht!) 

—Wollen Sie das bei jedem Tagesordnungspunkt so 
weitermachen, Herr Wüppesahl? 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Herr Westphal, 
bis endlich ein sachgerechter Umgang mit 
meinem Redekontingent praktiziert wird!) 

— Es gibt auch Formen, die über das hinausgehen, 
was erträglich ist. Aber Sie haben das Recht, zur Ge-
schäftsordnung zu sprechen. 

Bitte schön, nehmen Sie das Wort. 

Wüppesahl (fraktionslos): Ich teile Ihre Einschät-
zung, auch in bezug auf die Erträglichkeit. Aber das 
gilt eben beiderseits. Es ist aus meiner Sicht auch 
unerträglich, wie mir Redekontingente herunterge-
schraubt werden. 
In der Tat ist es so, daß ich heute, glaube ich, das 

vierte Mal zur Geschäftsordnung spreche und nach 
Beendigung dieses Beitrages 20 Minuten verredet ha-
ben werde. Ich hatte für diesen Sitzungstag — es ist 
mir wichtig, auch das zu Protokoll zu geben — eine 
Gesamtredezeit von 15 Minuten vorgesehen, nämlich 
zur Postreform. 

Ich stelle es dem Präsidium anheim, die Vereinba-
rung, die über die Osterpause ge troffen worden und 
mir diese Woche bekanntgeworden ist, wieder zu kor-
rigieren. Die Vereinbarung besteht darin, daß mein 
Redekontingent linear um ungefähr 50 % reduziert 
worden ist. 

(Catenhusen [SPD]: Ich dachte, Sie wollten 
zur Sache reden!) 

—Das, was ich jetzt ausführe, gehört dazu, Herr Kol-
lege. 
Mein Antrag, in die Debatte eingreifen zu können 

-- es handelt sich um eine sogenannte Kurzdebatte: 
viermal fünf Minuten, d. h. fünf Minuten für jede 
Fraktion — , ist Ihnen sicherlich verständlich. Zu die-
sem Thema hätte ich natürlich auch etwas zu sagen. 
Deshalb auch dieser Antrag, daß diese Viererrunde 
um einen fünften Wortbeitrag erweitert wird. 

Meine Redezeit sollte nach meiner Vorstellung 
gleichfalls fünf Minuten betragen, weil alles, was dar

-

unterliegt, in sich indiskutabel ist, es sei denn, man 
kann aus einer Gruppe, beispielsweise einer Fraktion, 
heraus auf einen Redebeitrag eines Kollegen oder ei-
ner Kollegin bauen, die beispielsweise bereits vorher 
mindestens fünf Minuten Grundsatzpositionen von 
sich gegeben haben, um dann in einem Zwei- oder 
Drei-Minuten-Beitrag besondere Akzente zu setzen 
oder auf Ausführungen der politischen Gegner, die 
zuvor das Wort  ergriffen hatten, eingehen zu kön-
nen. 
Ich denke in der Tat, daß wir hier in einer Situa tion 

sind, die der eines orientalischen Basars ähnlicher ist 
als den Gepflogenheiten, die wir in diesem Hause nor-
malerweise erleben. Wir sind jedenfalls dann in einer 
ähnlichen Situation wie in einem orientalischen Basar, 
wenn es darum geht, ob ich nun zwei, drei, fünf oder 
auch manchmal mehr Minuten reden darf. 

Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß aus 
meiner Sicht der — bitte verstehen Sie es nicht als 
massive Kritik; ich denke, das ist einfach so — man-
gelnde souveräne Umgang mit diesen wenigen Rede- 
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beiträgen, die ich pro Sitzungswoche beantragt 
habe 

(Kohn [FDP]: Der redet mehr als ich in der 
ganzen Legislaturperiode!) 

— ich würde es ja gern vermeiden —, meine Person 
oder das, was jetzt in dem Organstreitverfahren beim 
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe damit verbun-
den ist, unnötig aufwertet. 
Wenn ich mein Gegner wäre, würde ich sagen: 

Okay, dann redet er eben ein-, zwei- oder maximal 
dreimal — das ist ja so gewesen — pro Woche, kriegt 
seine fünf oder zehn Minuten, und damit hat es sich. 
Heute hören Sie mich allein zur Geschäftsordnung 
schon 20 Minuten und zur Sache auch bereits 15 Mi-
nuten. 

Ich möchte auch noch auf folgenden Umstand hin-
weisen, weil ich wirklich befürchte, daß gleich ein 
wahnwitziges Redekontingent von zwei oder drei Mi-
nuten herauskommt: Während der mündlichen Ver-
handlung in Karlsruhe wurde die Vizepräsidentin 
Frau Annemarie Renger von dem Senat gefragt 
— nicht wörtlich, aber sinngemäß, auch mit diesem 
atmosphärischen Unterton — : Herrgott, muß das denn 
sein, daß sich der Bundestag dann in einer Geschäfts-
ordnungsdebatte um ein oder zwei Minuten streitet? 
Frau Renger sagte, nein, man könne selbstverständ-
lich fünf Minuten geben. Nun erfahre ich, daß wäh-
rend der Osterpause eine solche Abmachung getrof-
fen wurde, die sicherlich unverbindlich ist, aber ihre 
informelle Wirkung auf das Präsidium und natürlich 
dann vor allen Dingen auf mich ausstrahlt, wonach 
möglicherweise wieder Zwei- oder Drei-Minuten-
Kontingente für mich zur Verfügung gestellt wer-
den. 

Das, meine lieben Kollegen und Kolleginnen, halte 
ich in der Tat auf Dauer für unzumutbar, und ange-
sichts der Tatsache, daß die Verkündung in Karlsruhe 
vom 9. Mai 1989 auf den 13. Juni 1989 verschoben 
worden ist, sehe ich mich auch gezwungen, in dieser 
Sitzungswoche genauso wie in allen darauffolgenden 
Sitzungswochen ganz konsequent das Verfahren an-
zuwenden, daß ich die sich mir bietenden Möglichkei-
ten aus der Geschäftsordnung so nutze, wie Sie die 
Möglichkeiten nutzen, um meine Arbeitsmöglichkei-
ten zu beschränken. 
Ich wünsche mir allerdings, daß möglichst — viel-

leicht sogar noch heute abend oder über das Wochen-
ende — seitens des Präsidiums darüber nachgedacht 
wird, ob man sich nicht doch darauf verständigen 
kann, daß ich bei den zwei oder drei Redewünschen 
pro Sitzungswoche ein angemessenes Kontingent zur 
Verfügung gestellt bekomme. Dann können wir uns 
alle das ersparen, was gerade in diesem Moment wie-
der stattfindet. 
Ich bitte also — meine Redezeit ist jetzt abgelau-

fen — um die Zustimmung zu dem beantragten zu-
sätzlichen Redekontingent von fünf Minuten. 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Weyel zur Geschäftsordnung. 

Frau Weyel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die anwesenden Abgeordneten waren  

bereit, Herrn Wüppesahl — wie jeder Fraktion — eine 
Redezeit von fünf Minuten zuzugestehen. Herr Wüp-
pesahl hat diese Redezeit von fünf Minuten nunmehr 
zur Geschäftsordnungserklärung verbraucht. Deswe-
gen beantrage ich, ihm eine zusätzliche Redezeit ab-
zulehnen. 

Vizepräsident Westphal: Ich sehe keine weiteren 
Wortmeldungen zur Geschäftsordnung. 
Wir stimmen zunächst über den Antrag des Abge-

ordneten Wüppesahl ab, der eine Redezeit von fünf 
Minuten beantragt hat. Wer dafür ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Dann ist dieser Antrag des Abgeordneten 
Wüppesahl abgelehnt. 
Wir stimmen jetzt über die vom Ältestenrat verein-

barte Redezeit ab. Wer für diese vom Ältestenrat ver-
abredete Redezeit — ein Beitrag von bis zu fünf Minu-
ten je Fraktion — stimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Dann ist es bei einer Gegenstimme so be-
schlossen. Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat 
die Abgeordnete Frau Schmidt. 

Frau Schmidt (Hamburg) (GRÜNE): Meine Damen 
und Herren! Freisetzungsversuche mit genmanipu-
lierten Organismen laufen seit 1983. Illegal wurden 
damals in den USA Rhizobien freigesetzt. Illegal wur-
den in den letzten Jahren rekombinante Impfstoffe 
ausgebracht. Ich erinnere an die Tests mit Tollwut-
Lebendimpfstoffen in Argentinien. In Europa läuft seit 
1988 im Auftrag der belgischen Firma PGS das welt-
weit umfangreichste Freisetzungsprogramm mit gen-
manipulierten Pflanzen. Gesetzeslücken in europäi-
schen Ländern wie Spanien werden dabei skrupellos 
ausgenutzt. Manipulierte Viren, Bakterien, auch 
Pflanzen kennen keine Grenzen, meine Damen und 
Herren. Wir halten diese unkalkulierbaren Eingriffe in 
die Evolution im Interesse eines kalkulierten Profits 
für abenteuerlich und unverantwortbar. 
Meine Damen und Herren, wir haben im August 

1987 den Antrag eingebracht, ein sofortiges Morato-
rium für die Freisetzung genetisch veränderter Orga-
nismen in die Umwelt auszurufen. Sie wissen, daß die 
GRÜNEN für ein generelles Verbot der Freisetzung 
sind. Dennoch wollten wir die Chance nutzen, den 
verschiedenen Kräften im Parlament entgegenzu-
kommen. 
Die Enquete-Kommission Gentechnik hatte sich 

nach eingehenden Beratungen auf das Votum ver-
ständigt, für die Freisetzung genmanipulierter Mikro-
organismen zumindest ein fünfjähriges Morato rium 
zu empfehlen. Inzwischen haben sich zumindest die 
Regierungsfraktionen im Ausschuß für Forschung und 
Technologie auf Druck der Indust rie und interessier-
ter Wissenschaftler weit von dieser Position entfernt. 
Kaum wird der erste Antrag auf Freisetzung gestellt — 
wie derzeit vom Max-Planck-Institut in Köln — , ist die 
Forderung nach einem Morato rium hinfällig. 
Auch die SPD hat ihre Forderung nach einem Mora-

torium aufgeweicht. Es soll nur noch für nicht rückhol-
bare Organismen gelten. Nur — jetzt werde ich viel-
leicht etwas platt, aber um so anschaulicher — , die 
genmanipulierte Kuh kann der Mensch abends in den 



10100 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 137. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Ap ril 1989 

Frau Schmidt (Hamburg) 

Stall zurückholen. Aber wer holt ihre Ausscheidun-
gen, z. B. Speichel, Kot, Schweißtropfen und auch 
Urin zurück? Gerade deshalb ist unser Antrag um so 
notwendiger. 

Die Schere zwischen der rasanten Fortentwicklung 
der Gentechnologie und dem öffentlichen Diskurs 
über Gefahren und Risiken derselben klafft immer 
weiter auseinander. Dieser Diskurs aber muß geführt 
werden, bevor Fakten geschaffen werden, denn Evo-
lution ist nicht mehr umkehrbar. 

Zwischen Bundesgesundheitsamt und Umweltbun-
desamt gibt es zur Zeit ein heftiges Gerangel, unter 
welchen Auflagen die Kölner Petunienschöpfungen 
auf das Feld ausgebracht werden dürfen. Bis Mitte 
Mai wird grünes Licht für diese Lokomotive der Frei-
setzung erwartet. Von seiten des zuständigen Mini-
steriums wurde schon im August 1988 das Vorhaben 
als guter Einstieg in die Freisetzungsthematik angese-
hen, weil es nach vorläufiger Beurteilung unter dem 
Gesichtspunkt der Sicherheit für Mensch und Umwelt 
keine gravierenden Probleme aufwerfe. Vorläufig an-
geblich kaum Probleme? Ja, und was kommt dann? 
Wie lange gilt dieses „vorläufig"? 

Im übrigen, meine Damen und Herren, vorläufig 
werden die Einschätzungen über die Auswirkungen 
von Eingriffen in die Evolution immer bleiben, denn 
die Evolution läßt sich nicht am Reißbrett vorherpla-
nen. Selbstverständlich sind wir nicht der Meinung, 
daß die Freisetzung genmanipulierter Organismen in 
die Umwelt jederzeit und allerorten Monsterbildun-
gen heraufbeschwört. Die wesentlichen Risiken der 
Freisetzung sind die permanenten biologischen Bela-
stungen ohnehin schon geschädigter Öko-Systeme. 
Bei den Atomkraftwerken ist die Hauptgefahr auch 
nicht der Super-GAU, sondern der Normalbetrieb, die 
permanente Freisetzung radioaktiver Strahlung und 
die tägliche Produktion von Atommüll. 

Auch die chronische Vergiftung aller Lebensele-
mente mit den Produkten der Chemisierung der letz-
ten Jahrzehnte mit PCB, mit DDT, mit Dioxinen be-
droht uns alle. Die in genmanipulierten Organismen 
liegenden Gefahren sind momentan für alle unabseh-
bar. Mit der Freisetzung genmanipulierter Organis-
men wird das Verschleppen von Genen in evolutiv 
neue Zusammenhänge eingeleitet. Das Wissen über 
mitgeschleppte Genabschnitte, über die vernetzte 
Wirkung neu eingefügter Gene tendiert gegenwärtig 
noch gegen Null. Eventuelle Folgen sind bisher unab-
sehbar und unkalkulierbar. Werden Negativwirkun-
gen nach Jahren oder Jahrzehnten sichtbar, wie z. B. 
beim DDT, für dessen Entdeckung in den 40er Jahren 
noch der Nobelpreis vergeben wurde, dann ist es zu 
spät. Einmal freigesetzte Organismen können nicht 
mehr zurückgerufen werden. Wir wollen keine „Ver-
genung" aller Lebensbereiche. Wir wollen keine 
Technologie, die unsere Umwelt funktional aufmöbelt 
und maßschneidert. Damit ginge endgültig verloren, 
was Natur bislang widerspiegelt, den Kontrapunkt zur 
Zweckrationalität. Diesen Verlust wollen wir verhin-
dern. 

Deshalb, meine Damen und Herren, möchte ich Sie 
bitten, nicht den ablehnenden Voten der Fachaus-
schüsse zu folgen, sondern unseren Antrag auf ein 
sofortiges Morato rium für die Freisetzung genetisch  

veränderter Organismen in die Umwelt zu unterstüt-
zen und diesbezüglich die weiteren, im Antrag formu-
lierten Forderungen an die Bundesregierung mitzu-
tragen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Seesing. 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Herr Präsident, 
ich habe einen Geschäftsordnungsantrag!) 

—Sie folgen bitte den Entscheidungen des Präsiden-
ten. 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Der Präsident hat 
sich auch nach der Geschäftsordnung zu 

richten!) 

—Ja, er richtet sich nach der Geschäftsordnung. Wir 
haben einen Beschluß dieses Hauses, daß wir jetzt 
das, was der Ältestenrat vereinbart hat, abwickeln. 
Vielen Dank. Wiedersehen! Bitte schön, Herr Seesing 
hat das Wort. 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Daß mir vorrangig 
das Wort zu erteilen ist, steht in der Ge

-

schäftsordnung! Daran hat sich auch Herr 
Westphal zu halten!) 

— Ich habe die Geschäftsordnung gelesen. Ich habe 
hier eine Entscheidung getroffen. Ich habe Ihnen ge-
sagt, daß ich das, was Sie tun, zusammen mit dem 
Präsidium des Deutschen Bundestages dem Gericht in 
Karlsruhe zur Kenntnis geben werde. 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Das mache ich so

-

wieso!) 
Herr Seesing, bitte schön. 

Seesing (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Ausschuß für Forschung und Tech-
nologie wird in wenigen Wochen dem Bundestag den 
Abschlußbericht über die Beratung des Berichts der 
Enquete-Kommission „Chancen und Risiken der Gen-
technologie" mit einer Vielzahl von Empfehlungen in 
Richtung auf ein Handeln der Bundesregierung und 
der Bundesländer vorlegen. Dabei wird auch die Frei-
setzungsproblematik behandelt werden. 
Es geht nämlich um die Auswirkungen der Anwen-

dung gentechnisch veränderter Organismen in Land-
wirtschaft und Umwelt. Der Antrag der GRÜNEN zielt 
darauf, europaweit zumindest für kürzere Zeit ein 
vollständiges Verbot der Freisetzung von gentech-
nisch veränderten Organismen zu erreichen. Ich halte 
diesen Antrag für einen Hilfsantrag der Kolleginnen 
und Kollegen von der Fraktion DIE GRÜNEN. Denn 
sie haben genügend oft deutlich gemacht, daß sie in 
ihrer überwiegenden Mehrheit jede Anwendung der 
Gentechnologie ablehnen. 

(Frau Schmidt [Hamburg] [GRÜNE]: Habe 
ich auch gesagt!) 

Ich gehe davon aus, daß die Gentechnologie trotz 
dieser Haltung und trotz mancher Widerstände in be-
stimmten Kreisen unserer Medien und, dadurch be-
dingt, auch in unserer Bevölkerung erst am Anfang 
ihrer Entwicklung steht. Nach Vorstellungen von 
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CDU und CSU sollte jede Freisetzung von gentech-
nisch veränderten Organismen einem Anmelde- oder/-
und Genehmigungsverfahren unterworfen werden. 
Damit ist für jeden einzelnen Eingriff eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung vorzunehmen. Ich gehe aber da-
von aus, daß dabei die unterschiedliche Qualität der 
einzelnen Organismen zu berücksichtigen ist. 

Ich spreche mich auch für ein grundsätzliches Ver-
bot der Freisetzung von Viren aus. Aber Ausnahmen 
muß es geben. Wie wollten wir denn sonst noch Impf-
stoffe entwickeln und Impfungen durchführen? 

Ein Moratorium für die gezielte Freisetzung von 
Mikroorganismen, in die mit gentechnischen Verfah-
ren fremde Gene eingefügt wurden, ist sogar gegen 
die erwünschte Sicherheit für unsere Bevölkerung. 
Denn wenn wir nicht durch eine intensive Sicherheits-
forschung das Verhalten von Bakterien, Hefen und 
Pilzen erkunden, können wir über ein Bedrohungs-
oder Nicht-Bedrohungspotential nichts aussagen. 
Deswegen wollen wir, daß diese Arbeiten auch weiter 
vorangetrieben werden. 

Nach unseren Vorstellungen bedürfen die Erzeu-
gung und die Freisetzung von gentechnisch veränder-
ten Pflanzen der Sicherheitsüberprüfung und der Zu-
stimmung der Zentralen Kommission für die Biologi-
sche Sicherheit, der ZKBS. Aber Prüfung und Geneh-
migung des einzelnen Projektes können natürlich 
nicht eine Lebensaufgabe für eine Gruppe von Beam-
ten werden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Ich höre von 60 Freilandversuchen in Frankreich. 
Ich höre von einem gentechnisch hergestellten Toll-
wutimpfstoff, der in Belgien und Frankreich ange-
wandt wird, wobei nur Eiweißstoffe, aber nicht das 
Erbmaterial an sich betroffen sein soll. Ich höre, daß es 
im US-Bundesstaat Louisiana eine 700 km 2  große 
Freisetzungsfläche von insektenresistenter Baum-
wolle gibt. Auch bei Weinreben soll es bereits Freiset-
zungen geben. Es scheint, daß bereits rund ein Drittel 
der Zuckerrübenanbaufläche in Belgien mit transge-
nen Pflanzen besetzt sind. Und bei uns wird die Frage 
der Freisetzung von 50 000 Petunien zu einem Pro-
blem hochstilisiert, als wenn der Antragsteller einen 
Atomversuch durchführen wollte. 

Aber im Ernst, meine Damen und Herren, wir haben 
als Gesetzgeber die Voraussetzungen zu schaffen, 
daß Freisetzungen stattfinden können, aber auch Re-
gelungen dafür, wie sie stattfinden sollen. Es wird 
immer Fälle geben, daß eine Freisetzung ausgeschlos-
sen werden muß. Ich spreche mich dafür aus, daß 
durch Einteilung der Freisetzung in Risikoklassen 
Differenzierungsmöglichkeiten in den Genehmi-
gungsvoraussetzungen und für das Genehmigungs-
verfahren geschaffen werden. Das wird auch die Ent-
scheidung erleichtern, ob im Einzelfall ein Anmelde-
verfahren genügt oder ob ein förmliches Genehmi-
gungsverfahren durchzuführen ist. Klarheit wird das 
Gentechnikgesetz schaffen, das in diesen Tagen auf 
den Weg gebracht wird. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die gezielte Freisetzung genetisch ver-
änderter Lebewesen in die Umwelt stellt an uns in 
besonderer Weise die Frage, wie wir unserer Verant-
wortung zum Schutz von Leben, von Mensch und 
Umwelt gerecht werden wollen. Mit den Freiset-
zungsexperimenten verlassen nämlich die Wissen-
schaftler ihre Forschungslabors und arbeiten im Frei-
land. Das kann bedeuten, daß die Folgen ihrer Expe-
rimente nicht rückholbar in die Natur, in den Evolu-
tionsprozeß eingehen können. 
Ich denke, daß gerade für unseren Umgang mit gen-

technisch veränderten Organismen, die in die Umwelt 
freigesetzt werden sollen, insbesondere das Prinzip 
gelten muß, das Hans Jonas formuliert hat, der uns 
gemahnt hat, Maßstäbe der Zurückhaltung im Um-
gang mit der Gentechnik zu entwickeln. Nun müssen 
wir dieses Prinzip der Zurückhaltung auch gegenüber 
den Risiken der Gentechnologie bei solchen Freiset-
zungsexperimenten differenziert und sehr deutlich 
durchbuchstabieren. 
Ich persönlich fühle mich sehr unwohl in dieser 

Debatte. Frau Schmidt, wir haben gestern im For-
schungsausschuß Ihren Antrag auf ein grundsätzli-
ches Verbot von Freisetzungsexperimenten vorge-
legt bekommen. Heute haben Sie einen taktischen 
Antrag auf ein bef ristetes Morato rium vorgelegt. Ich 
sehe das nicht so sehr als ein Angebot an uns, sondern 
es ist vielleicht eine Widerspiegelung der Tatsache, 
daß es auch innerhalb der GRÜNEN sehr unterschied-
liche Meinungen gibt. Sie wissen, daß etwa Ihr Par-
teifreund Benny Härlin — auch wenn Sie das nicht 
gerne hören wollen — im Europäischen Parlament ei-
nen Antrag auf ein Moratorium für fünf Jahre vorge-
legt hat. Sie sollten sich vielleicht in Ihren eigenen 
Reihen einmal verständigen, mit welcher Schlacht-
ordnung Sie in diese Auseinandersetzung gehen. 
Ich meine, meine Damen und Herren, wir müssen 

eine Frage grundsätzlich klären: Sind Freisetzungs-
experimente generell gefährlich, oder ist es so, daß 
Freisetzungsexperimente im Einzelfall gefährlich, 
aber im Einzelfall auch ungefährlich sein können? 
Für mich und die sozialdemokratische Fraktion war 

es schon sehr wichtig, daß beispielsweise der Öko-
loge, Professor Sukopp aus Berlin, der wiederholt von 
Ihrer und auch von meiner Fraktion als Sachverstän-
diger zu Sachverständigenanhörungen geladen wor-
den war, bei der Entscheidung über das Petunienex

-

periment in Köln offensichtlich auch die Meinung ver-
treten hat, daß die ökologischen Risiken eines solchen 
Experimentes nicht vorhanden sind, so daß auch er 
der Durchführung eines solchen Expe rimentes zu-
stimmen kann. 

Es gibt Freisetzungsexperimente, die gefährlich 
sind, weil ihre Folgen nicht kontrollierbar sind und 
weil solche Experimente in der Umwelt nicht abge-
brochen, nicht gestoppt werden können. 

Das Petunienexperiment in Köln ist ein Beispiel da-
für, daß es auch Experimente gibt, die abbrechbar 
sind, weil die Petunien Vegetationsperioden, vor al-
lem unseren Winter, nicht überstehen, infolge der Kli- 
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maänderungen nicht überdauern und weil auf Grund 
dieser Tatsache eine unkontrollierte Vermehrung die-
ser Pflanze in der Umwelt ausgeschlossen werden 
kann. 
Aus solchen Gründen plädieren wir für die Position, 

die wir seit einigen Jahren vertreten haben. Deshalb 
ist Ihre Behauptung, Frau Schmidt, die SPD hätte ihre 
Meinung geändert, einfach in Unkenntnis der Tatsa-
chen aufgestellt worden. 
Wir haben in der Enquete-Kommission für ein diffe-

renziertes Vorgehen plädiert, das folgendermaßen 
aussieht — das möchte ich zum Schluß noch einmal 
deutlich sagen — : Wir möchten eine grundsätzliche, 
rechtsverbindliche, für jedermann verpflichtende 
Umweltverträglichkeitsprüfung vor einer Entschei-
dung über die Zulassung eines Expe rimentes der Frei-
setzung gentechnisch veränderter Lebewesen in die 
Umwelt. Wir wollen überall dort, wo wir keine Metho-
den haben, den Verlauf eines solchen Expe riments zu 
kontrollieren, wo wir wissen, daß auf Grund biologi-
scher Zusammenhänge ein Gentransfer unkontrol liert 
zustande kommen kann, und wo wir wissen, daß sol-
che Eingriffe irreversibel sind, nicht stoppbar sind, ein 
Moratorium, ein befristetes Verbot. Wir fordern die 
Wissenschaft auf, die Grundlagen dafür zu schaffen, 
die uns eine Risikoabschätzung überhaupt ermögli-
chen. Wir haben seit 1987 ein Risikoforschungspro-
gramm der Bundesregierung. Ich hoffe, daß dieses mit 
dazu beitragen kann, daß wir in einigen Jahren wis-
sen, auf was wir uns einlassen, wenn wir über solche 
Freisetzungsexperimente entscheiden. 
Meine Damen und Herren, wir schließen uns dem 

Votum des federführenden Ausschusses an und 
freuen uns auf die Debatte, in der in den nächsten 
Wochen hier im Plenum die verschiedenen Fraktionen 
an Hand von eigenen Anträgen darstellen werden, 
wie sie künftig hier und in der EG mit Freisetzungs-
experimenten umgehen wollen. Unsere Antwort lau-
tet nicht einfach pauschal nein; denn wenn etwas im 
Einzelfall gefährlich, im Einzelfall aber auch unge-
fährlich sein kann, müssen wir eine Prüfung im Ein-
zelfall vornehmen. Dann helfen keine pauschalen 
Verbote weiter. 
Danke. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Sie haben aber von 
Ihrer Fraktion nicht sehr viel Beifall bekom-

men!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kohn. 

Kohn (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Sprache ist ja manchmal oder 
sogar häufig verräterisch. Frau Kollegin Schmidt 
sprach hier von „Illegalität", wenn ich richtig mitge-
schrieben habe. Sie sprach von „manipulierten Vi-
ren", sie sprach vom „Druck der Indust rie", vom „Pro-
fitinteresse", von einer „Chemisierung der Welt". 

(Frau Schmidt [Hamburg] [GRÜNE]: Stimmt 
doch alles!) 

Sie hat Parallelen zur Kernenergie hergestellt, sie 
sprach von einer „Vergenung aller Lebensberei-
che". 

Ich muß Ihnen sagen: Das, was hier stattfindet, ist 
nicht der Versuch, einen Diskurs mit der Öffentlich-
keit zu führen, sondern der Versuch, diese Öffentlich-
keit — zusammen mit bestimmten Teilen der veröf-
fentlichten Meinung — zu manipulieren und systema-
tisch irrezuführen. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Das haben Sie zu 
uns früher auch schon immer gesagt! Seien 
Sie mal nicht so laut, warten Sie einmal 

ab!) 

Wir weisen diesen Versuch mit Entschiedenheit zu-
rück. — Sehr geehrte Frau Kollegin, Sie müssen mir 
erstens zubilligen, daß ich hier das sage, was ich sa-
gen will. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Und Sie müssen mir zweitens zubilligen, daß ich das in 
der Weise tue, wie ich das für richtig halte. 

(Beifall bei FDP und der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, im übri-
gen muß ich hier doch deutlich sagen: Ich kann den 
Ausführungen der Frau Kollegin Schmidt nur mit ei-
ner gewissen zynischen Ironie folgen. Denn die Frak-
tion DIE GRÜNEN hat die Beratungen und Empfeh-
lungen der Enquete-Kommission „Gentechnologie" 
der 10. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages 
pauschal abgelehnt; sie hat ein Alternativ-Votum vor-
gelegt. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Eben!) 

Und hier treten Sie auf und berufen sich auf die Emp-
fehlungen der Enquete-Kommission! So viel zum 
Thema Glaubwürdigkeit der GRÜNEN-Fraktion. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich aber zur 
Sache selbst deutlich sagen, daß die FDP von Anbe-
ginn dieser Diskussion an eine differenzierte Betrach-
tungsweise in dieser außerordentlich schwierigen 
Frage der Freisetzung gentechnologisch veränderter 
Organismen an den Tag gelegt hat. Wir haben ja 
schon in der Enquete-Kommission selbst sehr präzise 
zwischen der Freisetzung gentechnologisch verän-
derter Viren — die wir ablehnen — und der Freiset-
zung gentechnologisch veränderter Mikroorganis-
men unterschieden, für die nach Vorhandensein ent-
sprechender Ergebnisse der Sicherheitsforschung 
eine unterschiedliche Bewertung vorzunehmen ist, 
und zwar nach dem jewei ligen tatsächlichen Gefähr-
dungspotential, das von diesen Mikroorganismen 
ausgehen kann. Wir haben weiter zwischen der Frei-
setzung gentechnologisch veränderter Pflanzen 
— mit den besonderen Problemen der Umweltver-
träglichkeit und der Toxizität — und schließlich der 
Freisetzung gentechnologisch veränderter Tiere un-
terschieden, mit den Auswirkungen insbesondere im 
ökologischen und evolutionsbiologischen Bereich. Bei 
dieser differenzierten Betrachtungsweise, die der Sa-
che angemessen ist, bleibt die Fraktion der Freien 
Demokratischen Partei auch heute. 

Der Antrag der GRÜNEN, ein sofortiges Morato-
rium für die Freisetzung gentechnisch veränderter 
Organismen zu verlangen, ist übrigens auch schon 
deshalb abzulehnen, weil er neben dieser mangeln-
den Differenzierung die Sicherheitsforschung in die- 
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sem Bereich, die eine zentrale Rolle spielt, im Grunde 
generell unmöglich machen würde. Nach dem Hear-
ing, das wir im Bundestagsausschuß für Forschung 
und Technologie Anfang März zu diesen Fragen 
durchgeführt haben, bleibt festzuhalten, daß ein sol-
ches globales Morato rium, wie es hier von Ihnen ge-
fordert wird, nach Meinung fast aller Sachverständi-
ger ein ungeeigneter Weg ist, um mit der Gentechno-
logie verantwortlich umzugehen. 
Wir sind mitten in den Beratungen, einen Referen-

tenentwurf der Bundesregierung zur Gentechnologie 
vorzulegen. Ich hoffe, daß es gelingen wird, die par-
lamentarische Beratung über diese Themen noch vor 
der Sommerpause aufzunehmen. Dort werden wir 
dann — genauso wie es mein verehrter Kollege See-
sing hier getan hat — die Voraussetzungen, differen-
ziert nach dem tatsächlichen Gefährdungspotential 
einzelner Mikroorganismen, sehr präzise beschreiben 
und daraufhin unsere entsprechenden Konsequenzen 
ziehen. 

(Seesing [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
Der, dem daran gelegen ist, der Sicherheit von 

Mensch und Umwelt mit Priorität Rechnung zu tra-
gen, muß deshalb die globale Ablehnung gentechno-
logischer Forschung durch die Fraktion DIE GRÜNEN 
grundsätzlich zurückweisen, was wir hiermit tun. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Schmidt [Hamburg] [GRÜNE]: Der darf 

diese Technologie nicht anwenden!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Bundes-
ministerin für Jugend, Familie, Frauen und Gesund-
heit. 

Frau Dr. Lehr, Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Bundesregierung hat bereits im 
Laufe der bisherigen parlamentarischen Beratungen 
des Antrags der GRÜNEN hinreichend dargelegt, daß 
sie sich der Problematik von Freisetzungen genetisch 
veränderter Organismen bewußt ist. Ich will die we-
sentlichen Gründe, die gegen ein Morato rium der 
Freisetzung genetisch veränderter Organismen spre-
chen, in fünf Punkten zusammenfassen. 
Erstens. Die Bundesregierung hat über die Freiset-

zung von Pflanzen zunächst eine eingehende Diskus-
sion mit Fachkreisen und der beteiligten Öffentlich-
keit geführt. Sie hat anschließend einen umfangrei-
chen Fragenkatalog im „Bundesanzeiger" veröffent-
licht, nach dem gearbeitet werden muß. 
Zweitens. Bei der Erarbeitung des Enquete-Berichts 

wurde ein fünfjähriges Morato rium nur für die Frei-
setzung von Mikroorganismen, also Bakterien, Viren, 
und für Methoden der Gentechnik im engeren Sinne 
gefordert. Der Antrag der GRÜNEN geht weit über 
die Forderungen des Enquete-Berichtes hinaus und 
zielt auf ein Morato rium der Freisetzung für alle Orga-
nismen, auch wenn kein Sicherheitsrisiko besteht. 
Drittens. Weltweit und im Rahmen der EG würde 

ein totales Morato rium der Freisetzung nicht durch-
setzbar sein, da zahlreiche Freisetzungen bereits er-
folgt sind, in Europa beispielsweise 29, in den USA 17, 
in Neuseeland 1 — Stand: Frühjahr 1988. Hierin sind  

eine Reihe von Freisetzungen von gentechnisch ver-
änderten Mikroorganismen nicht enthalten. Es ist da-
von auszugehen, daß sich die Zahl der Freisetzungen 
mittlerweile insgesamt mindestens verdoppelt hat. 
Wir müssen unbedingt anstreben, daß sich der hohe 
deutsche Sicherheitsstandard europäisch und inter-
national durchsetzt. Zu diesem Zweck bemüht sich die 
Bundesregierung, die in der Beratung stehenden EG

-

Richtlinien im Umweltrat nach ihren Vorstellungen 
mitzugestalten. Dies ist insofern bereits von Erfolg 
gekrönt, als z. B. Genehmigungsverfahren mit Risiko-
abwägungen und Versagensmöglichkeiten der zu-
ständigen Behörden durchgesetzt werden konnten. 
Der Haltung der Bundesregierung entsprechen auch 
die Ergebnisse des von der EG mitfinanzierten und 
von der Regenbogenfraktion im Europäischen Parla-
ment veranstalteten Kongresses über die Beurteilung 
absichtlicher Freisetzung genetisch veränderter Or-
ganismen. Dort wurden restriktivere Vorschriften zur 
Freisetzung, nicht aber wie im vorliegenden Antrag 
ein Verbot ausgesprochen. 

Viertens. Auch die zur Zeit geltenden Gen-Richtli-
nien lassen unter bestimmten Bedingungen in Einzel-
fällen Ausnahmen vom Freisetzungsverbot zu, sofern 
es keine ernstzunehmenden biologischen Sicherheits-
risiken gibt. Der erste Antrag liegt für genetisch ver-
änderte Petunien, also für höhere Pflanzen vor. Nach 
der Zentralen Kommission, die keine Einwände erho-
ben hat, wird die Entscheidung in Kürze vom Bundes-
gesundheitsamt im Einvernehmen 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das BGA hat aber 
Einwände!) 

mit der Biologischen Bundesanstalt entsprechend den 
Gen-Richtlinien ergehen. Dabei hat das Bundesmini-
sterium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
über das vorgesehene Verfahren hinaus zusätzlich 
das Umweltbundesamt eingeschaltet. 

Fünftens und letztens. Die Bundesregierung stützt 
ihre Haltung auch auf die Meinung der Experten, die 
erklären, daß auch ohne allgemeingültige Kriterien 
Gefahren und Risiken für Mensch und Umwelt im Ein-
zelfall einer Freisetzung sehr wohl abzuschätzen 
sind. 

Auf der Basis dieser dargelegten Gründe lehnt die 
Bundesregierung ein Morato rium ab. Sie bereitet zur 
Zeit den Referentenentwurf für ein Gentechnikgesetz 
vor, in dem unter Beachtung des vorbeugenden Ge-
sundheits- und Umweltschutzes differenzie rte Rege-
lungen für die Freisetzung vorgeschlagen werden, die 
sich am Risikopotential orientieren. 

Die Bundesregierung begrüßt es, daß sich die Fach-
ausschüsse in ihren Beratungen mehrheitlich gegen 
ein Moratorium und damit gegen den vorliegenden 
Antrag der GRÜNEN ausgesprochen haben, und bit-
tet Sie, sich ebenfalls gegen den Antrag und für die 
Haltung der Bundesregierung zu entscheiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
die beschlossene Redezeit ist beendet. Nachdem der 
Beschluß über die Redezeit, den wir vorhin gefaßt 
haben, ausgeführt ist, gebe ich dem Abgeordneten 
Wüppesahl auf seine Forderung hin noch einmal das 
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Vizepräsident Westphal 

Wort zur Geschäftsordnung. Er will zu einer anderen 
Geschäftsregelungsordnung sprechen. 

(Tietjen [SPD]: Habe ich vorhin doch recht 
gehabt!) 

Wüppesahl (fraktionslos) : Meine Damen und Her-
ren! Ich gebe eine Erklärung zur Abstimmung nach 
§ 31 unserer Geschäftsordnung ab, weil ich gegen 
diesen Antrag stimmen werde. 

Vizepräsident Westphal: Augenblick, Herr Abge-
ordneter, Sie haben sich nicht zu § 31 der Geschäfts-
ordnung gemeldet. 

Wüppesahl (fraktionslos) : Ich brauche das auch 
nicht anzumelden; ich brauche nur einen Geschäfts-
ordnungsantrag anzumelden. 

Vizepräsident Westphal: Sie irren, Herr Wüppesahl. 
Wozu wollen Sie sprechen? 

Wüppesahl (fraktionslos): Erklärung zur Abstim-
mung. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sie sollten sich als 
Polizist mehr mit dem ruhenden Verkehr be-
schäftigen! — Tietjen [SPD]: Er war nicht 

Polizist!) 
Der § 31 soll dem Redner die Möglichkeit geben, sein 
Abstimmungsverhalten kurz und knapp darzustellen. 
Das möchte ich tun. 

Vizepräsident Westphal: Augenblick. In Abwand-
lung dessen, was Sie vorhin bei mir beantragt haben, 
wollen Sie jetzt gemäß § 31 der Geschäftsordnung 
eine Erklärung abgeben. Bitte schön, das dürfen Sie. 
Dazu haben Sie das Wort. 

Wüppesahl (fraktionslos): Ich möchte allerdings 
auch einen GO-Antrag stellen. — Weil es auf Grund 
der politischen Grundlinie, die ich vertrete, sicherlich 
überrascht, daß ich gegen diesen Antrag stimmen 
werde, möchte ich diese Erklärung kurz zu Gehör 
bringen. 
Lernfähigkeit ist auch für Politiker nützlich. Vor al-

lem so gravierende politische Fehlentscheidungen 
wie z. B. die Genehmigung der Atomindustrie oder 
die Sondermüllbehandlung zeigen uns an den unbe-
wältigten Altlasten eine große Herausforderung an 
die politische Lernfähigkeit für zukünftige Entschei-
dungen. Hier geht es um eine solche Entscheidung für 
die Zukunft. Der Übergang der genetischen Manipu-
lation lebender Systeme vom wertneutralen Laborsta-
dium in die industrielle Anwendung markiert die hi-
storische Schnittstelle, an der die politische Entschei-
dung sinnvollen Nutzen oder elementare neue ökolo-
gische Gefahren heraufbeschwört. 

(Tietjen [SPD]: Sie sind ein Supermensch! 
Schlimm!) 

Aus der Geschichte der Atomindustrie haben wir 
gelernt, daß nicht das Argument des industriellen Pro-
fits eine politische Entscheidung beeinflussen darf. 
Vielmehr sollten wir nach unserem Verfassungsauf-

trag immer von den schlimmsten Negativerwartungen 
einer gentechnischen Indust rie ausgehen. 

(Tietjen [SPD]: Richtig ablesen!) 

— Herr Tietjen, ich kann das auch zu Protokoll ge-
ben. 

(Tietjen [SPD]: Das wäre besser!) 

Der Terminus technicus wird „worst case" -Analyse 
genannt. 

(Catenhusen [SPD]: Donnerwetter!) 

Solange diese nicht hinreichend durchdacht und poli-
tisch ausdiskutiert ist, kann das heute zur Debatte ste-
hende Moratorium der GRÜNEN nur als aufge-
weichte und angepaßte, den ehemaligen fundamen-
talen ökologischen Essentials kontraproduktive Teil-
lösung angesehen und abgelehnt werden. Die einzige 
politisch verantwortbare Entscheidung kann jetzt nur 
lauten: vollständiges Morato rium für jedwede gen-
technologische indust rielle Anwendung bis zur Vor-
lage und Entscheidung über eine noch ausstehende 
„worst case" -Analyse. 

Meine Damen und Herren, deshalb werde ich ge-
gen diesen Antrag der GRÜNEN stimmen. Mir ist es 
leider nicht möglich, im Bereich eines solchen Initia-
tivantrags mit Änderungsanträgen zu operieren. 

(Tietjen [SPD]: Gott sei Dank!) 

Sonst hätte ich das in eine solche Form gegossen. 

Ich möchte gleichzeitig das, was ich eigentlich be-
antragt hatte, nämlich einen Geschäftsordnungsan-
trag, einbringen. 

Vizepräsident Westphal: Sie können hier nur eine 
Sache behandeln. Sie können hier nicht mit uns um-
gehen, wie Sie möchten, 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

sondern Sie müssen mit uns umgehen, wie wir alle 
möchten. Ich bitte Sie, nachdem Sie Ihr Abstimmungs-
verhalten nach § 31 begründet haben, das Rednerpult 
zu verlassen. 

Ich komme zur Abstimmung. 

Wüppesahl (fraktionslos): Ich möchte jetzt eine na-
mentliche Abstimmung beantragen, Herr Präsident. 
Das muß mir möglich sein, Herr Präsident. 

(Tietjen [SPD]: Ein unverschämter Mensch 
sind Sie!) 

Da fünf vom Hundert im Saal hier gerade zwei Abge-
ordnete sind, reicht es, wenn Frau Nickels oder Frau 
Schmidt mit mir zusammen für namentliche Abstim-
mung stimmt. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Ne, ne! So ist es 
nicht! Es heißt nicht „der Anwesenden" !) 

Dann muß eine solche durchgeführt werden. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Aber nicht 5 % 
der Anwesenden!) 

Das steht im § 52 unserer Geschäftsordnung. Diesen 
Antrag bringe ich ein, Herr Präsident, und bitte, ihn 
zur Abstimmung zu stellen. 
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Vizepräsident Westphal: Ich habe ihn verstanden. 
Meine Damen und Herren, unsere Geschäftsord-

nung sieht vor, daß für die Beantragung von nament-
lichen Abstimmungen ein bestimmtes Quorum erfor-
derlich ist. Das sind entweder 25 Abgeordnete oder 
eine Fraktion. 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Fünf vom Hun-
dert der anwesenden Mitglieder! Lesen Sie 
das bitte nach! — Tietjen [SPD]: Ist das ein 

Kasper!) 

— Augenblick mal! Ich bin gerne bereit, das auch 
durch eine Abstimmung zu klären. Können wir das 
machen? 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Ich glaube, das 
stimmt, Herr Präsident!) 

Ich stehe allerdings vor der Situation, daß man in 
einer Erklärung zur Abstimmung keine Anträge mehr 
stellen kann. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Das ist etwas 
ganz anderes!) 

Ich möchte dieser Regel unserer Geschäftsordnung 
folgen und von daher feststellen, daß es einen solchen 
Antrag hier zur Zeit nicht geben kann. 

Kann ich feststellen, daß die von mir vorgesehene 
Vorgehensweise der Geschäftsordnung entspricht 
und Ihre Zustimmung hat? 

(Zustimmung bei der SPD und der CDU/-
CSU) 

Dann komme ich jetzt, nachdem der Abgeordnete 
Wüppesahl sein Abstimmungsverhalten entspre-
chend der Geschäftsordnung erklärt hat, zu der Ab-
stimmung. 

Ich lasse abstimmen über die Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Forschung und Technologie auf 
Drucksache 11/4031. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
11/695 abzulehnen. 

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? Ich bitte 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer 
enthält sich der Stimme? — Dann ist diese Beschluß-
empfehlung gegen zwei Stimmen angenommen. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) zu 
der Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Bericht zur Beurteilung des strafrechtlichen 
Sanktionensystems 

— Drucksachen 10/5828, 11/2597 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Seesing 
Dr. de With 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die Beratung 30 Minuten 
vorgesehen. Ich sehe dazu keinen Widerspruch. — 
Dann  ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. de With. 

Dr. de With (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Art des Strafens wi-
derspiegelt im Grunde die humanitäre Haltung des 
Staates zu seinen Bürgern. In einer Demokratie zeigt 
sich in den Strafen darüber hinaus, welche Meßlatte 
die Mehrheit an die Art der Durchsetzung elementa-
rer Beschlüsse setzt und setzen muß. Eine Meßlatte als 
Spiegel staatlichen und gesellschaftlichen Selbstver-
ständnisses bei der Durchsetzung der Mehrheitsmei-
nung gegenüber dem einzelnen. Die Art des Strafen

-

systems  ist damit nicht nur ein wesentlicher Bestand-
teil der Rechtskultur eines Volkes. Sie muß für uns, die 
wir von der Würde des Menschen als unantastbarem 
Grundrecht ausgehen, als wesentlicher Bestandteil 
der Kultur überhaupt gesehen werden. — Und von 
daher hätte ich mir eine größere Präsenz des Hauses 
gewünscht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die bahnbrechende Bamberger Halsgerichtsord-
nung — als Bamberger darf ich das sagen — des Jo-
hann von Schwarzenberg 1507 und das erste Reichs-
strafgesetzbuch, die peinliche Gerichtsordnung 
Karls V. von 1532, lebten nahezu von einer Fülle pein-
licher Leibes- und grausamer verzögerter Todesstra-
fenarten. Erst seitdem Ende des 18. Jahrhunderts in 
den beiden Amsterdamer Zuchthäusern Freiheits-
strafe bewußt zur Resozialisierung eingesetzt wurde, 
begann das moderne Strafensystem. Aber noch das 
reformerische bayerische Strafgesetzbuch des 
Anselm von Feuerbach aus dem Jahre 1813, das jede 
qualifizierte Todesstrafe und alle peinlichen Leibes-
strafen abschaffte und bis dahin nicht gekannte Ab-
stufungen der Strafübel einführte, kannte noch immer 
die Todesstrafe in elf Deliktsarten und sogar — man 
höre und staune — die Kettenstrafe. 

Wenn wir heute im Erwachsenenstrafrecht — und 
ich bitte einmal die Aufzählung zu beachten — die 
lebenslange Freiheitsstrafe, die zeitige Freiheits-
strafe, die Strafaussetzung zur Bewährung, die Geld-
strafe mit Tagessatzsystem, die Ersatzfreiheitsstrafe, 
das Absehen von Strafe, die Verwarnung mit Strafvor-
behalt, die Einstellung des Verfahrens mit Bußgeld-
verhängung, eine ganze Reihe von Maßregeln der 
Besserung und Sicherung kennen und dazu noch die 
Möglichkeit des Verfalls rechtswidrig erlangter Ver-
mögensvorteile und die Einziehung des durch die Tat 
— wie es heißt — Hervorgebrachten oder zu ihrer Be-
gehung oder Verbreitung Gebrauchten, dann muß die 
Palette unseres Sanktionensystems schon heute als 
vielfach abgestuft und breit gefächert angesehen wer-
den. Und doch, es hat sich eine Reihe von Defiziten 
ergeben, die zu einer breiteren Ausgestaltung ebenso 
wie zu einer Verfeinerung unseres Sanktionensy-
stems führen müssen. 

Trotz des reformierten Strafvollzuges ist die Rück-
fallquote bei der Strafverbüßung noch immer zu hoch 
— und ich sage sogar: erschreckend zu hoch. Sie muß 
weiter eingedämmt und durch andere Maßnahmen, 
wo immer möglich, ersetzt werden. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und bei 
Abgeordneten der FDP) 

Obwohl im Rahmen unserer Geldstrafenregelung 
durch Maßnahmen der Länder die Möglichkeit be

-

steht, daß bei Nichtzahlung und Unmöglichkeit der 
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Eintreibung zur Vermeidung der Verbüßung der Er-
satzfreiheitsstrafe nachträglich — eben erst nachträg-
lich — gemeinnützige Arbeit angeordnet werden 
kann, kann das erkennende Ge richt diese gemeinnüt-
zige Arbeit zur Vermeidung von Geld- und Ersatzfrei-
heitsstrafe bisher nicht anordnen. Die Praxis hat erge-
ben, daß die Einziehungs- und Verfallbestimmungen 
bei Wirtschaftsverbrechen ebenso wie im Bereich des 
Betäubungsmittelrechts nicht greifen. Ich nenne nur 
das Stichwort „Geldwaschanlage" und all das, was 
Sie beinahe tagtäglich von Milliarden- und Millionen-
gewinnen in den Zeitungen lesen können. 

Wir Sozialdemokraten begrüßen es deshalb sehr, 
daß sich der Rechtsausschuß des Deutschen Bundes-
tages bei Enthaltung der GRÜNEN einstimmig dazu 
bekannte, die Bundesregierung aufzufordern, in die-
sem Bereich für Abhilfe zu sorgen. Ich begrüße auch, 
daß der Bundesminister der Justiz dem Kabinett 
hierzu bereits Be richt erstattet hat. 

Die Bundesregierung ist deshalb aufgefordert, er-
stens bei den Ländern darauf hinzuwirken, daß diese 
beschleunigt die notwendigen Einrichtungen für ei-
nen offenen Strafvollzug schaffen, um so die Frei-
heitsstrafe weiter eindämmen zu helfen, zweitens mit 
den Ländern abzuklären, daß alsbald auch das erken-
nende Ge richt eine gemeinnützige Arbeit als selb-
ständige Sanktion zur Vermeidung der Ersatzfrei-
heitsstrafe verhängen kann, drittens im Benehmen 
mit den Psychiatrie-Referenten der Länder ein Kon-
zept zur Novellierung der Vorschriften über die Ein-
weisung in ein psychiatrisches Krankenhaus zu erar-
beiten und viertens alsbald Vorschläge zur wirksame-
ren Abschöpfung rechtswidrig erlangter Gewinne, 
vor allem im Bereich der Betäubungsmittel- und der 
Wirtschaftskriminalität, vorzulegen. 

Die Bundesregierung erhält auch einen Prüfauftrag 
zur Einführung der Einheitsstrafe auch im Erwachse-
nenstrafrecht, wie wir sie mit Erfolg im Jugendstraf-
recht schon lange kennen. Durch die Einführung einer 
solchen Einheitsstrafe auch im Erwachsenenstrafrecht 
würden viele Rechtsmittelgründe und damit Verzöge-
rungen bis zur rechtskräftigen Aburteilung wegfal-
len. 

Wir Sozialdemokraten hätten uns durchaus eine 
größere Palette von Änderungen im Strafensystem 
gewünscht. So hatten wir, wie bekannt, eine wirkliche 
Reform bei der Strafaussetzung zur Bewährung vor-
geschlagen. Die Mehrheit des Hauses konnte sich lei-
der nur zu geringfügigen Verbesserungen durchrin-
gen. Aber — ich sage das sehr dezidiert — wir dürfen 
nicht vergessen: Dem Gesetzgeber steht es gut an, 
wenn Änderungen im Strafgesetzbuch von einem 
breiten Konsens getragen werden. 

Würden die oben aufgeführten Forderungen an die 
Bundesregierung Wirk lichkeit, würde ein Großteil der 
Forderungen erfüllt, die eine sozialdemokratische 
Bund-Länder-Konferenz schon 1984 aufgestellt und 
die wir als SPD-Bundestagsfraktion bereits in der vor-
angegangenen Legislaturperiode im Parlament ein-
gebracht hatten. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Bei unserem Vor-
schlag haben Sie sich enthalten, Herr de 

With!) 

— Das kommt noch, Frau Nickels. 

Wir betrachten deshalb die heute zur Verabschie-
dung stehende Entschließung mit Genugtuung. 

Wenn die GRÜNEN darüber hinaus noch fordern, 
daß die Verbüßungsdauer der Freiheitsstrafe in der 
Regel 15 Jahre nicht übersteigen dürfe, also damit die 
lebenslange Freiheitsstrafe praktisch abgeschafft 
wird, und die Bagatelldelikte im Bereich der gewalt-
losen Eigentums- und Vermögensdelikte 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Wir wollen das ge

-

prüft haben, Herr de With! Die Prüfung ha

-

ben wir beantragt, nicht, daß das jetzt pas

-

siert!) 

— ja, ich komme noch darauf zu sprechen — durch 
Herausnahme aus dem Strafgesetzbuch bzw. durch 
Herabsetzung des Strafrahmens entkriminalisiert 
werden sollen, so können wir diesem Begehren — je-
denfalls zur Zeit — nicht zustimmen. 

Frau Nickels, wir befinden uns noch immer in der 
Phase der Erprobung der Vorschrift, die seit Ende 
1981 zwingend vorschreibt, daß bei einer lebenslan-
gen Freiheitsstrafe nach Verbüßung von 15 Jahren 
von Amts wegen geprüft werden muß, ob der Strafrest 
nicht zur Bewährung auszusetzen ist. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Es liegen aber schon 
viele schlechte Ergebnisse vor!)  

Wir halten deshalb den Einstieg in die generelle Ab-
schaffung der lebenslangen Freiheitsstrafe zumin-
dest für verfrüht. Das ist der Grund, warum wir uns bei 
Ihrem Antrag im Rechtsausschuß enthalten haben. 

Mit der Möglichkeit der Einstellung des Verfahrens 
bei Erfüllung von Auflagen und Weisungen bei gerin-
ger Schuld liegt bereits, wie wir meinen, ein wirksa-
mes Instrument zur Entkriminalisierung von kleinen 
Ladendiebstählen und entsprechenden Delikten vor. 
Das alles — das sei eingeräumt — schließt nicht aus, 
daß in der weiteren Zukunft auch hier Überprüfungen 
nötig werden. Das heißt wahrlich nicht, daß wir uns 
nur von Zeit zu Zeit im Bereich des Sanktionensy-
stems neuen Gedanken öffnen dürften. Die Überprü-
fung ist — wenn das nicht zu abgedroschen klingt — 
in  der Tat eine immerwährende Aufgabe. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Eber-
hard Schmidt hat seine bekannte Einführung in die 
Geschichte der deutschen Strafrechtspflege 1947 mit 
folgendem Epigramm überschrieben: 

Die wenigen, die was davon erkannt, 
die töricht g'nug ihr volles Herz nicht wahrten, 
dem Pöbel ihr Gefühl, ihr Schauern offenbarten, 
hat man von je gekreuzigt und verbannt. 

Wenn es eine Lehre aus der deutschen Rechtsge-
schichte zu ziehen gibt, dann die, daß die Aufklärung 
gerade in diesem empfindlichen und — ich füge 
hinzu — unpopulären Bereich nur dann Mehrheits-
meinung wird, wenn die Verantwortlichen bereit sind, 
um mehr Menschlichkeit willen Unpopula rität in Kauf 
zu nehmen. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Seesing. 

Seesing (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir dürfen davon ausgehen, daß sich das 
bestehende Sanktionensystem des Strafgesetzbuches 
und der Strafprozeßordnung bewährt hat. Dennoch 
muß man sich immer wieder fragen, ob es neue Vor-
aussetzungen oder auch neue Gedanken gibt, die das 
Sanktionensystem in Frage stellen und neue Entwick-
lungen erforderlich machen. 

Die wichtigste Frage ist für mich immer die Frage 
nach dem Sinn der Strafe und dem Zweck des Straf-
rechts. Wenn heute in Teilen des politischen Spek-
trums laut über eine Änderung oder gar eine Einstel-
lung des Strafvollzugs nachgedacht wird, so geschieht 
das wohl meist von der Ansicht her, daß die Gesell-
schaft nicht das Recht habe, die durch diese Gesell-
schaft irregeleiteten Menschen — das müßte man in 
Anführungszeichen sagen — z. B. einzusperren. 

Ich habe eine andere Auffassung dazu. Es gibt vie-
lerlei Gründe, warum Menschen straffällig werden. 
Sie liegen oft im einzelnen Menschen begründet; sie 
liegen oft auch im Umfeld des Straftäters. Sie können 
aber auch in der Änderung, sprich: Aufweichung von 
ethischen und rechtlichen Grundsätzen begründet 
sein. Das Reden etwa von „Gewalt gegen Sachen", 
von „Keine Gewalt gegen Menschen" oder von ande-
ren zurechtgefeilten Phrasen zeigt solche Aufwei-
chungen auf. Auch der schon einmal von den Landes-
ministern geforderte Verzicht auf Verfolgung von La-
dendiebstählen bis zu Werten von 100 DM kann ja 
wohl nicht zu einer Rechtsverbesserung beitragen. Ich 
wage auch zu bezweifeln, daß der labile Täter durch 
solche Verschonung auf den rechten Weg gebracht 
wird. 

Ob nun das Strafensystem den möglichen Täter von 
Straftaten abhält, ist natürlich ebenfalls zweifelhaft. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Richtig!) 

Erst die Tatsache, daß ein Täter mit seiner Verfolgung 
und Überführung rechnen muß, kann eine abschrek-
kende Leistung des Sanktionensystems darstellen. 
Mich würde allerdings sehr interessieren, ob es neue 
Erkenntnisse der Wissenschaft zur Generalprävention 
der Strafe gibt. 

Strafen haben aber nach meiner Auffassung nicht 
nur die Aufgabe der Abschreckung. Wichtiger wäre 
hier die tagtägliche Verkündigung eines Werte-
systems, das vielen Menschen abhanden gekommen 
ist und das auch wir, wenn ich meine Beobachtungen 
zusammenfassen darf, oft auch aus parteipolitischen 
oder ideologischen Gründen in Frage stellen. Einmal 
lehnen wir es ab, einmal stimmen wir ihm zu, je nach-
dem, welchen politischen Erfolg wir uns davon ver-
sprechen. Ich stelle solche Tendenzen auch bei mir 
fest, was natürlich nicht gut ist. Ich will versuchen, das 
wieder zu ändern. 

Strafen haben aber auch den Inhalt, eine Schuld 
wieder abzutragen, die Schuld einer Tat, durch die 
der Täter einzelne Menschen, eine Familie, vielleicht 
auch die ganze menschliche Gesellschaft getroffen 
hat. Ich möchte davor warnen, diesen Inhalt der Strafe 
als gering anzusehen. 

Schließlich sollte für manche Täter, vielleicht sogar 
für viele, die Strafe ein Weg, eine Hilfe sein, neue 
Ansätze für ein Leben ohne Straftaten zu finden. Da-
mit bin ich weit davon entfernt, in eine Resozialisie-
rungseuphorie zu fallen. Es kommt halt auf die Form 
der Strafe und die Qualität des Strafvollzugs an. 
Wir haben uns zu Recht daran gewöhnt, meine Da-

men und Herren, daß es unterschiedliche Strafen für 
unterschiedliche Vergehen und Verbrechen gibt. Wir 
haben uns aber, glaube ich, immer noch nicht daran 
gewöhnt, daß z. B. eine Autofahrt auf einer Land-
straße mit Tempo 150 statt der höchstens erlaubten 
100 km in der Stunde zum Mord wird, wenn der Fah-
rer einen anderen Menschen dabei tötet. Ich glaube, 
wir müssen auch anerkennen, daß viele Vergehen 
und Verbrechen nicht von einäugigen, unrasierten 
Gammlern, sondern von vorzüglich gekleideten Da-
men und Herren der sogenannten Gesellschaft be-
gangen werden. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Davon sitzen aber 
nicht so viele, muß man sagen!) 

Es ist durchaus zu erwägen, mit welchen Strafen man 
solchen Tätern begegnen soll. Ich könnte mir denken, 
daß z. B. viele Umweltstörer und Umweltzerstörer in 
ihrem Handeln vorsichtiger werden, wenn sie statt 
einer geringen Ordnungsstrafe plötzlich vor der Ge-
fahr stehen, in einer Justizvollzugsanstalt einsitzen zu 
müssen. 
Ich sage es also nochmals: Wir brauchen die volle 

Breite des Sanktionensystems. Wir wollen es, wenn 
nötig, mit den Ländern gemeinsam sehr vorsichtig 
weiterentwickeln. Deswegen unterstützen CDU und 
CSU auch den Beschlußvorschlag des Rechtsaus-
schusses des Deutschen Bundestages. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Nickels. 

Frau Nickels (GRÜNE): Lieber Herr Präsident West-
phal! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir reden 
heute über den Be richt zur Beurteilung des strafrecht-
lichen Sanktionensystems. Der Ausdruck ist ja häufig 
gefallen. Aber worüber reden wir denn eigentlich 
wirklich? Über ein abstraktes System? Tatsächlich 
— ich habe mal die Zahlen herausgesucht — reden 
wir über die 700 000 Männer und Frauen, die jedes 
Jahr in der Bundesrepublik strafrechtlich verurteilt 
werden, und über die 120 000 von den 700 000, die mit 
Gefängnisstrafen belegt werden, glücklicherweise oft 
in Verbindung mit Bewährung. Es geht also nicht nur 
um ein abstraktes System und auch nicht um die „nur" 
50 000 Personen, die in den 169 Gefängnissen am 
Stichtag ihre Strafe verbüßen, sondern auch um die 
fast 90 000 Gefangenen, die jedes Jahr in die Gefäng-
nisse aufgenommen bzw. mit einer noch schlechteren 
Chance aus ihnen herausgelassen werden, und es 
geht nicht zuletzt um eine Vielzahl von Angehörigen, 
denen oft zusätzlich die materielle Grundlage für eine 
gesicherte Lebensführung entzogen wird. Diese Seite 
der Medaille darf man nicht vergessen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Opfer auch 
nicht!) 

— Das stimmt; das ist auch wahr. 
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An dieser Realität geht die Beschlußempfehlung 
des Ausschusses völlig vorbei, auch an dem Gedan-
ken der Wiedergutmachung, die Täter bei vielen Ba-
gatelldelikten leisten könnten, wenn sie nicht einge-
sperrt würden. 
Selbstverständlich sind auch die GRÜNEN für eine 

Einschränkung der Vorschriften über die Unterbrin-
gung in psychiatrischen Anstalten und Entziehungs-
anstalten, ebenso für Vorschläge zur wirksamen Ab-
schöpfung rechtswidrig erlangter Gewinne, beson-
ders auch im Umweltstrafrecht. Deswegen haben wir 
im Ausschuß auch vier der vorgeschlagenen Punkte 
zugestimmt. 
Aber schon bei Punkt 5, nämlich der Forderung, daß 

die Länder beschleunigt notwendige Einrichtungen 
für den offenen Vollzug schaffen — Herr de With, 
damit gehe ich auf ein Argument von Ihnen ein — , 
zeigt sich das schüchterne Herumdoktern an äußeren 
Symptomen, ohne auf den Kern einzugehen. Die Län-
der sind nach § 201 Strafvollzugsgesetz schon seit 
mehr als zehn Jahren gehalten, Einrichtungen für den 
offenen Vollzug bereitzustellen. Das war eine Über-
gangsvorschrift. Heute, zwölf Jahre später, ist ihr im-
mer noch nicht Rechnung getragen worden. 

(Dr. de With [SPD]: Ohne den Bundesrat geht 
es nicht!) 

—Das wissen wir. Es geht doch nicht, daß wir in den 
Bericht schreiben, hier müßte weiterhin darauf „hin-
gewirkt" werden, sondern man muß sich einen sanf-
ten Zwang überlegen. Da ist der Bundesgesetzgeber, 
den wir darstellen, gefordert. Dann muß man entwe-
der das Strafvollzugsgesetz so ändern, daß die Aus-
nahmevorschrift in § 201 endlich wegfällt und der of-
fene Vollzug nun die wirkliche Regelvollzugsform 
wird, wie in § 10 vorgesehen, oder auch, wie damals 
im Regierungsentwurf vorgesehen, aus § 10 statt einer 
Kann- eine Muß-Vorschrift wird. Sonst ist es das Pa-
pier nicht wert, auf dem Sie das geschrieben haben, 
Herr de With. 

(Dr. de With [SPD]: Denken Sie an den  Bun
-desrat!) 

—Wir sind hier nicht der Bundesrat, wir sind der Bun-
destag. Wenn wir das wollen, dann schreiben wir es 
bitte schön hinein. Da kann man sich nicht herausmo-
geln, sonst ist es das Papier nicht wert, auf dem es 
steht. Es tut mir leid, es ist aber einfach so. 

(Lambinus [SPD]: Die schicken es doch zu-
rück!) 

—Das ist aber wenigstens ehrlich. Entweder will ich 
es, oder ich will es nicht. Dann muß der Bundesrat sich 
dazu äußern, Aber eine verschwiemelte Übergangs-
vorschrift über zehn Jahre nützt den Gefangenen 
nichts. Das ist unehrlich. 

Vizepräsident Westphal: Frau Nickels, lassen Sie 
eine Zwischenfrage zu? 

Frau Nickels (GRÜNE): Wenn Sie mir die Zeit nicht 
anrechnen. 

Dr. de With (SPD): Frau Nickels, sind Sie bereit, 
unseren guten Willen in Ihrem Sinne zur Kenntnis zu 
nehmen, aber auch zu bedenken, daß es keine einzige 

Bundesjustizvollzugsanstalt gibt, sondern nur Justiz-
vollzugsanstalten der Länder und deswegen die Län-
der über den Bundesrat jedes Gesetz in dieser Hin-
sicht torpedieren können, weswegen wir gehalten 
sind, Überzeugungsarbeit zu leisten, freilich mit sanf-
tem Druck, was wir aber tun? 

Frau Nickels (GRÜNE): Herr de With, das weiß ich. 
Nur: Ich finde, nach so vielen Jahren müssen wir uns 
hier eindeutig erklären. Dann ist es Aufgabe der Län-
der, zu sagen, ob ihnen Geld mehr wert ist als die 
Menschen, die davon betroffen werden. Das finde ich 
richtig. 
Ich möchte einen zweiten Punkt erwähnen, der 

auch ganz wichtig ist. Herr Seesing, Sie haben gesagt: 
Strafe muß den Täter von seiner Tat abschrecken. Es 
wäre schön, wenn es so wäre. Wenn es wirklich so 
wäre, könnte man sich darüber unterhalten, ob man 
die Leute wirklich so lange einsperrt. Es ist aber be-
wiesen, daß meistens das Gegenteil richtig ist. 
Herr Seesing, das ist keine Erfindung von uns, son-

dern das steht im Be richt der Regierung. Die Regie-
rung schreibt in dem Bericht, über den wir diskutiert 
haben, „daß weder gesicherte Erkenntnisse über die 
generalpräventive Wirkung" — also die abschrek-
kende Wirkung — „der Strafe noch über die soziale 
Eingliederung Straffälliger vorliegen". Solche Aussa-
gen der Regierung zwingen förmlich dazu, einen Prü-
fungsauftrag zu erteilen. Aber dem haben Sie nicht 
zugestimmt. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Haben Sie Erbar

-

men mit den Stenographen! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 
— Herr Präsident, ich kann mich nicht konzentrieren, 
wenn immer dazwischengeredet wird. Dann müssen 
Sie mir noch ein paar Minuten hinzugeben. 

Vizepräsident Westphal: Frau Nickels, ich gebe Ih-
nen ja ein paar Sekunden mehr. Aber meine Ohren 
sind nicht so schnell wie Ihr Mund. 

(Heiterkeit) 
Insofern müßten Sie eigentlich in fünf Minuten viel 
mehr unterbringen als wir alle. Aber bitte, fahren Sie 
fort. Ich gebe Ihnen ein bißchen mehr Zeit. 

Frau Nickels (GRÜNE): Herr de With, Sie haben ja 
auch gesagt, daß Sie vielfältige weitere Maßnahmen 
richtig finden. Aber Sie haben sich zu allen Punkten 
enthalten. Wir haben im Rechtsausschuß unsere Vor-
schläge nicht als Gesetzentwürfe eingebracht, son-
dern wir haben Prüfungsaufträge angeregt. Es er-
scheint mit wirklich völlig unlogisch: Wenn schon die 
Regierung im Bericht schreibt, die abschreckende 
Wirkung sei völlig ungesichert, warum wollen Sie 
dann nicht prüfen? Das ist eine komische vornehme 
Enthaltung. Das verstehe ich nicht. Das finde ich auch 
nicht richtig. 
Wir haben auch angeregt, daß man die Vorschriften 

über die Strafaussetzung zur Bewährung, wie Sie es 
früher schon vorgeschlagen haben, erweitert. Das 
stimmt mit Ihren früheren Vorschlägen überein. Sie 
haben dem nicht zugestimmt. Das waren alles Über-
prüfungsgeschichten. 
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Wir haben auch angeregt, zu überprüfen, ob man 

die Bagatelldelikte — und hier sind keine schweren 
Einbrüche gemeint — aus dem Bereich der gewaltlo-
sen Eigentums- und Vermögensdelikte entkriminali-
sieren könnte, indem man sie z. B. in den Ordnungs-
widrigkeitsbereich hineinnimmt. Das hätte den Vor-
teil, daß die Leute eben nicht eingesperrt würden, 
sondern weiterarbeiten könnten und Wiedergutma-
chung leisten könnten. Das ist doch prüfungswür-
dig. 
Ich verstehe auch nicht, daß in Anbetracht der Tat-

sache, daß das Strafgesetzbuch schon 120 Jahre alt 
und im Kern nicht verändert worden ist, die Gelegen-
heit nicht ergriffen wurde, nicht am Rande, sondern 
wirklich im Kern Prüfungsaufträge zu erteilen. Das 
gilt auch für die lebenslange Freiheitsstrafe. Früher 
war der Gnadenerweis die einzige Möglichkeit, vor-
zeitig aus dem Gefängnis zu kommen, wenn keine 
Wiederholungsgefahr bestand. Das ist 1982 geändert 
worden. Man hat gedacht, durch eine Regelüberprü-
fung würden vielleicht mehr Leute, die nicht mehr 
gefährlich sind, herauskommen, weil ja das Strafrecht 
nicht sühnen soll, sondern resozialisieren soll. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Auch! — Dr. Möller 
[CDU/CSU]: Das andere dürfen wir nicht 

vergessen!) 
— Ja, die Resozialisierung ist aber der Hauptzweck 
des Strafvollzugs. Das Urteil trägt der Schwere der Tat 
Rechnung. Der Strafvollzug soll aber resozialisieren. 
Sonst könnten Sie auch gleich das Zuchthaus wieder 
einführen. Herr de With, wir haben ja schon fast acht 
Jahre diese Regelung; 1982 ist sie eingeführt worden. 
Die Richter und auch die statistischen Zahlen sagen 
uns, daß die Praxis eher schlechter geworden ist als 
unter der damaligen Gnadenmöglichkeit, die ja die 
alleinige Möglichkeit war. 

(Dr. de With [SPD]: Die Gnadenpraxis ist ge-
blieben!) 

— Ja, aber es hat nicht dazu geführt, daß erheblich 
weniger Verurteilte eine lebenslange Freiheitsstrafe 
abbüßen müssen. Das ist nicht eingetreten. Das Pro-
blem liegt z. B. — wenn sie Richter fragen — in den 
vielen Fällen, wo Affekttaten passiert sind, die als 
Mord geahndet werden müssen. 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin, können Sie 
einmal zwischendurch einen Punkt machen? 

Frau Nickels (GRÜNE): Ja, ich bin jetzt fertig. — In 
diesen Fällen greifen die Richter, weil sie die Leute 
nicht lebenslang einsperren wollen, zu der Krücke, 
verminderte Schuldfähigkeit anzunehmen. Da sind 
die Praktiker viel einsichtsfähiger als Sie. Wir hätten 
hier die Chance gehabt, wirklich zu prüfen. Auch zu 
diesem Problembereich haben wir weitergehende 
Vorschläge gemacht, die von Ihnen aber aus für mich 
unerfindlichen Gründen nicht angenommen worden 
sind. 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin, ich bin nun 
wirklich langmütig und großzügig gewesen. Es tut mir 
leid. 

Frau Nickels (GRÜNE): Herr Präsident, ich wollte 
noch einen Punkt sagen, der wichtig ist. 

Vizepräsident Westphal: Ja, das mag sein. 

Frau Nickels (GRÜNE): Sie, Herr de With, haben 
gesagt, daß man Mehrheiten haben muß. Ich sage 
Ihnen: Sie wissen, daß die Republikaner neuerdings 
überall unsichtbar mit am Verhandlungstisch sitzen. 

(Zuruf des Abg. Dr. de With [SPD]) 
— Doch, ich glaube wohl. In so einem unpopulären 
Bereich wie dem Strafvollzug habe ich jetzt wahnsin-
nige Angst — wenn es nur um Mehrheiten geht, in der 
Zeit, wo hier eine rechte Strömung mit dabei ist — um 
die Leute, die im Gefängnis sind, und um die ganzen 
Leute, um die es hier geht. Davor möchte ich war-
nen. 
Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Irmer, 
Sie machen es mir nicht so schwer, was die Länge der 
Redezeit betrifft? 

Irmer (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich will gar nicht den Versuch machen, an 
Schnellsprechen meine Vorrednerin zu übertreffen. 
Das würde mir wahrscheinlich sowieso nicht gelin-
gen. Deshalb verfalle ich jetzt in einen ganz normalen 
Sprechton. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Herr Engelhard, Sie 
gleichen das wieder aus!) 

Wir haben es, meine Damen und Herren, bei der 
Frage des Strafrechts ja mit dem Problem zu tun, wie 
der Staat und wie die Gesellschaft auf abweichendes 
Verhalten einzelner Bürger reagieren. Diese Frage zu 
stellen ist eine dauernde Aufgabe jedes Staates. Es ist 
deshalb bedauerlich, daß wir hier nur eine halbe 
Stunde Zeit für die Debatte haben, aber wir werden 
das Thema auf der Tagesordnung erneut vorfinden. 
Eigentlich müßte es ein Dauerbrenner sein. Es fängt 
doch an mit der Frage: Reagiert man überhaupt mit 
dem Strafrecht? Es gibt ja einen weit verbreiteten Irr-
glauben, daß man durch die Einführung von Straftat-
beständen oder auch durch die Verschärfung beste-
hender Strafdrohungen gesellschaftliche Probleme 
lösen könne. 

(Dr. de With [SPD]: Das sagen Sie einmal 
morgen bei den Sicherheitsgesetzen!) 

Das klassische Beispiel ist der § 218 des Strafgesetz-
buches. Auch wir betrachten es natürlich als einen 
unerträglichen Zustand, daß Jahr für Jahr in der Bun-
desrepublik Deutschland, einer Wohlstandsgesell-
schaft, Hunderttausende von ungeborenen Kindern 
abgetrieben werden. Nur sagen wir: Die Verschär-
fung der Strafbestimmung ist völlig ungeeignet, die-
ses Problem zu lösen. 
Zweitens. Wenn wir die Entscheidung getroffen ha-

ben, überhaupt mit dem Strafrecht zu reagieren, muß 
die Frage gestellt werden: Wie reagiert man? Sind die 
Sanktionen, die das Strafrecht anbietet, angemessen 
und wirksam? Davon handelt im engeren Sinne der 
Bericht, der uns heute vorliegt. 
Ich möchte mich zu den Einzelheiten nicht äußern. 

Ich möchte nur den Punkt „Abschöpfung der Ge-
winne" aufgreifen. Hierzu steht in der Beschlußemp- 
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Irmer 
fehlung, daß das insbesondere bei Drogenkriminalität 
und Wirtschaftskriminalität geschehen solle. 

Ich füge für das Protokoll ausdrücklich hinzu, daß 
ich unter dem Stichwort „Wirtschaftskriminalität" im 
Hinblick auf unsere Debatte über Rabta vor einigen 
Wochen ganz ausdrücklich auch die Waffenhändler 
verstanden haben möchte. Insbesondere ihnen wird 
man nur dann beikommen können, wenn man das 
System der Abschöpfung, und zwar der Bruttoge-
winne, einführt. 

(Seesing [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Selbst die Androhung von Haftstrafen könnte hier 
unter Umständen ins Leere gehen. Wir kennen aus 
der Kaiserzeit den Sitzredakteur. Wie sich manche 
Gesellschaften Frühstücksdirektoren halten, so wür-
den sie sich vielleicht auch einen Sitzdirektor halten, 
der dann halt gegen ein entsprechend hohes Honorar 
die Strafe absitzt. Das wird diese Damen und Herren 
nicht beeindrucken. Es kommt also darauf an, neben 
dieser Androhung von Haftstrafen und anderen Kri-
minalstrafen auch die Abschöpfung der Bruttoge-
winne völlig konsequent einzuführen und durchzu-
halten. 

(Beifall des Abg. Dr. Hoyer [FDP] — Seesing 
[CDU/CSU]: Dem kann man nur zustim-

men!)  

Ich kann hier nur stichwortartig einige Gesichts-
punkte zur Sprache bringen. Das Problem, wie auf 
abweichendes Verhalten reagiert wird, bet rifft natür-
lich auch den Strafvollzug. Ich möchte hierzu aus ak-
tuellem Anlaß etwas sagen. Selbstverständlich darf 
sich der Staat nicht erpressen lassen. Es ist aber eine 
ganz andere Frage, ob der Staat zuhört und mögli-
cherweise reagiert, wenn Menschen, die sich im Straf-
vollzug befinden, sich über die Verhältnisse, unter 
denen sie leben, beklagen und beschweren. Sie wis-
sen alle, daß ich hier von den RAF-Terro risten rede, 
die selbstverständlich die volle Härte des Strafrechts 
treffen muß, insbesondere angesichts der Taten, wo 
auch — das sage ich — der Sühnegedanke für das 
Rechtsempfinden der meisten unserer Mitbürger eine 
große Rolle spielt, wo aber nicht vergessen werden 
darf, daß es sich auch bei diesen noch um Menschen 
handelt, die Anspruch darauf haben, menschlich be-
handelt zu werden, 

(Frau Nickels [GRÜNE]: „Noch Menschen"? 
— Lambinus [SPD]: Menschen oder noch 

Menschen?) 

— es sind Menschen — und die Anspruch darauf ha-
ben, auch Wünsche und Bitten vortragen zu können. 
Es steht dem Staat nicht schlecht an, hierauf nicht nur 
mit Ablehnung zu reagieren. 

Die Antwort auf die Frage, wie auf abweichendes 
Verhalten, auf Straftaten, reagiert werden soll, ändert 
sich im Lauf der Geschichte. Sie hängt davon ab, wie 
die gesellschaftlichen Verhältnisse und die allgemei-
nen Rechtsauffassungen sind. Auch die objektiven 
Bedingungen können sich ändern. 

Ich persönlich habe schwere Zweifel, ob es auf die 
Dauer gelingen kann, beispielsweise dem immensen 

Drogenproblem durch Mittel der Polizei und des Straf-
rechts allein zu begegnen. 

(Beifall des Abg. Wüppesahl [fraktionslos]) 
— Der Beifall kommt leider von der falschen Seite. 
Aber ich kann mich nicht dagegen wehren. — Ich 
möchte nur, daß wir darüber einmal nachdenken. 

Ich hatte jetzt ein Gespräch mit dem Außenminister 
von Peru und habe mir schildern lassen, wie es in die-
sen südamerikanischen Ländern zugeht. Die Frage ist 
—wir werden uns mit ihr beschäftigen müssen —, ob 
nicht auf Dauer das Drogenproblem nur durch den 
wirtschaftlichen Hebel in den Griff genommen wer-
den kann. 

(Lambinus [SPD]: Sehr wahr!) 

Der wirtschaftliche Hebel besteht natürlich auch 
darin, daß man den Schwarzmarkt ausdünnt. 

(Lambinus [SPD]: Oh ja!) 

Das Beispiel der Prohibition in den Vereinigten Staa-
ten sollte hier gründlich studiert werden. 

Ich schließe mit dem Satz — ich habe das schon vor-
hin gesagt — : Dieses Thema muß ein Dauerbrenner 
sein. Wir müssen uns immer wieder damit beschäfti-
gen. Die Vorschläge in der Beschlußempfehlung sind 
nur vorläufig. 

Wir finden sie trotzdem gut und stimmen ihnen 
zu. 

Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Wüppesahl. 

(Weiß [Kaiserslautern] [CDU/CSU]: Der 
redet ja ständig!) 

Wüppesahl (fraktionslos): Meine sehr verehrten 
Kollegen und Kolleginnen! Es geht um die Beurtei-
lung des strafrechtlichen Sanktionensystems. Auch 
wenn sich mein Vorredner gegen meinen qualifizie-
renden Beifall zu einer seiner Äußerungen zumindest 
gewehrt hat, hat er, denke ich, ganz treffend formu-
liert: Es geht darum, wie die Gesellschaft auf abwei-
chendes Verhalten reagiert, und zwar in einem Be-
reich, in dem der stärkste Sanktionsgrad zur Verfü-
gung steht, den sich die Gesellschaft geschaffen hat, 
nämlich das Strafrecht. Man muß sich einmal die kri-
minologischen Studien und die Erkenntnisse, die es 
auf diesem Gebiet gibt, ansehen. Dabei rede ich weni-
ger, wie meine Vorrednerin Frau Nickels, über die 
Gesichtspunkte, die uns veranlassen müssen, in be-
stimmten Bereichen an Entkriminalisierung und an 
ähnliche Zurücknahmen dieses Sanktionensystems 
zu denken, sondern gewissermaßen als kritischer Poli-
zist 

(Tietjen [SPD]: Hahaha! Polizist?) 

spreche ich heute verstärkt über die Gesichtspunkte, 
unter denen Verhalten stärker geahndet gehört. 

Schauen wir uns also an, wie dieses strafrechtliche 
Sanktionensystem aussieht, das im wesentlichen 
—auch wenn vorhin die Ausflucht kam, daß der Straf-
vollzug wesentlich von den Ländern gestaltet wird — 
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hier im Bundestag die Rahmenbedingungen erhält, 
unter denen Staatsanwaltschaft, Polizei und Justiz im 
klassischen Sinne arbeiten sollen; schauen wir uns an, 
wie es tatsächlich wirkt und wen es trifft. Ich bin der 
Auffassung: Es hat fast vollständig versagt. Nehmen 
wir die großen Bereiche: Sie wissen, daß im Bereich 
der Wirtschaftskriminalität der volkswirtschaftliche 
Schaden auf eine Summe zwischen 120 und 180 Mil-
liarden DM jährlich geschätzt wird. Sie wissen auch, 
wie wenig in diesem Bereich getan wird. Nehmen wir 
nur Hamburg und Schleswig-Holstein. Ich bin in die 
Landeskriminalämter hineingegangen; das Hambur-
ger kenne ich ja sowieso recht gut. 

(Tietjen [SPD]: Hoffentlich bald wieder!) 

— Herr Tietjen, ich denke, die Kollegen in Hamburg 
freuen sich auch, wenn ich 1991 wieder da bin. 

In Schleswig-Holstein, in Kiel, sind acht Beamte mit 
Wirtschaftskriminalität befaßt, und dann sind noch ein 
paar auf die vier Direktionen in Schleswig-Holstein 
verteilt. Gleichzeitig hat so ein Bundesland vier Hun-
dertschaften; das sind, wenn die Ist-Stärke erreicht ist, 
über 400 Beamte. Ungefähr das gleiche gilt für Ham-
burg. Daran sehen wir, wie falsch die Schwerpunkte 
im strafrechtlichen Sanktionensystem der Bundesre-
publik Deutschland gesetzt sind. 

Wir können weitere Problemfelder durchgehen, 
etwa die Umweltkriminalität. Auch dort werden die 
Schäden auf mehrere 10 Milliarden DM pro Jahr 
taxiert. Wir alle oder doch die meisten wissen, daß die 
Umweltkriminalität fließend in die Wirtschaftskrimi-
nalität übergeht. Ich vermisse in einem solchen Be-
richt z. B. die Diskussion der Frage, auf welche insti-
tutionelle Weise diese Kriminalitätsformen am sinn-
vollsten bekämpft werden können. Soll das wirklich 
nur von der Polizei gemacht werden, oder ist es nicht 
vielleicht sinnvoller, so etwas beispielsweise an einer 
Universität anzusiedeln, wo die Naturwissenschaftler 
ohnehin vorhanden sind? Denn wenn Sie Umweltkri-
minalität bekämpfen wollen, brauchen Sie neben ein 
paar guten Buchhaltern und EDV-Experten vor allem 
Biologen und Chemiker 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Richter!) 

— und natürlich am Ende der Kette Richter, Herr To-
denhöfer. 

Von daher stellt sich die Frage: Wo siedeln wir es 
an? Wir können Polizeibeamte nicht in einem halben 
oder einem Jahr in Schnellehrgängen bis zu der Kom-
petenz ausbilden, die die Schwere der vorliegenden 
Fälle vonnöten macht, also bis dahin, daß sie die Um-
welt- und die Wirtschaftskriminalität zu bekämpfen 
wirklich in der Lage sind. 

Man könnte sich also sehr wohl überlegen, so etwas 
woanders anzusiedeln und dort hoheitliche Funktio-
nen zu verankern, wie wir es ja auch aus anderen 
Bereichen kennen. Dieses Modell, das ich jetzt grob 
dargestellt habe, kennen wir z. B. bereits von der 
Fahndung bei der Bundespost, und wir kennen es von 
der Steuerfahndung bei den Finanzämtern. Dort sind 
die Experten, und dort wurden die hoheitlichen Kom-
petenzen angesiedelt, nicht bei der Polizei, wo man 
erst mit großer Mühsal die Beamten weiter hätte aus-
bilden müssen. Solche Gesichtspunkte gehen, wie ge-

sagt, in diesem Bericht, der uns heute vom Rechtsaus-
schuß vorgelegt wird, fast völlig verloren. 
Ich denke, der Vorredner hat vollkommen unrecht, 

wenn er ein Plädoyer für die Abschöpfung von Gewin-
nen hält und dann an das denkt, was wir morgen bei 
den Artikelgesetzen schon mit diskutieren werden. 
Nach der Neufassung des § 48 a wird das, was gegen-
über der Öffentlichkeit immer behauptet wird, bei der 
Bekämpfung der Drogenkriminalität nicht erreicht 
werden können, nämlich leichtere Ermittlungsan-
sätze für die Polizei, damit sie pragmatisch bestimmte 
Personen abfangen kann. Das geht ganz einfach nicht, 
denn nach den Vorstellungen des Justizministeriums, 
die der Unschuldsvermutung noch einigermaßen 
Rechnung tragen, soll erst mit der Verurteilung ent-
schieden werden, in welcher Form sanktioniert wird, 
ob mit Freiheitsstrafe, Geldstrafe, Verfall oder Vermö-
genseinzug. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist beendet. 

Wüppesahl (fraktionslos): Gleichzeitig wird trotz-
dem mit einer solchen Vorgehensweise dieses Prinzip 
der Unschuldsvermutung natürlich sehr stark ange-
griffen. 
Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit und bitte 

um Stimmen gegen diese Beschlußempfehlung. 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister der Justiz. 

(Conradi [SPD]: Jetzt wird es richtig span
-nend!) 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Schon in der vergan-
genen Legislaturperiode hat die Bundesregierung in 
ihrem Bericht zum Ausdruck gebracht, daß sich das 
Rechtsfolgensystem unseres Strafrechts weitgehend 
bewährt hat. Das schließt nicht aus, daß auf Grund 
neuerer Erkenntnisse in einigen — allerdings, wie ich 
meine, nur in wenigen — Bereichen eine Fortentwick-
lung des bestehenden Rechts in Erwägung zu ziehen 
ist. 
Ich möchte in diesem Zusammenhang kurz einiges 

zu der Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses 
sagen. Soweit der Rechtsausschuß den Wunsch geäu-
ßert hat, die Bundesregierung möge den Dialog mit 
den Ländern zur Frage der sogenannten Einheits-
strafe im Erwachsenenstrafrecht fortsetzen, werden 
wir dem gerne Rechnung tragen. 
Ich habe viel Sympathie für das Anliegen des 

Rechtsausschusses, den Gerichten die Möglichkeit zu 
eröffnen, einen Angeklagten statt zu einer Freiheits-
oder Geldstrafe zur Leistung gemeinnütziger Arbeit 
zu verurteilen, sofern er damit sein Einverständnis 
erklärt hat. 

(Weiß [Kaiserslautern] [CDU/CSU]: Und 
dazu in der Lage  ist!)  

Die positiven Erfahrungen, die zwischenzeitlich mit 
diesem Instrument im Ausland gemacht worden sind, 
legen es nahe, es auch in unser Rechtsfolgensystem zu 
übernehmen. Allerdings — so wird man hinzusetzen 
müssen — setzt das voraus, daß es tatsächlich gelingt, 
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die entsprechenden Arbeiten und die Voraussetzun-
gen zu schaffen, damit eine solche Unternehmung 
nicht auf Kosten der um reguläre Arbeit bemühten 
Arbeitslosen geht. 

Soweit der Rechtsausschuß die Novellierung der 
Vorschriften über die Unterbringung psychisch 
kranker oder rauschmittelabhängiger Rechtsbrecher 
in einem psychiatrischen Krankenhaus oder in einer 
Erziehungsanstalt fordert, greift er damit ein Anliegen 
auf, das bereits seit geraumer Zeit vom Bundesmini-
sterium der Justiz zusammen mit dem Ausschuß der 
Psychiatrie-Referenten der Länder verfolgt wird. We-
gen der Vielschichtigkeit dieses Problems wird jedoch 
mit dem Abschluß dieser Arbeit in dieser Legislatur-
periode nicht mehr zu rechnen sein. 

Dasselbe gilt für die von uns ins Auge gefaßte und 
betriebene große und ganz umfassende Reform der 
Vorschriften über Verfall und Einziehung, mit der in 
wirksamerer Weise als bisher die Abschöpfung 
rechtswidrig erlangter Gewinne, nicht zuletzt in den 
Bereichen der Wirtschafts- oder Drogenkriminalität, 
ermöglicht werden soll. Ich sagte: die große und um-
fassende Reform nicht mehr in dieser Legislaturpe-
riode. Aber ein erster wichtiger Schritt auf diesem 
Weg wird noch in dieser Legislaturperiode stattfin-
den. Den Landesjustizverwaltungen und den am Ge-
setzgebungsverfahren zu beteiligenden Stellen habe 
ich Anfang März dieses Jahres den Referentenent-
wurf eines Strafrechtsänderungsgesetzes übersandt, 
mit dem die Voraussetzungen für einen sofortigen 
Zugriff auf die wirtschaftlichen Grundlagen des orga-
nisierten Drogenhandels geschaffen werden sollen. 
Der Entwurf will den Gerichten die Möglichkeit eröff-
nen, in schweren Fällen der Betäubungsmittelkrimi-
nalität neben einer Freiheitsstrafe auf Zahlung eines 
Geldbetrages zu erkennen. Die Höhe dieses Geldbe-
trages, auch natürlich im Zusammenspiel mit der Frei-
heitsstrafe, muß zwar schuldangemessen sein, findet 
aber im übrigen seine Grenze nur im Wert des vorhan-
denen Vermögens. In dem Zusammenhang ist es dann 
wichtig — das ist hier in der Debatte bereits angespro-
chen worden — wenn ich recht gehört habe — : Wir 
werden in der Strafprozeßordnung eine neue Vor-
schrift vorsehen, welche die Sicherstellung der ent-
sprechenden Vermögenswerte schon im Ermittlungs-
verfahren erlaubt, um hier sicherzustellen, daß der 
Zugriff nicht nur auf dem Papier, sondern tatsächlich 
erfolgen kann. 

Meine Damen und Herren, ich bin schließlich gern 
bereit, den Landesjustizverwaltungen den Wunsch 
des Deutschen Bundestages zu übermitteln, beschleu-
nigt die für einen offenen Strafvollzug notwendigen 
Einrichtungen zu schaffen. Ich habe allerdings im 
übrigen den Eindruck, daß die Länder ernsthaft be-
müht sind, im Rahmen des ihnen Möglichen entspre-
chende Maßnahmen zu treffen. 

Insgesamt darf ich abschließend sagen, daß ich den 
Anliegen des Rechtsausschusses des Deutschen Bun-
destages und damit dieses Hohen Hauses gern entge-
genkomme und wir diesen Anliegen mit großer Auf-
geschlossenheit gegenüberstehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Ich schließe die Ausspra-
che. 
Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-

empfehlung des Rechtsausschusses auf Drucksache 
11/2597. Wer für die Beschlußempfehlung des Rechts-
ausschusses stimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Die  Beschlußempfehlung ist mit der Mehrheit der Ko-
alitionsfraktionen und der SPD angenommen, gegen 
eine Stimme und bei Stimmenthaltung der Fraktion 
DIE GRÜNEN. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 9 auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Baugesetzbuches — Ein-
dämmung der Spielhallenflut und sonstiger 
städtebaulich nicht vertretbarer Nutzungen 
—Drucksache 11/3952 —

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (16. Ausschuß) 
—Drucksache 11/4244 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dörflinger, 
Reschke 

(Erste Beratung 125. Sitzung) 

b) Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (16. Ausschuß) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Frau Verhülsdonk, Dr.-Ing. 
Kansy, Dr. Hornhues, Sauer (Stuttgart), Dr. 
Langner, Frau Dempwolf, Ruf, Fuchtel, Pesch, 
Frau Dr. Hellwig, Dr. Grünewald, Mar-
schewski, Kroll-Schlüter, Frau Limbach, Funk 
(Gutenzell), Schulze (Berlin), Müller (Wadern), 
Müller (Wesseling), Graf von Waldburg-Zeil, 
Neumann (Bremen), Frau Dr. Wisniewski, Dr. 
Möller, Dr. Schroeder (Freiburg), von 
Schmude, Schwarz, Hinsken, Hauser (Esslin-
gen), Dr. Friedrich und der Fraktion der CDU/

-

CSU sowie der Abgeordneten Grünbeck, Lü-
der, Dr. Hitschler, Dr. Solms, Dr. Feldmann und 
der Fraktion der FDP 

Verhinderung von negativen städtebaulichen 
Auswirkungen von Spielhallen und Änderung 
der umsatzsteuerlichen Behandlung von Geld-
spielgeräten 
—Drucksache 11/3999, 11/4244 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dörflinger, 
Reschke 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wirtschaft (9. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten West-
phal, Amling, Dr. Ahrens, Antretter, Bach-
maier, Frau Blunck, Dr. Böhme (Unna), Frau 
Becker-Inglau, Börnsen (Ritterhude), Catenhu-
sen, Frau Dr. Däubler-Gmelin, Dreßler, Frau 
Faße, Frau Fuchs (Verl), Großmann, Gansel, 
Graf, Gilges, Frau Dr. Götte, Hasenfratz, Hiller 
(Lübeck), Haar, Heyenn, Heistermann, Frau 
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Hämmerle, Dr. Holtz, Jahn (Marburg), Jaunich, 
Dr. Jens, Jungmann, Kastning, Kirschner, Kret-
kowski, Kuhlwein, Koschnick, Kißlinger, Dr. 
Klejdzinski, Klein (Dieburg), Lohmann (Wit-
ten), Dr. Mertens (Bottrop), Frau Matthäus-
Maier, Frau Dr. Martiny, Müller (Pleisweiler), 
Müller (Schweinfurt), Müller (Düsseldorf), 
Müntefering, Menzel, Nagel, Dr. Nöbel, Nigge-
meier, Ooestergetelo, Dr. Pick, Poß, Purps, Pe-
ter (Kassel), Pfuhl, Reuter, Reschke, Rixe, Roth, 
Seidenthal, Frau Seuster, Frau Simonis, Singer, 
Dr. Spöri, Schäfer (Offenburg), Dr. Schmude, 
Frau Schmidt (Nürnberg), Schmidt (München), 
Schmidt (Salzgitter), Schanz, Schröer (Mül-
heim), Schütz, Schluckebier, Stahl (Kempen), 
Stiegler, Frau Terborg, Toetemeyer, Urbaniak, 
Vosen, Weiermann, Frau Weiler, Frau Weyel, 
Weisskirchen (Wiesloch), Wiefelspütz, von der 
Wiesche, Dr. de With, Wittich, Frau Wieczorek-
Zeul, Zeitler, Dr. Vogel und der Fraktion der 
SPD 

Eindämmung der Spielhallenflut 

—Drucksachen 11/586, 11/4217 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Grünbeck 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wirtschaft (9. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten Frau 
Teubner und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Maßnahmen gegen die Spielhallenflut 

—Drucksachen 11/1679, 11/4218 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Börnsen (Bönstrup) 

Zu Tagesordnungspunkt 9 c liegt ein Änderungsan-
trag der Fraktion der SPD auf Drucksache 11/4372 
vor. 

Im Ältestenrat ist für die gemeinsame Beratung die-
ser Tagesordnungspunkte eine Stunde vereinbart 
worden. — Ich sehe dazu keinen Widerspruch. Dann 
ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Verhülsdonk. 

Frau Verhülsdonk (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit Anfang der 80er 
Jahre stellt die wachsende Zahl der Spielhallen in den 
Städten und Gemeinden unseres Landes ein unüber-
sehbares Problem dar, und zwar sowohl aus städte-
baulicher als auch aus gesellschaftspolitischer Sicht. 
Unsere Kommunalpolitiker sehen sich immer stärker 
mit den Auswirkungen dieses Spielhallenbooms kon-
frontiert, ob es sich um die Qualitäts- und Imagever-
luste von ganzen Stadtteilen oder um die sozialen Fol-
gen des sogenannten pathologischen Vielspiels han-
delt. Die Gefährdungen vorwiegend junger Erwach-
sener durch den erleichterten Zugang zum Glücks-
spiel sind nicht nur ein Thema der Sozialämter. Be-
sorgte Eltern, Wohlfahrtsverbände und nicht zuletzt 
die Kirchen rufen immer lauter nach dem Gesetzge-
ber. 

Es wird wohl heute keiner mehr bestreiten, daß die 
offensichtlichen Fehlentwicklungen der letzten Jahre 
politisches Handeln notwendig machen. Dies war vor 
mehr als einem Jahr noch nicht so eindeutig für uns, 
als wir, die CDU/CSU-Fraktion, eine Arbeitsgruppe 
einrichteten, die Vorschläge erarbeiten sollte, wie 
man den Auswüchsen auf diesem Gebiet wirksam 
begegnen kann. Ich sage „Auswüchse", denn es kann 
sich nicht darum handeln, einen Gewerbezweig zu 
vernichten. Hier unterscheiden wir uns vom Grund-
satz her ganz deutlich von den Initiativen, die andere 
Fraktionen ergriffen haben. Diese würden, wenn sie 
Realität würden, einen gesamten Wirtschaftszweig 
ruinieren und damit auch den dort Beschäftigten die 
Arbeitsplätze nehmen. Das wollen wir nicht. Es muß 
uns also darum gehen, die Bevölkerung, vor allem 
junge Menschen und auch solche, die nicht die Kraft 
haben, den vom Geldspiel ausgehenden Anreizen zu 
widerstehen, vor sozial nicht vertretbaren Praktiken 
zu schützen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das wie auch die Schaffung einer klaren Rechtslage 
dient letztlich auch der Branche selbst, denn es 
schützt sie vor einer emotionsgeladenen Diskussion 
und auch vor einer unterschiedlichen Rechtsentwick-
lung im Bundesgebiet. 

Übermäßige Spielanreize, die labile Spieler gefähr-
den können, zu vermindern, das war ja auch mit ein 
Grund dafür, daß der Gesetzgeber bereits 1985 die 
Spielverordnung geändert hat. Damals ging es vor-
rangig darum, eine hohe Konzentration von Geld-
spielgeräten auf kleinem, manchmal kleinstem Raum 
zu verhindern und durch die Einführung von Ober-
grenzen bei Sonder- und Risikospielen sowie durch 
die Begrenzung des Geldeinsatzes die Gewinnchance 
und das Verlustrisiko für die Spieler in Grenzen zu 
halten. Das erste Anliegen — zu viele Geräte auf 
knappem Raum — ist erreicht worden, wie sich jetzt 
abzeichnet, 

(Reschke [SPD]: Wo denn?) 

oder mit dem Ablauf der Übergangsfrist wird es suk-
zessive immer mehr erreicht. Da sind wir auf dem 
Wege. 

Andere Erfahrungen mit der Spielverordnung sind 
jedoch nicht so positiv. Ich meine hier insbesondere 
die Beschaffenheit neuerer Geldspielgeräte und die 
Möglichkeiten, die sie eröffnen. Dazu wird aber mein 
Kollege Börnsen noch deutlicher etwas sagen. 

Wir von der CDU/CSU sprechen uns jetzt — im 
Gegensatz zur SPD und den GRÜNEN — nicht für 
sofortige Änderungen im Gewerberecht aus. Wir sind 
vielmehr der Meinung, daß es im eigenen Interesse 
der Branche liegt, daß die Betreiber von Spielhallen 
sowie die Hersteller von Geldspielgeräten offensicht-
liche Fehlentwicklungen durch selbstbeschränkende 
Maßnahmen korrigieren. Es ist ja auch schon einiges 
geschehen, es sind ja schon einige Dinge passiert. 
Darüber werden Sie auch noch mehr hören. 

Deshalb fordern wir die Bundesregierung auf, mit 
der Branche unter anderem über eine Reduzierung 
von Sonderspielen weiter zu verhandeln und dem 
Deutschen Bundestag im Herbst dieses Jahres über 
das Ergebnis zu berichten. Vom Verhalten der Spiel- 
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hallenbetreiber und der Hersteller von Geldspielgerä-
ten wird es also letztlich abhängen, ob weitergehende 
gesetzliche Maßnahmen erforderlich werden oder 
nicht. Wir werden die Entwicklung in der nächsten 
Zeit daher sehr genau im Auge behalten. 
Meine Damen und Herren, Einigkeit besteht zwi-

schen allen Fraktionen, daß dort, wo der Bund Einfluß 
nehmen kann, z. B. auf dem Gelände der Deutschen 
Bundesbahn, keine problematischen Vergnügungs-
stätten mehr eingerichtet werden sollen 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
und bestehende Vergnügungsstätten abgebaut wer-
den, sobald bestehende Verträge es zulassen. 
Wir appellieren in diesem Zusammenhang aber 

auch an die Gemeinden, die bereits geltenden recht-
lichen Bestimmungen auszunutzen und die Einhal-
tung von Vorschriften, z. B. im Bereich des Jugend-
schutzes, streng zu überwachen. 
Meine Damen und Herren, der Antrag von CDU/

-

CSU und FDP sieht weiterhin eine Änderung der um-
satzsteuerlichen Behandlung von Geldspielgeräten 
vor, die zukünftig mit manipulationssicheren Zähl-
werken ausgestattet werden sollen. Für Altgeräte 
wird der sogenannte Vervielfältiger auf 2,5 Punkte 
— von jetzt 1,5 Punkten — angehoben werden. Diese 
Maßnahme halten wir schon aus Gründen der Steuer-
gerechtigkeit für zwingend. In diesem Zusammen-
hang gibt es ja auch ein Urteil des Bundesfinanz-
hofs. 
Wichtiger Schwerpunkt des Antrages ist schließlich 

eine Verbesserung der planungsrechtlichen Instru-
mente für die Gemeinden im Hinblick auf die Verhin-
derung von nachteiligen städtebaulichen Auswirkun-
gen von Vergnügungsstätten. Mit der Änderung der 
Baunutzungsverordnung wird den Kommunen nun 
ein Instrument an die Hand gegeben, das ihnen hilft, 
städtebauliche Fehlentwicklungen zu verhindern. 
Auf diesen Punkt wird mein Kollege Dörflinger näher 
eingehen. 
Schließlich hat die Beschäftigung mit dem Thema 

Spielhallen offenkundig werden lassen, daß z. B. das 
Problem des pathologischen Vielspiels noch nicht 
hinreichend erforscht ist. 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin, Ihre Rede-
zeit ist abgelaufen. 

Frau Verhülsdonk (CDU/CSU): Ja, Herr Präsident, 
ich komme zum Ende. — Diese Lücken müssen auch 
im Sinne der Versachlichung der Diskussion bald-
möglichst geschlossen werden. 
Ich möchte am Ende all meinen Kolleginnen und 

Kollegen, die an diesem Antrag mitgearbeitet haben 
und die sich über ein Jahr kundig gemacht haben, 
herzlich danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Reschke. 

Reschke (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Das hört sich ja nach fast 
zweijähriger Diskussion im Deutschen Bundestag  

wunderbar an. Ich muß sagen, die Lernfähigkeit ist 
nicht groß. 

(Conradi [SPD]: Der Berg kreißt, und dann 
kommt eine Maus! — Zuruf von der CDU/

-

CSU) 

— Aber selbstverständlich. Die werte Kollegin kennt 
noch nicht einmal ihren eigenen Antrag. Sie schlägt 
vor, daß im Herbst die Spielhallenindustrie und die 
Bundesregierung berichten. In II 6 steht, daß binnen 
drei Jahren über die Auswirkungen der Spielverord-
nung von 1985 zu berichten ist. 

(Müntefering [SPD]: Die Fristen verschieben 
sich!) 

Fest steht, nach mehr als zweijähriger Debatte, auch 
in den Gemeinden, ist das einzige, was bisher heraus-
gekommen ist, um dem Boom bei den Spielhallen ein 
klein wenig die Spitze zu nehmen, eine Erhöhung der 
Vergnügungssteuer auf Initiative einiger Bundeslän-
der. 

Die Bundesregierung und die Koalitionsfraktionen 
waren bisher nicht in der Lage, den ungebrochenen 
Expansionsdrang der Spielhallen einzuschränken. 
Sie waren auch nicht in der Lage, seit der Änderung 
der Spielverordnung 1985 durch eine Eilnovelle dem 
Boom irgend etwas entgegenzusetzen. 

Im Gegenteil, seit der Spielverordnung haben wir 
festzustellen, daß die Zahl der Anträge auf neue Spiel-
hallen sprunghaft gestiegen ist. Dabei ist die Zahl der 
Spielautomaten, insbesondere die Zahl der Geldspiel-
geräte mit Gewinnmöglichkeiten, überproportional 
gestiegen. Das muß doch irgendwo einen Grund ha-
ben. Die Steigerungsrate liegt übrigens jährlich bei 
fast 28 %. Die Zahl der Automatenbetriebe, also der 
Spielhallen, lag 1976 bei knapp 1 400. Sie schnellte bis 
1986 auf 4 000 hoch und dürfte sich heute nach meiner 
Schätzung auf um 5 000 eingependelt haben. Sie wird 
sich nach meinen Erkenntnissen Anfang der 90er 
Jahre noch dramatisch erhöhen. 

Dies zeigt auch die Zahl der verkauften Spielgeräte. 
Lag sie 1985 bei der Änderung der Spielverordnung 
noch bei 80 000 im Jahr — Spielgeräte zur Erneue-
rung —, so lag sie 1987 und 1988 bei 105 000 bzw. 
110 000 im Jahr. Man sieht den Erneuerungsbedarf, 
aber nicht nur durch Ablauf des Wirtschaftsgutes, son-
dern auf Grund der gestiegenen Zahl der Spielhal-
len. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Aber jetzt nicht 
mehr!) 

Diese Entwicklung hatte für die Spielhallenbetrei-
ber enorme Umsatzsteigerungen zur Folge. Heute 
kann von einem jährlichen Gesamtkasseninhalt von 
mindestens 3 Milliarden DM ausgegangen werden. 
Die Geldspielautomaten machen übrigens etwa die 
Hälfte davon aus, also einen Umsatz von 1,3 Milliar-
den DM bis 1,5 Milliarden DM. Die gesamte Branche 
— einschließlich da, wo der Graf Lambsdorff im Auf-
sichtsrat sitzt —, also Automatenhersteller und -groß

-

handel, setzt 4,5 Milliarden DM um. 

Die Gewinnmöglichkeiten scheinen für die Betrei-
ber von Spielhallen aber im Einzelfall sicherlich noch 
sehr viel höher zu sein. So gab ein Spielhallenbetrei-
ber bei einem nach Versagen einer Genehmigung 
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Jahresgewinn mit durchschnittlich über 200 000 DM 
an. Auf die Gründe dazu will ich gleich kommen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Höffkes? 

Reschke (SPD): Aber bitte schön, wenn es nicht auf 
die Redezeit angerechnet wird. 

Höffkes (CDU/CSU): Herr Kollege Reschke, wären 
Sie so freundlich, auch die parallele Entwicklung der 
staatlichen Kasinos aufzuzeigen, wo das Glücksspiel 
genauso gepflegt wird wie in den p rivaten Spielhal-
len? Wären Sie geneigt, einmal aufzuzeigen, wie sich 
diese Entwicklung in Ihrem von der SPD geführten 
Bundesland Nordrhein-Westfalen vollzogen hat? 

(Conradi [SPD]: Darüber weiß der Abgeord-
nete Kleinert am besten Bescheid! — Zuruf 
von den GRÜNEN: Kleinert [Hannover]!) 

Reschke (SPD): Ich wäre dazu gerne bereit, wenn 
Sie dazu bereit sind, hier die gleichen Besteuerungs-
und Abschöpfungsinstrumente wie bei den staatli-
chen Spielkasinos gelten zu lassen, nämlich bis zu 
80 %. Dann wäre ich dafür. 

(Beifall bei der SPD) 
In vielen Städten sind schon schwere städtebauliche 

Schäden entstanden. Ich will nur auf die Verödung 
von Einkaufsstraßen hinweisen, aber auch auf die vie-
len Situationen in den Nebenzentren, wo schon Billig-
meilen entstanden sind. 

(V o r sitz : Vizepräsidentin Renger) 
Die Ursachen des dramatischen Anstiegs der Spiel-

hallen in unseren Städten liegen allein in den man-
gelnden baurechtlichen Möglichkeiten, Spielhallen 
auszuschließen, in den Wettbewerbsverzerrungen 
durch steuerliche Bevorteilung der Spielhallenbetrei-
ber, in der gewerberechtlichen Auslegung der Zulas-
sung einer übermäßigen Ausnutzung des Spieltriebs 
und in der Spielverordnung in der Fassung der Ände-
rung von 1985, die es Spielhallenbetreibern ermög-
licht, noch bis in die Mitte des nächsten Jahrzehnts 
hinein auf 4,5 m2  drei Geldspielgeräte zuzulassen. Die 
Spielverordnung, die 1985 erlassen wurde, sollte dazu 
dienen, den Spieltrieb einzudämmen. 
Was ist herausgekommen? — Das muß man sich 

einmal vor Augen führen: Jeder weiß, daß die neue 
Spielverordnung nur noch auf 15 qm ein Geldspielge-
rät zuläßt, maximal zehn Automaten in der Halle. Die 
alte Verordnung sah vor, daß je Halle drei Geldspiel-
geräte zulässig waren. 
Da fragt sich jeder: Woher kommt eigentlich der 

Boom? Da muß man einmal in eine Spielhalle hinein-
gehen, gucken, wie sie aussehen und fragen, wie die 
Vorschrift übergangen worden ist. Das sieht in der 
Praxis folgendermaßen aus: Ladenlokal, 60 qm in 
zehn Zellen a 4,5 qm aufgeteilt, davor ein Aufsichts-
raum. Jeder weiß genau: auf 60 qm 30 Geldspielge-
räte. Wer diese Entwicklung beobachtet hat, wird fest-
stellen: Hier geht es nicht um die Gaststätten, sondern 
hier geht es ganz allein um die extensive Ausnutzung 
des Spieltriebs über Spielhallen, und die wollen wir  

— das sagen wir ganz deutlich — in vieler Art ein- I 
schränken. 

Seit dem 1. Januar 1986 sind Spielhallen dieser Art 
nicht mehr zulässig. Aber da beginnt das Problem: Die 
Übergangsfrist bis 1992 bzw. 1996 zeigt hier ihre Wir-
kung; denn zwei Drittel dieser Spielgeräte dürfen 
noch bis 1992 hängen, der Rest muß bis 1996 abgebaut 
sein. 

Diese Übergangsfristen haben die eigentliche Ex-
pansionskraft und die Ertragskraft der Spielhallen er-
bracht, weil alle Betreiber Spielhallen nach neuem 
Typ aufgebaut haben und die alten entsprechend der 
Spielverordnung von 1985 beibehalten haben. Wenn 
früher auf 60 qm 30 Geldspielgeräte standen und 
heute auf 150 qm nur noch zehn Geldspielgeräte zu-
lässig sind, kann sich jeder genau ausrechnen, wo der 
tatsächliche Expansionsdrang jetzt bis 1992 — der er-
sten Frist der Reduzierung — und dann von 1992 bis 
1995 — der Zeit des Abbaus der Spielhallen alten 
Typs — liegen wird. 

Wenn Sie heute keine einschneidenden Maßnah-
men beschließen, werden wir noch erleben, daß wir 
eine zweite Welle von Neugründungen nach der vor-
nehmen Zurückhaltung der Spielhallenbetriebe in 
1988/89 bekommen werden. Wenn das Baugesetz-
buch nicht geändert wird, wird ein Boom von neuen 
Spielhallen wieder einsetzen, der sich gewaschen 
hat. 

Als Hauptursache der übermäßigen Expansion und 
des übermäßigen Bestandes in unseren Städten und 
Gemeinden hält die SPD-Bundestagsfraktion diese 
Übergangsfristen in der Spielverordnung. Wir schla-
gen vor, diese unangemessenen Fristen — die übri-
gens noch nicht einmal die Kraftwerksindustrie bei 
ihren Milliardeninvestitionen zur Entschwefelung be-
kommen hat — unverzüglich zu streichen und die 
Spielhallen alten Typs endgültig 1992 auslaufen zu 
lassen. Dies allein genügt allerdings nicht, um Spiel-
hallen zu verhindern oder eventuell hier und da einige 
abzubauen. 

Die zweite Ursache der Expansionskraft und des 
Expansionsdranges sind die steuerlichen Instrumen-
tarien. Ich will darüber nicht urteilen und sage: Da, wo 
gesetzliche Spielräume ausgenutzt werden können 
und ausgenutzt werden, hat der Gesetzgeber darauf 
zu achten, daß erkannte Wettbewerbsverzerrungen 
beseitigt werden. 

Ich darf in diesem Zusammenhang den Bundesrat 
zitieren, der auf Grund eines einstimmigen Beschlus-
ses der Länderfinanzminister im Juli 1988 festgestellt 
hat: 

Die zunehmende Ansiedlung der Spielhallen in 
innerstädtischen Geschäftsbereichen und Fuß-
gängerzonen und damit verbunden die Verdrän-
gung angestammter Geschäfte läßt vermuten, 
daß der Betrieb der Spielhallen weit einträglicher 
ist, als dies nach den bisherigen steuerlichen Er-
kenntnissen angenommen wurde. 

Was steckt hinter diesem Satz? — Die schlichte und 
einfache Erfahrung und Wahrheit, daß es heute hoch-
technologische Automaten gibt, die mit dem Wettbe-
werbsvorteil versehen sind, daß der Einwurf — also 
der Umsatz dieser Geräte — noch per Hand gezählt 
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wird. Verzählen ist hier übrigens ausgeschlossen, al-
lerdings sieht die CDU auch hier Anreize zum 
„Schwarzgeldinkasso". Dies gestatten wir noch nicht 
einmal Taxifahrern bei der Bemessung und Festle-
gung des Umsatzes oder irgendeinem Tante-Emma-
Laden. 

Die dritte Ursache: Die städtebaulich nicht vertret-
baren Nutzungen können mit dem derzeit vorhande-
nen rechtlichen Instrumenta rium — also den Mög-
lichkeiten des Baugesetzbuches — nicht wirksam 
verhindert werden. Das Baugesetzbuch sieht zwar 
den einfachen Bebauungsplan vor, Kollege Dörflin-
ger, aber eine Stadt mit 400 000 bis 600 000 Einwoh-
nern muß zur Abwehr von unerwünschten Vergnü-
gungsbetrieben derzeit mindestens 50 bis 60 Bebau-
ungspläne bearbeiten, eine Zumutung vom Gesetzge-
ber her, die unerträglich ist. Auf die sich daraus erge-
bende Regelungslücke sollten wir achten. 

Eine weitere Regelungslücke im Baurecht ergibt 
sich daraus, daß die Baunutzungsverordnung nur in 
durch Bebauungsplan festgelegten Gebieten gilt. Sie 
gilt nicht in den überwiegend unbeplanten Innenbe-
reichen unserer Städte, die den größten Teil unseres 
Siedlungsraumes ausmachen. Deswegen sagen wir, 
genau wie der Bundesrat: Die Novelle zur Baunut-
zungsverordnung allein reicht nicht aus; das Bauge-
setzbuch muß geändert werden. 

Nach mehr als eineinhalbjähriger Beratung in den 
Fachausschüssen legen die Koalitionsfraktionen dem 
Deutschen Bundestag jetzt ein Kompromißpapier vor, 
nach meiner Auffassung — so kann man es auch in 
vielen Passagen nachlesen — wohlabgestimmt mit 
der Spielhallenindustrie, um Schadensbegrenzung zu 
betreiben. 

Jeder fragt sich natürlich: Warum mußte so ein Pa-
pier, das dem Bundestag heute vorliegt, eigentlich in 
einem Koalitionsausschuß beraten werden, fernab 
von den Experten der Fachausschüsse? Ich kann dies 
nicht anders werten. Ich will nur sagen: Zur Verhin-
derung von negativen städtebaulichen Auswirkungen 
weist der Antrag der CDU/CSU wenig aus. 

In ihrem Antrag wollen CDU/CSU und FDP davon 
ablenken, daß für die Spielhallenflut in Wahrheit die 
Spielverordnung und nicht etwa die Risikoleiter am 
Automaten oder die Münzspeicherung verantwortlich 
ist, wie Sie es meinen, Kollegin Verhülsdonk. 

Die Koalition will von besonderer steuerlicher Er-
tragsfähigkeit — Schwarzgeldinkasso haben Sie es 
genannt — bei Spielhallenbetreibern in vielen Berei-
chen ablenken. Anstatt sofort, wie Bundesrechnungs-
hof und Bundesverwaltungsgericht festgestellt haben, 
den Multiplikator zur Umsatzsteuerbemessung zu er-
höhen — die Bundesregierung mußte in der Antwort 
auf eine Anfrage selbst zugeben, daß der Multiplika-
tor hinsichtlich des in den Geldspielautomaten ver-
bliebenen Geldes nicht 1,5 sein dürfte, sondern daß 
3,1 angemessen wären — , gehen Sie dazu über, wie-
der Übergangsfristen zu suchen. In Fachkreisen 
spricht man ja schon davon, daß die CDU/CSU, ein-
schließlich FDP, dabei ist, Schwarzgeldinkasso durch 
entsprechende Ausgestaltung der Übergangsfristen 
— die haben Sie in Ihrem Antrag vorgesehen — zu 
ermöglichen. 

Der CDU/CSU ist auch nicht aufgefallen, daß Städte 
und Gemeinden wegen der besonderen Rechtsunsi-
cherheit vor Ort schon Millionen an Schadensersatz 
an Spielhallenbetreiber haben zahlen müssen. Bei 
den Bemühungen, städtebauliche Nachteile durch 
Spielhallen zu verhindern, sind Entschädigungszah-
lungen von einigen hunderttausend Mark wegen ei-
ner versagten Genehmigung oder eines verlorenen 
Prozesses keine Seltenheit. 

All diese Probleme löst der Antrag der Koalitions-
fraktionen nicht. Wir haben deshalb einen Ände-
rungsantrag vorgelegt, weil Sie unsere Vorschläge in 
den Ausschüssen abgewiesen haben. 

Unsere Ziele lassen sich in zwei Punkten zusam-
menfassen, die dann instrumentalisiert werden: 

Erstens. Es muß den Kommunen ein wirksames In-
strument zur Steuerung und zur Begrenzung der 
Spielhallenflut an die Hand gegeben werden. 

(Westphal [SPD]: Sehr richtig!) 

Zweitens. Wettbewerbsverzerrungen müssen ab-
gebaut werden. 

Wir sind der Meinung: Es ist dringend notwendig, 
das Baugesetzbuch nicht nur im Zusammenhang mit 
Ausschließungsmöglichkeiten über Bebauungspläne, 
sondern auch im Zusammenhang mit unbeplanten 
Ortsteilen so zu ändern, daß die Gemeinden die tat-
sächliche Entscheidung vor Ort haben. Wir stimmen 
der Empfehlung des Bundesrates zu. 

Wir treten dafür ein, daß die Übergangsfristen in 
der Spielverordnung — natürlich unter Berücksichti-
gung des Vertrauensschutzes — auf 1992 begrenzt 
werden. 

Wir fordern sofort die korrekte umsatzsteuerliche 
Erfassung bei der Neuanschaffung von Geldspielge-
räten durch Einbau von Zählgeräten. Bei Altgeräten 
stellen wir die Nachrüstung frei. Bei nicht nachgerü-
steten Altgeräten allerdings muß der Multiplikator 
entsprechend den Empfehlungen der Gerichte, des 
Bundesrechnungshofes und den Erkenntnissen der 
Bundesregierung sofort erhöht werden. 

Die SPD-Bundestagsfraktion tritt dafür ein, einen 
wirksamen Mieterschutz für Geschäftsraummieter 
durchzusetzen. 

(Westphal [SPD]: Sehr richtig!) 

Wir freuen uns, daß CDU/CSU und FDP unsere Vor-
schläge zur Frage des pathologischen Glücksspiels 
und zur Frage der Umfeldkriminalität deckungsgleich 
übernommen haben. 

Auch Bundesländer, so füge ich hinzu, können in 
der Frage des Gaststättengesetzes und der Frage ei-
ner einheitlichen Vergnügungssteuer noch einiges 
tun. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, uns geht 
es nicht um ein Verbot von Spielhallen. Uns geht es 
um die Verhinderung der Verdrängung von Stadt-
strukturen und um die Verhinderung einer übermäßi-
gen Ausnutzung der Gewerbefreiheit. Vor allen Din-
gen aber geht es uns um Rechtssicherheit. Uns geht es 
darum, daß die Entscheidungen, wo, wie und wann 
eine Spielhalle errichtet wird, im Abwägungsprozeß 
der Gemeinden, in der Planung vor Ort stattfinden. 
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Wir wollen die ungerechtfertigten Wettbewerbsvor-
teile über das Steuerrecht und die Gewerbeordnung 
abbauen. 
Es liegt daher an Ihnen, unseren Änderungsvor-

schlägen zuzustimmen. Ansonsten, sagen wir Sozial-
demokraten voraus, werden die Instrumentalisierun-
gen — die lammfromm sind — , die Sie vorgenommen 
haben, nicht genügen, um Anfang der 90er Jahre ei-
nen weiteren Spielhallenboom zu verhindern. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Lüder. 

Lüder (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Herr Kollege Reschke, wir wer-
den auch der Neufassung Ihres Antrags, wie er sich 
heute als Änderungsantrag stellt, nicht zustimmen 
können. Wir haben uns sehr sorgfältig überlegt, was 
notwendig ist, was machbar ist und was im Rahmen 
unserer Wirtschaftsordnung vertretbar, zulässig und 
geboten ist. 
Meine Damen und Herren, wenn man die Über-

schriften der Anträge und die emotionalen Stichworte 
liest, die diese Debatte prägen, dann kann man fast zu 
dem Eindruck kommen, wir führten hier eine Sachde-
batte im Wattenmeer. Insbesondere die Sozialdemo-
kraten, aber zum Teil auch unser Koalitionspartner 
kann gar nicht oft genug den Dammbau gegen die 
Spielhallenflut fordern. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist wahr!) 
Deichgraf werde hart, und die Republik wird mora-
lisch: Das scheint die Quintessenz der Debatte zu sein. 
Insbesondere Kommunen und Kommunalpolitiker be-
fassen sich mit zunehmender Intensität mit dem 
Thema Spielhallen. Dabei weiß doch jeder, der sich 
sachkundig gemacht hat, daß Spielhallen nicht die 
Lasterhöhlen unserer Kommunen sind, sondern 
schlicht normale Bestandteile städtischen Lebens. 

Vizepräsidentin Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Westphal, Herr Kollege 
Lüder? 

Lüder (FDP) : Herr Kollege Westphal, gerne. 

Westphal (SPD): Herr Kollege Lüder, können Sie 
sich nicht vorstellen, daß es auch ein Mittelstandspro-
blem ist, daß kleine Ladenbesitzer durch mehr Miete 
zahlende Spielhallenbesitzer verdrängt werden, und 
daß das nicht nur ein moralisches Thema, sondern ein 
wirtschaftspolitisch sehr im Sinne Ihrer Partei liegen-
des Thema ist? 

Lüder (FDP): Herr Kollege Westphal, gerade weil 
ich mir dies nicht vorstellen konnte, bin ich diesen 
Überlegungen und Angaben nachgegangen und 
habe festgestellt, daß, glaube ich, ungefähr zehnmal 
so viele Einzelhandelsbetriebe aufgegeben haben, 
wie Spielhallen überhaupt vorhanden sind. Also ist 
die Kausalität hier falsch. Das ist einer der Gründe,  

warum wir hier einen Forschungsauftrag vorsehen 
wollen. 

(Beifall bei der FDP — Westphal [SPD]: Nur 
muß ich das nicht glauben, was Sie  sagen!)  

— Sie müssen Zahlen nicht glauben, Sie sollten aber 
mit Zahlen rechnen, dann machen wir bessere Poli-
tik. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Wir machen aber 
keine Politik gegen die Konzentration!) 

Meine Damen und Herren, die Anhörung im Wirt-
schaftsausschuß — sie hat zu einem sehr umfangrei-
chen Papier geführt — zur Spielhallenproblematik 
und deren Auswertung gab uns einen wesentlichen 
Beitrag zur Sachlichkeit und Aufrichtigkeit in der Dis-
kussion um die Spielhallen. 

Sachlichkeit gebietet, die stadtplanerischen Fragen 
des Städtebaurechts von der individuellen, durch die 
eigenen Moralmaßstäbe geprägten Beurteilung des 
Automatenspiels zu trennen. Wer, wie ich, Spielhallen 
fast nur von außen kennt, muß doch akzeptieren, daß 
diese Geschäfte überall ihre mündigen Kunden fin-
den. Darüber kann auch die Polemik nicht hinwegtäu-
schen, wenn mancher glaubt, eine ganze Branche 
rechtlich „verpflichten" zu können, Spielhallen nicht 
mit „phantasievollen Namen" wie „Spielcenter" oder 
„Freizeitcenter" bezeichnen zu dürfen. Diese Ver-
botsüberlegungen kamen ja einmal aus einem Hause 
dieser Bundesregierung. 

Wir haben auch zur Kenntnis zu nehmen, daß es 
hier nicht um ein Jugendschutzproblem gehen kann. 
In Spielhallen gibt es keinen Alkohol. In Spielhallen 
dürfen nur Erwachsene hinein. Jugendschutz und Al-
koholverbot kombiniert — bei welcher Vergnügungs-
stätte in unserer Republik gibt es das schon? In der 
gesamten langen Debatte, in der Anhörung vor dem 
Wirtschaftsausschuß, in den parlamentarischen Erör-
terungen, in den schriftlichen Stellungnahmen — nir-
gendwo wird der Vorwurf substantiiert erhoben, daß 
Spielhallen und Spielhallenbetreiber nennenswerte 
Verstöße gegen das Jugendschutzgesetz begingen. 

(Reschke [SPD]: Hat auch keiner behaup

-
tet!) 

Hier geht es um Erwachsenenschutz, 

(Reschke [SPD]: Welche Schlacht schlagen 
Sie eigentlich? Es hat doch keiner davon ge

-

sprochen!) 

und Erwachsenenschutz kennt unsere Republik ei-
gentlich nur im seltenen Ausnahmefall des Betreu-
ungsbedarfs. 

(Beifall bei der FDP — Reschke [SPD]: Sehen 
Sie einmal in die Tagesordnung!) 

Die Koalitionsfraktionen haben die Punkte, bei de-
nen insbesondere im Interesse unserer Städte, im 
städtebaulichen Interesse unserer Kommunen Ein-
schränkungsmöglichkeiten zur Verbesserung der 
Stadtstruktur notwendig sind, aufgegriffen. Wir ha-
ben, um eine Einigung zu erreichen, auch weiteren 
Einschränkungen der Spielmöglichkeiten zuge-
stimmt. Der Kompromiß, der heute vorgelegt wird, ist 
für Liberale tragbar. Deswegen stimmen wir zu. 
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Aber ich meine, daß wir Politiker gerade in dieser 
Frage auch einmal ein Wort zur Aufrichtigkeit sagen 
sollten. Aufrichtigkeit gebietet, Spielhallen und Spiel-
banken nicht mit zweierlei moralischem Maß zu wer-
ten. 

(Beifall bei der FDP — Conradi [SPD]: Bei 
den Spielbanken und bei den Automaten!) 

—Nun seien Sie ganz vorsichtig und fahren Sie viel-
leicht einmal mit Herrn Kollegen Reschke mit der 
Straßenbahn zur Hohensyburg und gucken sich an, 
was dort geschieht. 

(Reschke [SPD]: Da fährt keine Straßenbahn 
mehr! Sie müssen schon mit dem Auto fah-

ren!) 
—Dann fahren Sie mit dem Auto. Ich bezahle Ihnen 
notfalls die Taxe, damit Sie sich das einmal angucken 
können. 

(Reschke [SPD]: Das ist ein toller Nachweis, 
daß Sie noch nicht dagewesen sind!) 

Gucken Sie sich einmal an, was dort in einer staatlich 
konzessionierten Spielhalle mit einarmigen Banditen 
los ist. Von mittags — in Berlin von morgens 11 Uhr — 
angefangen werden dort Umsätze getätigt — in 
einer einzigen Stätte —, die größer sind als die aus 
allen Spielgeräten Nordrhein-Westfalens zusammen-
genommen. Das sind doch die Fakten. Auch daran, 
Herr Kollege Westphal, mögen Sie vielleicht nicht 
glauben. Aber an dieser Zahl kommen Sie nicht vor-
bei. 

(Abg. Westphal [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsidentin Renger: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage? 

Lüder (FDP): Aber gern. 

Westphal (SPD): In diesem Falle glaube ich Ihnen, 
Herr Lüder. Bloß bin ich nicht dafür, daß die existie-
ren. Ich bin mit Ihnen Kritiker dieser Sache. Das heißt, 
ich bleibe auf einem moralisch gleichen Podest. 

Lüder (FDP): Ich habe bisher nur noch keine Lan-
desregierung, auch keine sozialdemokratische Lan-
desregierung gesehen, die eine staatliche Spielbank 
eingeschränkt oder geschlossen hätte. 
Meine Damen und Herren, Aufrichtigkeit in der 

Auseinandersetzung gebietet nach meiner Auffas-
sung, daß wir auch sehen, daß Spielkasinos Tag für 
Tag von mittags bis in den späten Abend hinein offen 
sind, daß hier mit viel größerem Anreiz, mit viel grö-
ßerem Einsatz, mit viel leichteren Möglichkeiten, mit 
viel weniger Kontrolle, als wir sie von den P rivaten 
verlangen, die Spielleidenschaft ausgetobt werden 
kann, und das zum Vorteil der Kassierer im Land und 
in den Kommunen. 

(Conradi [SPD]: Und einiger anderer!) 
Z. B. kann man in Berlin zu einem einarmigen Ban-
diten kommen, der Markstücke schluckt. Es gibt noch 
nicht einmal eine Ausweiskontrolle. Man muß nur ein 
Schild passieren, auf dem steht, man darf nur hinein, 
wenn man 21 ist. Dann kann man hinein. Drinnen 
leuchtet eine Sch rift auf, daß man für einen Einsatz 

von 1 DM 70 000 DM gewinnen kann. Wenn sich der 
Einsatz pro Minute um 1 DM erhöht, wenn man dort 
nach zehn Minuten feststellt: das sind schon 10 DM 
mehr, dann soll man mir bei den 20- oder 30-Pfennig-
Geräten nicht mit Spielsucht oder Spielleidenschaft 
kommen. Man muß einfach sehen, daß der Staat hier 
nicht Vormund sein kann. 

Meine Damen und Herren, wir müssen auch beden-
ken, daß die Regelung, die wir heute verabschieden, 
auf dem aufbaut, was früher schon in Kraft gesetzt ist. 
Das, was der Kollege Reschke gesagt hat, ist hier nicht 
so ganz zutreffend. Das, was an rechtlicher Regelung 
in Kraft gesetzt ist, wird erst Wirkungen entfalten. Das 
müssen wir berücksichtigen, wenn wir heute neue 
Regelungen beschließen. 

Wir werden zu beachten haben, daß die bereits 
heute gültige Spielverordnung ab 1990 die Zahl der 
Geldautomaten wesentlich einschränken wird. Im-
merhin wird damit gerechnet, daß 1990 etwa 20 000 
und 1995 noch einmal 20 000 Spielgeräte abgebaut 
werden müssen. Für meine Stadt Berlin ist berechnet 
worden, daß mehr als 40 % aller Geldspielautomaten 
schon nach der heute geltenden Regelung in den 
nächsten Jahren verschwinden müssen. Das geht auf 
Grund dessen, was in Kraft gesetzt ist. Dann sollte 
man nicht danach schreien, daß noch mehr getan wer-
den muß. Dann sollte man nicht kritisieren, was bisher 
schon eingebracht worden ist. 

Auch gilt es zu sehen, daß das Städtebaurecht Be-
schränkungen erlaubt, die längst nicht überall ange-
wandt und praktiziert werden. Es muß doch gefragt 
werden, woran es liegt, daß in einigen Städten die 
städtebaurechtlichen Instrumente, insbesondere das 
Mittel des Textbebauungsplanes, angewandt werden, 
während es in anderen Städten nicht geschieht. Hier 
haben wir auch Untätigkeit von Kommunen festzu-
stellen. Wir brauchen doch nicht wegen der Untätig-
keit einiger Kommunen darauf drängen, daß wir mehr 
tun müssen, als wir hier als Koalition vorgesehen ha-
ben. 

Meine Damen und Herren, es geht hier um gut 
20 Millionen Menschen, die — viele selten, manche 
häufig — in ihrer Freizeit an und mit Automaten spie-
len, um 20 Millionen Mitbürger. Es geht auch um 
55 000 Arbeitsplätze. Auch das müssen wir sehen, 
wenn wir dieses Thema seriös angehen. 

Man muß kein Spieler sein, doch wer spielen will, 
muß das auch können. Ein Liberaler läßt nicht zu, daß 
der Staat Vormund der Bürger wird. Freiheitliche Poli-
tik heißt für mich, daß sich auch der entfalten darf, 
dessen Geschäftstätigkeit mir nicht liegt, ja, auch der, 
dessen Kunde ich nicht sein möchte. Wir schreiben 
nicht vor, was geschehen soll. Wir wollen Freiräume, 
damit geschehen darf, was andere möchten. Dabei 
müssen wir auf die Einhaltung unserer Steuergesetze 
achten. Hier haben wir notwendigerweise Korrektu-
ren vorgenommen. Wir wollen stadtplanerische 
Grundsätze berücksichtigen. Das wird hier umge-
setzt. Dabei werden wir darauf achten, daß Markt-
möglichkeiten nicht mißbraucht werden. Auch dem 
tragen wir hier Rechnung. 

Diesen drei Gesichtspunkten trägt der Koalitionsan-
trag Rechnung. Aber weiter gehen wir nicht. Wollten 
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wir Vormund der Spieler sein, würden wir politisch zu 
Falschspielern. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Teubner. 

Frau Teubner (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Zuhörerinnen und Zuhörer! Im Gemeinschaftskun-
deunterricht besp richt man ja auch das parlamentari-
sche System der Bundesrepublik und ist natürlich re-
gelmäßig genötigt, zu erklären, was denn eigentlich 
Lobbyismus heißt. 

(Jungmann [SPD]: Das, was der hier eben 
gemacht hat!)  

Der Femdwörter-Duden definiert Lobbyismus als 
„Versuch, Gepflogenheit, Zustand der Beeinflussung 
von Abgeordneten durch Interessen(gruppen)" — so 
weit, so theoretisch. 
Ein hervorragend anschauliches Beispiel für Lobby-

ismus haben uns die Vertreter der Spielgeräteindu-
strie in den fast zwei Jahren geboten, in denen das 
Thema Spielhallenflut die Gremien dieses Hauses be-
schäftigt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Conradi [SPD]: 
Wohl wahr!) 

Man bedenke oder vergleiche, daß Kleinigkeiten wie 
die Steuerreform oder gar die Gesundheitsreform da-
gegen in atemberaubend kurzer Zeit, manchmal we-
nigen Wochen, abgefertigt wurden. 

Nun denn, der Eiertanz ist zu Ende, ein Eiertanz vor 
allen Dingen derer, die so gern der absolut ungezü-
gelten Entfaltung der freien Marktwirtschaft das Wort 
reden — die FDP ist da ja wirklich unschlagbar —, 
und derer, die sich zumindest zuweilen noch genötigt 
sehen, den Sorgen ihrer Bürgermeisterbasis ein Ohr 
zu leihen. 

(Jungmann [SPD]: Die bei der FDP haben 
keine Bürgermeister!) 

Dieser Eiertanz, dieser Kampf der Interessen hat die 
Beratungen in Sachen Spielhallen doch beträchtlich 
in die Länge gezogen. Das war eine unvergleichliche 
Chance für die Lobbyisten in Gestalt der Vertreter der 
Münzautomatenverbände, sich immer wieder in die 
Meinungsbildung der Abgeordneten einzuschalten — 
und das mit einer Penetranz, die im Laufe dieser zwei 
Jahre nicht an Überzeugungskraft gewonnen hat, je-
denfalls mir gegenüber nicht, sondern eher lästig ge-
worden ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Einen Gipfel der — nach den eigenen Worten dieser 
Industrie — „öffentlichen Meinungspflege" stellt eine 
Tonkassette dar, die allen Abgeordneten zugeschickt 
worden ist: Eine kleine Geschichte der Münzautoma-
ten. 

(Dr. Hitschler [FDP]: Mir nicht!) 

— Ich lasse Sie gerne mal mithören, Herr Hitschler. 

Sie enthält u. a. folgende Beschreibung der heuti-
gen Spielhallenlandschaft — ich zitiere einmal ein 
bißchen aus dieser Kassette — : 

Wer will, kann Spielhallen in zwei Kategorien 
einteilen. Da gibt es jene zu Recht als Spielhöllen 
bezeichneten Etablissements, die meist schon 
von außen durch zugeklebte Fensterscheiben 
auffallen. Im Inneren drängen sich auf engstem 
Raum die Spieler um die zahlreichen Groschen-
gräber, die gleich im Dreierverbund in kleinsten 
Kabinen aufgehängt sind. Beißender Tabak

-

qualm und ein diffuses Licht, das kaum zur Erhel-
lung beiträgt, verdunkeln den Blick auf schmut-
zige Böden und Wände. Der Neuling schaut hier 
unwillkürlich nach, ob die Brieftasche noch am 
angestammten Platz ist. 

Weiter im Zitat: 

Von solchen Spelunken heben sich wohltuend 
die übrigen Spielhallen ab. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

— Herr Kansy nickt. 

Hier wird nach einer anderen Konzeption gear-
beitet. Aus Lautsprechern ertönt leise Musik. In 
den großen hellen Räumen wurde ein Teppichbo-
den ausgelegt, die Decken sind abgehängt, 

(Conradi [SPD]: An der Wand hängt ein Bild 
von Graf Lambsdorff!) 

über Spiegel kann die Aufsicht ihre Kundschaft 
beobachten, überall sind Pflanzen und Glas-
wände aufgestellt, die den großen Raum in viele 
Zonen teilen. Alkohol gibt es nicht, dafür aber 
wird Kaffee gratis angeboten. 

Das könnte man hier auch mal einführen. 

(Heiterkeit) 

Das ist eine, wie ich denke, reichlich plumpe 
Schwarzweißmalerei bzw. besser gesagt: Schönfärbe-
rei. Denn natürlich soll diese Art der Beschreibung 
darauf hinauslaufen, mit der Spielhallenindustrie nur 
die letztgenannten „Etablissements" in Verbindung 
zu bringen, die sozusagen den bewährten deutschen 
Tugenden von Sauberkeit und Ordnung in vorzüg-
lichster Weise entsprechen. Das finde ich aber ge-
nauso scheinheilig wie den Versuch — und da stimme 
ich dem Kollegen Lüder zu — , aus der Spielhallendis-
kussion den ganzen Bereich der Profite auszugrenzen, 
die der Staat mit Veranstaltungen wie Lotto, Toto, 
Klassen-Lotterie oder Rubbelspaß seinen Bürgerinnen 
und Bürgern aus den Taschen lockt. Jede Art von 
Scheinheiligkeit ist hier fehl am Platz und dies um so 
mehr, als trotz der langjährigen Diskussion sich immer 
noch kaum jemand die Mühe macht, den eigentlichen 
Ursachen des Spielhallenbooms auf den Grund zu 
gehen. 

Wir sind nach den langen Debatten im Ausschuß 
und auch nach der umfangreichen Expertenanhörung 
nach wie vor der Ansicht: 

Erstens. Der Spielhallenboom ist nicht der Auslöser, 
sondern eine Folge der innerstädtischen Strukturver-
änderungen, vor allem der Verdrängung des traditio-
nellen Einzelhandels. Man muß etwas gegen die Kon-
zentration des Einzelhandels tun, wenn man dieses 
Problem bekämpfen will. 
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Zweitens. Wer das Verdienen am Glücksspiel für 
verwerflich hält, sollte dann auch ehrlicherweise auf 
Lotteriesteuer- und  Spielbankabgaben verzichten. 
Drittens. Wer hingegen — auch diese Meinung hört 

man zuweilen — ganze Stadtteile oder sogar das ge-
samte Stadtgebiet zur spielhallenfreien Zone erklären 
möchte, sollte sich einmal überlegen, ob ihn vielleicht 
nicht so sehr diese Vergnügungsstätten selbst stören 
als vielmehr deren Publikum. Das ist nämlich oft ein 
Publikum, das nicht zu der kaufkräftigen Gesellschaft 
gehört, die man so gerne in den revitalisierten, urba-
nen Innenstädten hätte. Stadtplanung darf nicht zur 
Ausgrenzung unerwünschter Bevölkerungsgruppen 
mißbraucht werden. 
Viertens. Wer den Jugendschutz durch Spielauto-

maten gefährdet sieht, sollte sich wirklich in erster 
Linie um den wesentlich höheren Anteil an unkontrol-
lierten Spielgeräten in Gaststätten kümmern. 
Schließlich: Wem es ernst ist mit der Sorge um die 

menschlichen, finanziellen und sozialen Konsequen-
zen des pathologischen Spielverhaltens, der sollte vor 
allem einmal danach fragen, warum Spielhallen in 
unserer Gesellschaft für einige Menschen oft zur ein-
zigen und letzten Chance geworden sind, wenigstens 
ab und zu einmal ein minimales Erfolgserlebnis zu 
haben. Will sagen: Wer über Arbeitslosigkeit nicht 
reden will, sollte über sogenannte Spielsucht lieber 
schweigen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 
Zu der Beschlußempfehlung und dem Änderungs-

antrag möchte ich noch zwei Bemerkungen machen. 
Bei der Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
enthalten wir uns. Sie geht uns einfach nicht weit 
genug. Unseres Erachtens ist sie ziemlich elegant und 
schlau formuliert, weil Sie im Grunde nur wiederge-
ben: Es gibt Besorgnisse, es gibt eine Tendenz. Das 
kann man wirklich nicht leugnen. Insofern sagen wir: 
Was Sie daraus für Konsequenzen ziehen, geht auf 
keinen Fall weit genug. 
Aus dem SPD-Änderungsantrag möchten wir gerne 

einen Punkt herausnehmen und über ihn getrennt 
abstimmen, und zwar den Punkt, in dem es darum 
geht, daß auf Bundesebene unseres Erachtens zu weit 
gehende Regelungen planungsrechtlicher Art ge-
schaffen werden sollen. Wir denken, daß die Diskus-
sion in den Gemeinden selber geführt werden muß, ob 
man bestimmte Vergnügungsstätten, die ja nicht nur 
Spielhallen, sondern auch andere Arten von Vergnü-
gungsstätten betreffen, aus einem bestimmten Stadt-
gebiet herausnehmen will. Über Punkt II 2 möchten 
wir getrennt abstimmen, weil wir ihn ablehnen. Dem 
Rest des Antrages können wir uns anschließen. 
Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Börnsen. 

Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Frau Teubner, in dem 
Punkt des fehlenden Kaffees würde ich Ihnen gerne 
zustimmen; aber in einigen anderen Punkten unter-
scheiden wir uns doch voneinander. Herrn Kollegen 

Lüders würde ich gerne sagen: Wir haben nicht nur 
eine ordnungsrechtliche Verantwortung, sondern wir 
haben auch eine sozialpolitische Verantwortung. Für 
mich sind 20 000 Spielabhängige 20 000 zu viel. 

Für die Spielhallenbetreiber ist es fünf Minuten vor 
zwölf. Wenn die Branche nicht umgehend Selbstbe-
schränkungen praktiziert, wird der Staat zum Schutz 
seiner Bürger sein Instrumenta rium weiter verschär-
fen müssen. Die Massierung von Daddelhallen von 
Flensburg bis Passau ist eine Sache, die die Bürger auf 
die Barrikaden bringt. Eltern sehen das Zocken als 
gefährliche Freizeitverlockung. Damit müssen wir 
uns auseinandersetzen. Erzieher warnen vor einer 
Verarmung von Gespräch, Gestaltungsvielfalt und 
Geselligkeit durch die moderne Spieltechnologie. In 
Vorbereitung dieser Sitzung bin ich in mindestens 
50 Spielhallen gewesen und kenne mich inzwischen 
darin langsam aus. 

Kommunalpolitiker befürchten mit Recht einen 
Qualitätsverlust ihrer Gemeinde. Spielhallen, deren 
Boom — nach Angaben des Ifo-Instituts — seit 20 Jah-
ren erstmalig gebrochen worden ist, werden oft mit 
Lärm und Last in Verbindung gebracht, weniger mit 
Vergnügen und Freizeitfreude. 

Die Hinweise der Experten, daß wir zur Zeit im Jahr 
600 Millionen DM an Therapiekosten für Spielabhän-
gige aufbringen müßten, müssen wir als ernste Mah-
nung nehmen. Die Sogwirkung von Automaten ist 
wirklich vorhanden. Wir müssen sehen, daß diese 
Sogwirkung dazu beiträgt, daß es Spieler gibt, die das 
Fummeln am Automaten bereits als eine Art von 
Droge empfinden. 

Es gilt zu lenken, wo Spielhallen beginnen, das 
Stadtbild zu beherrschen. Es gilt, den Maßnahmenka-
talog, den wir von der Koaliton gemeinsam vorgelegt 
haben, Punkt für Punkt in allen sieben Punkten durch-
zuführen und mit Punkt 8 — da irrt sich Herr Kollege 
Reschke — der Berichtspflicht noch in diesem Jahr 
dazu beizutragen, daß Verbindlichkeit und Konkreti-
sierung durchgesetzt werden. Die Kontrollfunktion 
des Parlaments kann und wird hier auch einsetzen. 
Die Koalition bleibt mit ihrem Antrag in der Wirt-
schaftsordnung und in der Rechtsordnung unseres 
Landes. 

Es gibt mit uns, Herr Kollege Reschke, keine Ver-
botsstrategie. Denn wer wie Sie den Nutzungsaus-
schluß fordert, radiert damit in letzter Konsequenz das 
Automatenspiel aus. Wer den Nutzungsausschluß 
will, verketzert in der Konsequenz Vergnügungsstät-
ten, wo allein 20 Millionen Erwachsene im Jahr Reiz 
und Spannung, Ablenkung und Abwechslung su-
chen. Wer den Nutzungsausschluß will, will dem 
mündigen Bürger unseres Landes die Freizeit verord-
nen. Mit uns geht das nicht. Wir wollen auch die Frei-
heit in der Freizeit garantiert wissen. Verbote verla-
gern nur das Spiel in Hinterstuben und in den Unter-
grund. Das kann niemand wollen. 

Deshalb war bereits im Konzept der Spielverord-
nung 1985 die Zielrichtung, Fehlentwicklungen zu 
unterbinden, die Gewerbefreiheit aber zu garantie-
ren. 

22 000 Automaten werden in den nächsten Jahren 
abgebaut werden. 1 000 Spielhallen werden endgül- 
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tig vom Markt genommen. Das bedeutet, daß damit 
auch wirklich ein Erfolg mit der Spielverordnung von 
1985 erzielt werden wird. 

Von den neuen Anträgen entfallen alleine 50 % auf 
Nordrhein-Westfalen. Man muß dabei sehen, daß es 
eine ganze Reihe von Kommunen und von Ländern 
gibt, die eine ganz andere Anwendung der bisher 
bestehenden möglichen Gesetze praktizieren. Wie 
kommt es denn, daß in München auf eine Spielhalle 
32 000 Einwohner fallen, in Oberhausen 834? Warum 
hat Stuttgart 45 Spielhallen, aber Duisburg mit glei-
cher Größe 200? Warum hat Baden-Württemberg ein 
Verhältnis von 15 700 Bürgern pro Halle und Schles-
wig-Holstein von 2 002? Hier haben auch die Kommu-
nen eine Verantwortung. Für die unterschiedliche Be-
willigungspraxis ist Bonn nun wirklich nicht zustän-
dig. 

Auch Sperrzeitenregelungen und Stellplätze sind 
eine Sache in der Kompetenz der Länder. Auch sie 
haben hier Verantwortung zu tragen. Wir erwarten 
neben den steuerlichen und neben den baurechtli-
chen Maßnahmen, die jetzt in unserem Antrag durch-
gesetzt werden sollen, von der Branche die st rikte Ein-
haltung der Gewinnspielobergrenzen, eine deutliche 
Reduzierung der Risikotasten und des Münzspei-
chers, die Unterbindung des Spielens an mehr als 
zwei Geräten, den Stundentakt bei Dauerspielen und 
einen Rückbau der aggressiven Werbung. Ich glaube, 
das ist einhaltbar, wenn man dieses Spiel auch in 
Zukunft sichern will. 

Die Branche hat dafür Möglichkeiten. Mit einem 
Umsatz von 4,3 Milliarden DM im Jahre 1987 und mit 
80 400 neuen Geräten hat man wirklich eine Voraus-
setzung, um dann auch diesen Bindungen zu entspre-
chen. 

Ich glaube sehr wohl, daß es möglich ist, im Freizeit-
bereich so vorzugehen, daß wir alle dazu beitragen, 
daß wir zu einer neuen Freizeitkultur kommen, in der 
nicht das perfektionistische Gewinnspiel im Mittel-
punkt steht, sondern andere wichtige Freizeitmaß-
nahmen. Sie können, wenn sie Kommunikation und 
Kreativität ansprechen, eine Hilfe sein, sich in der Zeit 
zurechtzufinden, in der man nicht arbeitet. Sie können 
zum Ausgleich, zur Muße und zur wirklichen Lebens-
freude beitragen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Der Herr Kollege Reschke 
hat wieder das Wort. 

(Reschke [SPD]: Ich habe mich auch eben 
ziemlich kurz gehalten, nachdem klar war, 
daß die CDU vier Redner ins Rennen 

schickt!) 

Reschke (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich habe sehr genau zugehört 
und habe versucht, herauszufiltern, wo und wie die 
CDU/CSU, die ja auch eine starke kommunalpoliti-
sche Vereinigung hat wie wir, eigentlich den Gemein-
den vor Ort helfen will oder wo sie den Gemeinden vor 
Ort Hilfestellung leisten will. 

Erstens. Sie handeln entgegen den Empfehlungen 
des Bundesrates, der auch ein bißchen Ahnung von 
Gemeindepolitik vor Ort hat, und widersetzen sich 
den Empfehlungen des Deutschen Städtetages, das 
Baugesetzbuch, insbesondere den § 9 des Baugesetz-
buches, zu ändern — nach unserer Auffassung sollte 
auch der § 34 geändert werden —, um in den unbe-
planten Innenbereichen rechtswirksam und auch mit 
Rechtssicherheit die Grundlage für Änderungen in 
der Baunutzungsverordnung zu geben. 

Zweitens. Sie gehen an das ganz, ganz dicke und 
große Problem nicht heran, nämlich an die Spielver-
ordnung, wo die tatsächliche Zunahme der Anzahl 
der Geldspielgeräte und die tatsächliche Zunahme 
der Anzahl der Spielhallen zu suchen ist. Die Spielhal-
lenindustrie hat sich unmittelbar nach Erlaß der Spiel-
verordnung von 1985 daran gesetzt, anstatt auf 4,5 qm 
drei Geräte oder auf 60 qm 30 Geräte in Zukunft auf 
150 qm zehn Geräte anzubieten. 

Es gibt zwei markante Punkte, auf die Sie hier keine 
Antwort geben. Erstens: Am 31. Dezember 1991 müs-
sen Tausende von Spielhallen alten Typs schließen. 
Ich frage: Wo ist Ihre Antwort? Daß die Spielhallenin-
dustrie die Geräte dann woanders hinhängen will, ist 
doch wohl jedem klar. Wir müssen insofern Vorsorge 
betreiben, als wir den Anstieg der Zahl der Spielhal-
len im Zeitraum zwischen 1985 und 1991 durch Aus-
dünnung der Zahl der Spielhallen alten Typs brem-
sen. 

Zur Zeit werden Spielhallen neuen Typs mit einer 
Fläche von 150 qm und mehr gebaut, auch im Hin-
blick auf die Auslauffrist 1995. 

Insofern sagen wir ganz deutlich: Machen Sie end-
gültig Schluß mit diesen unangemessenen Über-
gangsfristen — ich habe es eben schon gesagt — , die 
noch nicht einmal die Kraftwerksindustrie im Zusam-
menhang mit der Entschwefelung zugestanden be-
kam. Über 10 Jahre Übergangsfrist bei einer neuen 
Verordnung — das ist in vielen Bereichen doch wohl 
mehr als unanständig. Bei allem Vertrauensschutz, 
den der Gesetzgeber leisten muß, sagen wir auch — 
wir würden sie am liebsten schon morgen kappen, um 
Ruhe an der Front zu haben — : 1991/92 lassen wir sie 
auslaufen. Aber dann muß Schluß mit dem Theater 
der Neugründungen von Spielhallen sein. 

Ein zweiter Punkt betrifft die pflaumenweiche For-
mulierung im Bereich des Schwarzgeldinkassos. Ich 
zitiere wieder den Antrag der CDU/CSU; „Schwarz-
geldinkasso" ist nicht mein Wort. Ich will niemandem 
etwas Falsches unterstellen. Deswegen spreche ich 
von einer Wettbewerbsverzerrung. Warum Sie, ob-
wohl der Bundesgerichtshof, eine staatliche Prüfungs-
stelle, festgestellt hat, daß nur die Hälfte des Umsatzes 
steuerlich erfaßt wird, nach Ihrem Antrag Übergangs-
fristen gewähren wollen, leuchtet keinem vor Ort 
mehr ein. Das ist ein weiterer großer Fehler, den Sie 
machen. 

Es gibt keine politische Alternative, als erstens den 
Anstieg der Zahl der Spielhallen zu stoppen und zwei-
tens die Verslumung, die mittlerweile in vielen Stra-
ßenzügen und in vielen Stadtteilen festzustellen ist, 
abzubauen. Wir müssen nicht nur den Boom bei der 
Errichtung neuer Spielhallen stoppen, sondern wir 
müssen auch den Gemeinden die Instrumente an die 
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Hand geben, gegebenenfalls einige Spielhallen zu 
schließen, weil unerwünschte städtebauliche Ent-
wicklungen große Schäden vor Ort verursachen, bis 
hin zu Sanierungsinvestitionen. 
Alle diese Probleme lösen die Vorschläge der Koali-

tionsfraktionen nicht. Insofern bitte ich recht herzlich, 
den Empfehlungen des Bundesrats und unseren Emp-
fehlungen, die noch maßvoll sind, in Ergänzung zu 
dem zuzustimmen, was wir schon in den Fachaus-
schüssen vorgeschlagen haben. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dörflinger. 

Dörflinger (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Reschke, wir haben die anderthalb Jahre, die zwi-
schen der Vorlage des ersten Antrags und der heuti-
gen Debatte liegen, natürlich nicht zu Rubbelspielen 
benutzt, sondern wir haben diese anderthalb Jahre 
benutzt, um uns selber problembewußter zu machen 
und zu sehen, daß wir damit auch auf das zu reagieren 
haben, was aus der Bürgerschaft, aus unseren kom-
munalen Vertretungen an Besorgnissen kommt. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 
Herr Kollege Lüder, ich kann es mir nicht ganz ver-

kneifen: Vielleicht hängt die mangelnde Sensibilität 
unseres Koalitionspartners auch mit der Stärke oder 
dem Nichtvorhandensein mancher Ratsfraktion zu-
sammen. 
Meine Damen und Herren, wir haben aber auch 

gesehen, daß wir es mit einer differenzierten Situation 
und auch mit differenzierten Ursachen zu tun haben. 
Es ist ja interessant, daß sich der Vorsitzende der Ge-
werkschaft NGG in einer komischen Kumpanei mit 
der Automatenindustrie befunden hat, was diese Pro-
bleme angeht. 

(Reschke [SPD]: Sehr bedauerlich!) 
Mit derselben Differenziertheit sollten wir auch die 

Frage beantworten: Was können wir tun, was können 
wir nicht tun? Wir können bestimmt nicht verbieten, 
wir können ein Gewerbe nicht erdrosseln, wir können 
das Städtebaurecht — das ist mein Thema — nicht 
zum Instrument des wirtschaftlichen Wettbewerbs 
oder der wirtschaftlichen Lenkung machen. Das ver-
bietet auch das Bundesverwaltungsgericht in einer 
Entscheidung aus dem Jahre 1987. 
Baurechtliche Maßnahmen sind möglich, baurecht-

liche Maßnahmen sind notwendig, wenn es um die 
Lösung städtebaulicher Probleme geht — wir haben 
eben darüber diskutiert —, bei negativen Einflüssen 
auf die Wohnnutzung oder auf sensible Nutzungen 
wie beispielsweise beim Schutz sozialer Einrichtun-
gen, beispielsweise von Schulen, wenn es um die Ge-
fahren für die Attraktivität und das Niveau bestimmter 
Innenstadtbereiche geht, wenn es um die Verdrän-
gung von Einzelhandelsgeschäften aus angestamm-
ten Quartieren geht. 
Nur, meine Damen und Herren, mit diesen Proble-

men und Problemstellungen haben wir uns anläßlich  

der Beratung des Baugesetzbuches ja bereits befaßt: 
durch die Konzentration dieses Gesetzes auf den In-
nenbereich, durch die Ergänzung des Instrumentari-
ums — etwa durch die Aufwertung des einfachen Be-
bauungsplanes — und durch das Ausdehnen des In-
strumentariums der Veränderungssperre auch bei 
Nutzungsänderungen. Herr Kollege Reschke, zuge-
geben, das erfordert Verwaltungskapazität. Aber wer 
ordnen will, der muß sich halt auch dieser Mühe un-
terziehen. Sie verschweigen, daß Sie als Alternative 
ein Instrument vorschlagen, das eben auch den Be-
bauungsplan erfordert. 

Meine Damen und Herren, die Union und die Koali-
tion schlagen vor, dieses bereits geschaffene bau-
rechtliche Instrumenta rium durch eine Ergänzung der 
Baunutzungsverordnung zu komplettieren, die nach 
den Zusagen des BMBau noch in diesem Jahr wirk-
sam werden soll. Meine Damen und Herren, was wol-
len wir? Wir wollen den Ausschluß. Wir wollen nicht, 
daß Spielhallen und Vergnügungsstätten in vorwie-
gend von „Wohnen" geprägten Gebieten entstehen. 
Da soll von vornherein ein Ablehnungsgrund beste-
hen. Wir wollen eine flexible Reaktion in Gebieten, 
die gemischt strukturiert sind, wobei zu beachten ist, 
daß sich unsere Möglichkeiten durch den Gesichts-
punkt des § 15 der Baunutzungsverordnung verstär-
ken, der dort, wo eine Häufung und damit eine zu 
starke Konzentration bestimmter Einrichtungen 
droht, den Gemeinden auf Grund dieses Tatbestandes 
die Möglichkeit gibt, abzulehnen. 

Meine Damen und Herren, wichtig ist dabei, daß 
mit dem Inkrafttreten der Novelle zur Baunutzungs-
verordnung die neu geplanten Vorschriften über die 
durchgreifende Wirkung des § 34 Abs. 2 des Bauge-
setzbuches eben auch im nicht überplanten Innenbe-
reich gelten und dadurch dort die Aufstellung eines 
Bebauungsplanes eben nicht mehr erforderlich 
wird. 

Ich habe bereits gesagt: Es hat bei mir gewisse Sym-
pathien für das gegeben, was der Bundesrat und die 
sozialdemokratische Fraktion in Ergänzung des § 9 
vorschlagen. Ich gebe zu, die FDP hat diese Sympa-
thie gebremst, aber noch stärker ist diese Sympathie 
durch das gebremst worden, was durch rot-grüne 
Mesalliancen in einigen Städten in der Bundesrepu-
blik Deutschland eingetreten ist und was natürlich 
auch die Gefahr beinhaltet, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Das macht 
Ihnen Angst!)  

daß man dieses Instrument mißbräuchlich einsetzen 
könnte. Denn was heute Vergnügungsstätten sind, 
das könnte in den Augen der Ideologen morgen auch 
etwas anderes sein. 

(Beifall bei der FDP) 

Das hat meine persönliche Sympathie für diesen Vor-
schlag wesentlich gebremst. 

Ich fasse zusammen: Wir bieten ein baurechtliches 
Instrumenta rium an, von dem wir glauben, daß es den 
Gemeinden Hilfestellungen gibt. Es liegt jetzt an den 
Gemeinden, das, was wir vorgeben, konkret umzuset-
zen, um damit — und das betone ich noch einmal — 
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sensibel und wirklichkeitsnah auf ein tatsächlich vor-
handenes Problem zu reagieren. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Wüppesahl. 

Wüppesahl (fraktionslos): Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wie viele von Ihnen wissen, habe ich vier 
Jahre Kommunalpolitik — im Kreistag und in der 
Stadtverwaltung — in meinem heimischen Schleswig-
Holstein gemacht. 

Bereits dort wurde ich mit diesem Problem konfron-
tiert; und nicht nur da, bei dieser Tätigkeit, sondern 
auch bedingt durch meinen beruflichen Hintergrund. 
Von daher möchte ich einige Ausführungen zu dieser 
Problematik und zu dem, was uns die Bundesregie-
rung jetzt vorschlägt, machen. 
Die erhebliche Ausdehnung der Spielhallen, die 

sich in den letzten zehn Jahren vollzogen hat, bringt 
eine Menge — zum Teil neuer — Probleme mit sich, 
die es anzupacken gilt. In den vergangenen Jahren 
sind die Spielhallen wie Pilze aus dem Boden geschos-
sen. Sie siedeln sich in erster Linie in den Innenstadt-
bereichen an, wo sie sich einen entsprechenden Publi-
kumszustrom erhoffen. Je nach der Anzahl der Spiel-
hallen verändert sich das Stadtbild. Kleinere Ge-
schäfte werden verdrängt. Aus ehemaligen Ge-
schäftsstraßen kann ein Viertel werden, das einem 
Vergnügungsviertel ähnelt, weil Spielhallen bekann-
termaßen auch andere Unternehmen der Freizeit-
branche, so auch Gaststätten, Kinos etc. anziehen und 
so die Struktur des gesamten Viertels ändern können. 
— Damit möchte ich keine Gegenrede zu dem sehr 
liberalen Ansatz gemacht haben, der von der GRÜ-
NEN-Vertreterin hier vertreten worden ist. — Den-
noch, dadurch werden auch die Bewohner — jeden-
falls ein bestimmter Teil — quasi vertrieben. 
Die Städte sehen diese Entwicklung mit Besorgnis, 

können aber eigentlich gegen die Errichtung einer 
Spielhalle nichts tun, wenn die Vorschriften der Ge-
werbeordnung und die allgemeinen Ordnungsvor-
schriften von den Betreibern eingehalten werden. 
Städtebaulich ist ein Eingreifen nicht oder kaum mög-
lich, wenn die Betriebe dem Bebauungsplan bzw. dem 
Bauordnungsrecht entsprechen. Viele — besonders 
kleine — Gemeinden mußten daher die Spielhallen 
hinnehmen, obwohl sie eigentlich die Vertreibung aus 
ihren meist historisch gewachsenen Stadtkernen gern 
verhindern würden. 

Daher ist es zu begrüßen, daß die Baunutzungsver-
ordnung und das Baugesetzbuch so geändert werden, 
daß es den Gemeinden erleichtert wird, uner-
wünschte Spielhallen im Einzelfall, wenn schon nicht 
im Weg der Konzessionsversagung, so doch auf dem 
Weg des Baurechts, zu untersagen. Verstehen Sie das 
ruhig als ein gewisses Lob. 
Die Bebauungsplanverfahren sind zum Teil sehr 

kompliziert und langwierig. Sie können auch nicht 
immer allein verwirklicht werden, da andere Gebiets-
körperschaften oder Aufsichtsbehörden Mitwirkungs-
rechte haben. Die Baunutzungsverordnung ist nicht  

überall anwendbar. Eine andere baurechtliche Ein-
griffsmöglichkeit muß daher geschaffen werden. 
Mir ist die Problematik, die sich wegen der herr-

schenden Gewerbefreiheit und der Anpassung, für 
die vor allem Herr Lüder für die Maklerpartei in die-
sem Hohen Haus eine Lanze gebrochen hat, an die 
steigenden Freizeitbedürfnisse der Spielenden er-
gibt, durchaus bewußt. Andererseits kommen auch 
Gesichtspunkte des Jugendschutzes und der Verfol-
gung der sogenannten Spielsucht — ob es wirklich 
eine Sucht ist, ist sicher strittig — zum Tragen. Attrak-
tivere und am besten preiswerte oder kostenlose Frei-
zeitaktivitäten sollten angeboten werden, die die 
Kommunikationsarmut, die eh schon herrscht, nicht 
zusätzlich einschränken. 
Aber auch der enorme wirtschaftliche Faktor darf 

nicht übersehen werden. Das macht Initiativen zur 
Eindämmung der Spielhallenflut so schwierig. Da die 
Spielhallen immer attraktiver werden und große Be-
suchersteigerungsraten zu verzeichnen haben, neh-
men sie auch immer mehr Geld ein, das dem Fiskus 
einen nicht unerheblichen Geldsegen beschert, 
wenngleich er noch viel zu wenig über den Faktor 
Steuer hereinholt. 

Warum also die Spielhallen einschränken, wo der 
Staat daran doch so viel verdienen kann? Daß die 
Automaten den Spielern nicht zu Gewinn verhelfen, 
ist bekannt. Der Automat gewinnt immer — compu-
tergesteuert — . Die Gewinnsummen, die zum Anreiz 
ausgeschüttet werden — was auch die Spielsucht för-
dert — , sind programmiert und nicht durch Spielkunst 
beeinflußbar. 
Die Alternative — das ist mein Schlußsatz — : Ne-

ben Änderungen der allgemeinen ordnungspoliti-
schen Regelungen oder der Gewerbeordnung und 
den baurechtlichen Vorschriften kommt also eine 
steuerrechtliche Andersbehandlung in Betracht, die 
das Ausweiten der Spielhallen für die Betreiber unat-
traktiv machen würden. 

In diesem Sinn würde ich mich freuen, wenn die uns 
jetzt zur Beschlußfassung vorliegende Vorlage er-
gänzt werden könnte, wozu mir zur Zeit, wie Sie wis-
sen, keine Möglichkeit gegeben ist. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Es ist schon 
schade, daß Sie keinen Partner haben, der 

klatschen könnte!) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Herr Par-
lamentarische Staatssekretär Dr. von Wartenberg. 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Alle Anträge, die wir heute be-
handeln, haben das gleiche Ziel, nämlich die Eindäm-
mung der sogenannten Spielhallenflut, genauer die 
Vermeidung von Massierungen in bestimmten Regio-
nen. 

Ich habe den Eindruck, daß in der öffentlichen und 
der politischen Diskussion sowohl berechtigte Besorg-
nisse, aber auch überzogene emotionale Kritik vorge-
tragen werden, der man zum Teil — das wurde heute 
schon getan — doppelte Moral vorwerfen kann. Sie 
wissen, es gibt Kommunalvertreter, die die sozialen 
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Folgen übersteigerten Spielens in Spielhallen vehe-
ment beklagen, sich aber andererseits um die Ansied-
lung einer Spielbank bemühen, in deren Automaten-
sälen man bei den sogenannten Einarmigen Banditen 
unvergleichlich höhere Einsätze riskieren und Ver-
luste erleiden kann. Es kommt auf den Anreiz an, 
nicht auf die Abgabe selbst. 
Ich will einige negative Entwicklungen seit Anfang 

der 80er Jahre überhaupt nicht negieren. Aber eine 
sachliche Betrachtung des Themas ist unumgänglich, 
um der komplexen Mate rie im Baurecht, im Steuer-
recht und im Gewerberecht Rechnung zu tragen. Inso-
weit sehe ich Handlungsbedarf des Gesetz- und des 
Verordnungsgebers. 
Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren be-

reits einiges getan. Der Bundesminister für Wirtschaft 
hat 1985 mit einer Änderung der Spielverordnung 
reagiert — Frau Verhülsdonk hat darauf hingewie-
sen —, und zwar mit dem Ergebnis, daß am 1. Januar 
1991, also in eindreiviertel Jahren, ein Drittel der 
Geldspielgeräte abgebaut werden muß und daß bis 
zum 1. Januar 1996 diese Bet riebe voll dem neuen 
Recht angepaßt werden müssen. Hierdurch dürften 
sich nach unseren Schätzungen die Zahl der Geld-
spielgeräte in Spielhallen um 30 bis 40 To  und die der 
Spielhallenstandorte um etwa 1 000 verringern. 
Dennoch hat sich die Zahl der Spielhallen seit 1985 

noch erhöht, im letzten Jahr allerdings mit deutlich 
reduzierten Zuwächsen. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Staatssekretär, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Bitte sehr. 

Reschke (SPD): Herr Minister, die Quelle Ihrer Zah-
len würde ich gern einmal nachlesen. Wie kommen 
Sie zu der Behauptung, daß die Zahl der Geldspielge-
räte in den letzten fünf Jahren abgenommen hat? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Das habe ich nicht ge-
sagt. 

Reschke (SPD): Sie haben gesagt: Die Zahl der 
Geldspielgeräte in Spielhallen ist um ein Drittel redu-
ziert worden. Das stimmt nicht! 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Herr Kollege, ich habe ge-
sagt: Bis 1996 werden 30 bis 40 % der Geldspielgeräte 
abgebaut werden, und die Zahl der Standorte wird 
sich um 1 000 verringern. Die Schätzungen dieser 
Zahlen bis 1996 — heute haben wir das Jahr 1989 — 
stelle ich Ihnen sehr gern zur Verfügung. Ich sage ja 
genau wie Sie, daß sich die Zahl der Spielhallen nach 
1985 zunächst noch erhöht hat, im letzten Jahr aller-
dings mit deutlich reduzierten Zuwächsen. Dies ist 
auch Ausdruck der hier geführten intensiven parla-
mentarischen Diskussion, in der dieser Bereich unter 
den verschiedensten Aspekten, auch unter Berück-
sichtigung einer größeren Expertenanhörung, be-
leuchtet worden ist. 

Eine Koalitionsarbeitsgruppe hat mit den beteilig-
ten Ministerien die Grundlagen für den Ihnen vorlie-
genden Antrag der Koalitionsfraktionen ausgearbei-
tet. Dieser Antrag enthält einen ausgewogenen Lö-
sungsansatz, nämlich: Einerseits soll die wirtschaftli-
che Attraktivität der Spielhallen gedämpft werden; 
andererseits soll deren Existenzberechtigung auf 
niedrigerem Level erhalten bleiben, denn auch das 
Spielhallengewerbe kann sich auf das Grundrecht der 
Berufsfreiheit des Art. 12 des Grundgesetzes beru-
fen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wenn sämtliche Forderungen, die gegen das Ge-
werbe erhoben wurden, verwirklicht würden, führte 
eine solche Kumulierung zum Kollaps des Gewer-
bes. 

Meine Damen und Herren, die Maßnahmen, die wir 
vorschlagen, wurden Ihnen zum Teil schon erläutert. 
Wir wollen eine zutreffende Erfassung der Umsatz-
steuer erreichen. Dies entspricht dem Beschluß des 
Finanzausschusses. Alle neuen Spielgeräte sollen zur 
korrekten Erfassung der Einsätze mit möglichst mani-
pulationssicheren Zählwerken ausgestattet werden. 
Für die am Markt befindlichen Geräte soll bei der 
Bemessungsgrundlage der sogenannte Vervielfälti-
ger im Wege einer Billigkeitsregelung von derzeit 1,5 
in angemessener Frist stufenweise auf 2,5 angehoben 
werden. Wir werden hierbei zu berücksichtigen ha-
ben, daß damit die Umsatzsteuerbelastung des Spiel-
betriebs gegenüber dem Status quo erheblich erhöht 
wird. Wir können dies aber nicht in einem Schritt, son-
dern nur innerhalb eines Übergangszeitraums und in-
nerhalb des geltenden Rechts tun, 

(Zustimmung des Abg. Faltlhauser [CDU/

-

CSU]) 

wobei möglichst eine EG-einheitliche Lösung ange-
strebt werden sollte. Dabei sollte auch klargestellt 
werden, ob künftig der Kasseninhalt oder die einge-
worfenen Geldbeträge die Bemessungsgrundlage 
sein sollen. Schätzungen laufen darauf hinaus, daß 
durch diesen Einbau von Zählwerken jährlich etwa 
300 Millionen DM mehr an Umsatzsteuer anfallen, 
wobei auch zu berücksichtigen ist, daß diese Maß-
nahme ja nicht auf Geldspielgeräte in den Spielhallen 
beschränkt ist, sondern z. B. auch — Sie haben darauf 
hingewiesen — die Gaststätten bet rifft. 

Im Zusammenhang damit ist vorgesehen, die in der 
Spielverordnung vorgeschriebene Mindestrückzahl-
quote auf den Einsatz ohne Mehrwertsteuer zu bezie-
hen. Dies entspricht unserem System der Umsatzbe-
steuerung. Als weitere finanzielle Erschwerung für 
die Branche wirkt sich die weitgehend erfolgte Anhe-
bung der landesrechtlichen Vergnügungssteuersätze 
aus; es wird mit einer Mehrbelastung von 150 Millio-
nen DM gerechnet. 

Wir wollen auch eine Änderung der Baunutzungs-
verordnung erreichen. Der Kollege Dörflinger hat 
dies zutreffend beschrieben, und Frau Verhülsdonk 
hat auf die Auswirkungen des Appells an die Deut-
sche Bundesbahn hingewiesen. 

Das Gewerbe soll darüber hinaus durch selbstbe-
schränkende Maßnahmen eigene Beiträge leisten. 
Zur Vermeidung gesetzlicher Maßnahmen — und das 
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heißt, es werden gesetzliche Maßnahmen kommen, 
wenn nicht eine intensive Kooperation mit dem Ge-
werbe erreicht wird — soll zur schnelleren Wirksam-
keit die Zahl der im sogenannten Sonderspiel zulässi-
gen Höchstgewinne begrenzt werden, nachdem es in 
einer Selbstbeschränkungsvereinbarung des vergan-
genen Jahres zu einem ersten Schritt dahin gekom-
men ist. Zur weiteren Verringerung der von den Gerä-
ten ausgehenden Spielanreize soll der Münzspeicher 
deutlich eingeschränkt werden, so daß weniger Geld 
eingeworfen werden kann. 
Weiter soll das gleichzeitige Bespielen von mehr als 

zwei Geräten verhindert und eine Zwangspause bei 
ununterbrochenem Spiel nach einer Stunde einge-
richtet werden. Mit einer entsprechenden Aufschrift 
auf den Geräten und in der Spielhalle soll auf die 
Gefahren des Vielspielens und auf geeignete Thera-
piemöglichkeiten hingewiesen werden. Außerdem 
sollen Werbemaßnahmen eingeschränkt werden. 

Das Bundeswirtschaftsministerium hat auf diese 
vorgesehenenen Maßnahmen sofort reagiert und er-
ste Gespräche geführt. Wir meinen, daß sich das Ge-
werbe — auch unter dem Eindruck der heutigen par-
lamentarischen Diskussion — zu Maßnahmen bereit-
finden muß, die effizient sind. Wir werden dem Deut-
schen Bundestag im Herbst über die Ergebnisse Be-
richt erstatten. 
Die Anträge der SPD und der GRÜNEN halte ich für 

zu weitgehend. Ich möchte aber bewußt darauf hin-
weisen, daß diese Anträge doch einige Gemeinsam-
keiten mit den von den Koalitionsfraktionen und auch 
von der Bundesregierung unterstützten Zielsetzun-
gen beinhalten. Insoweit darf ich vorschlagen, ent-
sprechend den Voten des Ausschusses für Wirtschaft 
auf den Drucksachen 11/4217 und 11/4218 sowie des 
Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau auf der Drucksache 11/4244 den Antrag 
der Koalitionsfraktionen anzunehmen und die übri-
gen Anträge abzulehnen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Ich schließe die Ausspra-
che. 
Wir kommen zuerst zur Abstimmung über den Ge-

setzentwurf des Bundesrates zur Änderung des Bau-
gesetzbuches — Eindämmung der Spielhallenflut und 
sonstiger städtebaulich nicht vertretbarer Nutzun-
gen — . Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 
11/4244 unter I die Ablehnung des Gesetzentwurfs 
des Bundesrates. Nach einer ständigen Praxis stim-
men wir über die Ursprungsvorlage ab. Ich rufe die 
Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift auf. Wer den 
aufgerufenen Vorschriften — entgegen der Ausschuß-
empfehlung — zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Der Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung 
abgelehnt. 
Damit unterbleibt nach § 83 Abs. 3 unserer Ge-

schäftsordnung die weitere Beratung. 
Wir stimmen jetzt über II der Beschlußempfehlung 

des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau — Drucksache 11/4244 — ab. Der Aus-

schuß empfiehlt, den Antrag der Fraktionen der CDU/

-

CSU und der FDP auf Drucksache 11/3999 mit den 
vom Ausschuß empfohlenen Ergänzungen anzuneh-
men. Wer stimmt dieser Beschlußempfehlung zu? — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei Enthaltung der 
SPD und der GRÜNEN ist diese Beschlußempfehlung 
angenommen. 
Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 9 c, und 

zwar zuerst zur Abstimmung über den Änderungsan-
trag der Fraktion der SPD auf Drucksache 11/4372. 
Die Fraktion DIE GRÜNEN beantragt getrennte Ab-
stimmung über II 2 des Änderungsantrages der SPD. 
Ich gehe davon aus, daß die Antragsteller damit ein-
verstanden sind, daß wir jetzt so abstimmen. 

Ich lasse zunächst dem Wunsch der GRÜNEN ent-
sprechend über  II 2 des Änderungsantrags abstim-
men. Wer stimmt II 2 zu? — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Gegen die Stimmen der CDU/CSU, der 
FDP und der GRÜNEN ist II 2 abgelehnt. 

Wer stimmt für die noch verbleibenden Ziffern des 
Antrages der SPD auf Drucksache 11/4372? — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Auch der verbleibende 
Teil dieses Antrags ist abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Wirtschaft auf Drucksache 11/4217 
ab. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 11/586 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung 
ist angenommen. 

Wir stimmen nunmehr über die Beschlußempfeh-
lung des Ausschusses für Wirtschaft auf Drucksache 
11/4218 ab. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/1679 abzu-
lehnen. Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Bei Enthaltung der SPD und Zustimmung der GRÜ-
NEN ist die Beschlußempfehlung angenommen, d. h. 
der Antrag ist abgelehnt. — Das ist wirklich eine 
furchtbare Formulierung, weil das für den Zuhörer 
kaum verständlich ist. Aber das ist nun einmal so. 

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 10 auf: 

a) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 103 zu Petitionen 
—Drucksache 11/4137 (neu) — 

b) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 104 zu Petitionen 
—Drucksache 11/4138 — 

c) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 105 zu Petitionen 
—Drucksache 11/4139 — 

Hierzu liegen Änderungsanträge der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf den Drucksachen 11/4366, 11/4367 und 
11/4387 vor. 

Im Ältestenrat ist für die gemeinsame Beratung die-
ser Tagesordnungspunkte eine Stunde vorgeschlagen 
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worden. Erhebt sich Widerspruch? — Das ist nicht der 
Fall. Es ist so vereinbart. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Pfennig. 

Dr. Pfennig (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Gegenstand der Sammel-
übersicht 103 ist die Beschlußempfehlung, die beiden 
in der Übersicht angeführten Petitionen als erledigt 
anzusehen. Diese Empfehlung bet rifft zwei Petitio-
nen, die vom üblichen abweichen, nämlich Petitionen 
mit Vorschlägen und Forderungen zur Ausgestaltung 
des Petitionsrechts und des Petitionsverfahrens. Der 
Ausschuß hatte sie deshalb in die Überlegungen zur 
Änderung seiner eigenen Verfahrensgrundsätze ein-
bezogen. 

Grundlage für Überlegungen im Ausschuß war ein 
vom Bundestag in Auftrag gegebenes Gutachten. Die-
ses Gutachten wurde von Professor Graf Vitzthum er-
stellt, unter dem Titel „Petitionsrecht und Volksver-
tretung". Aus diesem Gutachten ergab sich, daß die 
Verfahrensgrundsätze zur Behandlung von Petitio-
nen in einigen Punkten weiterentwickelt werden soll-
ten. Der Petitionsausschuß hat unter meinem Vorsitz 
im letzten Jahr über die notwendigen Änderungen 
beraten. Dabei wurden auch die Vorschläge und For-
derungen in den beiden Petitionen geprüft, ferner 
auch Vorschläge der interfraktionellen Initiative Par-
lamentsreform der Kolleginnen und Kollegen des 
Deutschen Bundestages. 

Seine Beratungen zur Änderung der Verfahrens-
grundsätze hat der Ausschuß am 8. März 1989 abge-
schlossen und neue Grundsätze beschlossen. Damit 
ist nach Ansicht des Ausschusses auch das Petitions-
verfahren über die in der Sammelübersicht 103 aufge-
führten Petitionen beendet. 

Wie Sie wissen, ist Rechtsgrundlage der neuen Ver-
fahrensgrundsätze wie bisher § 110 der Geschäftsord-
nung des Deutschen Bundestages, wo es in Abs. 1 
heißt: 

Der Petitionsausschuß hat Grundsätze über die 
Behandlung von Bitten und Beschwerden auf zu-
stellen und diese Grundsätze zum Ausgangs-
punkt seiner Entscheidung im Einzelfall zu ma-
chen. 

Es versteht sich von selbst, daß derartige Grund-
sätze im Rahmen des geltenden Rechts auszufüllen 
sind und ihn nicht überschreiten dürfen. Veränderun-
gen des geltenden Rechts wurden in den Beratungen 
nur von der Fraktion DIE GRÜNEN befürwortet; alle 
übrigen Fraktionen wollten die Grundsätze im be-
stehenden Rahmen weiterentwickeln. Deshalb 
konnte der Ausschuß nur einigen Forderungen der 
Petenten entsprechen. 

Ich nenne für die jetzt getroffenen Änderungen drei 
Beispiele. 

Nach alten Grundsätzen beschränkte sich die Be-
handlungskompetenz des Ausschusses nur auf den 
förmlichen öffentlichen Bereich der Bundesverwal-
tung. Entsprechend den Schlußfolgerungen im Gut-
achten hat der Petitionsausschuß bei der Formulie-
rung seiner neuen Verfahrensgrundsätze beschlos-
sen, daß sich die Zuständigkeit des Ausschusses  

grundsätzlich auf den gesamten Kompetenzbereich 
des Bundes erstreckt, und zwar unabhängig davon, ob 
Aufgaben des Bundes von Einrichtungen unmittelba-
rer oder mittelbarer Verwaltungen wahrgenommen 
werden und welche Rechtsformen die Einrichtungen 
haben. 

Das bedeutet konkret, daß der Petitionsausschuß 
des Bundestages zukünftig auch für Beschwerden 
über solche Einrichtungen des Bundes zuständig ist, 
die keiner Aufsicht der Bundesregierung unterliegen. 
Beispiel dafür ist etwa unsere eigene Bundestagsver-
waltung, aber auch solche Einrichtungen wie etwa der 
Bundespersonalausschuß. 

Auch die Erfüllung von Verwaltungsaufgaben des 
Bundes durch P rivate wird von der Neufassung der 
Grundsätze erfaßt. Beispiele hierfür sind etwa das 
Goethe-Institut oder die Humboldt-Stiftung als privat-
rechtlich organisierte Einrichtungen der auswärtigen 
Verwaltung. 

Ein weiterer Punkt von grundsätzlicher Bedeutung 
ist das Informationsrecht des Petitionsausschusses. 
Hier konnten Vorschläge berücksichtigt werden, wo-
nach sich das Informationsrecht auf alle Bereiche der 
Bundesverwaltung erstreckt, egal, ob eine Bitte oder 
eine Beschwerde vorgebracht worden ist. Es bleibt 
aber auch in Zukunft ein Unterschied zwischen dem 
Informationsrecht des Petitionsausschusses und dem 
eines Untersuchungsausschusses bestehen, der ja be-
kanntlich Zeugen und Sachverständige im Untersu-
chungsverfahren zur Beweiserhebung vorladen kann, 
wo sie wahrheitsgemäß auszusagen haben. Der Peti-
tionsausschuß versteht sich auch zukünftig nicht etwa 
als permanenter Untersuchungsausschuß, sondern er 
will wie bisher Anwalt des Bürgers bleiben. 

Der Ausschuß hat jedoch in der neuen Fassung sei-
ner Verfahrensgrundsätze den Umfang der Informa-
tionsrechte besser als bisher beschrieben, die sich aus 
Art. 17 des Grundgesetzes ergeben. Es wird aus-
drücklich hervorgehoben, daß auch von der Regie-
rungsaufsicht unabhängige Stellen die Informationen 
direkt an den Petitionsausschuß weiterzugeben ha-
ben. 

Der letzte Punkt, den ich aufgreifen möchte, ist das 
Thema der Einführung von Minderheitenrechten im 
Ausschuß. Es gab hier die Vorstellung, daß die parla-
mentarische Minderheit — ähnlich wie in einem Un-
tersuchungsausschuß — eine besondere Ermittlungs-
tätigkeit des Ausschusses beantragen könnte, d. h. 
den Ausschuß zur Ausübung seiner besonderen Be-
fugnisse nach dem sogenannten Befugnisgesetz ver-
anlassen könnte. Dieser Vorschlag wurde bereits in 
früheren Legislaturperioden hier diskutiert. Er ist jetzt 
wiederum in einem Gesetzentwurf der Fraktion DIE 
GRÜNEN enthalten, der in erster Lesung an den 
Rechtsausschuß überwiesen worden ist. Der Petitions-
ausschuß als mitberatender Ausschuß hat die Ableh-
nung dieses Vorschlags empfohlen. 

Auch in diesem Fall ist der Ausschuß seiner Über-
zeugung treu geblieben, daß er in kollegialer Zusam-
menarbeit seiner Mitglieder für den Bürger und des-
sen Anliegen arbeiten muß. Deshalb beruhen die Ent-
scheidungen des Ausschusses immer auf Empfehlun-
gen, die von je einem Mitglied aus den Regierungs- 
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fraktionen und den Oppositionsfraktionen als Bericht-
erstattern abgegeben werden. Für die Entscheidun-
gen des Ausschusses gibt es daher in der Regel frak-
tionsübergreifende Mehrheiten. Zirka 80 % der Ent-
scheidungen des Ausschusses sind in den letzten Jah-
ren auf diese Weise getroffen worden; über 70 % der 
Entscheidungen sind im Ausschuß sogar einmütig ge-
fallen. 
Entsprechend einer guten Übung im Ausschuß ist 

nunmehr in die Verfahrensgrundsätze ausdrücklich 
eine Regelung aufgenommen worden, daß der Aus-
schuß Anträgen eines Berichterstatters zur weiteren 
Sachaufklärung in der Regel stattgeben soll. Damit 
dürfte sich meines Erachtens die alte Diskussion um 
die Gewährung spezieller Minderheitenrechte erle-
digt haben. 
Der Ausschuß hat die neuen Verfahrensgrundsätze 

einmütig — bis auf einige Vorbehalte bei der Fraktion 
DIE GRÜNEN — beschlossen. Er ist davon überzeugt, 
daß die Richtlinien sein Verfahren sinnvoll und trans-
parent regeln und dem hohen Rang des Petitions-
rechts noch besser als in der Vergangenheit gerecht 
werden. 
Der Ausschuß hat sich bei seinen Beratungen auch 

überlegt, welche generellen Verbesserungen auf sei-
ten der Bundesregierung wünschenswert sind. Er ist 
dabei zu der Ansicht gelangt, daß die Bundesregie-
rung bei Gesetzesinitiativen zukünftig darauf einge-
hen sollte, ob ihr hierzu eine vom Bundestag überwie-
sene Petition vorgelegen hat. Ich halte dies für einen 
guten Vorschlag, den die Bundesregierung ernsthaft 
prüfen sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Wir führen eine Aussprache über 
zwei Petitionen aus den Jahren 1986 und 1987, die von 
Bürgern eingebracht worden sind. Allein der Zeit-
punkt der Einbringung könnte den Eindruck erwek-
ken, daß der Petitionsausschuß das Anliegen dieser 
Bürger nicht ernsthaft beraten hätte. Aber beide Peti-
tionen sind mit Ursache dafür, daß im Petitionsaus-
schuß über diesen Zeitpunkt hinweg eine gründliche 
Beratung über den Charakter, die Beurteilung des 
Petitionsrechts und über das Petitionsverfahren ge-
führt worden ist, die im Ergebnis zu den soeben von 
dem Ausschußvorsitzenden, Herrn Dr. Pfennig, dar-
gestellten Verfahrensgrundsätzen geführt hat. 
Wir müssen in der öffentlichen Aussprache einmal 

den Petentinnen und Petenten danken, weil es keine 
Selbstverständlichkeit ist, daß sich Bürger in diesem 
Lande darum bemühen, das Verfahren von Ausschüs-
sen im Deutschen Bundestag sowie den Umgang mit 
der Ausformung von Grundrechten zu beeinflussen. 
Wir müssen aber sagen, daß nicht alle Forderungen 
dieser Bürger übernommen werden konnten. Wir 
müssen sagen, daß nicht alle Beurteilungen über den 
Charakter des Petitionsrechts, die in den Petitionen 
aufgeführt sind, in der identischen Sichtweise beur-
teilt werden können und beurteilt werden konnten. 

Wir müssen aber auch sagen, daß sich alle Fraktio-
nen des Hauses mit den genannten Problemen aus-
einandergesetzt haben. Dafür gibt es in der Tat Be-
lege. Es sind zwei Debatten über die Jahresberichte 
des Petitionsausschusses, wo die genannten Fragen 
ebenfalls schon beurteilt worden sind, unter anderem 
auch das Vitzthum-Gutachten in die Beratung einbe-
zogen worden ist. 

Hier eine kritische Anmerkung in Richtung der Pe-
tenten. Die Wahrnehmung dieser Debatte durch das 
Komitee für Grundrechte in der Demokratie ist meines 
Erachtens unvollständig gewesen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das stimmt!) 

Da gab es selektive Wahrnehmungen zur Bestätigung 
der vorgefaßten Meinung, das Petitionsrecht werde 
im Parlament nicht als politisches Beteiligungsrecht 
verstanden. SPD und GRÜNE haben in zwei Debatten 
zu Jahresberichten des Petitionsausschusses genau 
das Gegenteil mehrfach formuliert. Mein Eindruck: 
Die Petitionen sind im Ausschuß und im Deutschen 
Bundestag offensichtlich ernsthafter diskutiert wor-
den, als die Diskussion des Deutschen Bundestages 
von dem Petenten aufgenommen worden ist. 

Das trifft nicht für die Bremer Petition zu. Dort ist in 
Einschätzung der Entwicklung gesagt worden, hier 
habe sich bei allen Fraktionen etwas in Bewegung 
gesetzt, und das müsse anerkannt werden. 

Herzstück der Beratung waren die Beratungen über 
die Verfahrensgrundsätze. Dort haben wir uns prak-
tisch mit allen Forderungen auseinandergesetzt. Es 
hat in der Tat wichtige Teiländerungen gegeben. 
Dr. Pfennig hat von der Erweiterung des Informa-
tionsrechts gesprochen. Dabei sagen wir: Aus Art. 17 
des Grundgesetzes ergibt sich ein Informationsrecht 
sowohl bei Bitten als auch bei Beschwerden. Außer-
dem geht es um die Bestimmungen über die weitere 
Sachaufklärung und die Bestimmungen über das 
Minderheitenrecht der Berichterstatter. Wir meinen, 
daß damit die Verfolgung einer Petition, das Sich-zu-
eigen-Machen einer Petition durch einen Berichter-
statter bis hin zur weiteren Sachaufklärung zu Ende 
gedacht ist. Das ist einer der Bereiche, wo wir überein-
stimmend zu Erweiterungen gekommen sind. 

Wir sind auch bei der Frage der unterschiedlichen 
Behandlung von Petitionen nach ihrer Art weiterge-
kommen. Es wird zugestanden, daß es Petitionen gibt, 
die Bitten zur Gesetzgebung sind, wo alle Fraktionen 
von Anfang an die Möglichkeit der Beteiligung am 
Verfahren haben. Es wird aber auch zugestanden, daß 
das besondere Spezifikum von Massenpetitionen ist, 
daß Petenten den Wunsch nach öffentlicher Beratung 
dieser Petition als Teil der Petition durch ihre Unter-
schrift bekunden. Da ist man zumindest bei der Frage 
der Veröffentlichung des Bescheides, der Antwort an 
die Petenten, ein Stück weitergekommen, nicht aller-
dings bei der Frage der Möglichkeit einer öffentlichen 
Übergabe dieser Petition. Da gibt es offensichtlich 
Ängste, die aus vordemokratischer Zeit herrühren, 
aus der Zeit der Reaktion auf die Paulskirchenverfas-
sung, als die öffentliche Übergabe von Petitionen ver-
boten wurde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na, na! Jetzt 
aber!) 
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Wir haben neue Vorschläge zur abschließenden Er-
ledigung gemacht, wodurch das, was wir dem Peten-
ten mitteilen wollen, deutlicher, präziser wird. Wir 
wollen auch die Bundesregierung zwingen, sich kon-
kreter mit unseren Voten auseinanderzusetzen. Dabei 
nehmen wir, ohne daß es in den Grundsätzen steht, 
auch die Möglichkeit wahr und nutzen sie, wenn uns 
eine schriftliche Antwort der Bundesregierung nicht 
gefällt, die Bundesregierung zur mündlichen Erläute-
rung ihrer Antwort herbeizuzitieren. Das gehört nicht 
zu den Grundsätzen, aber da muß kritisch angemerkt 
werden: Es ist uns in letzter Zeit zu häufig vorgekom-
men, daß wir mit den Antworten der Bundesregierung 
speziell aus einigen Ministerien nicht einverstanden 
waren und deshalb von dieser Möglichkeit, uns die 
Antwort mündlich erläutern zu lassen, Gebrauch ma-
chen mußten. 
Wir mußten allerdings auch feststellen — eine An-

merkung, die sich kritisch an den Ältestenrat rich-
tet — , daß bei der Wahrnehmung des Befugnisgeset-
zes der Petitionsausschuß auch in Sitzungswochen ar-
beiten muß, wenn es um die Wahrnehmung von Orts-
terminen geht. Ich bitte die Geschäftsführer, hier Ver-
ständnis für die Anforderungen aus der Arbeit des 
Petitionsausschusses im Interesse der Petenten zu zei-
gen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Frau Traupe [SPD]: Das geht auch in sit-

zungsfreien Wochen!) 
— Der Haushaltsausschuß arbeitet auch in Sitzungs-
wochen, wenn Plenarsitzungen sind, Frau Kollegin 
Geschäftsführer. 
Wir sind der Meinung, daß beide Petitionen noch 

nicht endgültig abgeschlossen sind, einmal deshalb 
nicht, weil der Gesetzentwurf der GRÜNEN im Bera-
tungsgang ist — die Sozialdemokraten haben ihn im 
Petitionsausschuß unterstützt; wir konnten keine 
Mehrheit kriegen —, zweitens, weil die interfraktio-
nelle Initiative Parlamentsreform die Frage der öffent-
lichen Übergabe ebenfalls noch weiter verfolgt. 
Deshalb wird die SPD-Fraktion der Sammelüber-

sicht mit dem Vermerk „erledigt" nicht zustimmen. 
Wir sind aber der Meinung, daß der Petitionsausschuß 
seine Beratungen über die Petitionen abgeschlossen 
hat. 
Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Dr. Segall. 

Frau Dr. Segall (FDP): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Kollegen und Kolleginnen! Drei Petitionen zu 
den Themen „Rettet die Nordsee" , „Schutz des Was-
sers" und „Petitionsrecht" sind wieder einmal Anlaß 
für eine Debatte hier im Plenum, und zwar deswegen, 
weil die GRÜNEN Mehrheitsbeschlüsse des Petitions-
ausschusses nicht akzeptieren wollen. Wenn das so 
weitergeht, werden wir hier nur noch über Petitionen 
debattieren, die mehrheitlich im Petitionsausschuß als 
„erledigt" beschieden wurden. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN — Reuter 
[SPD]: Das finde ich aber nicht liberal!) 

Sie behandeln obendrein Fragen, die bereits ausführ-
lich in den Fachausschüssen des Deutschen Bundes-
tages und im Plenum beraten worden sind und zu ein-
deutigen Beschlüssen über die erforderlichen Maß-
nahmen geführt haben. 
Die beiden Petitionen zur Nordsee und zum Gewäs-

serschutz möchte ich darum nochmals namens der 
FDP als erledigt erklären und nicht mehr weiter be-
handeln, obwohl oder gerade weil ich diese Umwelt-
schutzprobleme für ausreichend beraten erachte. 

(Reuter [SPD]: Das haben Sie nicht ka

-

piert!) 
—Lieber Herr Reuter, Sie sitzen mit mir im Umwelt-
ausschuß 

(Reuter [SPD]: Sehr gerne!) 
—danke für das Kompliment —, und Sie wissen, wie 
ausführlich wir das beraten haben. 
Es darf nicht dazu kommen, daß hier ein neues 

Forum für die Wiederholung von bereits geführten 
Debatten gebildet wird. Gerade gestern wurde das 
wieder zum Thema Wiederaufbereitungsanlage 
Wackersdorf versucht und prompt nach Beschlüssen, 
die den GRÜNEN nicht paßten, zur erneuten Debatte 
hier im Plenum angemeldet, obwohl wir gerade auch 
heute noch einmal darüber diskutieren werden. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Das sind alles 
parlamentarische Rechte! Die sollten Sie 

nicht diffamieren!) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
entschuldigen Sie vielmals. Sie kommen ja hinterher 
dran, Frau Kollegin. Es ist nicht notwendig, daß man 
den Redner deshalb aufhält. Sie kommen alle dran 
und können gebührend erwidern. 

Frau Dr. Segall (FDP) : Herzlichen Dank. — Nimmt 
man noch die Flut von Anfragen, Anträgen und Ge-
setzentwürfen hinzu, mit denen man Ministerien, Ver-
waltung und uns bis zur Erschöpfung beschäftigen 
kann, merkt man die Absicht. Auf diese Weise könnte 
es den GRÜNEN vielleicht doch noch gelingen, die 
Gesetzgebung der Bundesrepublik Deutschland 
lahmzulegen 

(Lachen bei den GRÜNEN) 
und damit die Demokratie ad absurdum zu führen. 
Man muß sich nur einmal die heutige Tagesordnung 
ansehen: Für wesentliche Fragen unseres freiheitli-
chen Rechtsstaates, wie z. B. Datenschutz, bleibt ge-
rade eine halbe Stunde Debattenzeit. Spätestens seit 
den Wahlen in Hessen und Berlin muß uns allen hier 
im Hause klar sein, daß der parlamentarische Streit 
um die Formen des demokratischen Rechtsstaats 
keine intellektuelle Roncalli-Veranstaltung in der gei-
stigen Zirkuskuppel ist, 

(Lachen bei den GRÜNEN) 
sondern es dabei um die Grundlagen unseres staatli-
chen Gemeinwesens geht. Die Staatsverdrossenheit 
hat hier eine ihrer Ursachen. 
Die Petition des „Komitees für Grundrechte und 

Demokratie e. V. " und die Petition der „Vereinigung 
zur Förderung des Petitionsrechts in der Demokratie" 
bringen schon in der Bezeichnung zum Ausdruck, daß 
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es den Petenten um mehr Demokratie geht. Der Peti-
tionsausschuß hat die Petitionen auch nur darum für 
erledigt erklärt, weil wir das Petitionsrecht gerade erst 
überarbeitet und dabei viele Anregungen, die in den 
Petitionen auftauchen, bereits aufgenommen haben. 
Die anderen, die nicht aufgenommen wurden, haben 
bei den Beratungen keine Mehrheit gefunden. 

Ich möchte mich zur Illustration einigen Punkten 
zuwenden, die vermeintlich mehr Demokratie ver-
sprechen, tatsächlich aber grundlegende demokrati-
sche Prinzipien in Frage stellen. 

Die Petenten schlagen vor, einen Petitionsvoraus-
wahlausschuß zu bilden, der Entscheidungen über 
unproblematische Petitionen trifft und ausführt, und 
sie möchten den Petenten ein Einspruchsrecht dage-
gen einräumen. 

Das Institut des Vorauswahlausschusses kennt man 
aus dem Bundesverfassungsgerichtsgesetz. Es hat 
sich in der Praxis des Verfassungsgerichts immer 
mehr die Übung eingestellt, Verfassungsbeschwer-
den schon an dieser Hürde scheitern zu lassen. Dieses 
Verfahren ist in der Rechtswissenschaft ausgespro-
chen umstritten und wird teilweise als eine unzuläs-
sige Verkürzung des Rechtsweges unter Effektivitäts-
gesichtspunkten beurteilt. 

Wenngleich man diese Kritik nicht nahtlos auf den 
Vorschlag der Petenten übertragen kann, so muß doch 
gesehen werden, daß das Ergebnis eines solchen Aus-
schusses faktisch eine erhebliche Verfahrensverlän-
gerung wäre. Genau hierin liegt das undemokratische 
Ergebnis der Forderung. Rechtswege sind nicht 
Selbstzweck, sondern müssen auch unter dem Ge-
sichtspunkt effektiven Rechtsschutzes beurteilt wer-
den. Verfahrensverlängerungen tragen dazu nicht 
bei, zumal man bedenken muß, daß der Vorauswahl-
ausschuß in praxi wohl nur die Vorarbeiten des Aus-
schußdienstes übernehmen dürfte, so daß in der Sache 
nichts gewonnen wäre. 

Mehr Demokratie scheint auch die Forderung der 
Petenten zu versprechen, bei Massenpetitionen die 
Petition durch eine Abordnung selbst einzureichen. 
Dabei sehen selbst die Petenten die Gefahr eines et-
waigen Mißbrauchs. Demokratie heißt nicht zuletzt 
Gleichheit in der rechtlichen Behandlung. Wo bleibt 
diese Gleichheit, wenn sich zwei Klassen von Peten-
ten entwickeln würden: die einen, die es verstehen, 
ihre Anliegen öffentlichkeitswirksam zu verkaufen, 
und die anderen, denen das Privileg der Massenpeti-
tion fehlt? Ich bin gegen diese Ungleichbehand-
lung! 

Eine weitere Forderung hin zu mehr Demokratie 
scheint darin zu liegen, dem Petitionsausschuß auch 
gegenüber p rivaten Einrichtungen ein weitergehen-
des Auskunftsrecht im Rahmen der Gesetze einzuräu-
men, und zwar über das bestehende Aktieneinsichts-

(Heiterkeit) 

— Entschuldigung — Akteneinsichtsrecht bei Behör-
den hinaus. Das von den Petenten geforderte Aus-
kunftsrecht soll erst am Recht auf Persönlichkeits-
schutz eine Grenze finden. 

Aus den Untersuchungsausschüssen wissen wir, 
welch ein sensibler Bereich auf diesem Wege tangiert 
wird. Auch in der Rechtswissenschaft streitet man dar-
über, inwiefern einem Legislativorgan Exekutivbe-
fugnisse zukommen dürfen. Es geht also auch um das 
Prinzip der Gewaltenteilung, ebenso wie bei der wei-
teren Forderung der Petenten, wonach sich der Peti-
tionsausschuß auch mit schwebenden oder abge-
schlossenen Gerichtsverfahren zu befassen habe. 
Der Gedanke der Gewaltenteilung beruht auf dem 

Bestreben, einerseits unerwünschte Machtkonzentra-
tion zu verhindern, die der Freiheit des Individuums 
abträglich ist und von uns Liberalen daher bekämpft 
wird, und andererseits die Teilhabe vieler an der 
Macht zu verwirklichen. Dabei ist der Zweck des Ge-
waltenteilungsgedankens heute nicht bloß die Auftei-
lung staatlicher Funktionen, ihrer personellen und or-
ganisatorischen Besonderheiten, sondern auch die ge-
genseitige Beschränkung: checks and balances. Ob-
wohl diese Kontrollfunktion des Gewaltenteilungs-
prinzips gewisse Überschneidungen nötig macht, ist 
es doch ganz klar, daß der Aufgabenkernbereich der 
verschiedenen Gewalten unangetastet bleiben muß. 
Die Rechtsprechung ist den Ge richten zugewiesen, 
und sie müssen unabhängig bleiben, auch was die 
Sache betrifft. 
Wir befinden uns daher im Petitionsausschuß schon 

häufig genug auf einer Gratwanderung, wenn wir uns 
nach einem abgeschlossenen Gerichtsverfahren 
nochmals mit einer Petition befassen: immer in der 
Gefahr, einerseits falsche Hoffnungen bei den Peten-
ten zu wecken und andererseits Richter zu schelten. 
Und wie ist es um das Demokratieverständnis des Par-
laments bestellt, das sich dieser Einflußnahme auf 
Gerichtsverfahren nicht enthält? 
Mehr Demokratie bringen solche Forderungen 

nicht. Sie sind im Gegenteil geeignet, demokratische 
Grundprinzipien zu gefährden, und werden von der 
FDP insoweit abgelehnt. 
Ich danke. 

(Beifall bei der FPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Nickels. 

Frau Nickels (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Liebe Frau Dr. Segall, 
was die Erweiterung des Petitionsrechtes angeht, er-
zählen Sie seit 1984 immer dasselbe. Ich meine, nach 
dem, was Sie heute gesagt haben, hat die liberale FDP 
ihre Liberalität, was die Bürgerrechte im Petitionsbe-
reich angeht, wirklich an den Nagel gehängt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 
Heute mußten Sie sich von Herrn Dr. Pfennig von der 
CDU in den Schatten stellen lassen. Ich finde das im 
Interesse der Petenten sehr schade. 
Hier ist schon viel gesagt worden, welche Petitionen 

Grundlage waren, und auch viel vorgestellt worden, 
was alles gemacht worden ist. Ich muß sagen, diesmal 
sind zwei Petitionen nicht im Bermudadreieck hän-
gengeblieben; sie sind also nicht drei Jahre irgendwo 
in einer Ecke verschimmelt, sondern alle Fraktionen 
haben daran sehr intensiv gearbeitet. Wir haben alle 



10130 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 137. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. April 1989 

Frau Nickels 
sehr durchdachte Papiere erstellt, uns viel Arbeit ge-
macht, zig Obleutegespräche, mehrere Sondersitzun-
gen durchgeführt. Eines hatten die Petenten nämlich 
vergessen. Wir beide, ich als Obfrau der GRÜNEN, 
Frau Dr. Segall als Obfrau der FDP, hatten es eben-
falls vergessen und mußten uns, was einen wichtigen 
Punkt anging, von unserem Vorsitzenden Dr. Pfennig 
überholen lassen, nämlich auch in den Petitions-
grundsätzen eine geschlechtsneutrale Sprache zu 
führen und die Diskriminierung der Petentinnen auf-
zuheben. 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie des Abg. 
Feilcke [CDU/CSU]) 

Da, muß ich sagen, Herr Dr. Pfennig, haben Sie als 
Mann beispielhaft Pionierleistung erbracht. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Er hat uns nämlich nicht bloß daran erinnert, sondern 
er hat mit seinem Büro tatsächlich eine exzellente Vor-
lage vorgelegt, in der er tatsächlich in allen Bereichen 
einer Diskriminierung der Frauen in der Sprache ent-
gegenzutreten versuchte. Allerdings ließ es sich an 
manchen Punkten nicht vermeiden. Dann habe ich 
mit Frau Kollegin Würfel in einigen Punkten die „In-
nen" -Regelung eingeführt; aber da war der ganze 
wunderbare Antrag auf einmal hinüber. Die Mehrheit 
der Herren im Ausschuß hat dann beschlossen, diese 
heiße Kartoffel jetzt besser an den Rechtsausschuß zu 
überweisen. In diesem Bermudadreieck — das gibt es 
nämlich auch —, dem Rechtsausschuß, schmoren 
nämlich auch drei wichtige Sachen, die den Petitions-
ausschuß und auch diese Petitionen betreffen. 

Die Fraktion der GRÜNEN hat, auf diesen Petitio-
nen aufbauend und sie auswertend, schon im Oktober 
1987 umfangreiche Änderungsvorschläge im Aus-
schuß, aber auch in Form von Gesetzesvorschlägen 
eingebracht. Das eine bet rifft eine Änderung des 
Grundgesetzes. Wir wollen, was Frau Dr. Segall ja 
immer so geißelt, was ich aber immer noch richtig 
finde und was die CDU als Oppositionspartei 1975 
auch schon einmal gefordert hat, nach wie vor die 
Gleichstellung der Bitten mit den Beschwerden. Das 
ist auch keine Diskriminierung der Beschwerden der 
Einzelpetenten und -petentinnen, sondern das ist 
endlich eine Gleichstellung der politisierten Petitio-
nen, wenn es um Gesetzesvorschläge geht. Es geht 
darum, daß man endlich auch in diesem Bereich die 
Möglichkeiten des Befugnisgesetzes bekommt, näm-
lich nicht „Aktieneinsicht" , sondern Akteneinsicht 
und andere Möglichkeiten, bekommt. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN und 
der SPD) 

Der zweite Gesetzentwurf, den wir eingebracht ha-
ben und der mittlerweile im Bermudadreieck Rechts-
ausschuß schmort, bet rifft eine Änderung des Befug-
nisgesetzes, in dem wir nach wir vor auch Minderhei-
tenrechte verankert sehen wollen. Nachdem das im 
Petitionsausschuß abgelehnt worden ist, setze ich dar-
auf, daß wir da vielleicht noch eine Debatte bekom-
men. Wir haben heute von einem Änderungsantrag 
abgesehen, weil die Anträge ja schon im Verfahren 
sind. 

Wie gesagt, in diesem Bermudadreieck liegt jetzt 
auch diese wunderbare Arbeit von Herrn Dr. Pfennig, 
completto gemacht von Frau Würfel und von mir. Als 
einzige Frau im Rechtsausschuß werde jedenfalls ich 
diese Vorlage in nächster Zeit wieder einmal heraus-
ziehen und fragen, wie das denn damit ist, damit sie 
da nicht wirklich noch zwei Jahre verschmort und ver-
brutzelt und dann gar nichts daraus wird. 

(Beifall bei der SPD) 
Ein Punkt ist mir noch wichtig. Die wirklich durch-

greifenden Maßnahmen des Petitionsausschusses, 
sich selbst ernst zu nehmen, die in einer Verfassungs-
änderung und in einer Änderung des Befugnisgeset-
zes bestanden hätten, sind ja nicht durchgekommen. 
Aber es sind sehr viele substantielle Änderungen pas-
siert, die, wenn wir uns selber ernst nehmen, viel im 
Interesse der Petenten und Petentinnen bewirken 
können. Nächstes Jahr — das kann ich verspre-
chen — werden wir im Jahresbericht hier Bilanz zie-
hen und auch den Petenten und Petentinnen Rechen-
schaft darüber ablegen, ob die Neuerungen in diesem 
Sinne wirklich etwas gebracht haben. Ich habe die 
Hoffnung und warte darauf und werde in diesem 
Sinne auch praktisch arbeiten. 
Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Haungs. 

Haungs (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Die vorliegende Petition will die 
Rechte des Petitionsausschusses stärken. Das freut 
uns, weil wir unsere Arbeit durchaus als sinnvoll und 
notwendig ansehen. Ich glaube aber, die Kritik, die in 
dieser Petition teilweise geäußert wird, ist nicht be-
rechtigt. Denn wir arbeiten durchaus im Sinne der 
Petenten für den Bürger: Was kann er gegen die Ent-
scheidung der Bürokratie durchsetzen? Wir arbeiten 
als Ausschuß eines hilfsbereiten Parlaments, so wie 
das die Petenten fordern. 
Wir haben allerdings keine Rangordnung oder Ge-

wichtung von nur persönlichen und vor allem politi-
schen Petitionen. Letzteren gibt diese Petition den 
Vorrang. Ich glaube, bei unserer Arbeit darf es nicht 
darauf ankommen, wie viele Unterschriften unter ei-
ner Petition stehen. Jeder Berichterstatter muß jede 
Petition ernst nehmen. Die bereits erwähnten Ände-
rungen der Richtlinien haben darauf hingewirkt, daß 
die Berichterstatter genug Rechte haben, um diesen 
Aufgaben nachzukommen. 
Vom Petitionsausschuß wird viel erwartet. Wer rea-

listisch ist, wird erkennen, daß nicht all das, was in 
dieser Petition gefordert wird, zu erreichen ist, und 
zwar nicht, weil der Petitionsausschuß politikängstlich 
ist, wie es hier erwähnt wird, nicht, weil der Vorsit-
zende nicht der Opposition angehört, wie es in dieser 
Petition steht. Das ist eine Tatsache, die sich sicher 
einmal ändern kann. 

(Frau Hämmerle [SPD]: Vielleicht bald!) 
Unserer Meinung nach ist das Petitionsrecht— hier 
sind die Petenten, die es ändern wollen, nicht im Recht 
— vor allem ein Bürgerrecht. Es ist ein Recht, um indi- 
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viduelle Probleme zu lösen. Ich glaube, Graf Vitzthum 
hat in dem bereits erwähnten Gutachten überzeugend 
ausgeführt, daß es bei aller funktionellen Nähe zu 
Kontrollaufgaben der Volksvertretung schwerpunkt-
mäßig kein Instrument parlamentarischer Kontrolle 
ist, sondern dem Rechts- und Interessenschutz des 
Petenten dient. 

Die Petition, mit der wir uns heute beschäftigen, will 
eine bürgerliche Unruhe in wichtigen Sachfragen. So 
wird das formuliert. Sie will vor allem den politischen 
Charakter einer Petition. Hier wird einiges verkannt, 
wenn die Petenten glauben, daß wir uns nur um indi-
viduelle Probleme gekümmert haben. Wer die Tages-
ordnung des Petitionsausschusses studiert, sieht, daß 
wir Bürgerinitiativen für oder gegen den Ausbau oder 
Neubau von Straßen mit Ortsbesichtigung, mit Anhö-
rung diskutieren. Wir haben Massenpetitionen zur 
Abrüstung, gegen Tierversuche, gegen Arbeitslosig-
keit. Der Thematik des Petitionsausschusses sind 
keine Grenzen gesetzt, von der Vergesellschaftung 
der Stahlindustrie bis zum Weiterbau der Wiederauf-
bereitungsanlage in Wackersdorf. Das gehört so 
selbstverständlich zu der Tagesordnung wie Einzel-
petitionen aus allen Fachbereichen. 

Ich verkürze: Die Petition meint, daß es für den poli-
tisch bewußten Bürger nicht reicht, daß alle vier Jahre 
Wahlen sind. Die Petition meint, im Petitionsrecht 
müßten zusätzliche wichtige Initiativen zum Aus-
druck kommen, damit politisch bewußte Bürger an 
der Politik partizipieren können. 

Ganz abgesehen von dem Mangel an Zutrauen in 
das Funktionieren einer parlamentarischen Demokra-
tie, der in dieser Petition zum Ausdruck kommt — den 
ich nicht teile — , überschätzen die Petenten die Mög-
lichkeiten des Petitionsausschusses, der ja ein Aus-
schuß mit den gleichen Mehrheitsverhältnissen wie 
das von den Petenten kritisierte Parlament ist. Bei 
aller Hochachtung vor dem Petitionsausschuß und un-
serer friedensstiftenden Arbeit für den Bürger: Nicht 
das Petitionsrecht, sondern das allgemeine Wahlrecht 
führt zur Volkssouveränität. Ich glaube, daß sich in 
diesem Punkt die Verfasser der beiden erwähnten 
Petitionen doch täuschen. 

(Peter [Kassel] [SPD]: Da gibt es noch mehr 
Möglichkeiten!) 

Ein Hauptpunkt der Petitionen war das Minder-
heitsrecht. Darauf wurde bereits eingegangen. Der 
Petitionsausschuß, an den sich die Bürger nach Art. 17 
des Grundgesetzes als Volksvertretung wenden, gibt 
dem Bürger eine Antwort, die mit Mehrheit beschlos-
sen wurde. Auch wenn im Petitionsausschuß zumeist 
nicht parteipolitisch kontrovers diskutiert und abge-
stimmt wird, gibt es immer Minderheiten und wird sie 
immer geben, die weder den Beschluß noch die Be-
gründung billigen. Ich glaube, daß wir bei den Richt-
linien, die wir jetzt abgeschlossen haben, eine Mög-
lichkeit gefunden haben, die auch der Minderheit, die 
auch dem Berichterstatter von Minderheiten genug 
Möglichkeiten gibt, um ihre Meinung zum Ausdruck 
zu bringen und ihren politischen Absichten nachzuge-
hen. 

Auch ich bin der Meinung, daß diese Petition, über 
die wir jetzt diskutiert haben, obwohl sie zwei Jahre  

und länger nicht endgültig verabschiedet wurde, für 
uns alle in allen Parteien ein sehr wertvolles Hilfsmit-
tel war, um bei der Neufassung unserer Richtlinien zu 
überprüfen, was wir machen können und ob wir a lles 
tun, was möglich ist. In diesem Sinne danke ich auch 
diesen Petenten. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Reuter. 

Reuter (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich möchte zunächst noch 
einmal auf die Argumente der von mir auch im Aus-
schuß sehr geschätzten Kollegin Dr. Segall eingehen. 
Nur, Frau Kollegin Dr. Segall, ich wundere mich 
manchmal, was Sie hier immer für Argumente ins Feld 
führen; denn Ihrer Logik folgend, daß wir die Petitio-
nen hier zuviel diskutierten, müßten Sie doch auch 
sagen: Wenn der Haushaltsausschuß den Haushalt 
beraten und es dort eine Mehrheit und eine Minder-
heit gegeben hat, dürften wir das hier auch nicht mehr 
debattieren, weil dort schon eine Entscheidung ge-
troffen ist. Ich bin im Gegensatz zu Ihnen sogar der 
Meinung, daß wir hier im Bundestag viel zuwenig 
substantiell Petitionen diskutieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Vor allen Dingen sollte das zu einer Zeit geschehen — 
da werden Sie mir doch recht geben —, wo das Haus 
mehr gefüllt ist, wo die Andacht hier größer ist. 

(Heiterkeit bei der SPD und den GRÜNEN — 
Frau Dr. Segall [FDP]: Die Sachthemen wa

-

ren alle schon im Plenum!) 
Da sind wir doch wieder einig. 

Sie wissen doch auch, Frau Kollegin Dr. Segall, daß 
wir von der Opposition nicht glauben, daß den Vertre-
tern der Regierungskoalition hier seit Dezember so 
viel Sachverstand zugewachsen ist, daß sie heute eine 
andere Haltung einnehmen als im Dezember. Aber 
wir haben hier doch eine Chance, einmal der Öffent-
lichkeit deutlich zu machen, wie die Meinung zu der 
einen oder anderen Frage ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN) 

Seit Jahren fordern Wissenschaftler, Umweltver-
bände, die Wasserwirtschaft und die SPD die Bundes-
regierung auf, notwendige drastische Maßnahmen 
zum Schutz des Trinkwassers vor Pflanzenschutzmit-
teln durchzusetzen — ich nehme hier zu der Sammel-
petition 104 Stellung. Professor Dr. Otmar Wasser-
mann aus Kiel, der Bundesverband der Wasserwirt-
schaft und der BUND haben erst kürzlich wieder öf-
fentlichen Alarm geschlagen. Der in der EG-Trink-
wasserrichtlinie und in der Trinkwasserverordnung 
festgeschriebene und ab 1. Oktober 1989 geltende 
Grenzwert für Pestizide, 0,1 Mikrogramm pro Liter, 
wird in vielen Regionen dieser Bundesrepublik seit 
Jahren zum Teil weit überschritten. 
Alarmierende Meldungen über sogenannte Pflan-

zenschutzmittel, im Klartext: hochgiftige Substanzen, 
und andere schwer abbaubare chemische Stoffe aus 
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Landwirtschaft, Indust rie, aber auch aus den p rivaten 
Haushalten im Grundwasser schrecken immer wieder 
die Öffentlichkeit auf. Vor wenigen Jahren noch hatte 
die chemische Industrie vollmundig beteuert, daß die 
toxischen Stoffe im Boden gebunden und keinesfalls 
ins Grundwasser gelangen würden. Heute versucht 
man mit aller Macht die neuen Grenzwerte der Trink-
wasserverordnung für Pflanzenschutzmittel zu ver-
hindern, die am 1. Oktober 1989 in Kraft treten sollen. 
Dabei haben wir die größten Probleme, meine Damen 
und Herren, noch vor uns. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Was hat das ei-
gentlich mit der Petition zu tun?) 

— Vielleicht haben Sie nicht ordentlich Ihre Unterla-
gen gelesen, Herr Kollege Dr. Göhner? 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Das wird es sein!  — 
Dr.  Göhner [CDU/CSU]: Die habe ich da-

bei!) 

Gucken Sie mal rein. 

Der Petent verlangt mehr Gewässerschutz und ver-
langt, daß gewisse Stoffe verboten werden sollen, die 
zum Spritzen von Rasen usw. Verwendung finden. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Das war ein Mit

-

tel!)  

— Ja, ein Mittel. Das ist in Ordnung. Aber wir sind der 
Meinung, daß das eine Mittel vielleicht schon zuviel 
ist. Das trennt uns. 

Aber ich sage Ihnen: Wir haben die großen Pro-
bleme noch vor uns; denn die jetzt im Grundwasser 
auftretenden Stoffe stammen zum größten Teil noch 
aus den 50er und 60er Jahren. Im Vergleich zu heute 
aber war die Produktion und der Gebrauch wasserge-
fährdender Substanzen damals gering. Das dicke 
Ende, Herr Kollege Dr. Göhner, steht also noch aus. 
Die Bundesregierung bzw. die zuständigen Minister, 
Töpfer für Grundwasser, Frau Lehr für Trinkwasser 
und Kiechle für Pflanzenschutz, lassen es aber zu, daß 
ohne ausreichende Rücksicht auf die Gefährdung des 
Grundwassers und Trinkwassers weitere 60 000 t Pe-
stizide jährlich auf Äcker und Gärten gespritzt werden 
und unser Trinkwasser verseuchen. 

Die von der SPD seit Jahren geforderten Verbote 
von schwer- und nichtabbaubaren Pflanzenschutz-
mitteln, verschärfte Anwendungsbeschränkungen 
und klare Rahmenregelungen für eine umweltver-
trägliche Landwirtschaft sind von dieser, ich sage mal: 
Regierung im Vorruhestand oder — damit ich die Vor-
ruheständler nicht alle mit dieser Regierung in einen 
Topf werfe — : von diesem Kabinett des letzten Aufge-
botes nicht zu erwarten. 

Wir stimmen deshalb dem Antrag der GRÜNEN zu, 
der Bundesregierung diese Petition zur Berücksichti-
gung zu überweisen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Zur Sammelpetition 105, meine Damen und Herren. 
Eine Umweltschutzinitiative hat eine Petition mit über 
85 000 Unterschriften vorgelegt, in der aus Anlaß des 
Robbensterbens und der Algenmassenentwicklung 
in Nord- und Ostsee sofortige und wirksame Gegen-
maßnahmen gefordert werden. Wir haben zwar da-

mals im Ausschuß der Erledigung der Petition zuge-
stimmt, weil der Deutsche Bundestag, wie in der Be-
gründung zu lesen war, am 7. Dezember 1988 in sei-
ner 115. Sitzung der Beschlußempfehlung des Um-
weltausschusses zugestimmt hatte und damit alle an-
deren Initiativen der Fraktionen hier unter den Tisch 
gefallen sind, auch die Anregungen des Petenten. Wir 
als Gruppe der SPD im Ausschuß waren der Meinung, 
daß es keinen Sinn macht, hier noch einmal zu disku-
tieren, weil sich die Mehrheiten hier nicht ändern. 
Aber ich folge der Auffassung meiner Kollegin Char-
lotte Garbe von den GRÜNEN, die hier in diesem 
Haus deutlich machen will, daß es andere Auffassun-
gen gibt, daß wir mit unserer Debatte das Bewußtsein 
unserer Bürger verändern können und daß wir die 
Sorgen der 85 000 Menschen, die unterschrieben ha-
ben, hier entsprechend ernst nehmen sollten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, erst 
heute erschien im Bonner „General-Anzeiger"  wieder 
eine Mitteilung, das Seehundsterben an der Nordsee 
gehe weiter. Hier haben wieder Wissenschaftler dazu 
Stellung genommen, wie es um die Nordsee bestellt 
ist, und zum Ausdruck gebracht, daß die Probleme 
noch nicht gelöst sind. Es steht außer Zweifel: Schnel-
les Handeln ist dringend erforderlich. Dabei wird es 
auch darauf ankommen, nicht bei den Nachsorge-
und Reparaturarbeiten allein zu verbleiben, sondern 
eine vorsorgende Politik zu entwickeln. 

Ich kann in der gebotenen Kürze sagen, meine Da-
men und Herren: Der hier von Bundesumweltminister 
Töpfer vorgelegte 10-Punkte-Katalog zum Schutz der 
Nord- und der Ostsee ist aus unserer Sicht unzurei-
chend. Die Fraktionen im Umweltausschuß des Bun-
destages haben sich auf der Basis der weitergehenden 
Vorstellungen der Fraktionen darauf verständigt, ei-
nen gemeinsamen Beschluß zu erarbeiten. Die Frak-
tionen haben sich leider aber nicht auf ein Umwelt-
programm zur Rettung der Nordsee einigen können, 
das mit Elementen, die auf eine umweltverträgliche 
Umgestaltung der Produktionsstrukturen abzielen, 
deutlich über den 10-Punkte-Katalog des Umweltmi-
nisters hinausgeht. 

Zur Beruhigung der Bevölkerung werden halbher-
zige und völlig unzureichende Maßnahmen beschlos-
sen. Notwendige wirksame Schritte zur Rettung der 
Nordsee werden in falsch verstandenem, kurzfristi-
gem Interesse der Indust rie und der Landwirtschaft 
verhindert. Die Nordsee, meine Damen und Herren, 
stirbt einen schleichenden Tod, und wir alle sind mit-
verantwortlich. 

Wir erwarten jedenfalls, daß die Bundesregierung 
alles tut, um so schnell wie möglich die Belastung der 
Nordsee und der Ostsee durch gefährliche Chemika-
lien und Nährstoffe zu verhindern. Wir als SPD-Bun-
destagsfraktion stimmen deshalb dem Änderungsan-
trag der GRÜNEN zu und erwarten, daß die Bundes-
regierung hier mehr als seither tut. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Göhner [CDU/CSU]: Im Ausschuß wart 

ihr noch für Erledigung!) 
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Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Garbe. 

Frau Garbe (GRÜNE) : Frau Präsidentin! Meine Her-
ren und Damen! Herr Kollege Reuter, es ist völlig rich-
tig: Bis zu 20 % der Wasserversorgungsanlagen in der 
Bundesrepublik sind von der Schließung bedroht, 
weil der zukünftige Grenzwert nach der Trinkwasser-
verordnung zum Teil erheblich überschritten wird. 
Schon 1985 wies der Sachverständigenrat für Um-

weltfragen auf das bedrohliche, in seinem ganzen 
Ausmaß kaum abzuschätzende Gefährdungspotential 
der Pestizide hin und benannte hier die Anhäufung 
gebundener Rückstände im Boden und die Mitschuld 
am Artenschwund von Tieren und Pflanzen. Im Um-
weltgutachten 1987 hat der Sachverständigenrat für 
Umweltfragen eingeräumt, daß er die Umweltgefähr-
dungen in seinem Sondergutachten zur Landwirt-
schaft noch weit unterschätzt hat, und er rät zu restrik-
tiven Maßnahmen. 
Wir GRÜNEN sehen uns hier in unseren langjähri-

gen Forderungen bestätigt. Wir GRÜNEN haben ge-
fordert, daß alles getan werden muß, um eine Land-
wirtschaft ohne Gift zu ermöglichen. 

(Beifall der Abg. Frau Nickels [GRÜNE]) 

Wir haben Umstellungsbeihilfen und die Förderung 
der bäuerlich-ökologischen Landwirtschaft und als 
absolute Sofortmaßnahme das Verbot aller Pestizide 
verlangt, die bereits im Grundwasser gefunden wur-
den. 
Nun hat sich ein Petent mit dem Vorschlag an den 

Bundestag gewandt, den Einsatz von Pestiziden, spe-
ziell von Herbiziden, im Haus- und im Kleingartenbe-
reich vorrangig zu verbieten, da es unschädliche Al-
ternativen gibt und es somit keinen, wirklich aber 
auch gar keinen Grund gibt, eine Gefährdung der 
Umwelt und speziell des Grund- und Trinkwassers zu 
riskieren. Tatsache ist, daß die 15 Millionen Klein-, 
Haus- und Hobbygärtner und -gärtnerinnen schät-
zungsweise eine halbe Milliarde DM für Chemiedün-
ger und Pestizide ausgeben. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Das ist ein wirkli-
ches Problem!)  

Weiterhin macht der Petent auf das Problem man-
gelnder Sachkenntnis und auf die Schwierigkeit bei 
der Beschaffung der notwendigsten Informationen 
hierzu aufmerksam. Da wird auf Verpackungstexten 
zwar aufgefordert, dieses oder jenes Merkblatt der 
Biologischen Bundesanstalt zu beachten; doch es 
liegt der Giftschachtel nicht bei. 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen, der BUND hat 

im letzten Jahr die Aktion „Pestizidfreie Regale" 
durchgeführt, um zu prüfen, wie es um die Einhaltung 
des Pflanzenschutzgesetzes beim Verkehr mit Pesti-
zidkleinpackungen bestellt ist. Gefordert ist u. a.: 
keine Selbstbedienung; Sachkunde der Verkäufer 
und Verkäuferinnen, um die Beratung von Kunden zu 
gewährleisten. Hier nun ein paar erschreckende Er-
gebnisse der Aktion: 

In 143 von 195 getesteten Geschäften bekamen die 
BUND-Mitarbeiter und -Mitarbeiterinnen ein Bekäm-
pfungsmittel gegen den Maulwurf ausgehändigt oder 
sogar empfohlen, obwohl der Maulwurf unter Arten-

schutz steht. In acht von zehn z. B. in Mannheim un-
tersuchten Geschäften wurde den BUND-Mitarbei-
tern und -Mitarbeiterinnen die tödliche Begasung 
empfohlen. Nur zwei Verkäuferinnen informierten 
über den notwendigen Arten- und Atemschutz. 

Nur in zehn von 267 Geschäften konnte das Merk-
blatt 18/1 der Biologischen Bundesanstalt, auf dessen 
Beachtung in den Packungstexten der meisten Pesti-
zide hingewiesen wird, eingesehen werden. In 231 
der getesteten Geschäfte konstatierten die BUND

-

Mitarbeiter und -Mitarbeiterinnen fehlende grobe 
Kenntnisse der Verkäufer und Verkäuferinnen über 
den Inhalt der amtlichen Schrift. In 151 von 167 Fällen 
war die Bienenschutzverordnung, auf deren Beach-
tung bei allen als bienengefährlich deklarierten Mittel 
verwiesen wird, weder im Geschäft einsehbar noch 
vorhanden. 

Meine sehr verehrten Herren und Damen, die Peti-
tion als erledigt zu betrachten hieße, die Gefährdung 
der Umwelt und der Trinkwasserversorgung durch 
Pestizide nicht ernstzunehmen, liebe Frau Kollegin 
Segall. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Es hieße, die Forderung des Sachverständigenrates 
für Umweltfragen fahrlässig in den Wind zu schlagen, 
liebe Frau Kollegin Segall, 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN und 
der SPD) 

und es hieße, den Petenten mit seinen berechtigten 
Sorgen für die Umwelt und mit seinen Überlegens-
werten Vorschlägen nicht ernstzunehmen, liebe Frau 
Kollegin Segall. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN und 
der SPD) 

Der Petent steht mit seiner Anregung übrigens nicht 
alleine da. Im März 1989 startete der BUND seine 
Aktion „Pestizidfreie Gärten". Die Petition abzuleh-
nen hieße, die Forderungen des BUND abzulehnen. 
Soweit mir aber bekannt ist, sind auch einige CDU

-

Mitglieder Mitglied im BUND. Bitte denken Sie bei 
der Abstimmung daran. 

Die Sammelpetition „Rettet die Nordsee", um die 
es jetzt geht, haben, wie der Kollege Reuter schon 
sagte, 85 000 Menschen unterschrieben. Gemessen 
an der Post, die ich seit dem letzten Sommer, der durch 
Algenteppich und Robbensterben geprägt war, be-
kommen habe, müssen es weit mehr als diese 85 000 
Petenten in der Bundesrepublik Deutschland sein, die 
sofortige und weitergehende Maßnahmen zum 
Schutz der Nordsee fordern. 

Der blanke Hans hat Atemnot. Das heißt, der Zu-
stand der Nordsee hat sich weiter verschlechtert. Zeit-
lich begrenzte Badeverbote in der Nordsee sind we-
gen des Auftretens von Salmonellen und anderer 
Krankheitskeime nicht auszuschließen. Der nächste 
Algenteppich kommt bestimmt. Anzeichen dafür gibt 
es schon wieder. 

Die Bundesregierung hat verstärkte Maßnahmen 
zum Schutz von Nordsee und Ostsee vorgesehen. Nur, 
das sind größtenteils Maßnahmen, die Versäumnisse 
der politisch Verantwortlichen in den letzten Jahren 
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nur allzusehr offenlegen, wie z. B. die Verwaltungs-
vorschriften in Umsetzung des § 7 a des Wasserhaus-
haltsgesetzes, von denen nun endlich einige gestern 
im Kabinett beraten wurden. 

Meine Herren und Damen, bei den Zusammenkünf-
ten der Nordseeanlieger müssen sich die Vertreter der 
Bundesrepublik Deutschland immer wieder vorhalten 
lassen, daß Rhein und Elbe die schmutzigsten Nord-
seezuflüsse sind. Schauen Sie sich das Sündenregister 
der Direkteinleiter in den Rhein doch einmal an, liebe 
Kollegen und Kolleginnen! Das ist exakt in der Ap ril-
Ausgabe der Zeitschrift „Natur" angeführt. Die drei 
großen, Bayer, BASF und Hoechst, liefern die mit Ab-
stand schlimmsten CSB-Werte, also was den chemi-
schen Sauerstoffbedarf anbelangt. Der Rhein ist nach 
wie vor ein Industrieabfluß. 

Als neuen Todesstoß für die Nordsee bezeichnete 
Greenpeace vor kurzem das weitere Verbrennen gro-
ßer Mengen hochgiftiger Abfälle auf See. Da es dafür 
über Rotterdam keine Genehmigungen mehr geben 
wird, soll nunmehr der Emdener Hafen dafür präpa-
riert werden. 

Ergebnis all dieses Unvermögens und all dieser Un-
terlassungssünden ist die Feststellung des wissen-
schaftlichen Symposiums zum Seehundsterben im Fe-
bruar dieses Jahres in Hannover, daß das Krankheits-
geschehen so komplex ist, daß ein Vergleich mit dem 
Waldsterben angebracht ist. Mit anderen Worten: Es 
sind tiefgreifende Umorientierungen gefordert. Die 
Petition regt hierzu an. Kein Mensch begreift, daß 
man das know-how für die ausgeklügeltsten militäri-
schen Tötungstechniken beherrscht, wofür 50 % der 
wissenschaftlichen Kapazitäten eingesetzt werden, 
daß aber keine ausgeklügelten Techniken für abfall-
arme Produktion und fortschrittliche verantwortbare 
Sondermüllkonzepte angewendet und umgesetzt 
werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Kein Mensch begreift, daß Dünnsäure immer noch 
verklappt wird, wo es doch längst Techniken gibt, die 
diese Verklappung überflüssig machen. 

Die Petenten fordern ein sofortiges Verbot beson-
ders gefährlicher Stoffe, die in der Schwarzen Liste 
der EG-Gewässerrichtlinie aufgeführt sind, durch ent-
sprechende nationale Maßnahmen. Das ist eine For-
derung der Petenten. Warum denn nicht, meine Da-
men und Herren? Diese Gifte haben nichts in unserer 
Umwelt verloren: nicht im Wasser, nicht im Boden und 
in der Luft und vor allem nicht in der Muttermilch, die 
deutlich höher belastet ist als die Trinkmilch. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, was haben Sie 
denn gegen die Weiterentwicklung des Vorsorgeprin-
zips? Was haben Sie gegen international abgestimmte 
Küstenstrukturpläne? — Nichts? Dann folgen Sie doch 
unserem Votum, die Petition der Bundesregierung zur 
Berücksichtigung zu überweisen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Vorsitz: Vize-
präsident Stücklen) 

In dieser Petition steht keine einzige unerfüllbare For-
derung. Aber die Berücksichtigung dieser Forderun-
gen würde das längst verspielte Vertrauen in die Fä-
higkeit der Bundesregierung, überhaupt eine umfas

-

sende Nordseeschutzpolitik zu betreiben, möglicher-
weise wiederherstellen. Denken Sie bei der Abstim-
mung daran. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD — 
Frau Nickels [GRÜNE]: Herr Spranger hat 
gar nicht zugehört, der hat Besseres zu 

tun!)  
— Das macht er immer so. 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Göhner. Bitte sehr. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe Kol-
legen! Die Sammelübersichten 104 und 105 betreffen 
zwei umweltpolitische Petitionen mit durchaus nach-
denkenswerten und wichtigen politischen Inhalten. 
Wenn der Petitionsausschuß diese Petitionen gleich-
wohl für erledigt erklärt hat, so nicht deshalb, weil die 
dort angesprochenen Probleme wirklich für erledigt 
erklärt worden wären, sondern weil diese Themen 
und exakt die dortigen Forderungen Gegenstand in-
tensivster Ausschußberatung und auch von Debatten 
hier gewesen sind. Es ist also keine vollständige Ab-
sage an den Inhalt. 

In der Sammelübersicht 104, Herr Kollege Reuter, 
geht es ja nicht generell um die Frage von Pflanzen-
schutzmitteln und Trinkwasser, sondern dort fordert 
der Petent ein ganz bestimmtes Verbot eines be-
stimmten Pflanzenschutzmittels. Er hat diese Forde-
rung in seiner Petition am 10. August 1988 aufgestellt. 
Am 1. September 1988, also exakt drei Wochen später, 
trat die neue Pflanzenschutz-Anwendungsverord-
nung des Bundes in Kraft. Und siehe da: In dieser 
Anwendungsverordnung ist dieses Mittel in Wasser-
schutzgebieten, in Naturschutzgebieten und in Heil-
quellenschutzgebieten verboten, so daß Ihre Vermu-
tung, davon könne etwas als Restbestandteil im Trink-
wasser gefunden werden, allenfalls dann Wirklichkeit 
werden könnte, wenn es einen Trinkwassereinzugs-
bereich gibt, der nicht als Wasserschutzgebiet ausge-
wiesen ist. 

So etwas gibt es leider, nämlich in Nordrhein-West-
falen, im größten Trinkwassereinzugsbereich des 
Bundesgebiets. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Das ist doch bil

-

lig!) 

Da gibt es nur einen Ausweg: endlich ein notwendi-
ges Wasserschutzgebiet ausweisen. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Was macht denn 
Herr Töpfer?) 

Im übrigen, Frau Nickels: Das, was die Fraktion DIE 
GRÜNEN in der Begründung ihres Antrags zu dieser 
Sammelübersicht fordert, könnte ich unterstützen. Sie 
fordern nämlich, die Anwendung dieses Mittels im 
Haus- und Kleingartenbereich zu verbieten. Ich wäre 
bereit, darüber nachzudenken, weil in der Tat die 
empfehlungsgemäße Verwendung des Mittels dieses 
ausschließt. Es heißt bei diesem Mittel ausdrücklich: 
keinesfalls auf Zierrasen verwenden. In Fettdruck be-
findet sich auf der Packung der Hinweis: Vorsicht bei 
Plattenwegen und Terrassen, die an Rasenflächen 
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grenzen usw. Das heißt, die Verwendung des Mittels 
ist im Haus- und Kleingartenbereich nach dieser An-
wendungsempfehlung ohnehin unzulässig. Deshalb 
ist die Kontroverse über dieses Mittel, meine ich, nicht 
ganz so, wie es hier erschien. 

Die zweite Petition ist vom Aktionskreis Nordsee 
eingebracht worden. Hier darf man sicher ausnahms-
weise den Petenten nennen. Dieser Aktionskreis 
Nordsee — das will ich einmal generell sagen — lei-
stet eigentlich eine sehr verdienstvolle Arbeit. Auch 
wenn ich mich nicht mit allen Forderungen dieses 
Aktionskreises identifizieren kann, sind davon wich-
tige Impulse für unsere Diskussion ausgegangen. 

Liebe Frau Garbe, wir haben nun stundenlang und 
mehrfach hier im Plenum noch vor wenigen Wochen 
Diskussionen geführt. Insofern stimme ich Frau Segall 
zu, daß die Wiederholung dieser Debatte im Plenum 
anläßlich einer Petitionsdebatte nicht besonders viel 
Sinn macht, wenngleich es dafür aktuellen Anlaß 
gibt. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Es reicht nicht! Sie 
werden sehen, was diesen Sommer los ist!) 

Ich nenne zwei Gründe: erstens das, was Sie, Frau 
Kollegin Garbe, genannt haben, die gestrigen Be-
schlüsse im Kabinett zu den neuen Verwaltungsvor-
schriften. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Sie haben viele Jahre 
nichts getan!) 

Es ist sehr zu begrüßen — wenn es auch sehr spät 
geschah — , daß die Verwaltungsvorschriften für kom-
munale Kläranlagen insbesondere hinsichtlich der 
Phosphateliminierung und der Stickstoffeleminierung 
erneut verschärft werden. Bereits im Frühjahr vergan-
genen Jahres waren diese Vorschriften gerade hin-
sichtlich der Nährstoffeinträge Phosphor und Stick-
stoff verschärft worden, allerdings nicht so weitge-
hend, wie wir das wollten. Es ist höchstbedauerlich, 
aber wahr, daß es erst der Katastrophe des letzten 
Jahres in der Nordsee bedurfte, bevor dieses weiter-
gehende Stück möglich war. Aber dann wollen wir es 
auch beim Namen nennen: Es waren die kommunalen 
Spitzenverbände und die Länder, und zwar völlig un-
abhängig von der politischen Couleur, die damals ge-
sagt haben: Noch weitergehende Maßnahmen sind 
von den Gemeinden nicht finanzierbar. Deshalb wa-
ren damals unsere weitergehenden Vorstellungen 
verhindert worden. Sind wir uns darin einig, daß es 
vernünftig ist, wenn das jetzt, übrigens ebenso wie die 
Verwaltungsvorschriften für die Indust rie, gestern mit 
vernünftigen Beschlüssen auf den Weg gebracht wor-
den ist? 

Aber der zweite Anlaß, den ich erwähnen möchte, 
macht mir noch viel größere Sorgen. Wir haben lange 
kontrovers über die Frage diskutiert, daß man dann 
natürlich vor allem den Kommunen mehr finanzielle 
Mittel geben müsse, um diese Maßnahmen, vor allem 
zur Sanierung kommunaler Kläranlagen, wirklich 
durchführen zu können. Damals waren z. B. von den 
Oppositionsfraktionen Anträge vorgelegt worden, 
diese Mittel beträchtlich zu erhöhen. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Diese benötigen wir! 
Jawohl!) 

Nun haben wir das Strukturhilfegesetz des Bundes. 
Dieses Gesetz haben wir übereinstimmend mit allen 
Kräften des Hauses im Umweltausschuß in dieser 
Richtung beraten. Wir haben auch die Möglichkeit 
eröffnet, daß Investitionen des Umweltschutzes aus 
diesen Mitteln begünstigt werden können. 
Nun will ich ein Beispiel nennen, das sehr traurig 

ist: Nordrhein-Westfalen bekommt jedes Jahr 
756 Millionen DM aus dieser Strukturhilfe. Was macht 
das Land in Sachen Abwasserbeseitigung? Es kürzt 
die Zuschüsse des Landes für Abwasserbeseitigung 
um ein Drittel, in Einzelfällen nach neuen Fördersät-
zen, die seit dem 1. Februar dieses Jahres in Kraft 
sind, um die Hälfte. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Schlimm ist, daß in 
Nordrhein-Westfalen keine GRÜNEN im 

Landtag sind!) 
Deshalb kann ich nur sagen: Alle diese Vorschläge, 
die auch hier in der Petition vorgebracht werden, die 
in der Richtung vernünftig sind, sind natürlich Maku-
latur, wenn in den Ländern das glatte Gegenteil ge-
macht wird. Ich will mich nicht damit herausreden, 
daß in den Ländern weniger geschieht, aber ich will 
darauf hinweisen, daß die Vollzugskompetenzen in 
diesem Bereich des Gewässerschutzes ausschließlich 
bei den Bundesländern liegen. Wir können hier Kopf-
stände machen — wenn in der Praxis der Bundeslän-
der das glatte Gegenteil geschieht und Mittel zusam-
mengestrichen werden, dann läuft das alles leer. Des-
halb möchte ich diese Debatte zum Anlaß nehmen, die 
im Kern durchaus vernünftigen Forderungen an die-
jenigen zu richten, die den Vollzug auf diesen Gebie-
ten leisten müssen. Das sind die Bundesländer. Insbe-
sondere Nordrhein-Westfalen tut leider das Gegen-
teil. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. Wir kommen zur Abstim-
mung. 
Wer für die Beschlußempfehlung des Petitionsaus-

schusses auf Drucksache 11/4137 (neu) stimmt, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Keine Enthaltungen. Mit Mehrheit ist 
diese Beschlußempfehlung angenommen. 
Wir kommen zur Abstimmung über den Tagesord-

nungspunkt 10b — Sammelübersicht 104 — , und 
zwar zuerst über den Änderungsantrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/4366. Wer dem Än-
derungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Keine Enthaltungen. Mit Mehrheit ist dieser 
Änderungsantrag abgelehnt. 
Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-

schusses auf Drucksache 11/4138 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit 
ist diese Beschlußempfehlung angenommen. 
Nun kommen wir zu der Abstimmung zu Punkt 10 c, 

und zwar zunächst über den Änderungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/4367. Wer 
diesem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den 
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bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Keine Enthaltungen. Dieser Ände-
rungsantrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 
Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-

schusses auf Drucksache 11/4139 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. 
Mit Mehrheit ist diese Beschlußempfehlung ange-
nommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Innenausschusses (4. Ausschuß) zu 
dem Antrag der Angeordneten Frau Dr. Voll-
mer, Frau Olms und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 

Übernahme des Berliner Document Centers 
für NS-Akten durch die Bundesrepublik 
Deutschland 
— Drucksachen 11/1926, 11/4032 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Dr. Vollmer 
Neumann (Bremen) 
Frau Hämmerle 
Lüder 

Hierzu liegen Änderungsanträge der Fraktion der 
SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN auf den Druck-
sachen 11/4373 und 11/4387 vor. 
Im Ältestenrat ist für diese Beratung ein Beitrag von 

bis zu fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart wor-
den. 

Der Herr Abgeordnete Wüppesahl beantragt hinge-
gen, die vereinbarte Redezeit um einen Beitrag für ihn 
zu erweitern. 
Wer für den Antrag des Abgeordneten Wüppesahl 

stimmt, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer ist 
dagegen? — Wer enthält sich? — Bei einer ganzen 
Reihe von Enthaltungen mit großer Mehrheit abge-
lehnt. Ich stelle fest: Sie waren der einzige, der für 
ihren Antrag gestimmt hat, Herr Abgeordneter Wüp-
pesahl. 

Wer für die im Ältestenrat vereinbarte Redezeit 
stimmt, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Herr Wüppesahl, auch Sie 
enthalten sich? — Sie stimmen dagegen. Bei einer 
Gegenstimme und drei Enthaltungen aus der Fraktion 
DIE GRÜNEN ist der Vorschlag des Ältestenrates an-
genommen. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau Ab-

geordnete Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ein kleiner Fortschritt ist 
mit der heute vorliegenden Beschlußempfehlung er-
reicht worden, ein kleiner Fortschritt am Ende einer 
sehr heftigen Auseinandersetzung. Der Ausschuß hat 
sich darauf festgelegt, die Bundesregierung zu sofor-
tigen Verhandlungen mit den Amerikanern aufzufor-
dern. Die Übernahme des Document Center kann 
nicht erst am Ende der Verfilmung der Akten stattfin-
den. Der Bestand ist nämlich erheblich bedroht. Die 
Gefahr des Zerbröselns besteht. Konservierende Maß-

nahmen müssen ergriffen werden. Daher muß die 
Übergabe sofort geschehen. 

So weit, so gut und auch notwendig. Damit daraus 
ein Schuh wird, muß sich die Regierung, in diesem 
Fall das Außenministerium, umgehend daran halten. 
Ich wünschte mir, daß wir noch in dieser Debatte 
erfahren, wann die Verhandlungen abgeschlossen 
sein werden. Wir brauchen diese Nachricht sofort. 

Aber damit haben wir nur die Oberfläche des Pro-
blems gestreift, nämlich die Voraussetzungen ge-
schaffen, daß es überhaupt noch irgendwann Akten, 
lesbare Akten gibt, in denen jemand forschen und 
suchen kann. Sonst wären sie nämlich durch Dieb-
stahl und durch Verkauf unzugänglich geworden und 
durch natürlichen Verfall vernichtet worden. 

Das viel größere Problem ist jedoch: Wer kriegt 
diese Akten eigentlich zu lesen? Und das noch viel 
größere Problem ist: Warum hat es so lange gedauert, 
und warum hat so lange nur eine ganz kleine, erlesene 
Schar von Menschen diese Akten überhaupt sehen 
dürfen? Die Akten, um die es sich hier handelt, sind 
nämlich von einer ungeheuren Brisanz. Im Document 
Center lagert, von deutschem Bürokratenfleiß gesam-
melt, die ganze Sozialgeschichte des Dritten Reiches. 
Es war das Grauen vor dieser hunderttausendfachen 
Alltäglichkeit von im Dritten Reich engagierten Men-
schen, in das wir nie einen Blick tun durften. Meter-
und regaleweise hätte es da etwas zu entdecken ge-
geben: die Ärzte, die Künstler, die Blockwarte, die 
Lehrer. Es ist kein normales Archiv, so normal es auch 
irgendwann aussehen wird. Es ist von einer grauen-
haften Besonderheit. 

Der Staat Israel hat den Versuch unternommen, in 
Yad Vashem die Lebensgeschichte der Opfer des Na-
tionalsozialismus und die Leidensgeschichte dieser 
Opfer zu dokumentieren und zugleich zu erforschen. 
Es wäre die Aufgabe der Deutschen gewesen, jenes 
System zu dokumentieren und zugleich zu erforschen, 
das diese Opfer hervorgebracht hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich glaube, wir müssen uns auch in dieser Debatte 
eingestehen: Zu dieser Dokumentation ist diese Na-
tion nicht in der Lage gewesen. 

Damit komme ich zu dem Versuch einer Klärung 
der Frage, warum es um dieses Document Center 
jahrzehntelang so heftige politische Auseinanderset-
zungen gegeben hat. Ich habe lange nicht beg riffen, 
woher diese Heftigkeit kam, zumal sie z. B. in unse-
rem Ausschuß von dem Kollegen Hirsch so exponiert 
vertreten wurde. Ich habe das Motiv gesucht, das die-
sen Widerstand so heftig macht. Für diesen Streit gab 
es ja schon einmal eine Vorphase in einer ebenso hef-
tigen Auseinandersetzung in der Sozialdemokrati-
schen Partei, als Karl-Heinz Hansen mit dem Versuch 
gescheitert ist, die Öffnung dieses Archivs zu errei-
chen. 

Ich glaube, allmählich habe ich das Motiv verstan-
den. Es ist der Versuch einer Befriedung der bundes-
republikanischen Nachkriegsgesellschaft. 

(Conradi [SPD]: Richtig!) 

Es ist der Versuch, einen Neuanfang möglich zu ma- 
chen, den Einbrüche aus der Vergangenheit nicht im- 
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mer wieder zerstören sollten. Es war die Sorge, daß in 
diesem Archiv Munition gelagert sein könnte, die je-
den sozialen Zusammenhang zerstören würde, z. B. 
indem man bestimmte Auseinandersetzungen nach-
träglich durch ein plötzliches Offenlegen der Ge-
schichte von Vätern und Großvätern beeinflussen 
oder entscheiden würde. Dahinter steckte also ein tie-
fes Mißtrauen in die Fähigkeit dieser Gesellschaft, mit 
dieser Munition sozialverträglich umzugehen. 

So hat sich im Document Center für uns, die wir viel 
wissen wollten und wenig erfahren haben von der 
Geschichte unserer Eltern und Großeltern, unserer 
Lehrer, Ärzte und Pfarrer, dies als eine permanente 
Verweigerung herausgestellt. Es kann ja sein, daß wir 
das gar nicht ertragen hätten, was in diesem Archiv zu 
finden war. Vielleicht haben wir sogar unbewußt 
daran mitgearbeitet, denn sonst müßte unsere Kraft ja 
gereicht haben, um die Öffnung dieses Archivs zu 
erreichen. Aber, so frage ich zurück: Mußte man sie 
uns deswegen wirklich vorenthalten? 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zustimmung 
des Abg. Conradi [SPD]) 

War nicht unsere eigene Feigheit, das Nicht-Ertragen-
Können, schon so groß, daß wir uns diese ganze Wahr-
heit so hautnah nun doch nicht zumuten wollten? 

Heute glaube ich: Wenn man es uns überlassen 
hätte, damit umzugehen, hätten wir auch die Chance 
gehabt, großzügiger mit den geringeren Irrtümern der 
Generation unserer Väter und Großväter umgehen zu 
können, um uns dann wirklich den tatsächlich unfaß-
baren Irrtümern intensiver zuwenden zu können. 

(Zustimmung der Abg. Frau Dr. Hamm-Brü-
cher [FDP]) 

Wir wären dann weniger die Jäger unserer Eltern und 
Großeltern gewesen, aber fundiertere Antifaschi-
sten. 

Jetzt, wo die Akten vielleicht erhalten werden, gibt 
es eine ganz andere Schranke: das Bundesarchivge-
setz. Das ist nun wirklich etwas sehr Absurdes. Die 
Debatte, die wir über den „Schutz der Privatheit" füh-
ren, wird ausgenutzt, um das, was im Document Cen-
ter steht, zu verdecken, um uns den Blick hinein noch 
einmal zu versperren. Dies finde ich absurd. Aus die-
sem Grunde bitte ich Sie ganz dringend, diese De-
batte, die wir heute führen, nicht dazu zu benutzen, 
uns den dringend notwendigen Blick in diese Akten 
noch einmal zu versperren, und deswegen bitte ich 
Sie auch, unserem Antrag zuzustimmen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zustimmung 
des Abg. Conradi [SPD]) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Neumann. 

Neumann (Bremen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die im Document Center 
Berlin archivierten 27 Millionen personenbezogenen 
Akten aus der NS-Zeit stellen ein umfangreiches hi-
storisches Quellenmaterial dar. Lassen Sie mich dazu 
folgende Feststellungen treffen. 

Erstens. Das Document Center ist — im Gegensatz 
zu dem Eindruck, den Sie erweckt haben, Frau Voll-
mer — seit Jahren für wissenschaftliche Forschung 
sowie behördliche Zwecke fast uneingeschränkt zu-
gänglich. Für Benutzer aus der Bundesrepublik 
Deutschland und jetzt auch Berlin ist im Prinzip das 
Bundesarchiv zuständig, welches bei dem Antrags-
verfahren mit empfehlendem Charakter beteiligt ist. 
Von den Vertretern aus Wissenschaft und Forschung 
sind, bezogen auf den Zugang zu den Personenakten 
des Document Centers — das hat die Anhörung bestä-
tigt — , bisher überhaupt keine Klagen und Beschwer-
den erfolgt. Der Vertreter, der beim Hea ring Ihnen 
zuzurechnen war, Herr Dr. Götz Aly, hat das bestä-
tigt. 

Zweitens. Auch für die Verfolgung strafrechtlich 
relevanter Momente ist das Document Center von 
Anfang an uneingschränkt zugänglich gewesen. 
Nach Aussagen des jetzigen leitenden Oberstaatsan-
waltes Streim bei der Anhörung des Innenausschusses 
sind für seine Ermittlungen die Akten nicht mehr rele-
vant, weil sie alle durchgesehen worden sind. 

Drittens. Auch die im neuen Bundesarchivgesetz 
unter § 5 vorgesehenen Schutzfristen, bezogen auf 
die Persönlichkeitsrechte von natürlichen Personen, 
haben die wissenschaftliche Nutzung der Akten im 
Document Center ernsthaft nie behindert, weil die 
mögliche Anwendung der Fristverkürzung nicht die 
Ausnahme, sondern die praktizierte Regel darstellte 
und nach wie vor darstellt. 

Fazit: Die vielfach erzeugte geheimnisumwitterte 
Legende — die Sie auch wieder darzustellen versucht 
haben, Frau Vollmer — , die bisherigen Zugangsrege-
lungen hätten das Aufdecken von Verstrickungen 
führender Persönlichkeiten des heutigen öffentlichen 
Lebens oder gar von Straftaten unmöglich gemacht, 
ist nachweislich falsch. 

Viertens. Trotz allem muß nach Auffassung der 
CDU/CSU die Übernahme des Document Centers 
durch die Bundesrepublik Deutschland möglichst 
bald erfolgen. Die Anhörung hat bestätigt, daß die 
Archivierung der Akten höchst unzulänglich und 
nicht fachgerecht ist. Eine Konservierung des vom 
Verfall bedrohten, für die historische Forschung wich-
tigen Aktenbestandes ist dringend erforderlich. 
Ebenso sind verbesserte Sicherheitsmaßnahmen nö-
tig, so daß Diebstähle von Akten — wie in der Vergan-
genheit vorgekommen — verhindert werden. 

Fünftens. Wir sind dafür, daß die Akten des Docu-
ment Centers nach Übernahme in jedem Fall in Berlin 
bleiben, allerdings — im Gegensatz zum jetzigen Ver-
handlungsstand mit den Amerikanern — eindeutig 
dem Bundesarchiv in Koblenz zugeordnet werden. 

Nun ist bekannt, daß sich seit 1967 die verschiede-
nen Bundesregierungen nachweisbar bemüht haben, 
das Archivgut in deutsche Obhut zu bekommen. Es 
hat Verhandlungen mit den Amerikanern gegeben. 
Inzwischen sind diese zu einer Übergabe bereit, aller-
dings erst nach einer vollständigen Mikroverfilmung 
aller Unterlagen. Das kann allerdings noch vier bis 
fünf Jahre dauern. Deshalb bitten wir die Bundesre-
gierung, erneut in Verhandlungen einzutreten, um 
eine alsbaldige Übergabe des Archivs zu erreichen. 
Ich füge hinzu: Nach meinen Informationen sind die 
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Amerikaner allerdings im Augenblick nicht beson-
ders geneigt, das zu tun. Dennoch sollte eingehend 
verhandelt werden. 
Die Forderung der GRÜNEN — Sie haben ja extra 

noch einen Entschließungsantrag eingebracht, Frau 
Vollmer — , für alle Mitglieder der NSDAP und ihrer 
Organisationen den personenbezogenen Daten-
schutz aufzuheben und deren persönliche Daten der 
Öffentlichkeit uneingeschränkt zugänglich zu ma-
chen, lehnen wir ab. Das Bundesarchivgesetz stellt 
mit seinen Zugangsregelungen eine ausgewogene 
Abwägung zwischen Persönlichkeitsrecht und Wis-
senschaftsfreiheit dar. Es besteht kein Anlaß, diese 
Regelungen im Hinblick auf die Unterlagen des Ber-
liner Document Centers zu ergänzen. 

Mitglieder der NSDAP genießen prinzipiell den 
gleichen Persönlichkeitsschutz wie andere natürliche 
Personen; denn das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
— das besagt ja das Urteil des Bundesverfassungsge-
richtes — kann, wie auch sonst, nicht allein nach poli-
tischer Überzeugung oder nach der moralischen Ver-
werflichkeit des Verhaltens abgestuft werden. Die 
Nachforschung und Erforschung z. B. der dienstlichen 
Tätigkeit eines Gauleiters wurde durch Persönlich-
keits- und Datenschutzregelungen seit 1945 noch nie 
behindert. Aber die im Document Center gespeicher-
ten Daten von Millionen von Menschen, die zum Teil 
nicht mehr leben, betreffen nicht alle Naziverbrecher, 
sondern vielfach Mitläufer, Mitglieder von NS-
Zwangsorganisationen wie Kammern und berufstän-
dischen Verbänden. Von diesen Personen sind zum 
Teil höchst intime persönliche Dinge in Akten enthal-
ten, die für die Forschung von geringem Wert und von 
noch viel geringerem Wert für die Öffentlichkeit sind. 
Wir haben überhaupt keine Veranlassung, der Vertu-
schung von Schuld das Wort zu reden, aber es gibt 
eben nicht zweierlei Recht, und deswegen lehnen wir 
Ihren Zusatzantrag entschieden ab. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Hämmerle. 

Frau Hämmerle (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Zur Erinnerung: Bei den Beständen 
des Berliner Document Centers — wir hörten das 
heute schon — handelt es sich nach Ansicht aller Ex-
perten um die letzte, die bedeutendste und die größte 
archivarische Masse aus der Zeit des Nationalsozialis-
mus, die sich noch nicht in den Händen der Bundes-
republik Deutschland befindet, da die Amerikaner sie 
zur Zeit immer noch, wie wir wissen, im Besitz haben. 
100 Millionen Blatt Papier zur Geschichte der NSDAP 
und ihrer Untergliederungen liegen in den Räumen 
des ehemaligen Gestapo-Abhörbunkers in Berlin

-

Zehlendorf. 

Diese Bestände gerieten erneut in die Schlagzeilen, 
als bekannt wurde, daß im Laufe der Jahre Tausende 
von Unterlagen illegal zu Militariahändlern oder NS

-

Fans gewandert sind. Alle Parteien waren sich daher 
einig, daß diesen Zuständen ein Ende bereitet werden 
muß. 

Als die GRÜNEN dann einen Antrag zur Über-
nahme des Document Centers einbrachten, stimmten 
alle Parteien im Innenausschuß wie auch im Auswär-
tigen Ausschuß darin überein, daß die Verhandlun-
gen mit den Amerikanern so bald wie möglich abge-
schlossen werden sollten und die Bundesrepublik die 
Bestände übernehmen muß. Andere Fragen, wie z. B. 
die des personenbezogenen Datenschutzes für NS-
Mitglieder und Funktionsträger, die Errichtung eines 
Großforschungszentrums und des wissenschaftlichen 
und öffentlichen Zugangs zu den Akten, ließ der In-
nenausschuß auf einer Anhörung am 28. November 
des vergangenen Jahres erörtern. 

Diese Anhörung — da gebe ich dem Kollegen Neu-
mann in weiten Teilen recht — hat ergeben — auch 
durch die Experten, die die GRÜNEN geladen hat-
ten — , daß der Zugang nach der jetzigen Praxis nicht 
erschwert worden ist. Die SPD-Fraktion befürwortet 
folgende Entscheidungen, die sich aus dieser Anhö-
rung ergeben: die möglichst rasche Übergabe des 
Document Centers an die Bundesrepublik Deutsch-
land unter Zusage an die Amerikaner, daß sie die 
Akten in unserem Besitz auch weiterhin verfilmen 
können. Wir befürworten ebenfalls die Übergabe des 
Materials an das Bundesarchiv in Koblenz, dessen 
fachliche Kompetenz von keiner Partei während die-
ser Anhörung bestritten wurde. Wir befürworten wei-
terhin das Verbleiben des Mate rials in Berlin und die 
Nutzung entsprechend den Bestimmungen des Bun-
desarchivgesetzes. 

Zum letzten Punkt hat die SPD-Fraktion im Innen-
ausschuß allerdings einen Änderungsantrag einge-
bracht, eine erweiterte Forderung gestellt, die wir hier 
heute erneut einbringen. Sie liegt Ihnen als Ände-
rungsantrag zur Beschlußfassung vor. Dieser Ände-
rungsantrag begehrt, daß der Zugang zu den Materia-
lien des Berliner Document Centers, NS-Funktions-
träger bzw. andere Personen der Zeitgeschichte be-
treffend, durch eine in § 6 des Bundesarchivgesetzes 
vorzusehende Nutzungsverordnung zu erleichtern 
ist. 

Das, was im Augenblick praktiziert wird, wird — so 
haben wir von den Experten gehört — ordentlich und 
gut praktiziert, aber man muß davon ausgehen, daß es 
vielleicht einmal durch irgendein Belieben oder 
irgendeine andere Einstellung nicht mehr so liberal 
praktiziert werden könnte. Wir stellen diesen Ände-
rungsantrag, die Nutzungsverordnung betreffend, 
weil wir genau das wollen, Frau Dr. Vollmer, was Sie 
auch wollen, daß die geschichtliche Erforschung und 
die möglicherweise noch anstehende Strafverfolgung 
durch gar nichts, aber auch durch gar nichts erschwert 
werden kann. Aus diesem Grunde, so glaube ich, ist 
unser Änderungsantrag durchaus dazu angetan, die 
bereits praktizierte liberale Nutzungsverordnung ge-
setzlich festzuschreiben. Die SPD hat immer betont, 
daß sie ganz großen Wert darauf legt, daß das Archiv 
politisch kontrollierbar ist und in einer transparenten 
Weise genutzt werden muß. Wir glauben zwar, daß 
die Beschlußempfehlung des Innenausschusses dies 
gewährleistet, denken aber, daß unser Änderungsan-
trag unser Anliegen noch verstärkt. Wir bitten Sie des-
halb, ihm zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Lüder. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Auch eine Mehr-
zweckwaffe geworden?) 

Lüder (FDP): Vielzweckwaffe, Herr Kittelmann. 
Aber das wissen Sie seit langem. — Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Doku-
mente der dunklen Jahre Deutschlands dürfen nicht 
verlorengehen. Das ist für mich eine vordringliche 
Forderung, die sich in Auswertung der Sachverständi-
genanhörung zum Berlin-Document-Center ergibt. 
Das Berlin-Document-Center enthält alle Namen von 
Mitgliedern von NS-Organisationen, mit deutscher 
Gründlichkeit gesammelt und archiviert. Während 
wir Politiker noch darüber stritten — das war ja auch 
Grund für den der Debatte zugrunde liegenden An-
trag — , wer für das Archiv zuständig und wer zum 
Einblick berechtigt sein sollte, belehrten uns die Sach-
verständigen, daß der Zahn der Zeit ganz schlicht am 
Papier nagt. Wenn nicht bald etwas zur Sanierung der 
Dokumente geschieht, gehen sie kaputt. Wir wissen 
auch, daß die Fotokopierarbeiten deswegen sorgfälti-
ger als bei Normaldokumenten üblich gemacht wer-
den müssen. Auch wenn das vielleicht etwas mehr 
kostet oder etwas länger dauert: Es ist wichtig, daß die 
Dokumente erhalten bleiben. Deswegen müssen die 
Fachleute — und das sind nun einmal die Mitarbeiter 
des Bundesarchivs — schnell und eigenverantwort-
lich darangehen können, dieses Archiv zu konservie-
ren. 

Wir bitten die Bundesregierung — dabei unterstrei-
che ich das, was Kollege Neumann gesagt hat — , mit 
den Alliierten, insbesondere den Amerikanern, inten-
siv darüber zu verhandeln, daß das Archiv zügiger als 
bisher geplant in deutsche Verantwortung übertra-
gen wird. Wir bitten die Bundesregierung, dabei dar-
auf zu drängen, daß keine bürokratischen Umwege 
gewählt werden, etwa durch Einschaltung des Bun-
desverwaltungsamtes, Außenstelle Berlin, oder ähnli-
ches. 

Ich habe aus der Anhörung den Eindruck gewon-
nen, daß es ein umfassendes Anliegen in Ost und West 
ist, dieses Archiv zu sichern, und das geht nun einmal 
nur, wenn auch die erfahrenen Praktiker damit beauf-
tragt werden. Das muß man in West und Ost wissen 
und akzeptieren. 
Die Übertragung auf das Bundesarchiv hat für uns 

auch die weitere Konsequenz, daß über die Nutzungs-
und Einsichtsmöglichkeiten diejenigen wachen, die 
das deutsche Archivrecht anzuwenden verstehen. 
Frau Hämmerle, ich bin Ihnen dankbar, daß Sie bestä-
tigt haben, daß die Praxis, gerade was die Forschungs-
arbeiten betrifft, hier keinerlei Grund zur Beanstan-
dung gibt. Uns kam und kommt es darauf an, kein 
Sonderrecht für ehemalige Naionalsozialisten zu 
schaffen. 
Nicht mit der Denunziation der persönlichen Ver-

gangenheit der einzelnen Nazis können wir die poli-
tische Auseinandersetzung mit dem NS-System der 
Vergangenheit oder auch den Rechtsextremisten der 
Gegenwart führen, sondern nur mit sachlichen Argu-
menten, die auch in der Gegenwart Bestand haben. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir bekämpfen Schön-
huber und seine rechtsradikalen Extremisten nicht al-
lein deswegen, weil er und seine Freunde Nazis wa-
ren, sondern weil er und seine Freunde sich zu einer 
Vergangenheit als SS-Schergen uneingeschränkt be-
kennen und vor allem, weil seine Parteipolitik den 
Grundsätzen des NS-Regimes zu nahe verbunden ist. 
Um das zu erkennen, brauchen wir weiß Gott kein 
Berliner Document Center. 
Für das Berlin-Document-Center gilt für uns unver-

ändert, worauf ich in der ersten Lesung hingewiesen 
habe: Es bleibt ein unverrückbarer Grundsatz, daß 
Persönlichkeitsschutz, Datenschutz aus Archiven, An-
wendung des Archivgesetzes Grundlage auch im Um-
gang mit den Unterlagen sein muß, die sich auf die 
NS-Zeit beziehen. Wir wollen keine Sondertatbe-
stände haben. Das Archivgesetz ist die geeignete 
Grundlage für die Nutzung der Daten auch des Berlin-
Document-Centers für Wissenschaft und Forschung. 
Hier muß in der Zukunft der Schwerpunkt der Aus-
wertung liegen. Deswegen lehnen wir auch den heute 
neu gestellten Antrag der Fraktion der GRÜNEN und 
auch den der SPD ab. Das Bundesarchivgesetz gilt für 
alle und jeden. Wir wollen keine Ausnahmegesetze. 
Das hilft uns auch politisch nicht weiter. 

(Zustimmung bei der FDP — Abg. Frau 
Dr. Vollmer meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Lüder, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Lüder (FDP) : Ja. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Voll-
mer, bitte sehr. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Herr Kollege Lüder, Sie 
sind doch Jurist, und als solcher wissen Sie doch, daß 
es einen Unterschied zwischen einem Sondergesetz 
und einer Nutzungsordnung gibt. Eine solche ist In-
halt des Antrags. 

Lüder (FDP) : Wir wollen keinen sondergesetzlichen 
Tatbestand. Wir brauchen auch keine Verordnung, 
weil wir für Forschungszwecke und auch für die Kri-
minalitätsbekämpfung hinreichend bestätigt bekom-
men haben, daß hier keinerlei Einschränkungen be-
standen. Hier geht es um eine Verordnung zur Öff-
nung des Archivs für andere als Forschungszwecke 
und Zwecke der Kriminalitätsbekämpfung. Das leh-
nen wir als Sondertatbestand ab. 
Lassen Sie mich abschließend sagen, daß wir den 

Amerikanern auch dankbar dafür sind, daß sie — in 
der Vergangenheit jedenfalls — das Archiv sorgfältig 
bewahrt und — wie wir ebenfalls in der Anhörung 
feststellen konnten — die Kriminalitätsbekämpfung 
nie auf irgendeine Art erschwert haben. Für jeden, der 
einer Straftat verdächtigt worden war, konnten die 
Akten der Staatsanwaltschaft übergeben werden. 
Nichts ist irgendwo verkleistert worden. Das ist wich-
tig. 
Heute geht es darum, einen eigenverantwortlichen 

Beitrag insbesondere von Wissenschaft und For-
schung zu liefern, um die deutsche Geschichte in der 
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dunklen Zeit der NS-Herrschaft aufzuarbeiten. Dies 
können wir nicht den früheren Besatzungsmächten 
überlassen. Deswegen wollen wir das Archiv in ei-
gene Hände haben, in die Hände des verantwortli-
chen Bundesarchivs. 
Ich bitte um Zustimmung zur Empfehlung des Aus-

schusses. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache und erteile dem Herrn 
Abgeordneten Conradi das Wort gemäß § 31 der Ge-
schäftsordnung. 

Conradi (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte eine kurze Erklärung zur Abstim-
mung abgeben. 
Da ich erwarten muß, daß die Änderungsanträge 

der GRÜNEN und der Sozialdemokraten abgelehnt 
werden, werde ich der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nicht zustimmen. Ich halte es für gut, daß das 
Document Center in Berlin mit den NS-Akten endlich 
in deutsche Hände kommt. Das hat eine lange, quä-
lende Vorgeschichte über viele Jahre. Nicht nur diese 
Bundesregierung, sondern auch frühere Bundesregie-
rungen haben sich hier sehr hinhaltend, um nicht zu 
sagen verschleppend, verhalten. Insofern würde ich 
der Beschlußempfehlung des Ausschusses gern zu-
stimmen. 
Was ich nicht begreifen und nicht hinnehmen will, 

ist die Tatsache, daß persönliche Daten der Men-
schen, der NS-Funktionäre, derer, welche die NSDAP 
unterstützt und gefördert haben — Herr Lüder — , un-
ter die Schutzbestimmungen, die Sperrfristen des 
Bundesarchivgesetzes fallen sollen. Die haben 
Deutschland und Europa in tiefstes Unglück gestürzt. 
Dies jetzt unter die Schutzfristen des Archivgesetzes 
zu setzen, halte ich nicht für erträglich. Deswegen 
werde ich der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
nicht zustimmen. 

(Fellner [CDU/CSU]: Denen kann es nichts 
mehr schaden; nur den Angehörigen!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort gemäß § 29 der 
Geschäftsordnung hat der Abgeordnete Wüppesahl. 

Wüppesahl (fraktionslos) : Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Mein Geschäftsordnungsbeitrag 
setzt sich aus zwei Abschnitten zusammen. 
Der erste. Bei einem solch sensiblen Thema, das 

gerade mit dem Selbstverständnis in demokratischen 
Grundfragen einherzugehen hat, möchte ich Ihnen 
doch zur Kenntnis bringen: Das, was Sie vorhin be-
schlossen haben, nämlich einen Redebeitrag von mir 
zur Sache nicht zuzulassen, verstößt eindeutig gegen 
das Grundgesetz. 
Es ist nicht abstimmungsfähig, ob ich reden darf, 

wenn ich mich zu einem Tagesordnungspunkt melde. 
Es ist nur abstimmungsfähig, wie lange ich reden darf. 
— Da hoffe ich in der Tat, daß nach dem Karlsruher 
Spruch die 5-Minuten-Redezeit verankert sein wird. 

Meine Rechtsauffassung resultiert sowohl aus dem 
Wortlaut des Grundgesetzes als auch aus einem Satz 
in einem Leiturteil des Bundesverfassungsgerichts 
selbst, wie auch aus dem herrschenden Kommentar 
von Ritzel-Bücker zur Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages. Das heißt also, der Direktor des 
Bundestages selbst hat formuliert, daß so etwas nicht 
abstimmungsfähig ist. 
Einige Redner und Rednerinnen haben sehr sensi-

bel — und zum Teil auch meine Sachausführungen 
ersetzende Positionen formuliert. Auch durch die Er-
klärung zur Abstimmung meines letzten Vorredners 
ist vieles dessen, was ich sagen wollte, überflüssig 
geworden. Aber an einer solchen Stelle dermaßen 
unsensibel mit dem Recht eines Ihrer Kollegen aus 
dem Plenum umzugehen, finde ich geradezu konter-
karierend für das, was Sie hier beschließen wollen. 
Zum zweiten Teil dieses Geschäftsordnungsantra-

ges, auch wenn es Ihnen sehr unangenehm erschei-
nen mag! Ein Teil dieses Abschnittes hat sich bereits 
dadurch erledigt, daß Herr Schäuble hier anwesend 
ist. Ich möchte auf § 42 der Geschäftsordnung hinwei-
sen, der lautet: 

Der Bundestag kann auf Antrag einer Fraktion 
oder von anwesenden fünf vom Hundert der Mit-
glieder des Bundestages die Herbeirufung eines 
Mitgliedes der Bundesregierung beschließen. 

Gerade weil es solche Probleme gibt und auch in den 
Ausschußberatungen gegeben hat, möchte ich, daß 
der amtierende Bundesminister des Innern — er ist 
zum Teil mitverantwortlich für die bisher gelaufene 
Debatte — anwesend ist. Da reicht es nicht, daß Herr 
Staatssekretär Spranger im Raume ist. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Das 
ist sein Vertreter! Das reicht!) 

Herr Schäuble ist jetzt hier im Raum anwesend. Von 
daher erledigt sich der zweite Teil dessen, was ich 
beantragen wollte. 
Ich bitte, dies mit zwei Antragsversionen abstim-

men zu lassen, Herr Präsident, und zwar als erstes 
— wie es in der Geschäftsordnung steht: fünf vom 
Hundert der anwesenden Mitglieder; das sind viel-
leicht zehn oder 15 Personen, die dafürstimmen müß-
ten — , daß Herr Zimmermann zu erscheinen und auch 
Ausführungen zu den Vorwürfen und Kritiken zu ma-
chen hat, die hier formuliert wurden. 
Und als Auffangantrag bitte ich gemäß § 126 der 

Geschäftsordnung abstimmen zu lassen, wonach der 
Bundestag mit Zweidrittelmehrheit die Abweichung 
im Einzelfall beschließen kann. Die Abweichung im 
Einzelfall bedeutet hier, daß auch ich als Einzelabge-
ordneter und nicht nur Sie als Fraktion die Herbeiru-
fung eines Mitglieds der Bundesregierung beantra-
gen kann. Ich beantrage also als Auffangposition, daß 
der Bundestag mit Zweidrittelmehrheit beschließen 
möge, daß auch ich in dieser Situation — Einzelfall — 
den  Antrag stellen kann, daß der Bundesminister des 
Innern hier zu erscheinen hat. 
Ich bitte um Beschlußfassung in dem von mir bean-

tragten Sinne. 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
es ist ein Antrag nach § 42 unserer Geschäftsordnung 
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Vizepräsident Stücklen 

gestellt worden. Dieser Antrag ist nur dann zur Ab-
stimmung zu stellen, wenn ihn mindestens 25 Abge-
ordnete unterstützen. Ich frage daher das Haus: Wer 
will diesen Antrag unterstützen? Ich bitte um ein 
Handzeichen. — Die notwendige Unterstützung ist 
nicht gegeben; es haben zwei Abgeordnete diesem 
Antrag zugestimmt. Damit ist er gegenstandslos ge-
worden. 

Meine Damen und Herren, über Verfahrensweisen 
des Präsidiums wird nicht hier im Bundestag debat-
tiert, sondern dafür gibt es den Ältestenrat, wo diese 
Fragen zu behandeln sind. Selbstverständlich wird 
auf Anregung des Herrn Abgeordneten Wüppesahl 
diese Frage, die er angeschnitten hat — ob sie zulässig 
war oder nicht zulässig war — im Präsidium und an-
schließend im Ältestenrat besprochen. Nach dieser 
Auslegung des Ältestenrates wird dann auch künftig 
verfahren werden. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung des 
Innenausschusses auf Drucksache 11/4032 ab. Der 
Ausschuß empfiehlt, den Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/1926 in der vom Aus-
schuß empfohlenen Fassung anzunehmen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN beantragt getrennte Ab-
stimmung über die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses. Ich gehe davon aus, daß das Haus damit 
einverstanden ist. — Wer für den Abs. 1 der Beschluß-
empfehlung stimmt, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Keine Gegenstimme. — Ent-
haltungen? — Keine Enthaltungen. — Also ist dieser 
Abs. 1 der Beschlußempfehlung einstimmig ange-
nommen. 

Wir kommen nunmehr zu Abs. 2 der Beschlußemp-
fehlung. Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Frak-
tion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/4387 vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? Ich bitte um ein 
Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Enthaltungen? 
— Eine Enthaltung. — Bei einer Reihe von Ja-Stim-
men ist dieser Änderungsantrag mit großer Mehrheit 
abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr über Abs. 2 in der Ausschuß-
fassung ab. Wer dafür stimmt, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Keine Enthaltungen. — Bei einer Reihe von Gegen-
stimmen ist dieser Abs. 2 der Ausschußfassung mit 
Mehrheit angenommen. 

Wer für Abs. 3 der Beschlußempfehlung ist, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Keine Gegenstimme. — Enthaltungen? — Keine Ent-
haltungen. Damit ist die Beschlußempfehlung des In-
nenausschusses auf Drucksache 11/4032 einstimmig 
angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksa-
che 11/4373, der darauf gerichtet ist, der Beschluß-
empfehlung einen weiteren Absatz anzufügen. Wer 
stimmt für diesen Änderungsantrag? — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Bei Enthaltungen aus der Frak-
tion DIE GRÜNEN und bei Enthaltung des fraktions-
losen Abgeordneten mit Mehrheit abgelehnt. Damit 
ist die Beschlußempfehlung in der Ausschußfassung 
angenommen. 

Ich rufe nun den Zusatztagesordnungspunkt 2 
auf: 

Aktuelle Stunde 

Haltung der Bundesregierung zur Wiederauf-
arbeitungsanlage in Wackersdorf 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD hat 
gemäß unserer Geschäftsordnung eine Aktuelle 
Stunde zu dem genannten Thema verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Herrn 
Abgeordneten Schäfer (Offenburg) das Wort. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Veba-Chef Rudolf 
von Bennigsen -Foerder hat Bundeskanzler Helmut 
Kohl bei einem der umstrittensten Projekte der Kern-
energie, der Wiederaufarbeitungsanlage in Wackers-
dorf, buchstäblich den Teppich unter den Füßen weg-
gezogen. 

(Beifall bei der SPD — Jahn [Marburg] [SPD]: 
Das kann man wohl sagen! — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Das ist keine Schäfer-Stunde! 
— Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das ist Quatsch! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

In einer der wichtigsten politischen Fragen dieser Re-
publik ist die Bundesregierung handlungsunfähig. 
Das einzige, was dem Bundeskanzler Kohl dazu ein-
fällt, ist das krampfhafte Festhalten an einem ebenso 
sinnlosen wie gefährlichen Projekt der Plutoniumwirt-
schaft. Daß ausgerechnet Teile der Energiewirtschaft 
mit dem Ausstieg aus Wackersdorf diese Bundesre-
gierung zum Lackmustest zwingen, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Aha!) 

macht die Sache besonders pikant. 

Dies hat sich übrigens beim Gerangel um die Finan-
zierung des Schnellen Brüters in Kalkar schon ange-
deutet. Die Veba ist mittlerweile nicht mehr allein. 
Das RWE, das Badenwerk und die Energieversorgung 
Schwaben haben sich den ökonomischen Überlegun-
gen von Herrn Bennigsen-Foerder in bezug auf Wak-
kersdorf ebenfalls angeschlossen. 

(Lennartz [SPD]: So ist es!) 

Sie haben sich von der Wiederaufarbeitungsanlage in 
der Bundesrepublik Deutschland verabschiedet. Dies 
begrüßen wir Sozialdemokraten ausdrücklich. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/

-

CSU]: Zögerlicher Beifall bei der SPD!) 

Und wenn es richtig ist, meine Damen und Herren, 
daß dieser Schritt den Verbrauchern jährlich zwei Mil-
liarden DM Stromkosten spart, so zeigt dies zusätzlich 
an, daß diese Bundesregierung wirtschaftlich inkom-
petent ist. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Herr Schäfer, was verstehen Sie 
davon? — Weitere Zurufe von der CDU/

-

CSU) 

Gegen jede ökologische und jede ökonomische Ver

-

nunft, gegen die Mehrheit der Bürger und gegen die 
Energiewirtschaft will der Bundeskanzler ein wahn- 
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sinniges Projekt durchsetzen — und das mit einer 
auch in dieser Frage zerstrittenen Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/-
CSU]: Sie haben ein schlechtes Gedächt-

nis!) 

Die Energiewirtschaft hat Wackersdorf den Todes-
stoß versetzt. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Na!) 

Sie geht in einer zentralen politischen Frage auf Kon-
frontationskurs zur Regierung Kohl. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Na, wart's mal 
ab!) 

Damit ist das nationale integrierte Entsorgungskon-
zept mit Wiederaufarbeitung gestorben. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie jubeln zu 
früh!) 

Und, meine Damen und Herren: Wer Wackersdorf 
aufgibt, muß auch Kalkar aufgeben. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/-
CSU]: Wir geben lieber Sie auf!) 

Die SPD tritt für ein Nutzungsverbot für Plutonium 
ein. Wir meinen, die Nutzung von Plutonium verletzt 
die Grundrechte des Individuums. Deshalb hat die 
SPD in Karlsruhe eine Verfassungsklage gegen die 
Nutzung von Plutonium eingereicht. Natürlich kann 
die Verfassungsklage nur für das Gebiet der Bundes-
republik Deutschland Geltung haben. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Ah so!) 

Aber für uns endet der Schutz des Individuums nicht 
an unserer Grenze. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch deshalb können wir ein Ausweichen nach La 
Hague nicht mittragen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie marschieren 
nach Frankreich ein!) 

Der Verzicht auf Wiederaufarbeitung löst aber nicht 
das Entsorgungsproblem. Wir wollen den sichersten 
Weg bei der Entsorgung radioaktiver Abfälle mit der 
direkten Endlagerung gehen. Dieser Weg ist kosten-
günstiger und proliferationssicher. Wir haben mit der 
Entscheidung, Wackersdorf aufzugeben, die Chance, 
den sichersten Entsorgungsweg zu gehen. Diese 
Chance müssen wir nutzen. Wir fordern die Energie-
wirtschaft und die Bundesregierung auf, mit uns den 
Weg der direkten Endlagerung zu gehen. 

(Fellner [CDU/CSU]: Mit euch lassen wir uns 
nicht endlage rn !) 

Suchen wir gemeinsam, auch in Europa, die sicherste 
Lösung! Verständigen wir uns aber zunächst national 
auf ein neues Entsorgungskonzept, versuchen wir 
dann aber gemeinsam, dieses Konzept auch in Europa 
durchzusetzen! 

Ein Konsens in der Entsorgungsfrage auf der Basis 
der direkten Endlagerung ist die Antwort auf das 
Ende der Wiederaufarbeitungsanlage in Wackersdorf. 
Nutzen wir alle, meine Damen und Herren, auch die 
Bundesregierung, die Chance, die nur die Bewegung 
der Energiewirtschaft gibt! Steigen wir aus der Nut-

zung der Plutoniumwirtschaft in Wackersdorf und in 
Kalkar aus! Wir dürfen, meine Damen und Herren, 
aber nicht zulassen, daß die Wiederaufarbeitungsan-
lage in Wackersdorf zu einem 10-Milliarden-Mahn-
mal mangelnder Lernfähigkeit konservativer Politik 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Das natio-
nale Konzept einer integrierten Entsorgung aus dem 
Jahre 1979 ist bis heute Bestandteil der f riedlichen 
Nutzung der Kernenergie in der Bundesrepublik 
Deutschland. Dieses Konzept ist zwischen der dama-
ligen Bundesregierung und den Regierungschefs der 
Länder vereinbart worden. Sämtliche Parteien waren 
sich darin einig, daß nur die nationale Verfügbarkeit 
über alle Glieder der Entsorgungskette eine ausrei-
chende Sicherheit gewährleistet, damit politische und 
wirtschaftliche Risiken vermieden werden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Nur, meine Damen und Herren, diese Übereinstim-
mung von damals besteht in Wahrheit schon lange 
nicht mehr. 

(Zuruf von der SPD: Das ist richtig!) 

Wer die Ausführungen der SPD heute gehört hat und 
die Presseerklärung von gestern noch hinzuzieht, dem 
wird deutlich, daß die SPD nach wie vor kein Interesse 
an einem energiepolitischen Konsens zeigt. Die von 
der VEBA eröffnete Diskussion im Hinblick auf eine 
Verlagerung der Wiederaufarbeitung nach Frank-
reich macht deutlich, daß die SPD auch eine europäi-
sche Lösung der Wiederaufarbeitung ablehnt. Über-
raschenderweise hat sich die SPD auf die Seite der 
Industrie geschlagen, indem sie — ich zitiere Sie, Herr 
Lennartz, von gestern wörtlich — „die neue Beweg-
lichkeit der Industrie begrüßt". 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Lennartz 
[SPD]: Ist auch richtig!) 

Der Widerspruch dieser Argumentation, etwas zu be-
grüßen, was man im Ergebnis ablehnt, zeigt die Irra-
tionalität der SPD-Ausstiegsideologie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich bedaure außerordentlich, daß diese wichtige 
Frage unter solchen Voraussetzungen diskutiert wer-
den muß. 

Meine Damen und Herren, es kann nicht bestritten 
werden, daß alles dafür spricht, die Chance für eine 
neue europäische Perspektive zu nutzen und alle 
Möglichkeiten für bilaterale und supranationale Re-
gelungen auszuloten. Wir brauchen mit Sicherheit 
eine europäische Energiepolitik, die grenzüberschrei-
tend optimiert wird. Dies gilt allerdings für alle Berei-
che der f riedlichen Nutzung der Kernenergie, also 
auch für Versorgung und Entsorgung. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Wie 
entsorgen Sie denn?) 
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Über das integrierte Entsorgungskonzept bestand 
bisher ein jahrelanger energiepolitischer Konsens, 
auch zwischen der Bundesregierung und den EVUs. 
Dieser Konsens scheint vier Jahre nach dem Baube-
ginn in Wackersdorf einseitig von der Indust rie 
— wohl aus betriebswirtschaftlichen Gründen — nun-
mehr aufgekündigt zu werden. Gegen das Nachden-
ken von Wirtschaftsunternehmen über Rentabilität 
und Kosten ist nichts einzuwenden; dies ist legitim 
und erforderlich. Allerdings ergeben sich Zweifel, ob 
wirklich finanzielle Gründe ausschlaggebend wa-
ren. 

Was die Wirtschaftlichkeit anlangt, so hat gestern 
der Sprecher des RWE ausgeführt, daß sich eine Aus-
lagerung der Wiederaufarbeitung auf den Strompreis 
kaum niederschlagen würde. Hier stellt sich auch für 
den Verbraucher die berechtigte Frage, wo die von 
der VEBA angegebene Ersparnis zwischen 1,4 Milli-
arden und 1,9 Milliarden DM bleibt. Ich stimme dem 
„Handelsblatt" von gestern zu, das schreibt — ich zi-
tiere — : „Nur Monopolisten mit Weiterwälzungsmög-
lichkeiten von Kosten auf Verbraucher können solche 
Vorteile relativieren." 

Wir sollten auch darüber nachdenken, daß wir 
schon einmal schlechte Erfahrungen mit angeblich 
billigen Lösungen im Bereich der Kernenergie ge-
macht haben. Es sei an die Konditionierung von radio-
aktiven Abfällen in Mol erinnert. Derartige Ereignisse 
dürfen sich mit Sicherheit nicht wiederholen. Sehen 
muß man im Bereich des fehlenden Konsenses im 
Energiebereich auch die Frage der deutschen Stein-
kohle. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, ich 
warne Neugierige. Wer schnelle Entscheidungen zu 
den Absichten der VEBA will, muß sich den Vorwurf 
der Unüberlegtheit gefallen lassen. Für die Bewer-
tung eines außerordentlich komplexen Sachverhalts 
bedarf es einer Fülle zu berücksichtigender Gesichts-
punkte. Hierzu gehören technologische und for-
schungspolitische Aspekte, Nichtverbreitungsas-
pekte, Energie-, Indust rie- und kartellrechtliche, Ent-
sorgungs- und umweltpolitische Aspekte. Die ge-
samte Diskussion sollten wir als Chance begreifen, 
über die Frage der Entsorgung auch Fragen anderer 
energiepolitischer Kooperationen, seien sie nun bila-
teral, europäisch oder international, einzubeziehen. 

Die CDU/CSU begrüßt die Erklärung unseres Bun-
deskanzlers und des Präsidenten Mitterrand außeror-
dentlich. 

(Zuruf von der SPD: Welche?) 

Wir begrüßen, daß bei den  deutsch-französischen 
Gipfelkonsultationen vereinbart worden ist, die Ab-
sichtserklärung der VEBA in den größeren Zusam-
menhang der Kernenergie, der Energiepolitik und der 
Energietechnologie zu stellen. Ebenso wie bei der 
Brüterentwicklung und der Kernfusion kann sich hier 
eine europäische Perspektive eröffnen, wie sie letzt-
lich schon im EURATOM-Vertrag angelegt ist. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schütz [SPD]: Aber auch französisches Pluto-

nium ist gefährlich!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Daniels (Regensburg). 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE) (der Abgeord-
nete trägt einen Button mit der Aufschrift: WAA nein): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Bun-
desregierung entdeckt in diesen Tagen mit Schrek-
ken, was sie bislang nicht zur Kenntnis nehmen 
wollte: 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Hübsch sieht er 
aus! — Fellner [CDU/CSU]: Zuversicht 
spricht nicht aus seinen Augen! — Lachen 

bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

daß die Industrie in ihrer Kalkulation bereits meilen-
weit von der WAA in Wackersdorf entfernt ist und 
über den Ausstieg aus der Nutzung der Atomenergie 
nachdenkt. Was zur Zeit zu beobachten ist, ist der 
Versuch der Politik, sich ohne Gesichtsverlust dem 
Kurs der Industrie anzupassen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Stich für Stich sel

-

ber genäht!) 

Für uns GRÜNE wird dabei deutlich, wie sehr die 
Energiewirtschaft die Bundesregierung wie einen 
Tanzbären am Nasenring hinter sich herführt und das 
neue Kabinett Kohl mit verzweifelten Aktionen be-
müht ist, von der eigenen Konzeptlosigkeit und Hand-
lungsunfähigkeit abzulenken. 

Sie hat sich dafür aber unglückliche Partner ausge-
sucht: eine hemmungslos opportunistische und um 
ihre Existenz kämpfende FDP, gepaart mit einer zor-
nigen CSU, die sich um die Belohnung für ihren bis-
lang rücksichtslosen und bürgerkriegsähnlichen Ein-
satz 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Diese Kampfspra

-

che, die Sie verwenden, ist kaum anzuhö

-

ren!) 

für die Wackersdorfer Anlage geprellt sieht. 

Wie steht es jetzt um das Entsorgungskonzept der 
Bundesregierung? Nichts davon ist übriggeblieben. 
Die tatsächliche Entsorgung der deutschen Kernkraft-
werke ist ungeklärter denn je. Oder besser: Wir ste-
hen wieder an dem Punkt des Brennstoffkreislaufes, 
an dem das Weiterbetreiben der Atomkraftwerke 
ohne sichere Endlagerung schlichtweg kriminell ist. 

Herr Töpfer, sagen Sie uns doch einmal, wo der täg-
lich neu produzierte Atommüll endgelagert werden 
soll. Weltweit gibt es für diese Frage nach wie vor 
keine Lösung. Von Ihrer Konzeptionslosigkeit kann 
auch der Versuch nicht ablenken, der Entsorgungs-
problematik einen europäischen Anstrich zu geben, 
wie heute beim deutsch-französischen Schmieren-
theater in Paris geschehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unerhört!) 

Gestern haben Sie uns erklärt, Sie müßten mit Mitter-
rand reden, weil Bennigsen-Foerder und die VEBA 
nicht mehr wollten. Heute erklären Sie, Sie hätten ein 
neues Konzept. Das neue Konzept ist aber das alte. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das gleiche wie 
im Kabinett!)  

Wackersdorf wird weitergebaut, und La Hague wird 
weitergebaut. Das ist doch eine Verarschung der Be- 
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völkerung. Das ist Volksverdummung, die Sie damit 
betreiben. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ich 
bitte Sie, sich in Ihrer Ausdrucksweise etwas zu mäßi-
gen. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Tatsache ist, es 
gibt in der Bundesrepublik auf absehbare Zeit kein 
sicheres Endlager. Die bisherige Strategie einer soge-
nannten Entsorgung mit Wiederaufarbeitung diente 
ausschließlich dem Zeitgewinn. Denn durch eine 
WAA wird das zu entsorgende Atommüllvolumen um 
das 30fache vergrößert — die Brennelemente können 
aber nur einmal wiederaufgearbeitet werden —, wo-
mit im Endeffekt das Problem der Endlagerung nur 
um wenige Jahre verschoben wird. Dafür werden seit 
Jahren Milliarden aus dem Fenster geworfen, die wir 
dringend für eine Energie-Wende gebraucht hätten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 
Bennigsen-Foerder weiß längst, daß am Ausstieg 

aus der Atomenergie kein Weg vorbeigeht. Ich zi-
tiere: 

Unsere Energiepolitik ist nicht zu einseitig auf die 
Kernenergie orientiert. Wenn wir eines Tages aus 
der Kernenergie aussteigen müssen, könnte die 
Stromwirtschaft dieses Problem sicher bewälti-
gen. 

Weiter sagt er: 

Es ist eine Frage der Politik, ob sie mit den Folgen 
des Ausstiegs fertig wird. 

Da hat er vollkommen recht. Herr Kohl wird damit 
nicht fertig werden. 
Die gesellschaftliche Mehrheit für einen Ausstieg ist 

da. Gemeinsam mit Ihnen, den Kollegen von der SPD, 
werden wir möglicherweise nach 1990 mit diesem 
Ausstieg anfangen. Und wir werden auch mit den Fol-
gen fertig werden. 

(Beckmann [FDP]: Gute Gesellschaft!) 
Wir GRÜNEN wollen auch kein Europa der Rü-

stungs- und Atomkonzerne. Wir halten an der Forde-
rung nach sofortigem Baustopp in Wackersdorf und 
La Hague fest. Neun Jahre haben die Menschen in der 
Oberpfalz mit ihrem Landrat an ihrem Widerstand 
festgehalten. Unsere französischen Freunde haben 
nicht umsonst bei den letzten Wahlen auf allen Ebe-
nen erstaunliche Erfolge erzielt, weil auch in Frank-
reich klar wird, daß die Atomenergie auch für Europa 
ein Irrweg ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Bei einer Anti-WAA-Demonstration am Ostermontag 
1986, an der nahezu 100 000 Menschen teilnahmen, 
wurde am Bauzaun ein denkwürdiges Transparent 
angebracht. Darauf stand zu lesen: „Wenn ihr ehrlich 
seid, dann" — — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, Ihre 
Zeit ist abgelaufen. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE):: Ich habe nur 
noch einen Satz. 

Vizepräsident Stücklen: Nein, ich bitte, sich genau 
daran zu halten. Sie kommen ja noch einmal zum 
Zuge. 

Das Wort hat der Abgeordnete Beckmann. 

Beckmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Diese Aktuelle Stunde 
ist kein tauglicher Beitrag zu einer konstruktiven Dis-
kussion der schwierigen Entsorgungsprobleme. Ein-
zige Absicht der Oppositionsparteien ist es, die Regie-
rung zu einem sofortigen Verzicht auf Wackersdorf zu 
bewegen, 

(Lennartz [SPD]: Wenn Sie das nächste 
Woche beschließen, ist uns das auch recht!) 

um das rein ideologische Konzept vom Ausstieg aus 
der Kernenergie einen Schritt vorwärtszubringen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Realistisches Kon

-

zept!) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
und die Koalitionsfraktionen dagegen bemühen sich 
um eine langfristig sichere und ordnungsgemäße Ent-
sorgung. 

Ich darf daran erinnern, daß sich bereits die En-
quete-Kommission „Zukünftige Kernenergiepolitik" 
des Deutschen Bundestages in einer Empfehlung, der 
sich auch die SPD-Mitglieder dieser Kommission an-
geschlossen haben, für eine Wiederaufbereitungsan-
lage im industriellen Maßstab in der Bundesrepublik 
ausgesprochen hat. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sind Sie als FDP 
jetzt dafür?) 

Ihre Vergangenheit, Herr Schäfer, als Träger politi-
scher Verantwortung, holt Sie und die anderen ver-
ehrten Kollegen von der SPD immer wieder ein. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sind Sie jetzt da

-

für oder sind Sie dagegen? Kräftiges Jein!) 

Es war nun unsere gemeinsame Politik, einen voll-
ständigen Brennstoffkreislauf in Deutschland aufzu-
bauen, um alle technologischen Schritte wirklich 
selbst zu beherrschen. Auf dieser Philosophie beruht 
ja auch unser Entsorgungskonzept, das die Regie-
rungschefs von Bund und Ländern unter Helmut 
Schmidt 

(Lennartz [SPD]: Das war ein Kanzler!) 

im Jahre 1979 beschlossen haben. Die SPD-Länder, 
Herr Kollege Lennartz — das muß ich nun leider hier 
feststellen — haben sich einseitig aus diesem gemein-
sam getragenen Entsorgungskonzept, dessen Be-
standteil auch eine nationale Wiederaufbereitungsan-
lage ist, hinausgestohlen. Wir werden unsere Ent-
scheidung sehr viel sorgfältiger durchdenken und dis-
kutieren. 

Wiederaufbereitungsanlagen sind natürlich keine 
getarnten Atombomben. Es sind chemische Fabriken. 
Es geht an dieser Stelle im übrigen auch nicht darum, 
ob die Bundesrepublik in die fälschlicherweise so be-
zeichnete Plutoniumwirtschaft eintreten will, schon 
gar nicht, um etwa waffenfähiges Mate rial zu erhalten 
und verwerten zu können. Es geht um sichere Entsor-
gung und Versorgung und sonst nichts. 
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Meine Damen und Herren, die deutsche Wirtschaft 
stellt sich auf den herannahenden Binnenmarkt 1992 
ein. Dies gilt ohne Einschränkung auch für die Elek-
trizitätswirtschaft. Der Wettbewerb in einem wirt-
schaftlich vereinten Europa wird härter werden. Es ist 
deswegen auch durchaus verständlich, daß die Unter-
nehmen versuchen, Vorsorge für diesen Wettbewerb 
zu treffen und überflüssigen Kostenballast abzuwer-
fen. 

Dennoch kann die Frage der sicheren Entsorgung 
unserer Kernkraftwerke nicht allein unter Kostenge-
sichtspunkten betrachtet werden. Für meine Fraktion 
war es immer klar, daß Sicherheit eindeutig vor Wirt

-schaftlichkeit gehen muß. Es stellen sich daher im 
Zusammenhang mit einem so weitreichenden Entsor-
gungsgebot, wie es den deutschen Stromversorgern 
aus Frankreich vorliegt, mehrere entscheidende Fra-
gen, die sorgfältiger Prüfung bedürfen und erst nach 
eingehender Diskussion auch mit unseren französi-
schen Partnern beantwortet werden können. Dazu 
zählen insbesondere: 

Erstens. Kann ein Vertrag, wie ihn die VEBA mit der 
französischen COGEMA abzuschließen beabsichtigt, 
Wackersdorf wirklich ersetzen? 

Zweitens. Welche Konsequenzen ergäben sich dar-
aus für den Entsorgungsnachweis deutscher Kern-
kraftwerke? 

Drittens. Welche externen Zwischenlager für abge-
brannte Brennelemente wären noch in der Bundesre-
publik nötig, wenn die Abfälle aus den Kompaktla-
gern der Kernkraftwerke umgehend nach Frankreich 
transportiert würden? 

Viertens. Wäre eine ausschließliche Auslandsent-
sorgung mit dem Atomgesetz und den Entsorgungs-
grundsätzen vereinbar? 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Nein!) 

Fünftens. Wie würden die radioaktiven Reststoffe 
aus der französischen Anlage nach Deutschland ver-
bracht? Wie würden sie hier gelagert? Könnten Misch-
oxidbrennelemente wie bisher noch in Deutschland 
gefertigt werden? 

Sechstens. Welche Gefahren könnten von den 
Transportwegen ausgehen? 

Siebtens. Welche Konsequenzen ergäben sich für 
die deutsche Kernkraftindustrie? Drohte sie nicht un-
ter die Vormundschaft der Franzosen zu geraten, 
wenn wir nicht an einer Eigenständigkeit des kern-
technischen Know-hows festhielten? 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Meine Damen und Herren, weder ein überstürzter 
Baustopp in Wackersdorf noch eine voreilige Ableh-
nung der deutsch-französischen Entsorgungspläne 
wäre gegenwärtig die richtige Lösung. Mit der ge-
meinsamen Erklärung vom heutigen Tage über das 
Ergebnis der deutsch-französischen Konsultationen 
werden die Kernelemente des nationalen Entsor-
gungskonzeptes in konstruktiver Weise in eine euro-
päische Entsorgungskonzeption eingebettet, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das ist gut!) 

die sich auf Wiederaufbereitungsanlagen in Deutsch-
land und in Frankreich stützt. Dies ist ein begrüßens-

werter Schritt in Richtung auf eine gesamteuropäische 
Energiepolitik. 
Mit den lautstarken Forderungen nach dem Ver-

zicht auf Wackersdorf, meine Damen und Herren von 
der Opposition, sind Sie wieder einmal auf den fal-
schen Zug gesprungen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Wie wahr! — 
Widerspruch bei der SPD) 

Dies bestätigt erneut, daß in der Energiepolitik sach-
liche Überlegungen und besonnenes Abwägen besser 
am Platze sind als hektisches Infragestellen der ge-
meinsam vereinbarten Entsorgungspolitik. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit. 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Im September 
1979 haben die Ministerpräsidenten aller deutscher 
Bundesländer und der damalige Bundeskanzler Hel-
mut Schmidt einstimmig ein integriertes Entsor-
gungskonzept für die friedliche Nutzung der Kern-
energie in der Bundesrepublik Deutschland beschlos-
sen. Über den Stand der Umsetzung dieses integrier-
ten Entsorgungskonzeptes hat die Bundesregierung 
mit dem Bericht zur Entsorgung der Kernkraftwerke 
und anderer kerntechnischer Einrichtungen am 
13. Januar 1988 den Deutschen Bundestag unterrich-
tet. 

Teil dieses Entsorgungskonzeptes ist die Wieder-
aufarbeitung abgebrannter Brennelemente in der 
Bundesrepublik. Damit werden die Betreiber von 
Kernkraftwerken der gesetzlichen Verpflichtung des 
§ 9 a des Atomgesetzes gerecht. Diese gesetzliche Be-
stimmung fordert die schadlose Verwertung radioak-
tiver Abfälle. 

(Vosen [SPD]: Schadlos? Das geht nicht!) 
Zur Gewährleistung dieses Verwertungsgebotes ist 
der Bau der Wiederaufarbeitungsanlage in Wackers-
dorf im Dezember 1985 begonnen worden. Dieses 
Konzept ist auch von der Energiewirtschaft inhaltlich 
voll mitgetragen worden; denn dem Betreiber kern-
technischer Anlagen und damit dem Abfallverursa-
cher obliegt in Anwendung des Verursacherprinzips 
neben der Zwischenlagerung abgebrannter Brenn-
elemente auch die Wiederaufarbeitung mit dem Ziel 
der Verwertung der dabei zurückgewonnenen Kern-
brennstoffe durch den Energieeinsatz im Kernkraft-
werk. 

Die Bundesregierung ist davon unterrichtet worden, 
daß am 3. April dieses Jahres VEBA und das französi-
sche Staatsunternehmen COGEMA übereingekom-
men sind, eine verstärkte Zusammenarbeit ab 1999 
insbesondere bei der Wiederaufarbeitung vertraglich 
abzuschließen. Die Bundesregierung hat dazu unmit-
telbar festgestellt: Es handelt sich um eine Absichts-
erklärung, in der Unternehmensziele einer Zusam-
menarbeit der deutschen VEBA und des französi- 
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) schen Partners COGEMA dargestellt sind. Eine derar-
tige unverbindliche Absichtserklärung berührt das 
geltende nationale Entsorgungskonzept in der Bun-
desrepublik Deutschland weder in tatsächlicher noch 
in rechtlicher Hinsicht. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Dies gilt auch für die Entsorgungsnachweise der deut-
schen Kernkraftwerke. Im übrigen ist zu unterstrei-
chen, daß von der Notwendigkeit der Wiederaufarbei-
tung abgebrannter Brennelemente auch in dieser Er-
klärung ausgegangen wird. Die Absichtserklärung 
steht unter dem Vorbehalt der jeweiligen politischen 
Zustimmung der Regierungen in Frankreich und in 
der Bundesrepublik Deutschland. Dies ist die erste 
Reaktion der Bundesregierung. 

Es war ganz selbstverständlich, daß der Bundes-
kanzler persönlich unmittelbar dazu intensive Ge-
spräche mit der französischen Regierung angekündigt 
hat. Diese Gespräche mit der französischen Regie-
rung, die vom Bundeskanzler als erforderlich bezeich-
net wurden, haben gestern und heute im Rahmen der 
53. deutsch-französischen Konsultationen in Paris 
stattgefunden. 

Das Ergebnis dieser Gespräche ist in einer gemein-
samen Erklärung zur Zusammenarbeit bei der friedli-
chen Nutzung der Kernenergie zusammengefaßt wor-
den. Diese Erklärung darf ich Ihnen hiermit zur 
Kenntnis bringen. Ich zitiere: 

Die beiden Regierungen haben ihr Interesse an 
den Kooperationsprojekten auf dem Gebiet des 
Kernbrennstoffkreislaufes bekundet. Nachdem 
die Bundesregierung in Übereinstimmung mit 
der französischen Regierung ihren Willen bekräf-
tigt hat, an ihrer Politik des Brennstoffkreislaufes 
festzuhalten, was das Bestehen von zwei Stand-
orten von Wiederaufarbeitungsanlagen in Frank-
reich und in der Bundesrepublik Deutschland 
einschließt, sind die beiden Regierungen über-
eingekommen, die Absichtserklärung zwischen 
VEBA und COGEMA in einen größeren Zusam-
menhang zu stellen, nämlich in den Zusammen-
hang der friedlichen Nutzung der Kernenergie: 
Brennstoffkreislauf (Herstellung, Wiederaufar-
beitung, Abfallbehandlung), Kernkraftwerke; 
Energiepolitik in allen Aspekten und Möglichkei-
ten der Koordinierung der politischen Zielsetzun-
gen der beiden Länder; Energietechnologien. 

Eine Arbeitsgruppe unter der verantwortlichen 
Leitung von Herrn Minister Fauroux, Minister für 
Industrie und Raumordnung, und Herrn Töpfer, 
Minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit, wird innerhalb von zwei Monaten die 
Absichtserklärung von VEBA und COGEMA in 
diesem erweiterten Zusammenhang prüfen. Die-
selbe Arbeitsgruppe wird dem nächsten deutsch-
französischen Gipfel erste Überlegungen über 
die Zusammenarbeit auf den oben dargestellten 
Feldern vorlegen. 

Soweit diese gemeinsame Erklärung vom heutigen 
Tage. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Arbeitsgruppe gehören von deutscher Seite au-
ßerdem die Staatssekretäre des Wirtschaftsministe-
riums, des Forschungsministeriums und des Auswärti-
gen Amtes sowie ein Vertreter der bayerischen Lan-
desregierung an. 

Bei den Gesprächen in Pa ris, meine Damen und 
Herren, ist sehr deutlich geworden: Unserer Verant-
wortung werden wir nur gerecht, wenn die aktuelle 
Diskussion über die Wiederaufarbeitung in den grö-
ßeren Zusammenhang der f riedlichen Nutzung der 
Kernenergie insgesamt sowie der Energiepoli tik und 
der Energietechnologie dieser beiden Länder und 
Europas insgesamt eingebunden wird. 

(Frau Dr. Götte [SPD]: Was heißt denn 
das?) 

Dabei erfordert verantwortliches Handeln angesichts 
der weitreichenden energiepoli tischen, industriepoli-
tischen und technologiepolitischen Konsequenzen, 
daß diese Zusammenarbeit auf zwei Säulen in Frank-
reich und in Deutschland aufgebaut wird, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

die sich bei der Bewäl tigung der auftretenden Lasten 
wechselseitig unterstützen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Dieses Vorgehen entspricht einer verantwortungsvol-
len Politik. 

Lassen Sie mich das noch einmal zusammenfassen, 
weil gefragt wurde, was das bedeutet. Der gesamte 
Rahmen energiepolitischer Zusammenarbeit ist abzu-
stecken und auszufüllen. Er ist in eine tragfähige Kon-
zeption energiepolitischer Zusammenarbeit einzu-
bringen. Das beginnt bei der gemeinsamen Fortent-
wicklung von Sicherheitsstandards für Kernkraft-
werke, und das geht weiter. Denn wer Wiederaufar-
beitung sagt, muß sich auch darüber klar sein, daß 
nicht Wiederaufarbeitung, sondern Wiederverwer-
tung im § 9 a des Atomgesetzes steht. Das bedeutet 
den Bau von MOX-Brennelementen, und das geht 
weiter über die Frage der Zwischenlagerung und der 
Endlagerung schwach-, mittel- und hochradioaktiver 
Abfallstoffe. Das umfaßt ebenso die Position der deut-
schen Kohle, wie es die Entwicklung von Energietech-
nologien mit umfaßt. 

Ich würde der Opposition empfehlen, die Chance, 
die hier in einer gemeinsamen Entwicklungskonzep-
tion angelegt ist, zu sehen und nicht nur die Reaktion 
im Negativen hier in diese Debatte mit einzubrin-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir wollen, meine Damen und Herren, den energie-
politischen Konsens. Aber der energiepolitische Kon-
sens ist mehr als nur die Verlagerung einer schweren 
Aufgabe zu einem Nachbarn. Er umfaßt vielmehr den 
gesamten Rahmen, der hier abgesteckt werden 
muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Hier wurde eben von Zerstrittenheit gesprochen. 
Ich möchte gern anmahnen, daß man bei der SPD 
mit einer Stimme spricht. Uns hat im Namen der 
SPD-Landtagsfraktion von Nordrhein-Westfalen der 
Vorsitzende dieser Fraktion, Herr Farthmann, gesagt, 
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wir sollten diese Chance ergreifen, weil es die einma-
lige Möglichkeit sei, zum energiepolitischen Konsens 
zurückzufinden. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das ist nicht zu-
treffend!) 

— Lieber Herr Abgeordneter Schäfer, Sie sollten sich 
damit ebenfalls auseinandersetzen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Falsch zitiert!) 

Meine Damen und Herren, die innenpolitischen Re-
aktionen in der Bundesrepublik Deutschland auf 
diese Absichtserklärung zweier Firmen vermitteln al-
lerdings einige echte Überraschungen. So sind dieje-
nigen, die uns im Zusammenhang mit der Konditio-
nierung schwach- und mittelradioaktiver Abfallstoffe 
in Mol noch unverantwortlichen Abfalltourismus vor-
geworfen haben, jetzt offenbar anderer Meinung. So 
sind diejenigen, die im Zusammenhang mit Cattenom 
vermeintliche Sicherheitsdefizite bei französischen 
Kernenergieanlagen vermuten, 

(Frau Hillerich [GRÜNE]: „Vermeintliche" 
ist wohl eine Unverschämtheit!)  

gegenwärtig offenbar anderer Meinung. So sind die-
jenigen, die die Bundesregierung und andere bisher 
permanent dadurch diffamiert haben, daß man uns 
unterstellt, wegen wirtschaftlicher Vorteile Sicher-
heitsrisiken in Kauf zu nehmen, heute urplötzlich der 
Meinung, daß allein wirtschaftliche Argumente aus-
schlaggebend sind. 

Für die Bundesregierung, meine Damen und Her-
ren, gilt dieser Weg der Politik nicht. Wir machen ver-
antwortliche Politik, nicht indem wir auf einzelne Er-
gebnisse reagieren, sondern indem wir uns bemühen, 
einen gesamten energiepolitischen Konsens mit 
Frankreich und einen energiepolitischen Handlungs-
rahmen für die Zukunft in Europa zu schaffen. 

Ich danke Ihnen sehr herzlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort  hat der Herr Ab-
geordnete Vosen. 

(Stratmann [GRÜNE]: Jetzt ein klares Wort 
zu Farthmann, bitte!) 

Vosen (SPD): Herr Bundesumweltminister, Ihre 
Ausführungen zwingen mich, meinen Redetext zu 
vergessen. Ich möchte kurz einige Ausführungen ma-
chen, die Ihre Rede betreffen. Wenn im Atomgesetz 
noch steht — das muß man ändern —, daß eine Wie-
deraufarbeitung erfolgen muß, um eine schadlose Be-
seitigung von Atommüll zu praktizieren, so lassen Sie 
sich bitte belehren, daß das unmöglich ist. Es gibt 
technisch keine Wiederaufbereitungsanlage, die 
schadlos Atommüll wiederaufbereiten könnte. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Was ist denn mit dem tritiumhaltigen Abwasser, das 
nach dem jetzigen Konzept in den bayerischen Boden, 
ins Grundwasser, gepreßt werden soll? Was ist denn 
mit den riesigen Mengen an radioaktiver Abluft? Es 
handelt sich zwar um Edelgase, die zerfallen, die aber 

in größten Mengen in die Atmosphäre freigesetzt wer-
den. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das sind doch Fakten. Ich meine, die Kosten liegen 
bei der Wiederaufbereitung um 43 % höher als bei der 
Endlagerung. Das sind Fakten, die das energiewirt-
schaftliche Institut der Universität Köln festgeschrie-
ben hat. Sie können das nachlesen, und zwar seit 
1984. Damals wurde noch ein Dollarkurs von 2,30 DM 
zugrunde gelegt, den es heute gar nicht mehr gibt. Es 
wurden also günstige Rahmendaten angenommen. 

Die Industrie zieht daraus Schlüsse: Sie geht nach 
Frankreich. Ich würde sagen: Es sind mittlerweile 
Atomenergieasylanten, die uns hier verlassen und ins 
Nachbarland gehen, 

(Fellner [CDU/CSU]: Asylanten werden 
menschenrechtswidrig verfolgt!) 

wenn es dort wirtschaftlicher ist, wie man meint, weil 
eben bestehende Anlagen, hochausgelastete Anla-
gen, wirtschaftlicher arbeiten können. Diesen Schluß 
muß man doch aus dem Abwandern der Indust rie zie-
hen. 

Es ist also einfach billiger, die Wiederaufbereitung 
mit hochausgelasteten Anlagen zu betreiben. Die An-
lage in der Bundesrepublik Deutschland hat ja nur 
eine Kapazität von 450 Tonnen. Ein Fachmann wie 
Herr Häfele — er ist ja ein Fachmann; Sie akzeptieren 
ihn noch — sagte, auch 900 Tonnen wären für die 
Bundesrepublik Deutschland langfristig erforderlich. 
Die Anlage ist also von der Konzeption her falsch 
angelegt, wenn man die Wirtschaftlichkeit und die 
Ökonomie zugrunde legt. 

Ich sagte schon: Auch die Sicherheitstechnik der 
französischen Atomanlagen ist weitaus niedriger ein-
zustufen als diejenige deutscher Atomanlagen. Auch 
das ist ein Kostenfaktor, den man sehen muß und den 
die Industrie mit Sicherheit auch sieht. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß die Wie-
deraufbereitungsanlage als Zwischenbehandlung an-
zusehen ist und nicht als Teil eines Entsorgungskon-
zeptes, als Zwischenbehandlung, die gefährlichere 
Stoffe produziert, die also damit — wenn man so will 
— mehr Toxizität hinterläßt, als dies ohne Anlage der 
Fall wäre. Mischoxid-Brennelemente sind beim Ein-
satz in Atomkraftwerken wesentlich teurer. Auch das 
ist ein weiterer Kostenfaktor, den man sehen muß. 

Ich meine, daß der Weg, wie Sie ihn jetzt beschrei-
ben, Herr Töpfer, in die Irre führt. Wir werden einen 
Schnellen Brüter bekommen — ich prognostiziere 
das —, der ein Bundesbrüter werden wird, weil der 
Bund ihn bezahlt, nicht die Indust rie. Wir werden eine 
Bundeswiederaufbereitungsanlage bekommen, weil 
sie zum Schluß der Bund bezahlt. Wir werden einen 
stillgelegten Bundeshochtemperaturreaktor bekom-
men, und wir werden einen Bundesminister für For-
schung und Technologie bekommen, der, wenn er das 
alles bezahlen muß, ein Bundespleiteminister werden 
wird. Das sind die Folgen, die man sehen muß. Der 
Weg führt in die Irre. 

Ich sage als letztes: Der Brennstoffkreislauf, den Sie 
ansprechen, wird in einem Kreislauf enden, in dem die 
CDU zum Schluß im Kreis läuft. Das wird der Kreislauf 
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sein, der dabei übrig bleibt. Das bestätigt der hessi-
sche Wirtschaftsminister Alfred Schmidt, der heute 
den sofortigen Verzicht auf die nukleare Wiederauf-
bereitungsanlage in Wackersdorf gefordert hat — am 
heutigen Tag, FDP-Kollege. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: dpa 17.57 Uhr!) 
Herr Beckmann, nehmen Sie sich von daher wirk-

lich einmal zu Herzen, was Ihr Kollege sagt. Bereits 
jetzt kann man feststellen: Die FDP, meine Damen 
und Herren, wartet dringend auf die CDU/CSU und 
ihre Einsichten zum Ausstieg aus der Kernenergie. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Gerstein. 

Gerstein (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der bisherige Verlauf der Aktuellen 
Stunde macht bereits deutlich: Wir müssen wirklich 
alle Konsequenzen, die sich aus der beabsichtigten 
Zusammenarbeit zwischen der VEBA und der CO-
GEMA ergeben, sehr sorgfältig prüfen, und zwar ohne 
Hast und ohne Emotion. 
Ich glaube, die Gemeinsame Erklärung zur Zusam-

menarbeit bei der f riedlichen Nutzung der Kernener-
gie, wie sie als Ergebnis der deutsch-französischen 
Gipfelkonsultationen entstanden ist, macht auch 
deutlich, daß alle anstehenden Fragen vor allen Din-
gen im Hinblick auf den europäischen Binnenmarkt 
zu betrachten sind. Und die Verwirklichung dieses 
Binnenmarktes verlangt ja doch wohl eine stärkere 
Integration und Harmonisierung in allen energierele-
vanten Bereichen. Die Frage, ob die von der VEBA 
geplante Aufgabe der Wiederaufarbeitung in der 
Bundesrepublik nun diesen Anspruch wirklich erfüllt 
oder nicht, muß aber vor den anstehenden Entschei-
dungen schlüssig beantwortet werden. 
Ich persönlich bin der Meinung, daß eine einseitig 

isolierte Aufgabe der Aufarbeitung in Wackersdorf 
zugunsten der Konzentration und damit auch wohl 
zugunsten einer Monopolisierung der Entsorgung in 
Frankreich nicht zur Harmonisierung, sondern zur 
Deharmonisierung der europäischen Energiewirt-
schaft führen würde. Daher ist es richtig, wenn, wie 
das gerade auch der Bundesminister Töpfer deutlich 
gemacht hat, der gesamte Vorgang in einen größeren 
energiepolitischen Zusammenhang gestellt wird. 
Ich bin auch davon überzeugt, daß der einfache 

Verzicht auf eine eigene Wiederaufarbeitungsanlage 
eben doch auch die Aufgabe eines ganz wichtigen, 
entscheidenden Elements des deutschen Entsor-
gungskonzeptes bedeutet und damit auch unsere na-
tionale Energiepolitik erheblich verändern würde. 
Sicher ist wohl auch, daß der deutschen Nuklear-

technik durch eine einfache Aufgabe der deutschen 
Wiederaufarbeitung ein empfindlicher Schlag ver-
setzt werden würde. Einige — wie soeben Herr Vo-
sen — werden sich darüber freuen. Ich glaube aber, 
für die Betroffenen, für die Belegschaften, die in die-
sen Gebieten tätig sind, und für die Ingenieure, sieht 
das ganz anders aus. Die indust rielle Stellung der 
Bundesrepublik in Europa und in der Welt würde si-

cher geschwächt, wenn man das so einfach machen 
würde. 
Es gibt ja auch durchaus unterschiedliche Auffas-

sungen, insbesondere was den künftigen Strommarkt 
in der Europäischen Gemeinschaft angeht. Man muß 
auch sicherstellen, daß die beabsichtigte Zusammen-
arbeit nicht etwa bedeutet, daß damit eine unbe-
grenzte Öffnung für französischen Kernenergiestrom 
mit allen negativen Konsequenzen einhergehen 
wird. 
Meine Herren und Damen von der SPD, Sie bieten 

heute ein sehr zwielichtiges Schauspiel. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Nur 
heute? Immer!)  

Ich möchte darauf hinweisen, daß der Herr von Ben-
nigsen-Foerder ja glaubt, man könne durch die Auf-
gabe der Wiederaufarbeitung ein Stück Konsens zu-
rückgewinnen. Sie haben in mehreren Presseerklä-
rungen — ich weise besonders auf das Inte rview von 
Herrn Lafontaine im Deutschlandfunk hin — deutlich 
gemacht, daß davon überhaupt keine Rede sein kann. 
Denn wo soll ich einen neuen Konsens sehen, wenn 
Herr Lafontaine im Zusammenhang mit dem Problem, 
mit dem wir uns heute befassen, ganz einfach erklärt: 
Aber am Kernenergieabwicklungsgesetz wird festge-
halten, und wenn wir die Mehrheit haben, werden wir 
dieses Gesetz vollziehen. Das kann doch wirklich der 
mögliche Konsens nicht sein. 
Daher, meine Damen und Herren, wird Ihr Tri-

umphgeschrei von kurzer Dauer sein, zumal da 
— Herr Schmidbauer hat darauf hingewiesen — die 
Frage, mit der wir uns hier befassen, natürlich auch 
eine durchaus akute und elementare Gefährdung der 
deutschen Steinkohle ergeben könnte. Denn wenn 
das Argument, das wir bisher benutzen — daß wir für 
die Sicherheit unserer Energieversorgung sowohl ein 
nationales Entsorgungskonzept als auch eine natio-
nale Energiereserve brauchen — , im Fall der Wieder-
aufarbeitung aufgehoben wird, frage ich mich, wie 
man dieses Argument noch verwenden kann, um z. B. 
deutsche Steinkohle bei der Stromversorgung einzu-
setzen und ihr zu helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der GRÜNEN) 
Ich erwarte, daß bei den anstehenden Entscheidun-

gen dies alles berücksichtigt wird und daß am Stand-
ort der Wiederaufarbeitungsanlage Wackersdorf fest-
gehalten werden kann. 
Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Daniels (Regensburg). 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Jetzt kommt der 
Nachschlag!) 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Herr Kollege, 
ich bin der Meinung, daß dieser Konsens, von dem Sie 
sprechen, sich in der Bevölkerung nach Tschernobyl 
und nach Harrisburg längst herausgebildet hat. Es 
gibt einen neuen Konsens in der Bevölkerung, und der 
verlangt einen Ausstieg aus dieser Art von Politik, 
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einen Ausstieg aus der Atomenergie. Dem werden wir 
mit zum Durchbruch verhelfen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich gehe kurz auf das ein, was der Herr Umweltmi-
nister hier zu dem Stichwort „Mülltourismus" zu er-
läutern anfing, wobei er erklärte, daß sich die Bundes-
regierung gegen Mülltourismus ausspricht. 

Auch hier ist es wieder so, daß Sie nicht die volle 
Wahrheit sagen, denn Sie wissen sehr genau, daß der 
ganze Müll aus der Wiederaufarbeitung 1993 in die 
Bundesrepublik zurückgeliefert wird. Hochaktiver, 
mittelaktiver und schwachaktiver Müll soll in die Bun-
desrepublik zurückgeliefert werden. Wir wissen bis 
heute nicht, wohin damit. Das haben Sie bewußt ver-
schwiegen. Daraus wird wieder deutlich, daß Sie hier 
eine Politik betreiben, bei der Sie bewußt die Bevöl-
kerung an der Nase herumführen. 

Ich erläutere kurz, wie das in der Region gesehen 
wird. Ich zitiere aus einem B rief der Oberpfälzer Bür-
gerinitiativen an die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages: 

Für Wackersdorf sind mehr als 4 000 Menschen 

—zu Unrecht — 

festgenommen worden, gab es 

—zu Unrecht — 

mehr als 1 000 Strafprozesse. Die Bevölkerung 
wird überwacht, bespitzelt und kriminalisiert. Die 
Rechte der Bürgerinnen beschnitten. Damit muß 
jetzt endgültig Schluß sein! 

Forderungen: 

Wackersdorf ist nicht mehr durchsetzbar. Wir for-
dern die Politiker auf, die Zeichen der Zeit zu 
erkennen. Die Erforschung und Entwicklung al-
ternativer Energien muß verstärkt vorangetrie-
ben werden, der Ausstieg aus der Atomenergie 
vollzogen werden. Was wir dann brauchen, ist ein 
sicheres Endlager. Das Milliardengrab in Wak-
kersdorf muß zugeschaufelt werden. Solange un-
sere Forderungen nicht erfüllt sind, geht unser 
entschiedener Widerstand weiter. 

Dem werden wir uns voll und ganz anschließen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Rind. 

Rind (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Wenn ich Herrn Vosen, der grundsätzlich phi-
losphiert, oder Herrn Daniels höre, glaube ich, daß 
hier zum Teil die falsche Debatte geführt wird. Worum 
geht es in dieser Aktuellen Stunde? Es geht um einen 
Antrag der SPD betreffend die Haltung der Bundesre-
gierung zur Wiederaufarbeitungsanlage in Wackers-
dorf vor dem Hintergrund der Vereinbarungen zwi-
schen COGEMA und VEBA. Das ist das Thema, über 
das wir hier heute eigentlich debattieren müssen, 
wenn wir uns in einer Aktuellen Stunde damit bef as-
sen. 

Wenn ich dieses wirkliche Thema zum Gegenstand 
meines Beitrages mache, frage ich mich: Was soll ei-

gentlich das, was die SPD hier über Gefühle und Emo-
tionen in die Bevölkerung hineinzutragen versucht? 
Wenn man einen nüchtern zu behandelnden Sachver-
halt — Wiederaufarbeitung in der Bundesrepublik, 
also Wackersdorf, oder über die COGEMA? — zur 
Grundlage dieser Debatte macht, was soll dann ei-
gentlich all das Grundsätzliche, was hier von Ihnen für 
und wider Kernenergie und Wiederaufarbeitung ge-
sagt wurde? 

Als bayerischer Abgeordneter finde ich es schwer 
erträglich, wie Sie hier mit einem Thema umgehen, 
das für eine Region, die Oberpfalz, von so außeror-
dentlicher Bedeutung ist. Egal, ob die betroffenen 
Bürger in der Oberpfalz für oder gegen die Wieder-
aufarbeitungsanlage sind, sie haben einen Anspruch 
darauf, daß sorgfältig geprüft und verhandelt wird, 
daß aber nicht auf Grund noch unverbindlicher Ab-
sichtserklärungen ein Wandel in der Entsorgungspoli-
tik der Bundesrepublik in die Wege geleitet wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Es geht hier auch um die wirtschaftliche Entwicklung 
einer Region und um Arbeitsplätze in diesem arg ge-
beutelten Bereich der Oberpfalz. 

(Zuruf von der SPD: Kennen sie die Ober

-

pfalz?) 

— Selbstverständlich kenne ich die Oberpfalz. Ich 
komme aus Bayern. Der Kollege Schöfberger wird 
auch bestätigen, wo die Probleme in der Oberpfalz 
liegen. 

Da eine Antwort auf Ihre Fragestellung heute nicht 
möglich ist, will ich einige Punkte aufführen, die für 
und gegen eine Wiederaufarbeitungsanlage ins Feld 
geführt werden müssen, bevor man zu endgültigen 
Entscheidungen kommt. Herr Minister Töpfer hat zu 
Recht darauf hingewiesen, daß in dem unverbindli-
chen Memorandum of Understanding eine völker-
rechtliche Vereinbarung zwischen Deutschland und 
Frankreich als notwendig bezeichnet wurde. Das 
heißt, es entscheiden nicht zwei Unternehmen, son-
dern es entscheiden die Politik und die politische 
Mehrheit in dieser Bundesrepublik über das Entsor-
gungskonzept. 

Der erste Bauabschnitt in Wackersdorf geht zur Zeit 
zu Ende. Der zweite wird frühestens im Herbst begon-
nen werden. Es ist also kein so großer Entscheidungs-
druck vorhanden, daß wir in den nächsten zwei, drei 
Monaten nicht ganz intensiv prüfen könnten, welche 
Entscheidung richtig ist. 

Ich will nicht verschweigen, daß wir Freien Demo-
kraten — übrigens ebenso wie in der Zeit der Koali-
tion mit der SPD — kein sehr gutes Gefühl hätten, 
wenn die Entsorgung unserer Kernkraftwerke aus-
schließlich auf Verträgen mit der COGEMA beruhte. 
Vor Aufgabe der integrierten Entsorgung im nationa-
len Bereich wäre zu prüfen, ob ein Entsorgungskon-
zept über Cap La Hague die Entsorgung unserer 
Atomkraftwerke wirklich zuverlässig sicherstellt. Da 
geht es um die Menge, die in diesen Verträgen fest-
gelegt wird, ebenso wie um den Plutoniumanteil und 
um viele andere Dinge mehr, auch um den Zeitraum, 
der ja in dem beabsichtigten Vertrag mit „bis 2015" 
beschrieben ist. Wir wissen aber nicht, ob wir dann 
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von der Übergangsenergie „Kernenergie" schon weg 
sein können, ob wir also nicht auch noch nach 2015 
eine Wiederaufarbeitung benötigen würden. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Kom-
men Sie zu unserem Kongreß, dann wissen 

Sie es!) 

Ungeprüft sind kartellrechtliche Aspekte, die hier 
auch eine Rolle spielen könnten, und viele, viele 
Dinge mehr, die ich wegen der Kürze der Zeit hier 
jetzt nicht mehr ausführen kann. Ich bin der Meinung, 
daß der Kostenvorteil allein nicht Maßstab dafür sein 
darf, ob hier in der Bundesrepublik entsorgt wird oder 
ob dies über die COGEMA geschieht. Es geht um 
Preisdifferenzen, die möglicherweise ganz gering 
werden können, wenn in La Hague nachgerüstet wer-
den muß; denn in den Verträgen sind ja Preisöff-
nungsklauseln vorgesehen. All das sind Dinge, die wir 
wirklich intensiv und gewissenhaft prüfen müssen. 
Wir sind dies den Bürgern unseres Landes, wir sind 
dies der Wirtschaft, wir sind dies aber insbesondere 
den betroffenen Oberpfälzern schuldig. 

Wir sind in dieser Frage offen. Wir tragen am Ende 
eine Entscheidung mit, wenn sie unter diesen ver-
nünftigen Gesichtspunkten zustande gekommen ist. 

Wir freuen uns, daß die Bundesregierung in die in-
tensiven Beratungen eingetreten ist. Ich glaube, daß 
wir zu dem aktuellen Thema erst kommen können, 
wenn wir das Ergebnis dieser Beratungen vorliegen 
haben. Dann wäre eine Aktuelle Stunde angebrachter 
als heute. Wir stellen uns der Diskussion und werden 
dann verantwortungsbewußt entscheiden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Schöfberger. 

Dr. Schöfberger (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Eines ist wohl klar: Der Herr Ben-
nigsen-Foerder hat der Koalition schon einen großen 
Wackerstein in den Brotkasten gelegt. Da nützt das 
ganze Rumknappern nichts. 

Es erinnert fast an die Dramatik der griechischen 
Antike: Munter, wie Sie sind, haben Sie sich über die 
hunderttausend protestierenden Oberpfälzer, die 
Bürgerinitiativen und die Opposition hinweggesetzt. 

(Fellner [CDU/CSU]: Na, da warst du aber 
auch dabei!) 

Aber damit, daß Sie den entscheidenden Schlag aus-
gerechnet vom gehäuften Kapital erfahren, haben Sie 
wohl nicht gerechnet. Das ist von dramatischen Aus-
maßen. 

Diese Bundesregierung ist ja nicht gerade berühmt 
dafür, daß sie sich den Wünschen und Bestrebungen 
des großen Geldes täglich mutig widersetzt. Woher 
nimmt sie denn jetzt eigentlich den Mut und die Ent-
schlossenheit, sich einem kapitalistischen Grundge-
setz zu widersetzen, nämlich dem Grundgesetz, daß 
ein vernünftiger Unternehmer seine Dienstleistungen 
bei gleicher Qualität und gleichen Lieferzuverlässig-

keiten immer dort bezieht, wo sie am billigsten 
sind? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schöfbergers 
Marktwirtschaft!) 

Wollen Sie der VEBA oder dem Herrn Bennigsen-
Foerder zum Vorwurf machen, daß sie bzw. er sich 
dort nach Dienstleistungen umsieht? Ich möchte Sie 
fragen, was diese Floskel von der nationalen Entsor-
gung gegenüber solchen Grundgesetzen dann soll. 

Wir verlangen von der Bundesregierung nicht, daß 
sie jetzt schnell und unüberlegt handelt und morgen 
das Gegenteil von heute verkündet. Wir erwarten von 
der Bundesregierung, daß sie diese neue Entwicklung 
sorgfältig prüft — das mag auch in bilateralen Kom-
missionen geschehen — , daß sie die neue Chance aus-
lotet und dann entscheidet. Völlig klar. 

(Beifall bei der FDP) 

Aber einiges spricht dafür, daß sie um eine Entschei-
dung gegen Wackersdorf schwer oder nicht mehr her-
umkommen wird. 

(Zuruf der Abg. Frau Nickels [GRÜNE]) 

Ich möchte Sie bei dieser Gelegenheit fragen, was 
Sie eigentlich von der viel beschworenen deutsch-
französischen Freundschaft oder von dem mit vielen 
Vorschußlorbeeren bedachten Binnenmarkt wirklich 
halten, wenn Ihnen eine deutsch-französische Ko-
operation bei der Wiederaufbereitung so suspekt ist, 
daß Sie um jeden Preis an einer nationalen Wieder-
aufbereitung festhalten wollen. 

Ich möchte Sie fragen: Was würden Sie als Vor-
standsmitglied, Herr Kraus, als Aufsichtsrat oder als 
Aktionär eines Unternehmens Ihrer Unternehmens-
leitung sagen, wenn dieses Unternehmen eine Dienst-
leistung, die im Ausland für etwa 2,5 Milliarden DM 
zu haben ist, im Inland für etwa 10 Milliarden DM 
bezieht? Da gäbe es gleich einen Sturm in der Haupt-
versammlung. 

Bald werden jeder Zement, jeder Stapel Holz, jede 
Armierung, jeder Ziegelstein und jedes Rohr umsonst 
nach Wackersdorf transportiert und dort verlegt wer-
den. Jeder wird das erkennen müssen, die einen frü-
her und die anderen später. Sagen Sie uns bitte, wie 
lange Sie das durchhalten wollen oder was Sie den 
Polizeibeamten erklären wollen, die jetzt schon 7 Mil-
lionen Dienststunden in den drei oder vier Jahren in 
Wackersdorf verbracht haben, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

wenn auch Sie erkennen müssen, daß das alles öko-
nomisch sinnlos ist. 

Was sagen Sie zu den jetzt schon laut werdenden 
Schadensersatzforderungen des Freistaates Bayern, 
die dieser bereits an die Bundesregierung gestellt hat? 
Was wollen Sie den Millionen von Verbrauchern sa-
gen, wenn der Atomstrom aus deutsch aufbereiteten 
Brennstäben um ein Vielfaches teurer ist als ein ande-
rer Strom aus französisch aufbereiteten? 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich versuche ja, mich in Ihre Lage hineinzuverset-
zen, und wundere mich nicht, daß das bei den GRÜ-
NEN Widerspruch hervorruft. Ich bin dafür, daß die 
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Aktuelle Stunde auch dazu dient, daß man mal auf-
einander eingeht und systemimmanent miteinander 
diskutiert. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie haben meiner Ansicht nach nur noch eine Alter-
native: Sie können jetzt eine Investitions- und Bau-
ruine für drei Milliarden DM haben oder zu Beginn 
der 90er Jahre eine Investitions- und Bauruine für 
zehn Milliarden DM. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Das ist doch bei 
Kalkar genauso!) 

Das ist die Alternative, vor der Sie stehen. 
Die „Süddeutsche Zeitung" gibt heute im Leitarti-

kel eine Empfehlung unter der Überschrift „Die End-
lagerung von Illusionen" : 

Die wichtigste Aufgabe, vor der die Bundesregie-
rung im Rahmen ihres Entsorgungskonzepts jetzt 
steht, ist die intensive Suche nach einem sicheren 
Endlager für atompolitische Illusionen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Harries. 

Harries (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Die spektakuläre Ankündi-
gung des VEBA-Chefs, einen Vertrag über die Wie-
deraufbereitung abgebrannter Brennstäbe zukünftig 
mit der französischen Firma COGEMA abzuschlie-
ßen, hat zu Irritationen, zu Frohlockungen, zu schnel-
len Verhandlungen und, wie wir heute gehört haben, 
auch zu einem ersten positiven — ich darf aber wohl 
sagen — vorläufigen Ergebnis geführt. 
Ich erkenne an, daß die Indust rie berechtigt und 

verpflichtet ist, darüber nachzudenken, wo betriebs-
wirtschaftlich Einsparungen zu erzielen sind. Ich bin 
aber auch der Meinung, daß der Vorsitzende der 
VEBA, Herr von Bennigsen-Foerder, im Grunde von 
vornherein auch die politische und die völkerrechtli-
che Dimension dieses Sachverhalts hätte erkennen 
müssen. Von daher hätte es sich für meine Beg riffe 
angeboten, daß der VEBA-Chef nicht nur mehr oder 
weniger im Vorbeigehen — so habe ich das bisher 
verstanden — die Bundesregierung informiert hat, 
sondern er hätte nach meiner Meinung diesen ganz 
schwierigen und wichtigen Sachverhalt abschließend 
mit der Bundesregierung erörtern und abstimmen 
müssen. Ich habe beinahe das Gefühl, daß der VEBA-
Chef im Grunde die politische und völkerrechtliche 
Dimension dieser Sache erkannt hat; ich habe aber 
auch den Eindruck, daß die Großindustrie, immer wie-
der von uns verhätschelt, offenbar doch wohl Sonder-
regelungen für sich in Anspruch nimmt. 

Meine Damen und Herren, ich sprach von frohlok-
kenden Reaktionen. Damit meine ich Reaktionen der 
SPD und der GRÜNEN. Ich darf auf eine Pressenotiz 
von Ihnen, Herr Kollege Lennartz, zurückkommen, 
wo Sie einen etwas schwer verständlichen Satz gesagt 
haben: daß die Aufgabe von Wackersdorf keinen Ein-
stieg in die Plutoniumswirtschaft bedeute. Das ist mei-
nes Erachtens ein etwas schwieriger Satz, aber er ist 
unlogisch und verkehrt, denn wir haben darüber nun  

wirklich bisher einvernehmlich diskutiert, daß La Ha-
gue bleibt und daß in La Hague auch nach einer mög-
lichen neuen Konzeption wiederaufbereitet wird. 

Frohlocken bedeutet auch folgendes — täuschen 
wir uns da ja nicht — : Eine Stillegung von Wackers-
dorf würde die Gegner der Kernenergie überhaupt 
nicht beruhigen und befriedigen. Ein erster Damm-
bruch würde mit Sicherheit zu Ang riffen auf weitere 
Positionen führen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich höre in meinem Wahlkreis — nicht nur von Geg-
nern, sondern, Herr Daniels, im Grunde von Bürgern, 
die mit uns zusammen vernünftig und verantwor-
tungsvoll nachdenken — , daß gefragt wird: Ist denn 
das Endlager, ist denn das Zwischenlager in Gorleben 
und ist die geplante Pilot-Konditionierungsanlage 
überhaupt noch vernünftig? Täuschen wir uns auch 
weiter nicht: Die Ang riffe werden überhaupt nicht 
aufhören; es werden die Transporte nach Frankreich 
massiv angegangen werden. Was wir im Saarland ver-
folgen konnten, daß von dort nach Cattenom rüberge-
rufen wurde, wird sich nun in Zukunft mit Sicherheit 
bei der Durchführung dieser Konzeption ergeben, 
nämlich daß Rufe vom Rhein in die Normandie er-
schallen. 

Nüchternheit und ehrliche Prüfung in der jetzt ge-
bildeten Kommission sind vonnöten. Meines Erach-
tens sollte das nationale Entsorgungskonzept nicht 
leichtfertig aufgegeben werden. Es muß meines Er-
achtens sehr sorgfältig geprüft werden, ob die vorhan-
denen Wiederaufbereitungsanlagen in der Bundesre-
publik überhaupt von der Kapazität her in der Lage 
sind, die Brennstäbe aus allen vorhandenen Kern-
kraftwerken auf Jahre, nicht nur kurzfristig, aufzuar-
beiten. 

Zweitens muß nach meiner Meinung sehr intensiv 
überlegt werden, ob wir als Bundesrepublik Deutsch-
land es verantworten können, aus dieser Hochtechno-
logie auszusteigen, ob es nicht der Industriestandort 
Bundesrepublik Deutschland gerade zur Pflicht 
macht, daß wir auch hier unseren Vorsprung und un-
ser technisches Know-how behalten. 

Ich bin drittens voll damit einverstanden, daß in der 
jetzt gebildeten Kommission nach einer europäisch 
abgestimmten Lösung gesucht wird. Das darf aber auf 
keinen Fall bedeuten, daß hier nur die Interessen ei-
nes Landes verfolgt und gesehen werden, sondern 
hier müssen nun wirklich die Interessen aller europäi-
scher Länder in einem ausgewogenen Verhältnis zum 
Tragen kommen. 

Viertens — das ist bereits gesagt worden; ich unter-
streiche es nochmals — ist die Sicherheitsfrage zu 
stellen. Alle Kernkraftanlagen und Wiederaufberei-
tungsanlagen in Europa müssen sicherheitstechnisch 
vergleichbar sein. 

Schließlich, meine Damen und Herren, muß bei ei-
ner Zusammenarbeit auf europäischer Ebene nun 
nicht kurzfristig eine Lösung gefunden werden. Die 
Lösung muß vielmehr bedeuten, daß hier langfristig 
für alle Beteiligten eine Perspektive gefunden und 
vorgezeigt wird. Ich bin sicher, daß wir in zwei Mona- 
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ten hier erste interessante Ergebnisse zu debattieren 
haben. 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Jung (Düsseldorf). 

Jung (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Auch diese Debatte zeigt — Herr 
Harries hat das soeben bestätigt — : Die Ankündigung 
des Vorstandsvorsitzenden der VEBA AG, Rudolf von 
Bennigsen-Foerder, sich aus dem Wiederaufarbei-
tungsprojekt in Wackersdorf zurückzuziehen, hat die 
Regierungsparteien in schwere Bedrängnis gebracht. 
Es ist zweifellos das Verdienst von Bennigsens, einer 
breiten Öffentlichkeit deutlich gemacht zu haben, daß 
Wackersdorf wirtschaftlich keinen Sinn mehr macht, 
weil die Wiederaufarbeitung in La Hague um zwei 
Drittel billiger angeboten wird und die deutsche 
Stromwirtschaft damit 2 Milliarden DM sparen würde, 
die, nebenbei gesagt, ja auch zur Finanzierung der 
Kohleverstromung eingesetzt werden könnten, und 
daß mit Wackersdorf — das hat von Bennigsen nicht 
gesagt, aber das hat er gemeint — bei den derzeitigen 
Ausbauplänen der Kernenergie in Europa Überkapa-
zitäten entstehen würden, die nicht gebraucht wer-
den. Das denken viele in der Energiewirtschaft schon 
seit längerer Zeit, aber so deutlich ausgesprochen hat 
das bisher niemand. 

Meine Damen und Herren, wenn die Wiederaufbe-
reitungsanlage in Wackersdorf nicht weitergebaut 
wird, wenn der Schnelle Brüter in Kalkar nicht ans 
Netz geht, wenn außerdem der Hochtemperaturreak-
tor in Hamm-Uentrop stillgelegt wird und wenn 
schließlich die Kernenergie insgesamt als Übergangs-
technologie bezeichnet wird, dann sind das in der Tat 
bemerkenswerte Einsichten und Signale der Energie-
wirtschaft. 

Aber damit kann es nicht sein Bewenden haben. 
Man muß der breiten Öffentlichkeit auch deutlich ma-
chen, warum in La Hague so billig produziert werden 
kann. 
Das liegt — erstens — daran, daß Sicherheitstech-

nologien und Genehmigungsverfahren in der franzö-
sischen Atomindustrie weniger aufwendig sind als bei 
uns. von Bennigsen-Foerder selbst hat in einem Arti-
kel im „Handelsblatt" vor gut einem Jahr vorgerech-
net, daß das deutsche Strompreisniveau, das rund ein 
Drittel über dem französischen Preisniveau liegt, zu 
einem guten Teil auf die hohen Umweltanforderun-
gen, vor allem auf die teure Bauweise von Kernkraft-
werken in unserem Land zurückzuführen ist. Wir kön-
nen es aber nicht zulassen, meine Damen und Herren, 
daß es in Europa eine Angleichung der Sicherheits-
standards nach unten, sozusagen auf den kleinsten 
gemeinsamen Nenner, gibt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Das liegt — zweitens — daran, daß die Wiederauf-
arbeitung in Frankreich immer zugleich auch militäri-
schen Zwecken gedient hat. Dabei spielt auch die Tat-
sache eine Rolle, daß der französische Staat sowohl 

Betreiber der Entsorgungsgesellschaft als gleichzeitig 
auch deren Genehmigungsbehörde ist, so daß die 
Preisstellungspraxis von außen gar nicht kontrolliert 
werden kann. 

Angesichts dieser Fakten bestehen wir Sozialdemo-
kraten weiterhin auf einer direkten Endlagerung von 
abgebrannten Brennelementen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das integrierte Entsorgungskonzept, das 1979 be-
schlossen wurde, Herr Schmidbauer, mit Wiederauf-
arbeitung und Endlagerung, stand immer unter dem 
Vorbehalt einer Überprüfung. Die Systemstudie „An-
dere Entsorgungstechniken" hat eindeutig ergeben, 
daß die direkte Endlagerung nicht nur sicherer, son-
dern auch billiger ist, auf jeden Fall in unserem Land, 
aber sicher auch in ganz Europa. Darum wollen wir 
diesen Entsorgungsweg nicht nur bei uns, sondern in 
der gesamten Europäischen Gemeinschaft durchset-
zen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir übersehen keineswegs, meine Damen und Her-
ren, daß wir unsere energiepolitischen Probleme 
auch unter dem Gesichtspunkt des geplanten euro-
päischen Binnenmarktes überdenken müssen. Da ha-
ben Sie völlig recht, Herr Töpfer. Aber damit gibt es 
nach meiner Auffassung im Grunde nur zwei Optio-
nen: Entweder wir definieren unsere Energiepolitik 
weiterhin national. Dann werden wir uns gegen jeden 
Druck wehren müssen, französischen Atomstrom in 
unser Land hineinzulassen, unsere Kohlebasis zu zer-
stören oder uns zu hindern, differenzierte Energiever-
brauchsteuern einzuführen. 

(Zuruf von der SPD: So ist das!) 

Oder wir beginnen unsere Energiepolitik europäisch 
zu definieren. Dann müssen wir aber in der Zukunft 
Versorgungssicherheit auf der Basis heimischer Ener-
gieträger, Umwelt- und Ressourcenschonung durch 
eine effizientere Erzeugung und Nutzung von Ener-
gie, Sicherheitsstandards auf Höchstniveau und nicht 
zuletzt den Ausstieg aus der Kernenergie in ganz 
Europa verwirklichen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Maaß. 

Maaß (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich glaube, die Opposition 
hat heute einen relativ schwarzen Tag. Ich habe mir 
die Argumentation angehört, Neues ist nicht gekom-
men. Aber ich habe sogar Verständnis dafür, daß sie 
durch die Ereignisse heute in Pa ris überrollt worden 
sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-
ben die Voraussetzungen geschaffen, wo wir mit 
Frankreich zusammen in die Prüfung eintreten, wie 
wir zu einer internationalen Entsorgungskonzeption 
kommen können. Das ist eine Voraussetzung für eine 
verantwortbare Energiepolitik. 
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Ich habe mir überlegt, was an Argumenten von der 

Opposition gekommen ist. Na ja, da muß man eigent-
lich sagen: Sie schrecken ja auch nicht vor eini-
gen Verdrehungen zurück. Herr Kollege Schäfer 
sagt, Einsparungen von 2 Milliarden DM würden 
den Stromkunden zugute kommen, wenn man in 
La Hague entsorgt. Haben Sie die Meldung der RWE 
heute morgen nicht gelesen, die erklärt hat, daß 
1,4 Milliarden DM oder 1,8 Milliarden DM eine ver-
nachlässigbare Größe seien, daß es gar nicht mehr 
wert sei, das an den Stromkunden weiterzugeben? 
Woher haben Sie eigentlich Ihre Information? Fast 
hanebüchen klingt das Argument, diese 2 Milliar-
den DM könnten für die Kohleverstromung verwandt 
werden. Das glaubt Ihnen doch kein Mensch mehr. 

Meine Damen und Herren, Ihre Argumentationen 
sind doch vordergründige Winkelzüge. Sie wollen 
durch den Ausstieg aus Wackersdorf den Einstieg in 
den Ausstieg aus der Kernenergie proben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Das ist doch die Tatsache. Da schrecken Sie vor Argu-
menten, die nicht mehr der Wahrheit entsprechen, 
auch nicht zurück. 

Ich erinnere nur an die Diskussion bei den regene-
rativen Energien. Was haben Sie denn da für Kon-
zepte und für Rezepte vor wenigen Tagen in diesem 
Hohen Hause anzubieten gehabt? Da ist doch nichts 
gekommen. Wo sind die Pilotvorhaben? In CDU-re-
gierten Bundesländern werden sie durchgeführt. Von 
Herrn Rau oder von Herrn Lafontaine haben wir bis-
lang nur flotte Sprüche zu dem Thema gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein weiterer Punkt. Ich bin hier weiß Gott nicht als 
Kernenergiefetischist verschrien. Aber wir können 
doch an den Tatsachen nicht vorbeireden. 40 % unse-
rer Energie stammen aus der Kernenergie. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das stimmt ja gar 
nicht! Da hat er sich schwer versprochen! — 

Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

Wer heute aussteigen möchte und sagt, Kollege 
Schäfer, er wolle mehr fossile Energieträger verbren-
nen, der arbeitet und argumentiert doch verantwor-
tungslos. Sie wissen genau, wie die Erkenntnisse der 
Enquete-Kommission Klima aussehen. Wie können 
wir Verantwortung von Ländern der Dritten Welt ver-
langen, wenn das High-Tech-Land Bundesrepublik 
Deutschland so argumentiert! 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich auch 
einige Anmerkungen zu den Energieversorgungsun-
ternehmen machen. Mich hat maßgeblich gestört, daß 
hier mit vordergründigen bet riebswirtschaftlichen Ar-
gumenten gearbeitet wird. Wir können nicht auf der 
einen Seite erwarten, daß dieser Staat den Energie-
versorgungsunternehmen regionale Schutzräume zur 
Verfügung stellt, in denen sie sich wie Monopolisten 
gebärden können, wo sie auch gut verdienen können. 
Wenn sie aber auf der anderen Seite bei der Entsor-
gung nationale Verantwortung zeigen müssen, argu-
mentieren sie plötzlich mit der Bet riebswirtschaft. Wir 
wollen keine billige Lösung bei der Entsorgung ha-
ben, wir wollen auch kein Geld mit dem Konzept der 
Entsorgung machen. Vielmehr hat Sicherheit bei uns  

einen höheren Stellenwert als die Bet riebswirtschaft. 
Wer versorgt, muß auch entsorgen. Dieser Verantwor-
tung können sich die EVUs nicht entziehen. 
Deshalb bin ich relativ froh, daß wir heute deutlich 

die Bereitschaft signalisieren: Wir wollen zu einer eu-
ropäischen Lösung kommen. Keine kurzfristige Reak-
tion, keine Überreaktion; vielmehr soll eine vernünf-
tige Konzeption auf einer vernünftigen Basis ausgear-
beitet werden. Wir verabschieden uns nicht aus einer 
Technologie, sondern wir wollen eine Technologie 
vernünftig, verantwortungsbewußt gestalten. Wir 
wollen Sicherheitsstandards mitgestalten, und wir 
wollen Umweltstandards mitgestalten. 

Meine Damen und Herren, es ist doch unglaubwür-
dig, wenn diejenigen, die auf der einen Seite bei Müll-
exporten demonst rieren, jetzt plötzlich sagen: Hurra, 
wir können die Brennstäbe ins Ausland exportieren. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Wir sagen das 
nicht!) 

Das ist doch unglaubwürdig. Wir dürfen uns doch die-
ser Verantwortung nicht entziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir als Union tun das jedenfalls nicht. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Wüppesahl. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wie oft redet der 
denn heute? — Der privilegierte Abgeord

-

nete Wüppesahl!) 

Wüppesahl (fraktionslos): Meine lieben Kollegin-
nen und Kollegen! Auf die abschließende Demagogie 
meines Vorredners gehe ich nicht ein, aber indirekt 
auf mehrere der von ihm gebrachten Argumente und 
Schutzbehauptungen. Wer Sachlichkeit einfordert 
und solche Bemerkungen macht, wie Sie es zum 
Schluß taten, der führt sich selbst ad absurdum. 

Erinnern wir uns, wie die Wiederaufarbeitungsan-
lage in Gorleben gescheitert ist. Dort sagte ein Mini-
sterpräsident, dieselbe sei politisch nicht durchsetz-
bar. Und gucken wir uns an, was jetzt passiert. Der 
jahrelange Widerstand vor Ort durch die Bürgerinitia-
tiven ist inzwischen bis in bestimmte Ministerialbü-
rokratien hineingelangt — ich denke da an das Mini-
sterium von Günther Jansen in Schleswig-Holstein, 
aber auch an andere Bundesländer, das Hessen-Expe-
riment sei ebenfalls erwähnt, bis zu einem gewissen 
Stadium jedenfalls —, hat also bereits solche Bereiche 
erreicht. Tatsächlich scheint es so, daß die Wirtschaft 
von selbst zur Einsicht kommt. 

Ich möchte, daß nicht verloren geht, daß solche Er-
eignisse wie die, die wir vor kurzem erlebt haben — 
daß Bennigsen-Foerder sagt, er wolle den Ausstieg 
aus der Wiederaufarbeitungsanlage zumindest in der 
Bundesrepublik —, ganz wesentlich und nur über den 
jahrelangen und massiven Druck aus der Bürgerinitia-
tivbewegung zustande gekommen sind. 
Zu dem, was heute an Argumenten auf den Tisch 

gelegt wird, möchte ich eine Kritik anbringen, so sehr 
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ich mich darüber freue, daß vieles dessen, was von 
den Rednern der SPD gesagt wurde, dem entspricht, 
was ich selber empfinde: Praktisch alle Argumente 
lagen auch vor zehn Jahren auf dem Tisch. Da gibt es 
nichts Neues. Es war vor zehn Jahren das gesagt wor-
den, was heute gesagt wird. Es gibt heute nur einige 
zusätzliche Studien, und viele der Studien werden 
einfach auch zur politischen Legitimation aufgelegt 
und um eine gewisse Aktualisierung herbeizufüh-
ren. 

Insofern: Die politische Verantwortung für das 
energiepolitische Desaster — vom ökologischen will 
ich jetzt gar nicht reden, sondern nur fachlich eng 
bewerten — liegt auch in Ihrer Fraktion, in der Frak-
tion der SPD, so sehr ich mich darüber freue, daß Sie 
heute zumindest in diesem Bereich klare Worte spre-
chen. 

Der Legitimationsdruck, der in ganz vielen Feldern 
unserer Gesellschaft wegen der vielen Sackgassen, in 
denen wir uns befinden, auf die Politik zur Zeit aus-
geübt wird, dem Sie, die SPD, Anfang der 80er Jahre 
erlegen sind, als DIE GRÜNEN aufkamen, der politi-
sche Legitimationsdruck, der jetzt auch die CDU/CSU 
und die FDP erreicht, der sorgt ganz wesentlich dafür, 
daß wir plötzlich eine solche Erosion in dem harten 
Lager der Atombefürworter erleben. Dabei darf uns 
die Erosion, die wir zu analysieren glauben, nicht zur 
Täuschung veranlassen, daß damit praktisch der Aus-
stieg einhergeht. 

Daß jetzt in Frankreich das gemacht werden soll, 
was vorher in Bayern geschehen sollte, liegt ganz ein-
fach daran, daß vor nicht allzu vielen Monaten die 
deutsch-französische nukleare Zusammenarbeit zu-
stande gekommen ist. Die Wiederaufarbeitungsan-
lage hat nun einmal für die Politiker, jedenfalls für die 
Betonköpfe unter den Politikern, zu allererst die Op-
tion auf die Atombombe gehabt und nichts anderes. 
Das hat Strauß schon sehr früh in den 50er und 60er 
Jahren durchblicken lassen. Daß die Wirtschaft hier 
bestimmte Interessen hatte, weil die großen Profite im 
Raum standen, das wissen wir ja auch alles. Aber die 
Politik hat als allererstes Interesse die Option auf die 
Atombombe gehabt. 

Ich möchte noch einen Aspekt einbringen. Sie wis-
sen, daß ich bei den Kritischen Polizeibeamten bin 
und diese Gruppe auch mit aufgebaut habe. 1980 war 
ich in Gorleben, in der sogenannten Republik Wend-
land und habe erlebt, wie staatliche Gewalt das ka-
puttgemacht hat — was dann kurze Zeit später mit 
einem Federstrich von Albrecht sogar bestätigt 
wurde —, was wir dort aufgebaut hatten, nämlich die-
ses Dorf. 

Nehmen Sie bitte zur Kenntnis: Den Gesichtspunkt 
der gesellschaftlichen Akzeptanz, ihre Notwendigkeit 
bei der Einführung solcher Großtechnologien haben 
Sie nie entsprechend gewürdigt. Sie haben Hundert-
schaften, Sie haben Tausendschaften von Polizeibe-
amten dort „verbraten", auch jetzt in Wackersdorf 
noch. Sie haben damit Feindbilder gepflegt, auch in  

der Bevölkerung, und Sie haben Tausende von Bür-
gern kriminalisiert und physisch verletzen lassen. 

(Jäger [CDU/CSU]: Lächerliches Geschwätz, 
was Sie da vorführen! So etwas muß man sich 

hier anhören!) 
Das sind für Sie, die Sie eine solche Politik mit vertre-
ten haben, Nebenfolgen, weil es in der Abwägung 
höherrangige Ziele gibt: 

(Jäger [CDU/CSU]: Sie verbreiten hier 
Feindbilder!) 

die Atombombe und die scheinbaren Profite, die für 
die Wirtschaft im Raume standen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter — — 

Wüppesahl (fraktionslos): Ich komme zum Schluß. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ich 
habe Ihnen volle fünf Minuten gegeben, und ich bitte 
also, jetzt zu beenden. 

Wüppesahl (fraktionslos): Schlußsatz: — — 

Vizepräsident Stücklen: Nein, ich bitte, zu been-
den! 

Wüppesahl (fraktionslos): Ach so. Na gut, da will ich 
mich jetzt nicht streiten. 

(Beifall der Abg. Frau Teubner [GRÜNE]) 

Vizepräsident Stücklen: Aber Sie wissen doch ganz 
genau, daß der amtierende Präsident verpflichtet ist, 
darauf zu achten, daß die Zeit streng eingehalten 
wird. 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Ich wollte doch 
nur einen Schlußsatz sagen! — Gegenruf von 
der CDU/CSU: Das war nicht erforderlich!) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Fellner. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich begrüße die heutige Vereinba-
rung von Paris ausdrücklich, insbesondere unter dem 
Aspekt, daß es möglich werden könnte, zwei Wieder-
aufarbeitungsanlagen zu betreiben. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Was ist 
denn daran neu?) 

Diese Vereinbarung ermöglicht es, mit Frankreich zu-
sammenzuarbeiten, aber auch unseren nationalen 
Verpflichtungen nachzukommen, zusammen mit der 
Energiewirtschaft. 
Es ist richtig, daß wir von Entscheidungen nicht 

— wie die SPD — nur deshalb abweichen, weil es 
einen scheinbar bequemeren Weg gibt. Daß Sie aus 
allem aussteigen wollen und am Ende dann französi-
schen Atomstrom beziehen — diese Vereinbarung 
kommt auch dieser Bemühung entgegen. Denn das 
könnten wir dann hoffentlich auf einer gesicherten 
Grundlage, wenn Sie in Deutschland so weiterma-
chen. 
Und, lieber Herr Kollege Wüppesahl: Der Einsatz 

der Polizeibeamten wird sicherlich auch nicht vergeb-
lich gewesen sein. Wir bedauern, daß er erforderlich 
war. In einer Demokratie wäre es eigentlich erf order- 
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lich, daß Entscheidungen so angenommen werden, 
wie sie politisch getroffen worden sind, ohne daß man 
Polizei einsetzen muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Schöfberger — er ist nicht mehr da; ich sag's 
trotzdem —, diese Zusammenarbeit mit den Franzo-
sen ist uns beileibe nicht suspekt. Es stellt sich nur die 
Frage, was Sie an Verpflichtungen mitzutragen bereit 
sind, die uns aus dieser Zusammenarbeit mit den 
Franzosen möglicherweise irgendwo vor Ort erwach-
sen werden. Ich wäre erfreut, wenn Sie sich dazu ein-
mal konkret äußern würden, auch zu dem, was Sie an 
Entsorgungsschritten anbieten. Aber sagen Sie dann 
bitte seriös, wo, 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: In Am-
berg bei dir im Keller!) 

und sagen Sie bitte auch seriös zu, daß Sie dort dann 
nicht den gleichen Zirkus veranstalten, wie Sie ihn 
sonst überall veranstalten, wenn es um einen Schritt 
geht, die Entsorgung bei uns sicherzustellen. 

Der Herr Kollege Vosen ist ja ein wunderbar ehrli-
cher Kerl. Sein Beg riff von der deutschen Energiewirt-
schaft als einem Atomasylanten in Frankreich sagt ja 
mehr aus als ein gewöhnlicher Versprecher. Denn es 
ist natürlich tatsächlich so, daß sich die deutsche 
Atomwirtschaft angesichts dessen, was Sie mit ihr ver-
anstalten, wirklich verfolgt fühlen muß. Der Beg riff 
des Asyls ist ja nur dann einschlägig, wenn es darum 
geht, daß jemand menschenrechtswidrig behandelt 
oder aus religiösen, politischen — man kann auch sa-
gen: ideologischen — Gründen verfolgt wird. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Und weil es so geklungen hat, als würde uns aus 
umweltpolitischer Sicht daraus keine neue Verpflich-
tung erwachsen: Ich stelle die Sicherheit der Anlage 
in La Hague beileibe nicht in das Zentrum unserer 
gemeinsamen Überlegungen, aber es ist ein wichtiger 
Punkt. Gerade die Zusammenarbeit sollte es uns er-
möglichen, auch in diesem Punkt — im Interesse der 
Sicherheit aller in Europa — auf Sicherheitsstan-
dards, auf Emissionswerte Einfluß zu nehmen. Es ist 
das Tritium angesprochen worden. Es werde in den 
Oberpfälzer Boden verpreßt oder würde dort ver-
sickern. In La Hague ist es allein an Emissionen von 
Tritium ins Wasser 1 000mal so viel; Beta-Strahler sind 
es gar 125 600mal so viel. 

(Jäger [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

(V o r sitz : Vizepräsident Westphal) 

Sie sehen also, daß eine interessante Aufgabe ver-
bleibt, was die Emissionen anbelangt. 

Ich wundere mich tatsächlich über die Begeiste-
rung, die die SPD für die ökonomischen Überlegun-
gen eines Energiekonzerns entwickelt. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Die Sozis und die 
Marktwirtschaft!) 

Damit schließen sie sich natürlich ohne Bruch an die 
Müllexportmentalität eines Joschka Fischer 

(Zuruf von der SPD: Das will doch nie-
mand!) 

und anderer rot-grüner Edelpolitiker an. Vergessen 
ist, was Sie sonst zu atomaren Aktivitäten im Ausland, 
zu den sogenannten billigen Lösungen, beispiels-
weise Mol, gesagt haben. Vergessen ist auch, daß Sie 
sonst ohne Rücksicht auf wirtschaftliche Erwägungen 
die Durchsetzung des sichersten Standes der Technik 
verlangen. Das ist auch unsere Meinung, aber wir 
bleiben eben auch dann konsequent, wenn es um 
einen scheinbar bequemeren Weg in Frankreich 
geht. 
Natürlich stellt sich die Frage — ich greife die Sor-

gen meiner eigenen Oberpfälzer Bürger selbstver-
ständlich auf — : Was würde es denn bringen, wenn 
auf Wackersdorf verzichtet werden könnte? Sicher 
würden wir den Ärger am konkreten Ort Wackersdorf 
vom Hals haben, es sei denn, wir würden die Anlage 
vernünftigerweise als Zwischenlager nutzen wollen, 
denn für diesen Fall haben Sie schon wieder Zirkus 
angekündigt. Sie von den GRÜNEN und von den Ro-
ten würden Ihre Zelte in Wackersdorf abbrechen, an-
dere würden dann auch noch Ihre Krähenfüße in die 
Hand nehmen, und man würde sich eben woanders 
niederlassen: dort wo Atomtransporte stattfinden, do rt 

 wo ein Zwischenlager eingerichtet ist. Ich möchte 
nicht wissen, welche Proteste Sie veranstalten, wenn 
Plutonium oder anderes Wiederaufarbeitungsmaterial 
nach Deutschland zurückgeliefert wird. 
Der Verzicht würde also sicherlich nicht mehr Frie-

den bringen, denn es geht Ihnen, zumindest Ihnen 
von den GRÜNEN, nicht um Wackersdorf, sondern 
um das Kaputtmachen unserer Industriegesellschaft. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 
Deshalb gibt es mit uns keinen Einstieg in den Aus-
stieg. 
Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Steuerbe-
ratungsgesetzes 
—Drucksache 11/3915 — 

Beschlußempfehlung und Be richt des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuß) 
—Drucksache 11/4358 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Opel 
Frau Will-Feld 

(Erste Beratung 125. Sitzung) 
Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 

Beratung eine Stunde vorgesehen. — Ich sehe dazu 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat die Abge-

ordnete Frau Will-Feld. 

Frau Will-Feld (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das Vierte Gesetz zur Änderung 
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des Steuerberatungsgesetzes wird heute durch den 
Deutschen Bundestag verabschiedet. Es muß erlaubt 
sein, vorweg festzustellen, das Steuerberatungsgesetz 
ist kein Schutzgesetz für Steuerberater. In der Diskus-
sion interessierter Gruppen hört man oft, hier werde 
einem Berufsstand seine Tätigkeit geschützt und 
seine Existenz qua Gesetz gesichert. Und so wird die 
Diskussion oft weitergeführt: Die Berufsverbände der 
Steuerberater seien ausdrücklich daran interessiert, 
sich die Pfründe für ihre Klientel gesetzlich absichern 
zu lassen. 

Aber das Bundesverfassungsgericht hat in seiner 
Entscheidung von 1980 ausdrücklich festgestellt: 

Die Regelung der Befugnis zur geschäftsmäßigen 
Hilfeleistung in Steuersachen soll das Interesse 
der Steuerpflichtigen, sich bei der Erledigung ih-
rer Steuerangelegenheit der Hilfe anderer Perso-
nen zu bedienen sowie das Interesse der Allge-
meinheit berücksichtigen. Im Interesse 

— so sagt das Bundesverfassungsgericht weiter  — 

des  Steueraufkommens, der Steuermoral sowie 
zum Schutz gesetzesunkundiger Steuerpflichti-
ger, die durch Falschberatung unfähiger und un-
geeigneter Berater schwere Nachteile erleiden 
können, soll sichergestellt werden, daß nur solche 
Berater geschäftsmäßige Hilfe in Steuersachen 
leisten, die dazu die erforderliche sachliche und 
persönliche Zuverlässigkeit haben. 

Drittens sagt das Bundesverfassungsgericht: 

Die Steuerberatung ist ein Teil der Rechtsbera-
tung. Die damit verbundenen Berufsaufgaben 
dienen der Steuerrechtspflege, einem wichtigen 
Gemeinschaftsgut. 

Das Bundesverfassungsgericht hat aber auch ent-
schieden, daß zu den Vorbehaltsaufgaben der Steuer-
berater nicht mehr gehöre, wenn Personen, die eine 
kaufmännische Gehilfenprüfung abgelegt haben, das 
geschäftsmäßige Kontieren von Belegen oder die ge-
schäftsmäßige Erledigung der laufenden Lohnbuch-
haltung erledigen und unaufgefordert anbieten. Da-
mit ist das Bundesverfassungsgericht der technischen 
Entwicklung gefolgt und hat der technischen Ent-
wicklung Rechnung getragen. 

Das Verfassungsgericht macht aber genauso deut-
lich, daß aus seiner Entscheidung nicht abgeleitet 
werden könne, daß die Ausübung dieser Tätigkeiten 
künftig keinen Beschränkungen unterliege. 

Der Gesetzgeber ändert nunmehr das Steuerbera-
tungsgesetz entsprechend der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung zum Buchführungsprivileg. Ände-
rungen mit zum Teil bedeutenden Verbesserungen 
hat es auch bei den Zulassungsvoraussetzungen zur 
Steuerberaterprüfung gegeben. So sind beispiels-
weise die Zulassungsvoraussetzungen zur Steuerbe-
raterprüfung mit einer abgeschlossenen kaufmänni-
schen Ausbildung, mit einer Abschlußprüfung in ei-
nem steuer- oder wirtschaftsberatenden Beruf oder 
anderen gleichwertigen Ausbildung erheblich erwei-
tert worden. Ist bisher der Realschulabschluß Voraus-
setzung gewesen, wird zukünftig auf den Abschluß 
einer kaufmännischen oder einer steuer- oder wirt-
schaftsberatenden oder einer anderen gleichwertigen 

Ausbildung abgestellt. Ist bisher die Mindestzeit der 
Berufstätigkeit durch eine Tätigkeit bei einem Steuer-
berater nachzuweisen, genügt zukünftig eine zehn-
jährige Tätigkeit im Steuerwesen. 

Warum sage ich das? Damit ist auch tüchtigen Bi-
lanzbuchhaltern der Weg zum Steuerberater uneinge-
schränkt eröffnet. Für die Hochschulabsolventen er-
gibt sich eine Verbesserung gegenüber dem Entwurf. 
Sie brauchen nur noch vier statt zunächst vorgesehen 
fünf Jahre hauptberufliche praktische Tätigkeit auf 
dem Gebiet des Steuerwesens nachzuweisen. Damit 
benötigen sie nur ein Jahr mehr als die Universitäts-
absolventen. Diese Regelung trägt der Tatsache Rech-
nung, daß im Hinblick auf die Steuerberaterprüfung 
die Qualität eines Fachhochschulstudiums grundsätz-
lich nicht schlechter ist als die eines Universitätsstudi-
ums. 

(Beifall des Abg. Glos [CDU/CSU]) 

Die Steuerberaterprüfung stellt immer noch hohe An-
forderung und gewährleistet dadurch, daß eine aus-
reichende Qualitätskontrolle erfolgt. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Davon profitie

-

ren wir!) 

Die Beratungsbefugnis der Lohnsteuerhilfevereine 
wird erweitert: auf Einkünfte aus Kapitalvermögen, 
das allerdings nur dann, wenn die Einkünfte aus Kapi-
talvermögen 2 000 DM, bei Zusammenveranlagung 
4 000 DM nicht überschreiten. Auch die Einkünfte aus 
Kapitalvermögen, die unter § 20 EStG fallen, sind 
nicht ganz einfach zu ermitteln, weil es sich bei diesen 
Einkünften nicht ausschließlich um Zinserträge von 
Spar- und Girokonten handelt. Von daher ist die Bera-
tungsbefugnis der Lohnsteuerhilfevereine nicht so zu 
definieren, daß eine Beratungsbefugnis ohne betrags-
mäßige Begrenzung eingeräumt werden kann, wenn 
es sich um sogenannte arbeitnehmertypische Kapital-
erträge handelt. Auch kann bei den übrigen Kapital-
einkünften eine Beratung bis zur Höhe des doppelten 
Sparerfreibetrags nach unserer Meinung nicht gestat-
tet werden. Der Beg riff „arbeitnehmertypisch", wie 
immer man ihn auch definieren mag, eignet sich heute 
nicht mehr. Der Arbeitnehmerbegriff umfaßt steuer-
rechtlich nicht nur den Arbeiter und vielzitierten klei-
nen Angestellten, sondern allein von der Einkunftsart 
her sind auch das Vorstandsmitglied einer AG oder 
der GmbH-Geschäftsführer Arbeitnehmer. Bei allen 
verständlichen Bemühungen, dem Durchschnitt der 
Kleinverdiener zu helfen, sollte das nicht außer Ansatz 
gelassen werden. Daher haben wir uns für eine pau-
schale, leicht überprüfbare Betragsgrenze in dem vor-
gelegten Gesetz entschieden. Wir meinen, das sei pra-
xisgerechter. 

Entgegen dem Regierungsentwurf wurde an dem 
Verbot der sogenannten Mandatsteilung festgehal-
ten. Wenn Einkünfte vorliegen, die nicht unter die 
Beratungsbefugnis der Lohnsteuerhilfevereine fallen, 
dann ist es sachgerecht, ihnen keine Beratungsbefug-
nis mehr zuzugestehen. Eine Mandatsteilung zieht 
eine Fülle von Problemen nach sich, beispielsweise 
die Zuordnung von Werbungskosten zu verschiede-
nen Einkunftsarten. 

Ausgedehnt wird durch die vierte Änderung des 
Steuerberatungsgesetzes auch die Beratungsbefugnis 
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der landwirtschaftlichen Berufsvertretungen. Damit 
wird dem Umstand Rechnung getragen, daß sich die 
tatsächliche Situation in der Landwirtschaft in den 
letzten Jahren erheblich verändert hat. 

Eine wichtige und dringend notwendige Neuerung 
ist auch die Einführung der Kapitalbindung für Steu-
erberatungsgesellschaften. Es muß sichergestellt 
sein, daß die personenbezogene freiberufliche Tätig-
keit des Steuerberaters frei von berufsfremden Erwä-
gungen bleibt. Dies ist im Rahmen von Steuerbera-
tungsgesellschaften nur dann gewährleistet, wenn 
sich an ihnen nur Personen beteiligen dürfen, die zur 
unbeschränkten Hilfeleistung in Steuersachen befugt 
sind. Dies sind neben Steuerberatern, Steuerbevoll-
mächtigten auch Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buch-
prüfer und Rechtsanwälte. Eine Beschränkung aus-
schließlich auf Steuerberater ist verfassungsrechtlich 
bedenklich. Die Kapitalbindung stärkt nach unserer 
Meinung das mittelständische Element in diesen 
freien Berufen. 

Die Altgesellschaften, d. h. also die bereits beste-
henden Steuerberatungsgesellschaften, können sich 
auf einen verfassungsrechtlich geschützten Besitz-
stand berufen. Sie werden deshalb in die neue Rege-
lung nur dann einbezogen, wenn Beteiligungen durch 
Rechtsgeschäft oder einen Erbfall übergehen. Dieser 
Schutzgedanke ist auch die Grundlage für die vom 
Auschuß vorgenommene Ausdehnung des Anwen-
dungsbereichs der Übergangsregelung. 

Die Vorschriften über die Kapitalbindung sind so 
wichtig, daß der Finanzausschuß die Bundesregie-
rung zu einem Bericht über die Anpassung von Altge-
sellschaften an das neue Recht aufgefordert hat. Die-
ser Be richt soll im Laufe des Jahres 1991 erstattet wer-
den. 

(Toetemeyer [SPD]: Dann seid ihr nicht 
mehr!) 

Wir erwarten diesen Bericht. 

Änderungen hat es auch bei der prüfungsfreien 
Zulassung als Steuerberater gegeben. Es wurde ent-
schieden, daß die Dauer der Dozententätigkeit an ei-
ner deutschen Hochschule für Universitäts- und Fach-
hochschulprofessoren einheitlich auf zehn Jahre fest-
gelegt wird. Damit wurde insgesamt eine Vereinheit-
lichung erreicht; denn die F rist entspricht jetzt der, 
nach der auch Finanzrichter und Angehörige des hö-
heren Dienstes der Finanzverwaltung prüfungsfrei als 
Steuerberater zugelassen werden können. Für eine 
Differenzierung zwischen Professoren einerseits, Fi-
nanzrichtern und Angehörigen des höheren Dienstes 
der Finanzverwaltung andererseits lassen sich sach-
lich gerechtfertigte Argumente nicht finden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auf die 
Verabschiedung dieses Änderungsgesetzes warten 
viele Berufsgruppen schon eine geraume Zeit. Heute 
ist es endlich so weit. Das Gesetz wird verabschie-
det. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Opel. 

Opel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Die Steuergesetzgebung ist unterdessen so kom-
plex und kompliziert geworden, daß sich eine Vielzahl 
von Steuerpflichtigen gezwungen sieht, fachkundi-
gen Rat einzuholen, nur um ihr Recht zu bekommen. 
Was dies in der täglichen Praxis bedeutet, mögen Sie 
selbst ermessen. Und die sogenannte Steuerreform 
hat auf diesem Feld nicht die überfällige Entlastung, 
die wir uns alle und die Bürger gewünscht haben, 
gebracht. 

(Toetemeyer [SPD]: Im Gegenteil!) 

— Eher das Gegenteil ist der Fall. Denken wir nur an 
das bürokratische Ungetüm namens Quellensteuer. 

(Toetemeyer [SPD]: Quellensteueramt! Noch 
schlimmer!) 

Selbst der Finanzminister schätzt, daß jährliche meh-
rere Milliarden DM Steuern zuviel von den Lohn- und 
Einkommensteuerpflichtigen gezahlt werden. Dies ist 
ungerecht und auch ungerechtfertigt. Wir brauchen 
dringend eine Vereinfachung der Steuergesetze, da-
mit der Normalbürger leichter zu seinem Recht 
kommt. Wir Sozialdemokraten haben uns immer dafür 
eingesetzt, daß insbesondere die niedrigen Einkom-
mensgruppen so hohe Freibeträge eingeräumt erhal-
ten, daß sie den Gang zum Finanzamt gar nicht erst 
antreten müssen. 

Bei Kapitalgesellschaften und anderen Unterneh-
men sowie bei Gewerbebetrieben gilt eine andere 
Zielrichtung. Dort kann der unternehmerische Erfolg 
sehr wohl und sogar entscheidend davon abhängen, 
ob eine gute Beratung in Steuerfragen zur Verfügung 
steht. Auch in diesem Zusammenhang muß man fest-
stellen, daß ein kompliziertes Steuerrecht die Ten-
denz zum ungerechten Steuersystem zwangsläufig in 
sich trägt. 

(Toetemeyer [SPD]: Sehr wahr!) 

Im Rahmen unseres für Laien und Normalbürger 
undurchsichtigen Steuerrechtes kommt dem Sach-
und Fachkundigen eine besondere Bedeutung zu. 
Hier erfüllen die Steuerberater eine sehr wichtige 
Funktion. Dies gilt in ähnlicher Weise für Wirtschafts-
berater, Unternehmensberater, gewerbliche Bilanz-
buchhalter und verwandte Berufe. Es gilt also faktisch 
in einem breiten Beratungsmarkt in steuerlicher Hin-
sicht. 

Dieses Marktes haben sich in der Vergangenheit 
neben den Steuerberatern sehr viele Berufsstände an-
genommen, und es haben sich Selbsthilfeorganisatio-
nen in diesem Markt gebildet. Selbsthilfeorganisatio-
nen entstehen beispielsweise immer dann, wenn der 
Bürger einen deutlichen und wohl auch dringenden 
Bedarf dafür sieht. Speziell die Lohnsteuerhilfever-
eine haben sich gebildet, um primär als Selbsthilfeor-
ganisationen der Lohnsteuerpflichtigen zu fungieren. 
Bei den Lohnsteuerpflichtigen besteht auf Grund der 
strukturellen Verwerfungen in der Steuergesetzge-
bung nach wie vor ein erhöhter Beratungsbedarf. 
Hier, meine Damen und Herren, hat die sogenannte 
Steuerreform noch einen draufgesetzt. 

(Toetemeyer [SPD]: So ist es!) 

Das vorliegende Vierte Gesetz zur Änderung des 
Steuerberatungsgesetzes läuft einerseits der von mir 
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soeben skizzierten wirklichen Entwicklung hinterher 
und nimmt auf der anderen Seite, wie Sie, Frau Kol-
legin, schon dargestellt haben, lediglich die Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichtes auf. Wir 
begrüßen insbesondere die vorgenommene Erweite-
rung bzw. Präzisierung der Beratungsbefugnis der 
Lohnsteuerhilfevereine und der „landwirtschaftlichen 
Buchstellen" im Grundsatz. Wir hätten uns allerdings 
auch eine an den Realitäten orientierte Beratungsbe-
fugnis für die gewerblich tätigen Bilanzbuchhalter 
und die Buchhaltungshelfer, die eine gewerbliche Tä-
tigkeit ausführen, gewünscht. 

(Beifall bei der SPD) 

So läuft der Gesetzentwurf Gefahr, bereits bei Inkraft-
setzung hinter der Wirklichkeit zurückzubleiben. 

Mit dem Gesetzentwurf wird das Prinzip der „Bera-
tung in einer Hand" mehrfach durchbrochen. Damit 
ist die faktische Mandatsteilung — die faktische, Frau 
Kollegin, sage ich — in Einzelfällen vorprogrammiert, 
obwohl sie so nicht im Gesetz steht. So ist beispiels-
weise nicht einzusehen, daß die Vereinigung von 
Land- und Forstwirten, zu deren satzungsmäßigen 
Aufgaben die Hilfeleistung für land- und forstwirt-
schaftliche Bet riebe im Sinne des Bewertungsgeset-
zes gehören, also sogenannte landwirtschaftliche 
Buchstellen, die eine lange Tradition haben, alle Ne-
ben- und zusätzlichen Einkünfte eines Landwirtes in 
ihre Beratungsbefugnis aufnehmen dürfen, jedoch 
Einkünfte aus selbständiger Tätigkeit oder aus Ge-
werbebetrieb nicht mit in die Vorbereitung, beispiels-
weise einer persönlichen Steuererklärung, einschlie-
ßen dürfen. 

Die Praxis zeigt jedoch, daß viele Landwirte einen 
kleinen Gewerbebetrieb, wie z. B. als Ferienwoh-
nungsvermieter, als Versicherungsmakler oder als 
Reparaturbetrieb für landwirtschaftliche Maschinen, 
besitzen. Die Einkünfte aus dera rtigen Tätigkeiten 
sind meistens mit denen von Nebentätigkeiten und 
anderem Zuerwerb vergleichbar. Deshalb ist eine 
Ausgrenzung der Hilfe für die Ermittlung von Ein-
künften aus selbständiger Arbeit oder aus Gewerbe-
betrieb für landwirtschaftliche Bet riebe im Grunde 
nicht einzusehen. 

Gerade bei der gegenwärtig außerordentlich 
schlechten Lage der Landwirtschaft ist es erforderlich, 
den Landwirten so weit wie irgend möglich entgegen-
zukommen. Dazu gehört auch, meine Damen und 
Herren, den Landwirten die Möglichkeit zu Einkünf-
ten aus selbständiger Arbeit oder Gewerbebetrieb zu 
eröffnen und sie nicht gleichzeitig vom Steuerbera-
tungsprivileg der sogenannten landwirtschaftlichen 
Buchstellen auszuschließen. Nur diese, die ja von ei-
nem zugelassenen Steuerberater geleitet werden 
müssen, haben die Sach- und Fachkenntnis zu rascher 
und berufstypischer Beratung, die zudem noch die 
regionalen Besonderheiten einzuschließen vermag. 

Auch die von der Bundesregierung vertretene Auf-
fassung, wonach die Buchstellen des Handwerks eine 
über die eigentlichen Aufgaben einer Berufsvertre-
tung hinausgehende Beratung und Hilfe in Steuersa-
chen nicht anbieten dürfen, entspricht nicht der Le-
benswirklichkeit. Gerade die Handwerker tragen in 
besonderer Weise zur Ausbildung und zum wirt-

schaftlichen Erfolg vor allem regional benachteiligter 
Gebiete bei. Deshalb muß auch den Handwerkern 
zugestanden werden, daß das Steuerberatungsprivi-
leg ihrer Buchstellen der Lebenswirklichkeit ange-
paßt wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu zählt insbesondere, daß typische Neben- und 
Zusatzeinkünfte in dieses Steuerberatungsprivileg 
einbezogen werden. 

Des weiteren muß die Personenbindung gelockert 
werden, da gerade im Handwerk unterdessen auch 
unterschiedliche Rechtsformen vorzufinden sind. 

Nun komme ich zu einem besonders gravierenden 
Mangel des Gesetzentwurfs. Den selbständig tätigen 
Bilanzbuchhaltern wird mit dem vorliegenden Ge-
setzentwurf die Zulassung zur Steuer- und Buchfüh-
rungshilfe, insbesondere aber zu gewissen Abschluß-
arbeiten, zur Einrichtung von Buchführungen sowie 
zur Erstellung von Lohnsteueranmeldungen und von 
Umsatzsteuervoranmeldungen verwehrt. Auch diese 
Regelung geht an der Lebenswirklichkeit vorbei. Die 
gelegentlich behauptete Inkompatibilität mit der Be-
rufshaftpflichtversicherung der Steuerberater, Steuer-
bevollmächtigten und Steuerberatungsgesellschaften 
greift hier ganz offensichtlich nicht. Hierfür ließen sich 
leicht gangbare Lösungswege finden, wenn man nur 
wollte. 

In Wirklichkeit werden die Buchführungstätigkei-
ten, die Abschlußarbeiten und die Vorbereitungsar-
beiten zur Steueranmeldung heute von Datenverar-
beitungsprogrammen ohnehin automatisch zusam-
men mit der buchhalterischen Erstellung von Bilanzen 
und ähnlichen Abschlüssen vorgenommen. Deshalb 
ist eine Trennung zwischen beiden Tätigkeiten eine 
Künstlichkeit, die in der Praxis einfach nicht durchzu

-

halten ist. 

Ebenso ist nicht zu erkennen, wie in das Steuerbe-
ratungsprivileg in irgendeiner wesentlichen Weise 
eingegriffen würde, wenn die Regelung im genannten 
Sinne erfolgte. Letztlich verbleibt der hoheitliche Akt 
der Steuerfeststellung ja nicht bei den Steuerberatern 
oder bei den Bilanzbuchhaltern, sondern einzig und 
allein beim Finanzamt bzw. bei den dort tätigen Fi-
nanzbeamten. Würde ein Finanzbeamter Unzuläng-
lichkeiten bei der so erweiterten Tätigkeit von selb-
ständig tätigen Bilanzbuchhaltern nachweisen, so wä-
ren die Folgen völlig identisch mit denen gegenüber 
Steuerberatern. In ähnlicher Weise hat sich auch der 
Bundesrat geäußert. 

Wir folgen der Auffassung, daß die jahrzehntelange 
Praxis der Buchstellen des Handwerks, die insbeson-
dere für Klein- und Mittelbetriebe tätig sind, auf kei-
nen Fall eingeschränkt werden darf. So muß nach 
unserer Auffassung die Beratungsbefugnis der hand-
werklichen Buchstellen auch dann gegeben sein, 
wenn neben betriebsbezogenen Einkommensbe-
standteilen wie Einkommensteuer, Vermögensteuer 
und Erbschaftsteuer auch nicht direkt betriebsbezo-
gene Bestandteile, wie Kapitalertragsteuer oder Ein-
künfte aus Vermietung und Verpachtung, in den be-
treffenden Steuererklärungen enthalten sind oder 
wenn eine gemeinsame Steuererklärung von Ehegat-
ten abgegeben wird, bei denen ein Teil ein Einkom- 
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men hat, das erkennbar nicht in direktem Zusammen-
hang mit dem Handwerksbetrieb oder einem Bet rieb 
eines handwerklichen Gewerbes steht, aber dies nicht 
dominiert. 

Nun komme ich zu einem erfreulichen Teil, weil uns 
hier die Koalition zum Teil gefolgt ist. Wir begrüßen 
ausdrücklich, daß Lohnsteuerhilfevereine, die wir als 
Selbsthilfeeinrichtungen von Arbeitnehmern verste-
hen, wie ich schon sagte — bloß, Frau Kollegin, sind 
„Arbeitnehmer" und „Lohnsteuerpflichtige" in die-
sem Zusammenhang schon eine Begrenzung; Vor-
standsmitglieder als Lohnsteuerpflichtige fallen si-
cher nicht darunter —, 

(Frau Dr. Wisniewski [CDU/CSU]: Sie sind 
lohnsteuerpflichtig!) 

in Zukunft befugt sein sollen, auch Einkünfte aus Ka-
pitalvermögen, einschließlich der Freistellung oder 
Anrechnung von Körperschaftsteuer und Kapitaler-
tragsteuer, sowie Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung in die Beratung einzubeziehen. 

Die angegebenen Obergrenzen sind im Augenblick 
für uns durchaus hinnehmbar. Wir fordern aber wei-
terhin, daß die arbeitnehmertypischen Vermögensan-
lagen für die Lohnsteuer wie Erträge aus der Anlage 
vermögenswirksamer Leistungen oder aus Spargut-
haben oder aus Bausparguthaben ohne Begrenzung 
in die Beratungsbefugnis der Lohnsteuerhilfevereine 
einbezogen werden. Außerdem möchten wir die Bera-
tungsbefugnis der Lohnsteuerhilfevereine bei den 
übrigen Einkünften aus Kapitalvermögen auf das 
Doppelte des Sparerfreibetrages ausgeweitet wissen. 
Wir sprechen uns in dieser Beziehung ausdrücklich 
für eine flexiblere Ausgestaltung des Gesetzes aus. 
Feste DM-Beträge im Gesetzestext haben zwangsläu-
fig die Folge, daß sie ständig angepaßt werden müs-
sen. Dieses gilt für die Beträge 2 000 DM und 
4 000 DM, die ja im Gesetzentwurf stehen. 

Wir hätten eine Regelung bevorzugt, die eine auto-
matische Anpassung beinhaltet. Wenn in Zukunft bei-
spielsweise die Kapitalbildung in Arbeitnehmerhand 
mit Ernsthaftigkeit bet rieben werden soll, so müssen 
die im Gesetz angeführten finanziellen Grenzen si-
cherlich im genannten Sinn nach oben korrigiert wer-
den. 

Nun, meine Damen und Herren, wetterleuchtet es 
ja in der Koalition ganz beträchtlich, was die unselige 
und bürokratische Quellensteuer angeht. Wenn Herr 
Waigel, der Nothelfer aus Bayern, schließlich unsere 
Forderung aufnehmen wird, was ich vermute, und 
wenigstens die Sparerfreibeträge bei der Lohn- und 
Einkommensteuer kräftig anhebt, dann müssen kon-
sequenterweise die genannten Obergrenzen auch an-
gehoben werden, Herr Kollege Glos. Das wollen wir 
Ihnen dadurch ersparen, daß wir einen Automatismus 
einbauen. 

Wir begrüßen ebenfalls die Regelung, daß hinsicht-
lich der Vorbildungsvoraussetzungen für die Tätig-
keit als Steuerberater kein Unterschied mehr ge-
macht wird zwischen Fachhochschulen und Universi-
täten. Steuerberater ist im wesentlichen ein praktisch 
ausgerichteter Beruf, der sich in besonderer Weise in  

den Ausbildungsgängen der Fachhochschulen wie-
derfindet. 

(So ist es! bei der SPD) 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zusam-

menfassen. Es läßt sich feststellen, daß das Vierte Ge-
setz zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes zwar 
die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
zum Buchführungsprivileg der steuerberatenden Be-
rufe aufnimmt, aber in einzelnen Punkten hinter den 
Notwendigkeiten und der Lebenswirklichkeit zurück-
bleibt. Wir Sozialdemokraten bemängeln insbeson-
dere, daß die gerechtfertigten Interessen der Lohn-
steuerhilfevereine und der Buchführungsstellen für 
die Landwirtschaft und das Handwerk nicht in not-
wendigem Maße berücksichtigt wurden. Darüber hin-
aus ist es erforderlich, den gewerblich tätigen Bilanz-
buchhaltern jene Tätigkeitsbefugnisse einzuräumen, 
die für sie in der praktischen Arbeit erforderlich 
sind. 
Deshalb, meine Damen und Herren, stellen wir fest, 

daß diese Gesetzesänderung nur das unbedingt Not-
wendige aufgreift, nicht aber das Wünschbare. Wir 
werden uns der Gesetzesänderung nicht entgegen-
stellen, werden ihr aber auch in dieser Form nicht 
zustimmen können. 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Rind. 

Rind (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Wenn wir heute über einzelne Änderungen im 
Steuerberatungsgesetz debattieren, dann sollten wir 
die Gelegenheit nutzen, uns wieder einmal die eigent-
liche Aufgabe dieses Gesetzes vor Augen zu führen. 
Das Steuerberatungsgesetz ist ein Gesetz zum Schutz 
des wichtigen Gemeinschaftsguts der Steuerrechts-
pflege, des Rechtsschutzinteresses der Bürger sowie 
des Interesses des Staates an einer korrekten Ermitt-
lung der Besteuerungsgrundlagen und der Steuern 
selbst. 
Deshalb ist bei der Auswahl der Personen und Ein-

richtungen, die im Bereich der Steuerberatung tätig 
sein dürfen, ein strenger Maßstab anzulegen. Das Ge-
setz folgt dabei einer Grundphilosophie: unbe-
schränkte Hilfeleistung in Steuersachen nur für be-
sonders qualifizierte und ausgebildete Personen und 
Einrichtungen mit erheblichen Wettbewerbsein-
schränkungen; daneb en: Zulassung zur Hilfeleistung 
in Steuersachen nur beschränkt für Personen und Ein-
richtungen mit weniger strengen Anforderungen. 

Ich bin der Meinung, daß das Steuerberatungsge-
setz in seinen wesentlichen Elementen diesen Grund-
gedanken verwirklicht. Ich will aber gleichwohl nicht 
versäumen, kritisch anzumerken, daß schon vor die-
sem vierten Änderungsgesetz einige Aufweichungen 
dieses Grundgedankens zu beobachten sind. Wir ha-
ben uns deswegen bemüht, bei diesem vierten Ände-
rungsgesetz eine weitere Aufweichung zu verhin-
dern. Es ging und geht nicht um die gesetzliche Bevor-
zugung des Berufsstands der Steuerberater, sondern 
es geht um die Erhaltung eines Instruments, das Bür- 
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gern, Unternehmen und Staat eine qualifizierte Steu-
erberatung und die korrekte Ermittlung und Erfas-
sung der Steuern ermöglicht. 

Wir Freien Demokraten haben uns vor diesem Hin-
tergrund dem Anliegen der Lohnsteuerhilfevereine 
nicht widersetzt, in eingeschränktem Umfang auch im 
Bereich der Kapitaleinkünfte tätig werden zu können. 
Die Erkenntnis, daß Arbeitnehmer und Rentner auch 
Sparvermögen und damit Kapitaleinkünfte haben, 
mehr als in früheren Jahren, berechtigt zu dieser Bera-
tungserweiterung für die Lohnsteuerhilfevereine. 
Wichtig erschien uns aber, daß in diesem Bereich der 
beschränkten Hilfeleistung in Steuersachen eben aus-
schließlich Personen beraten werden dürfen, die Ein-
künfte aus nichtselbständiger Arbeit oder wiederkeh-
rende Bezüge haben und daneben eben nur in dem 
beschränkten Umfang von 2 000 DM bei Ledigen und 
4 000 DM bei Verheirateten auch Kapitaleinkünfte. 

Wir Freien Demokraten begrüßen es, daß noch im 
Beratungsverfahren im Finanzausschuß zu dieser not-
wendigen und wichtigen Einschränkung der Weg ge-
funden wurde. Für darüber hinausgehende Beratun-
gen ist eine Qualifikation zur unbeschränkten Hilfe-
leistung in Steuersachen erforderlich. 

Dasselbe gilt auch für die Tätigkeit der landwirt-
schaftlichen Buchstellen. Auch hier soll die Beratung 
grundsätzlich auf Landwirte beschränkt bleiben. Wir 
konnten und wollten aber unsere Augen nicht davor 
verschließen, daß bei Landwirten auch Nebenein-
künfte anfallen, die mit dem Bet rieb der Land- und 
Forstwirtschaft zusammenhängen. 

Hier bin ich der Meinung, Kollege Opel, daß Sie das 
Änderungsgesetz hier nicht richtig vorgestellt haben. 
Es heißt im Gesetzentwurf: „Nebeneinkünfte, die üb-
licherweise bei Landwirten anfallen". 

Ich will dies einmal an einem Beispiel deutlich ma-
chen: Eine Metzgerei mit Gastwirtschaft, die von ei-
nem Unternehmer bet rieben wird, der im Neben- oder 
Zuerwerb noch Landwirt ist, bedarf der Beratung 
durch den Personenkreis, der zur unbeschränkten Hil-
feleistung befugt ist. Aber — jetzt kommt genau Ihr 
Beispiel — ein Landwirt, der im Nebenerwerb das 
Übernachtungsgewerbe „Fe rien auf dem Bauernhof" 
betreibt, kann sich auch durch eine landwirtschaftli-
che Buchstelle beraten lassen. Ich glaube, das ist auch 
eine vernünftige Regelung. Wir haben also die typi-
schen landwirtschaftlichen Nebenbetriebe, wie Über-
nachtung auf dem Bauernhof, d rin. Sie hatten es so 
dargestellt, als ob wir hier die landwirtschaftlichen 
Buchstellen von der Beratung ausschließen würden. 

(Opel [SPD]: Ich meinte nicht den Nebener-
werb, sondern die gewerbliche Tätigkeit auf 

dem Feld!) 

— Die gewerbliche Tätigkeit mit „Fe rien auf dem 
Bauernhof" darf durch landwirtschaftliche Buchstel-
len beraten werden. Das sagt der Satz: Nebenein-
künfte, die üblicherweise bei Landwirten anfallen. 

(Huonker [SPD]: Sie haben das „üblich" zu 
eng gefaßt!) 

— Gut, darüber können wir vielleicht später einmal 
reden, wenn sich die Rechtsprechung damit befaßt. 
Nebeneinkünfte bedeuten aber nicht die Beschrän

-

kung auf eine Einkunftsart. Deswegen ist die Öffnung 
in genau diesem Bereich d rin. 

(Opel [SPD]: Auch wenn sie gewerblich ge

-

macht wird?) 

— Auch wenn sie gewerblich gemacht wird. Selbst-
verständlich. Es heißt nicht: Nebeneinkünfte aus 
landwirtschaftlichen Tätigkeiten, sondern es heißt 
nur: Nebeneinkünfte, die üblicherweise anfallen. 

(Opel [SPD]: Das ist eine sehr erfreuliche In

-

terpretation, Herr Kollege!) 

Im Bereich Buchhaltungshelfer haben wir mit die-
ser Novelle die Urteile des Bundesverfassungsge-
richts aus den Jahren 1980 und 1982 aufgearbeitet. 
Wir haben uns aber nicht dazu entschließen können, 
eine Erweiterung der Kompetenzen vorzunehmen. 

Im übrigen muß ich auch hier anmerken, Herr Kol-
lege Opel: Es ist nicht so, daß das Erstellen der Lohn-
steueranmeldung nicht durch die Buchführungshelfer 
vorgenommen werden könnte. Es steht im Gesetz, daß 
sie genau dies dürfen. Bei der Umsatzsteuervoranmel-
dung geht es nicht, bei der Lohnsteueranmeldung 
dürfen sie es aber. Auch dies sollte hier korrigiert wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bestreite nicht, daß viele Buchhaltungshelfer 
und Bilanzbuchhalter in der Lage sind, auch qualifi-
zierte, in den Bereich der Steuerberatung hineinrei-
chende Aufgaben wahrzunehmen. Für uns als Ge-
setzgeber ist es jedoch nicht möglich, diese Berufs-
gruppe in den Bereich der qualifizierten Hilfeleistung 
hineinzunehmen und dabei mit denen in Wettbewerb 
treten zu lassen, die zur unbeschränkten Hilfeleistung 
berechtigt sind, und dafür strenge Vorschriften des 
Steuerberatungsgesetzes zu beachten haben. 

Wir haben aber darüber hinaus etwas getan, was 
dieser Berufsgruppe sehr weit helfen kann. Wir haben 
die Zulassungsvoraussetzungen zur Steuerberater-
prüfung und damit zur unbeschränkten Hilfeleistung 
in Steuersachen erleichtert, um eben diesen qualifi-
zierten Personen den Zugang zu den steuerberaten-
den Berufen zu erleichtern. 

Ich weiß, daß diese Öffnung von den Steuerberatern 
kritisch gesehen wird. Ich bin aber der Meinung, daß 
das Zusammenwirken von Ausbildungsvoraussetzun-
gen, zehnjähriger hauptberuflicher Tätigkeit und 
Steuerberaterprüfung gewährleistet, daß nur entspre-
chend qualifizierte Personen in den Bereich derer hin-
eingelangen können, die zur unbeschränkten Hilfe-
leistung berechtigt sind. 

Lassen Sie mich die Gelegenheit nutzen, um deut-
lich zu machen, welche Einschränkungen in ihrer be-
ruflichen Tätigkeit Steuerberater hinnehmen müs-
sen, um sich dafür das — was Sie so wollen — Privileg 
zu erkaufen, daß sie zur uneingeschränkten Hilfelei-
stung berechtigt sind. Das beginnt mit dem Werbever-
bot, der Einschränkung der Vervielfältigung ihrer Be-
rufstätigkeit durch auswärtige Beratungsstellen, der 
Verpflichtung vor den Obersten Landesbehörden zur 
gewissenhaften Erfüllung der Pflichten, der Einhal-
tung straffer Standesrichtlinien, der Unvereinbarkeit 
mit gewerblichen Tätigkeiten und mit der Tätigkeit 
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als Arbeitnehmer und reicht bis zur Unterwerfung 
unter eine Berufsgerichtsbarkeit. 

Die gesetzlichen Einschränkungen sind richtig und 
notwendig. Ich bekenne mich dazu. Aber wenn wir als 
Gesetzgeber einem Berufsstand solche Pflichten auf-
erlegen, müssen wir ihn vor Wettbewerb durch Perso-
nen schützen, die diesen Einschränkungen nicht un-
terliegen. 

Ich weiß, die Abgrenzung in diesem Bereich ist 
schwierig. Das haben wir besonders bei der Beratung 
dieses Änderungsgesetzes erlebt. Ich bin aber der 
Meinung, daß uns ein Änderungsgesetz gelungen ist, 
das zwar nicht alle Wünsche aller Betroffenen berück-
sichtigen konnte und wollte, jedoch die Anpassung an 
geänderte Verhältnisse systemkonform bewältigt 
hat. 

Aus diesem Grund werden wir dem Gesetzentwurf 
zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Hüser. 

Hüser (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ein Steuererleicherungsgesetz wäre wahr

-

scheinlich wesentlich effizienter als ein Steuerbera-
tungsgesetz. Aber dazu war die Bundesregierung 
— was auch die Steuerreform gezeigt hat — nicht in 
der Lage. Ich glaube, auch der neue Finanzminister 
wird dazu nicht in der Lage sein. 

Wir haben unseren Zeitplan schon um fast eine 
Stunde überzogen. Ich meine, Sie werden daher freu-
dig zur Kenntnis nehmen, daß ich die mir zur Verfü-
gung stehende Zeit nicht ganz ausnutzen werde. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Eine kleine Fraktion, wie es die Fraktion DIE GRÜ-
NEN ist, muß in ihrer politischen Arbeit Schwer-
punkte setzen. Ein solcher Schwerpunkt sind für uns 
z. B. die ökologische Steuerreform und die Erarbei-
tung eines solchen Konzepts, aber eben nicht eine ver-
stärkte inhaltliche Debatte des Steuerberatungsgeset-
zes. Das soll keine Wertung des Berufs oder der Men-
schen sein, die von diesem Gesetz betroffen sind. 

Lassen Sie mich noch eine einzige Bemerkung dazu 
machen. Wir bedauern es, daß die Möglichkeiten der 
Lohnsteuerhilfevereine nicht mehr ausgeweitet wor-
den sind, z. B. in dem Rahmen, wie es die SPD im 
Finanzausschuß beantragt hatte. Das wäre gerade für 
diese Gruppe und auch für die Gruppe derer, die von 
den Lohnsteuerhilfevereinen beraten werden, sicher 
eine große Erleichterung gewesen. 

Alles in allem werden wir uns bei der Abstimmung 
über diesen Gesetzentwurf der Stimme enthalten. 

Das war's schon. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär im Bundesministerium der 
Finanzen, Herr Dr. Voss. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Nach langjährigen Vorarbeiten ist der von der 
Bundesregierung vorgelegte Gesetzentwurf zur Än-
derung des Steuerberatungsgesetzes in den Aus-
schüssen des Deutschen Bundestages zügig beraten 
worden. 

In der vom Finanzausschuß empfohlenen Fassung 
berücksichtigt die Neuregelung nicht nur zahlreiche 
Änderungsanregungen, die sich in den letzten 13 Jah-
ren aus der Praxis ergeben haben, sondern gibt auch 
entscheidende Anstöße für die Fortentwicklung des 
Steuerberatungsrechts. 

Lassen Sie mich einige der wichtigen Änderungen 
kurz aufzeigen, wie es die Kollegin Frau Will-Feld und 
Herr Kollege Rind zum Teil bereits getan haben. 

Erstens. Bei Neugründung von Steuerberatungsge -
sellschaften oder bei Veräußerung von Anteilen wird 
die Kapitalbindung eingeführt. Steuerberater, Steuer-
bevollmächtigte, Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer 
oder vereidigte Buchprüfer dürfen sich als berufsbe-
zogene Kapitalgeber auch künftig an Steuerbera-
tungsgesellschaften beteiligen. Berufsfremde Kapital-
geber sind dagegen ausgeschlossen. Die Regelung 
lehnt sich dabei im Grundsatz an das für Wirtschafts-
prüfungsgesellschaften bereits geltende Recht an. 

Steuerberater haben ihren Beruf unabhängig und 
eigenverantwortlich auszuüben. Diese Wesenszüge 
freiberuflicher Tätigkeit müssen auch dann gewahrt 
werden, wenn die Steuerberatung nicht in Form einer 
Einzelpraxis oder einer Sozietät, sondern in Form ei-
ner Steuerberatungsgesellschaft ausgeübt wird. 

In den letzten Jahren sind zahlreiche Gründungen 
von Steuerberatungsgesellschaften durch berufs-
fremde Kapitalgeber erfolgt. Es war daher zu befürch-
ten, daß die steuerberatenden Tätigkeiten in den Ge-
sellschaften nicht nur von berufsbezogenen, sondern 
auch von anderen Erwägungen der kapitalgebenden 
Gesellschafter bestimmt werden. Die Einführung der 
Kapitalbindung wirkt dieser Entwicklung entgegen 
und stellt sicher, daß die neu zu gründenden Steuer-
beratungsgesellschaften von berufsfremden Interes-
sen freigehalten werden. 

Zweitens. Die Beratungsbefugnis der landwirt-
schaftlichen Berufsvertretungen wird erweitert. Der 
Strukturwandel in der Land- und Forstwirtschaft hat 
bewirkt, daß Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe in 
zunehmendem Maße neben ihren land- und forstwirt-
schaftlichen Einkünften auch Einkünfte anderer Art 
erzielen. Bei diesen jetzt üblicherweise vorkommen-
den landwirtschaftlichen Nebeneinkünften kann da-
her durch die landwirtschaftlichen Buchstellen eine 
Beratung ihrer Mitglieder erfolgen. 

Drittens. Lohnsteuerhilfevereine dürfen künftig 
ihre Mitglieder auch dann steuerlich betreuen, wenn 
diese Einnahmen aus Kapitalvermögen haben, die 
2 000 DNI bzw. 4 000 DM im Falle der Zusammenver-
anlagung nicht überschreiten. Damit wird der Bereich 
arbeitnehmertypischer Einkommen nicht überschrit-
ten. 

Der Vorschlag der SPD-Fraktion, bei arbeitnehmer-
typischen Kapitalerträgen die Beratungsbefugnis 
ohne betragsmäßige Begrenzung und bei anderen Ka- 
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pitaleinkünften eine Beratung bis zur Höhe des dop-
pelten Sparerfreibetrages vorzusehen, hat keine 
Mehrheit im Finanzausschuß gefunden. Bei den von 
den Finanzämtern abzuwickelnden Massenverfahren 
stellt sich eine so detaillierte Abgrenzung als nicht 
praxisnah dar. 

Viertens. Der Zugang zum Beruf des Steuerberaters 
wird erleichtert. Künftig werden auch Bürger mit 
Hauptschulabschluß, die sich die erforderlichen 
Kenntnisse angeeignet haben, zur Steuerberaterprü-
fung zugelassen werden können. Mit dieser Regelung 
wird dem allgemeinen Grundsatz, Bildungs- und Auf-
stiegswege möglichst für alle Bürger offenzuhalten, 
Rechnung getragen. Auch für Fachhochschulabsol-
venten mit einschlägigem Abschluß wird der Berufs-
zugang verbessert. Sie können jetzt nach einer Be-
rufspraxis von vier Jahren zur Steuerberaterprüfung 
zugelassen werden. 

Fünftens. Einfachere Buchführungsarbeiten wie 
das Buchen laufender Geschäftsvorfälle, die laufen-
den Lohnabrechnungen oder das Fertigen von Lohn-
steueranmeldungen dürfen künftig nicht nur von 
Steuerberatern, sondern auch von anderen Personen 
mit kaufmännischer Ausbildung und ausreichender 
Berufspraxis selbständig ausgeführt werden. Darüber 
hinausgehende Buchungsarbeiten, die erhebliche 
Kenntnisse steuerrechtlicher und handelsrechtlicher 
Art erfordern, bleiben weiterhin den Angehörigen der 
steuerberatenden Berufe vorbehalten. Mit dieser Ab-
grenzung wird der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts zum Buchführungsprivileg Rech-
nung getragen. 

Ich fasse zusammen: Die Bundesregierung ist davon 
überzeugt, daß der Gesetzentwurf in der Ihnen vorlie-
genden Fassung einen Beitrag zu mehr Rechtssicher-
heit leisten wird. Das Steuerberatungsgesetz bietet 
auch in seiner neuen Fassung eine gute Grundlage für 
eine sachgerechte Steuerberatung und nützt damit 
dem Bürger. 

(Huonker [SPD]: Was man nicht von allen Ge

-

setzen der Bundesregierung sagen kann!) 

— Aber von diesem, Herr Kollege! 

Ich bitte Sie deshalb um Ihre Zustimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
über den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Än-
derung des Steuerberatungsgesetzes; das sind die 
Drucksachen 11/3915 und 11/4358. Ich rufe die Art. 1 
bis 3, Einleitung und Überschrift in der Ausschußfas-
sung auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei Ent-
haltung der Fraktionen der SPD und der GRÜNEN 
sind die aufgerufenen Vorschriften mit Mehrheit an-
genommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 

sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Der Gesetzentwurf ist mit dem gleichen 
Mehrheitsverhältnis angenommen worden. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Weiss 
(München), Frau Rock und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
Transrapid-Referenzstrecke Hannover-Ham-
burg 

— Drucksache 11/3692 

—Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Ausschuß für Forschung und Technologie 
Haushaltsausschuß 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für die 
Beratung ein Beitrag bis zu fünf Minuten für jede 
Fraktion vereinbart worden. Der Abgeordnete Wüp-
pesahl beantragt hingegen, die vereinbarte Redezeit 
um einen weiteren Beitrag für ihn zu erweitern. Wer 
stimmt für diesen Antrag des Abgeordneten Wüppe-
sahl? 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Ich möchte zu 
dem Geschäftsordnungsantrag sprechen!) 

— Müssen Sie das noch begründen? Wir kennen doch 
aus mindestens fünf Beiträgen Ihre Position. Aber 
bitte schön, Sie haben das Recht zur Begründung. 

(Bohl [CDU/CSU]: Jetzt spricht er heute zum 
vierzehntenmal!) 

Wüppesahl (fraktionslos): Herr Präsident! Sehr ver-
ehrte Damen und Herren! 

(Abg. Frau Weyel [SPD] begibt sich zum Prä

-

sidium) 

Die Dame, die gerade vor mir hergeht — ich kenne 
ihren Namen leider nicht —, 

(Bohl [CDU/CSU]: Da können Sie mal sehen, 
wie wenig Sie das Parlament kennen! Nicht 
einmal den Namen dieser Kollegin kennen 

Sie!) 

hatte bei der ersten Kurzdebatte, die wir heute kurz 
nach der Mittagspause hatten, nach der Begründung 
meines Geschäftsordnungsantrags, mich im Rahmen 
dieser Kurzdebatte von viermal fünf Minuten eben-
falls mit einem Redebeitrag von fünf Minuten zu be-
rücksichtigen, das Wort ergriffen und gesagt, weil ich 
zur Geschäftsordnung gesprochen hätte, werde die 
SPD ihre Auffassung ändern, die ursprünglich dahin 
ging, daß man mir fünf Minuten Redezeit in der Sach-
debatte einräumen wollte. Daraufhin gab es eine 
breite Mehrheit dafür, daß ich überhaupt nicht reden 
darf. 

Ich mache noch einmal darauf aufmerksam, daß das 
sowieso nicht geht. Auch der Bundestag kann im Rah-
men einer Geschäftsordnungsdebatte nicht gegen das 
Grundgesetz beschließen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sie haben doch schon 
75 Minuten geredet!) 
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Was Sie machen können — oder vielleicht wir ge-
meinsam — , ist, das Grundgesetz zu ändern. Aber 
solange die Bestimmung existiert, daß jeder Abgeord-
neter reden darf, wenn er sich zu einem Tagesord-
nungspunkt meldet, müssen Sie ihm diese Redemög-
lichkeit auch einräumen. Wir können dann noch mit-
einander darüber streiten, wieviel Minuten ich reden 
darf. 

Nun hatte ich mich in der letzten Kurzdebatte, die 
wir hatten, nicht zu Wort gemeldet — was ich jetzt 
wieder unter Ihrem Stöhnen getan habe — , obwohl 
der Geschäftsordnungsantrag beim Präsidium gestern 
vor 18 Uhr eingegangen ist, und zwar in der Hoffnung 
oder Annahme, daß ich nun „belohnt" werde — so 
läuft das ja hier — und fünf Minuten zur Sache reden 
darf. Und was passierte? Gegen zwei Stimmen wurde 
mir von Ihnen mehrheitlich wieder jegliches Rede-
recht genommen, 

(Glos [CDU/CSU]: Das ist ja unglaublich!) 

entgegen den Bestimmungen des Grundgesetzes. Es 
ist wirklich ungeheuerlich. 

Das ist der Grund, weshalb ich jetzt erneut fünf 
Minuten zur Geschäftsordnung spreche: 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie merken auch an meinem Auftreten, daß mir das 
selbst zuwider ist. 

(Glos [CDU/CSU]: Das spürt man!) 

Dabei weiß ich noch nicht einmal, ob ich mit meinen 
Beiträgen nicht Perlen vor die Säue werfe; denn das, 
was ich bisher gesagt habe und jetzt sage, muß Ihnen 
sowieso bekannt sein. — Ich habe es Ihnen aber auch 
schon drei- oder viermal gesagt. Ich weiß also, daß ich 
mit meinen Beiträgen uns alle belaste. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Aber immer 
mit wechselnder Besetzung hier! Ich höre es 

erst zum drittenmal!) 
Ergänzend sei noch folgendes angemerkt. Die Tat-

sache, daß ich nur h i er reden darf und nicht im Aus-
schuß — 

(Glos [CDU/CSU]: Weil Sie zu Hause nichts 
zu reden haben! — Gegenruf des Abg. 
Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Er ist ledig!) 

es gibt nur wenige Ausnahmen, von denen mir prak-
tisch kaum welche eingeräumt werden — und daß ich 
keinen Gesetzentwurf, keine Initiativanträge einbrin-
gen kann, keine Kleinen Anfragen stellen darf und 
und und, 

(Glos [CDU/CSU]: Das ist auch gut so!) 

bedeutet, daß ich hier überhaupt die einzige Möglich-
keit habe, irgend etwas in die Meinungs- und Ent-
scheidungsfindung einzubringen. Das heißt, wenn ich 
hier rede, ist das gleichzeitig eine Kompensation da-
für, daß ich andere Möglichkeiten der Meinungsäuße-
rung zur Zeit nicht habe. 

Ich räume ein: Sicherlich ist es noch strittig, ob ich 
z. B. in einem Ausschuß das Recht zur Meinungsäuße-
rung habe. Aber es ist auf jeden Fall grundgesetzwid-
rig, mir einen Redebeitrag überhaupt völlig wegzufie-
deln. Es ist doch klar, daß ich hier entsprechend zu 
Wort kommen können muß. 

Gleichzeitig möchte ich Ihnen vergegenwärtigen, 
daß es kurz vor der Osterpause eine Debatte zur Ren-
tenreform gegeben hat. In dieser Debatte habe ich 
zehn Minuten gesprochen. Da gab es über 85 Zwi-
schenrufe. 

(Glos [CDU/CSU]: Tatsächlich?) 

Es hagelte nur so. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sie haben aber viel Zeit, 
wenn Sie das zählen können!) 

Es gab im Plenum nicht einmal den Versuch, mir die 
Ruhe einzuräumen, die bei solchen Sachausführun-
gen normalerweise üblich ist. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
muß Sie unterbrechen. Sie haben sich zur Geschäfts-
ordnung gemeldet. Sie wollten beantragen — wie Sie 
dem Präsidium mitgeteilt haben — , eine Kurzdebatte 
um einen weiteren Beitrag zu erweitern. Bitte stellen 
Sie Ihren entsprechenden Antrag, aber reden Sie 
nicht über die Grundsatzfrage. Darüber wird das Ver-
fassungsgericht seine Entscheidung treffen. 

Wüppesahl (fraktionslos): Herr Präsident, der An-
trag lautet so wie eingereicht: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nämlich?) 

daß mir dasselbe Redekontingent zur Verfügung ge-
stellt wird, wie es jeder Fraktion in dieser Debatte laut 
Beschlußempfehlung des Ältestenrates eingeräumt 
werden soll, nämlich fünf Minuten. Dabei möchte ich 
ein solches Recht notfalls auch über § 126 der Ge-
schäftsordnung in Anspruch nehmen — das ist also 
sozusagen ein Auffangantrag — , wonach im Einzelfall 
eine Zweidrittelmehrheit eine Abweichung von den 
geltenden Bestimmungen der Geschäftsordnung be-
schließen kann. 

Das, was ich eben gesagt habe, ist die Begründung 
für diesen Geschäftsordnungsantrag und insofern si-
cherlich zulässig. 

Der letzte Satz dazu: Auch kurz vor Ostern wurde 
aus den Reihen der CDU/CSU lauthals — das findet 
sich auch im Protokoll wieder — „du Lackaffe" ge-
schrien, und zwar zu mir. So eine Bemerkung wurde 
nicht mal gerügt, 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist nicht in Ord
-

nung!) 

geschweige denn mit einem Ordnungsruf versehen. 
Ich bitte wirklich darum, daß mir jetzt endlich die Fair-
neß zuteil wird, entsprechend den Vorgaben sowohl 
der Geschäftsordnung als auch des Grundgesetzes 
hier meinen Redebeitrag halten zu können. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
es liegt also ein Antrag des Abgeordneten Wüppesahl 
vor, ihm bei der jetzt folgenden Debatte einen Rede-
beitrag von fünf Minuten zu gewähren. Ich lasse darü-
ber abstimmen und bitte diejenigen, die diesem An-
trag zustimmen wollen, um ihr Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Jetzt lasse ich darüber abstimmen, ob Sie mit dem 
einverstanden sind, was der Ältestenrat vereinbart 
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hat, nämlich eine Redezeit von fünf Minuten je Frak-
tion. Ich bitte um Ihr Handzeichen, wenn Sie mit die-
sem Vorschlag einverstanden sind. — Wer stimmt da-
gegen? — Enthaltungen? — Dann ist dies mit Mehr-
heit gegen eine Stimme angenommen. Ich verfahre, 
wie der Altestenrat es vorgesehen hat. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Weiss (München). 

Weiss (München) (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Letztes Jahr im Juni hat eine 
Arbeitsgruppe der Koalitionsfraktionen entschieden, 
daß eine erste Referenzstrecke für das Magnet-
schnellbahnsystem Transrapid von Hamburg nach 
Hannover gebaut werden soll. Es wurde eine Alterna-
tive oder Ausweichmöglichkeit mit Essen—Bonn ange-
boten. Gleichzeitig wurde aber betont, daß eine Kon-
kurrenzierung der Deutschen Bundesbahn ausge-
schlossen sein soll. Damit wurden zwei Beschlüsse 
gefaßt, die eigentlich nicht miteinander vereinbar 
sind. 

Tatsache ist, daß inzwischen selbst eine von der 
Magnetbahn-Betriebsgesellschaft, MVP, erstellte 
Studie nachweist, daß der Transrapid dort, wo er jetzt 
eingesetzt werden soll, eindeutig zu Lasten der Deut-
schen Bundesbahn fährt. Die errechneten Verkehrs-
gewinne von 8,5 Millionen Personenfahrten pro Jahr, 
die der Transrapid auf dieser Strecke aufnehmen 
könnte, würden zu 7,3 Millionen Fahrten zu Lasten 
der Bahn gehen und nur zu 1,2 Millionen Fahrten zu 
Lasten des Autoverkehrs. 
Es wird immer betont, daß ein solches Verkehrsmit-

tel notwendig sei, um die Straßen zu entlasten. Wenn 
dieses Verkehrsmittel dann 80 % seines Verkehrs 
aber von der Schiene, von der Bahn und nur 20 % von 
der Straße holt, so stellt das in keiner Weise eine 
Umweltentlastung dar. Wenn schon die Straßen nur 
um 1,2 Millionen Personenfahrten entlastet werden 
können, dann sage ich: Dafür brauchen wir nicht das 
teure und aufwendige System Transrapid, dafür ge-
nügt eigentlich ein sehr viel einfacheres System. Mit 
sehr viel weniger finanziellem Aufwand und mit ei-
nem Tempolimit oder anderen verkehrspolitischen 
Maßnahmen wären weit größere Verkehrsverlage-
rungen von der Straße auf ein schienengebundenes 
Verkehrsmittel möglich als mit diesem Zug. 

Man könnte jetzt sagen: Es ist noch Zeit, das Kabi-
nett hat noch gar nicht entschieden, und wir haben 
Zeit, uns etwas zu überlegen, die Sache ist noch nicht 
ausdiskutiert. Nur ist das nicht so einfach. In Nieder-
sachsen wird ganz konkret ein Raumordnungsverfah-
ren für eine bestimmte Strecke eingeleitet. 

Man muß sich einmal überlegen: Die Deutsche Bun-
desbahn hat in einem Schreiben vom 21. Juni 1988 an 
den Bundesverkehrsminister eindeutig erklärt, daß 
für den Fall, daß der Transrapid von Hamburg nach 
Hannover fährt, der Intercity ICE in Hannover wen-
den würde und damit die Strecke Hamburg—Hanno-
ver, die ohnehin schon eine nicht allzu wirtschaftliche 
Auslaufstrecke für das Schnellfahrsystem ICE dar-
stellt, nicht mehr bedient würde. Dann ist es aber 
geradezu absurd, daß die Deutsche Bundesbahn zur 
Zeit Millionen DM investiert, um in Hamburg—Eidel-
stedt das Betriebswerk für den ICE zu bauen. Da muß  

man sich einfach mal überlegen, daß dieser Beschluß 
so, wie er gefaßt wurde, generell eine Aushöhlung der 
Deutschen Bundesbahn bedeutet und daß auf diese 
Art und Weise der Transrapid jedenfalls klar und ein-
deutig gegen die Bahn fährt. Von einem komplemen-
tären Verkehrsmittel kann dann auf keinen Fall die 
Rede sein. Man muß sich ja auch überlegen, was man 
eigentlich mit dem Transrapid erreichen will. Das 
kann doch höchstens eine Demonstrationsstrecke 
sein; denn Sie können ihn sinnvoll nur irgendwo in 
der Wüste einsetzen, wo man 500 km ohne Halt 
durchfahren kann. In der Bundesrepublik geht das 
nicht. Das entspricht überhaupt nicht der Siedlungs-
struktur. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Luftraum entla

-

sten!) 

— Wenn ich gerade Ihren Zwischenruf höre: Luftraum 
entlasten, dann sage ich Ihnen: Überlegen Sie sich das 
einmal. Denken Sie beispielsweise an die am stärk-
sten beflogene Strecke der Lufthansa von München 
nach Frankfurt. Dort sind am Tag 22 Flieger im Ein-
satz. In diesen 22 Fliegern stehen 2 700 Sitzplätze zur 
Verfügung. Die durchschnittliche Auslastung beträgt 
1 900 Plätze. Und was heißt das? Weniger als 2 000 
Reisende. Und 2 000 Reisende sind das Kriterium, bei 
dem die Bundesbahn sagt: Strecken mit weniger als 
2 000 Reisenden pro Tag legen wir still. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Sie müssen sich einmal eine realistische Größenord-
nung überlegen. Sie wollen für diese paar Fluggäste 
ein neues Schnellverkehrssystem in die Landschaft 
stellen, das dann noch gegen die Bahn fährt, das die 
Bahn kaputtmacht und das nicht imstande ist, die 
größten Probleme, die wir haben, zu lösen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Die größten Probleme kommen in diesem Land vor 
allem mit dem Güterverkehr auf uns zu. Wenn Sie 
nun ein Verkehrssystem haben, das keinen Güterver-
kehr ermöglicht, dann ist das verkehrspolitisch abso-
lut unsinnig. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Abg. Dr. Weng 
[Gerlingen] [FDP] meldet sich zu einer Zwi

-

schenf rage)  
— Wenn es zugelassen wird, bitte. 

Vizepräsident Westphal: Es tut mir leid, Sie haben 
Ihre Redezeit schon überschritten. Deswegen geht es 
nicht mehr. 

Weiss (München) (GRÜNE): Meine Redezeit ist ab-
gelaufen. Dann tut es mir leid. 

Vizepräsident Westphal: Mir auch. 

(Heiterkeit) 

Weiss (München) (GRÜNE): Ich danke für die Auf-
merksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Sonst würde ich sagen: So 
gerne, wie es mir leid tut, aber da das ein Kommentar 
sein könnte, muß ich mich enthalten. 
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Der nächste Redner ist der Abgeordnete Bohlsen. 

Bohlsen (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Lieber Herr Weiss, das war 
nicht die Weisheit von Transrapid, was Sie hier ver-
kündet haben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Nach dem Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN soll das 
Projekt einer ersten nationalen Anwendungsstrecke 
der Magnetschwebebahn Transrapid zwischen den 
norddeutschen Städten Hamburg und Hannover auf-
gegeben werden. Da eine Alternativstrecke von der 
Fraktion DIE GRÜNEN nicht erwogen wird, käme die 
Einstellung dieses Projekts der Magnetschwebebahn

-

linie Hamburg—Hannover praktisch der Einstellung 
der gesamten deutschen Magnetschwebebahntech-
nik gleich. 

Die ablehnende Haltung der Kollegen von der Frak-
tion DIE GRÜNEN ist um so erstaunlicher, wenn man 
weiß, Herr Weiss, daß sich die Magnetschwebebahn-
technik, wie sie mit dem deutschen Transrapid-Sy-
stem entwickelt wurde, durch eine besondere Um-
weltfreundlichkeit auszeichnet. 

(Widerspruch von den GRÜNEN — Sehr gut! 
bei der CDU/CSU) 

So ist der Transrapid — lassen Sie mich das sagen — 
bei gleicher Geschwindigkeit leiser als jedes andere 
Schienensystem. Der Flächenverbrauch liegt um 50 % 
unter dem von Hochgeschwindigkeitssystemen her-
kömmlicher Rad-Schiene-Technik, und der Energie-
verbrauch gestaltet sich — im Vergleich — um ein 
Drittel günstiger. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Bei welcher 
Geschwindigkeit? Wenn man langsam fährt, 

ist das richtig!) 

Unter der verkehrspolitischen Zielvorgabe, den An-
teil des Bahnverkehrs am Gesamtverkehr zu steigern, 
wurde mit Hilfe des Forschungsprogramms „Bahnsy-
stem" die Entwicklung deutscher Magnetschwebe-
bahntechnik mit 1,5 Milliarden DM aus dem For-
schungsetat gefördert. Bereits seit 1984 fährt die Ma-
gnetschwebebahn erfolgreich auf einer Teststrecke in 
Lathen. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Die liegt seit 
einem Dreivierteljahr still!) 

Im November hatte ich die Gelegenheit, als Mit-
glied des Verkehrsausschusses an einer Bereisung 
teilzunehmen. Hinsichtlich Komfort, Geschwindig-
keit, Wirtschaftlichkeit, Umweltfreundlichkeit wer-
den im Emsland völlig neue Maßstäbe gesetzt. Zur 
Zeit hat die Bundesrepublik mit diesem System Trans-
rapid einen Technologievorsprung von zirka fünf 
Jahren vor Konkurrenzsystemen aus Japan und der 
UdSSR. Damit dieser Vorsprung nicht vertan wird, 
muß die praktische Anwendung dieses Systems zügig 
an den Abschluß der Einsatzreife anschließen. Auf 
Grund dieses Vorsprungs gibt es in verschiedenen 
Ländern schon Interessen. Ich nenne hier einmal 
Saudi-Arabien, Süd-Korea, Brasilien, China oder die 
USA. Diese ausländischen Interessenten haben aber 
übereinstimmend erklärt, daß sie zunächst die prakti-
sche Eignung bei einer nationalen Anwendungs-
strecke im Bundesgebiet abwarten wollen. 

Lassen Sie mich schlagwortartig sagen: Wer inter-
national auf den Markt drängt, muß national anwen-
den. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Damit die Chance einer weltweiten Vermarktung 
deutscher Spitzentechnologie genutzt werden kann, 
muß national mit überzeugendem Beispiel vorange-
gangen werden. 

Ausdrücklich begrüße ich die frühzeitige Entschei-
dung der interfraktionellen Koalitionsarbeitsgruppe 
zur Referenzstreckenfindung für Transrapid. Bereits 
am 24. Juni 1988, noch vor Abschluß der endgültigen 
Einsatzreife, wurde der Bundesregierung empfohlen, 
alle planerischen Arbeiten so zügig in Angriff zu neh-
men, daß bei Abschluß der Versuchsarbeiten die Auf-
stellung von Finanzierungsmodellen ebenso geprüft 
ist wie die Auswahl des Betreibers, die rechtlichen 
Fragen und so weit wie möglich die Vorbereitung der 
Trasse von Hamburg nach Hannover. In Anbetracht 
der heute üblichen Dauer von Verwaltungsverfahren 
— wir alle haben täglich damit zu kämpfen — im Rah-
men eines Planfeststellungsverfahrens kann dank 
dieser Empfehlung ein unnötiger Zeitverlust bei der 
Umsetzung der neuen Technologie in die Praxis ver-
mieden werden. 

Systemimmanente wie auch strukturpolitische 
Überlegungen haben zu einer positiven Entschei-
dungsfindung für die Relation Hamburg—Hannover 
geführt. Die geologisch reliefarme norddeutsche 
Strecke stellt geringe Anforderungen an die Trassen-
führung. Über weite Abschnitte wäre es auch möglich, 
Trassen einer landschaftsschonenden vorhandenen 
Autobahn zu nutzen. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Gibt es land

-

schaftsschonende Autobahnen?) 

Auch bei einem parallelen Angebot von Transrapid 
und ICE — dabei komme ich auf Ihren Einwurf, Herr 
Weiss — ist zu unterstellen, daß sich beide Systeme 
sehr wohl ergänzen können. Durch ein schnelles kom-
biniertes Bahn-Magnetbahn-System können Verlage-
rungen vom Luftverkehr weg erfolgen. Angesichts 
des begrenzten und bereits heute weitgehend überla-
steten Flugraums können insbesondere im nationalen 
Raum mit der Transrapid-Technologie alternative 
Transportangebote gemacht werden, die denen des 
Luftverkehrs in Schnelligkeit, in Zuverlässigkeit und 
in Komfort ebenbürtig sind. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: So ist es!) 

Entsprechend den weiteren Verkehrsbedürfnissen 
kann die Strecke Hamburg—Hannover in nördlicher 
wie auch in südlicher Richtung und gegebenenfalls 
auch nach Berlin ausgebaut werden. Sie stellt damit 
den ersten Schritt in ein Gesamtnetz zukunftsweisen-
der Hochtechnologie dar. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen mit der Bitte, 
den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN abzulehnen, 
damit der umweltschonenden Verkehrstechnologie 
Transrapid ein nationales Betätigungsfeld geschaffen 
werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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nete Ewen. 

Ewen (SPD): Herr Präsident! Meine Kolleginnen 
und Kollegen! In dem Antrag auf Drucksache 11/3692 
geht es darum, die Bundesregierung aufzufordern, 
das Projekt einer Transrapidstrecke Hannover-Ham-
burg nicht weiter zu verfolgen. Dem kann ich namens 
der SPD-Bundestagsfraktion nicht zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es handelt sich bei dem Hochgeschwindigkeitszug 
Transrapid um eine technische Entwicklung, die , wie 
wir alle wissen, ihre Bedeutung in Ländern haben 
kann, die bisher von der Bahn nicht nennenswert er-
schlossen wurden und deren Städte über eine große 
Entfernung erreicht werden müssen, etwa in Austra-
lien oder Teilen der USA, China oder der Sowjet-
union. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Liegt Hamburg 
oder Hannover in China oder in der Sowjet

-

union?) 

Daran wird deutlich, daß das Transrapidsystem mit 
der Magnetschwebetechnik in erster Linie im Export 
Chancen haben kann. Um diese möglichen Chancen 
auch wirklich nutzen zu können, ist ernsthaft zu prü-
fen, ob eine Anwendungsstrecke im Gebiet der Bun-
desrepublik erforderlich ist. 
Es sind allerdings bei den Beratungen im Fachaus-

schuß einige Bedingungen zu beachten. Die Anwen-
dungsstrecke darf nur als Ergänzung des deutschen 
und des europäischen Schienenschnellfahrnetzes ge-
baut werden. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Dann darf sie 
aber nicht von Hamburg nach Hannover ge

-

baut werden!) 

— Darauf kommen wir noch. — Die Verbundwirkung 
aus den vernetzten Schienenverbindungen sollte 
möglichst gestärkt werden. 

Die Anwendungsstrecke muß so gewählt werden, 
daß die Verknüpfung zwischen Transrapid und Pkw 
wie auch der Ersatz- und Flugverkehr über kurze 
Strecken erfolgreich demonstriert werden kann. Die 
Attraktivität des Transrapid besteht in kurzen Reise-
zeiten und hoher Beförderungsleistung, auch bei gro-
ßen Entfernungen. Die Anwendungsstrecke muß 
diese Systemvorzüge für Betreiber und Nutzer sicht-
bar machen. Das ist eine deutliche Einschränkung der 
Möglichkeiten, die es da noch gibt. 

Die Industrie muß eingebunden werden, da ihr die 
Vermarktung des Transrapid im Ausland obliegt. Sie 
muß die Anwendungsstrecke auch im Hinblick auf 
dieses Ziel auswählen helfen. Sie muß natürlich auch 
finanziell beteiligt werden. Schließlich erhält sie 
durch die Vermarktung im Ausland beträchtliche Ge-
winnchancen. Eine weitere ausschließliche Finanzie-
rung aus Steuermitteln scheidet unserer Ansicht nach 
aus. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Nein, privat

-

wirtschaftlich soll es sein!) 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist durchzu-
führen, und es muß ein vernünftiges Kosten-Nutzen-
Verhältnis erkennbar sein. 

Diese Anwendungsstrecke muß nach unserer An-
sicht, wenn sie denn gebaut werden soll, schnell ge-
baut werden. Deshalb müssen die Genehmigungsver-
fahren zügig durchführbar sein, und ich ergänze gern, 
daß es darum gehen muß, eine Strecke zu finden, die 
dem möglichen Verkehrsbedürfnis entspricht, wenn 
es geht, Flughäfen und Bahnhöfe miteinander verbin-
det sowie Teile der Bundesrepublik nicht von der 
technologischen Entwicklung abkoppelt. 
Ich weise deshalb darauf hin, daß die norddeut-

schen Länder eine Strecke von Kiel über Hamburg 
und Bremen nach Hannover unter Einbeziehung der 
Flughäfen Hamburg-Fuhlsbüttel und Hannover-Lan-
genhagen vorgeschlagen haben. Ich weise aber auch 
darauf hin, daß es durchaus Interessenten gibt, eine 
Strecke Essen—Bonn zu bauen unter Einbeziehung 
der Flughäfen Düsseldorf und Köln/Bonn. 

(Zuruf von der SPD: Sehr vernünftig!) 

Zu den Betreibern muß deshalb von Anfang an auch 
die Bundesbahn gehören. 
Ich bitte den Fachausschuß, zu prüfen, welche 

Strecke erstens am ehesten realisierbar erscheint und 
zweitens die geringste Konkurrenz zur Bundesbahn 
verursacht sowie drittens optimal ein Verkehrsbedürf-
nis befriedigen kann. 
Die Bundesregierung wird aufgefordert, unter Be-

achtung der Beratungen im Verkehrsausschuß bald 
zu entscheiden, damit Industrie und Behörden, die die 
Raumordnung durchführen müssen, möglichst schnell 
in die Lage versetzt werden, mit den notwendigen 
Maßnahmen zu beginnen. Daß dabei die Finanzie-
rungsfrage vorher geklärt sein muß, ist für mich 
selbstverständlich. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Gries. 

Gries (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Rede des Kollegen Ewen hätte ich selber 
halten können. Eigentlich könnte ich jetzt also mein 
Manuskript hier ganz vergessen, aber ich gehe einmal 
davon aus, daß meine schon verteilte Presseerklärung 
als gesprochenes Wort gilt, und will mich hier auf ein 
paar Stichworte begrenzen. 
Herr Kollege Weiss, Sie wissen so gut wie ich, daß 

die Entscheidung jetzt nicht ansteht. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Wieso hat dann 
eine Koalitionsarbeitsgruppe schon entschie

-

den?) 

Es gibt einen klaren Zeitplan. Wir haben in der Koali-
tionsarbeitsgruppe im vergangenen Jahr getagt. Wir 
haben zwei Referenzstrecken ausgesucht: Hanno-
ver—Hamburg und Essen—Bonn, 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Welche wollen 
Sie denn?) 

mit einer gewissen Priorität für Hannover—Hamburg. 
Wir haben zugleich klargestellt — auch das hat Herr 
Ewen hier deutlich gemacht, auch da sind wir einer 
Meinung — , daß das im Grunde genommen nicht al-
lein Aufgabe der Bahn und des Staates sein kann, 
sondern daß hier die Finanzierung und auch der Be- 
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trieb überwiegend privatwirtschaftlich gesichert wer-
den müssen. Die Kabinettsentscheidung ist nicht vor 
Juni — aber ich hoffe, im Juni — zu erwarten. Denn 
ich glaube, daß man das nicht allzu lange herausschie-
ben kann. Man muß auch die Parallelentscheidungen, 
die für die Bundesbahn wichtig sind, dabei mit sehen. 
Das alles ist durch das Verkehrsministerium und 
durch das Ministerium für Forschung und Technolo-
gie mitgeteilt worden; ich will das hier nicht alles wie-
derholen. 

Ich will nur darauf hinweisen, Herr Weiss: Sie beru-
fen sich hier so auf die Bundesbahn, der Sie sonst 
kaum glauben oder von der Sie nur vertrauliche Briefe 
zitieren. Sie müßten wissen, daß in der Zwischenzeit 
die Anschubgruppe einer möglichen Betreibergruppe 
gegründet worden ist, daß in dieser Anschubgruppe 
ein neues Modell, ein Kooperationsmodell Ham-
burg—Hannover entwickelt worden ist. Da gibt es eine 
andere Stellungnahme; denn da haben die Anschub-
gruppe, die Betreibergruppe und die Bundesbahn zu-
sammengearbeitet. Dabei ist klargestellt worden, daß 
bei einer vernünftigen Aufteilung der Aufgaben z. B. 
durchaus die Möglichkeit besteht, daß das neue ICE-
Werk Hamburg-Eidelstedt vernünftig und auch aus-
gelastet ist. Alles andere — ich sage das einmal ganz 
ehrlich — , Prognosen über Fahrgastaufkommen, über 
Verlagerung von Fahrgästen halte ich für Kaffee-
leserei. Hierauf würde ich es einmal ankommen las-
sen. Zumindest würde ich nichts entscheiden, bevor 
überhaupt die Untersuchungen abgeschlossen sind, 
und sie sind bis zur Stunde nicht abgeschlossen. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Sie sind bereits 
veröffentlicht!) 

Deshalb gibt es im Augenblick keine Möglichkeit, 
Ihrem Antrag zu entsprechen, diese weiteren Planun-
gen Hamburg—Hannover einzustellen; das geht nicht. 
Ich mache keinen Hehl daraus — ich habe das hier 
schon einmal bei anderer Gelegenheit gesagt — , daß 
ich gewisse Zweifel habe, ob sich dieses System in 
seinen Vorteilen in der Bundesrepublik überhaupt 
voll nachweisen läßt. Ich bin aber inzwischen zu der 
Überzeugung gekommen, daß wir eine Referenz-
strecke brauchen — von mir aus auch zwei —, um die-
ses System, das zu einer der größten technischen In-
novationen dieses Jahrhunderts gehört, exportfähig, 
anwendungsfähig zu machen und möglichst schnell in 
die Praxis zu überführen; denn es ist eine große Inno-
vation. Gerade Sie müßten es begrüßen. Es ist ein 
System, das von der Wirtschaftlichkeit her möglicher-
weise noch überprüft werden muß, das aber mit Si-
cherheit unter dem Aspekt des Bevölkerungsschut-
zes, des Umweltschutzes wesentlich größere Vorteile 
bietet als das, was wir ansonsten an Verkehrsträgern 
und Verkehrswegen haben. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Und die Güter 
wollen Sie dann auf der Straße transportie-

ren, oder wie?) 

— Das ist nun wirklich blanke Ideologie; denn alle die 
Zahlen liegen fest. Was Lärm angeht, was Land-
schaftsinanspruchnahme angeht, das liegt hier alles 
wirklich fest. 

Ich bin der Meinung, wir müssen uns beeilen, daß 
wir hier jetzt möglichst bald eine Referenzstrecke be-

kommen. Ich will mich hier nicht auf die eine oder 
andere festlegen und könnte mir durchaus vorstellen, 
daß es in dieser Bundesrepublik auch zwei geben 
kann, mit unterschiedlichen Funktionen: die, die in 
einer noch nicht so dicht besiedelten Landschaft wie 
zwischen Hannover und Hamburg über eine etwas 
längere Strecke geht, mit den Möglichkeiten der Ver-
flechtung und Verlängerung, und eine andere, die im 
Ballungsgebiet ist, die eine Punkt-zu-Punkt-Verbin-
dung, z. B. zwischen Düsseldorf und Köln, zu den 
Flughäfen bringt, auch wieder mit Möglichkeiten der 
Verlängerung. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Ich denke, daß das alles durchaus rational geprüft 
werden kann. Wir werden uns dafür einsetzen. Ihrem 
Antrag jedenfalls kann man so, wie er ist — das ist der 
große Hammer — , nicht zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/3692 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu überwei-
sen. Außerdem soll die Vorlage zur Mitberatung an 
den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit überwiesen werden. Sind Sie damit einver-
standen? — Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist die 
Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Brahmst-Rock und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 

Aufnahme von Tempo 30 als Regelgeschwin-
digkeit im Innerortsbereich in die Straßenver-
kehrs-Ordnung 
— Drucksache 11/2717 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für die 
Beratung ein Beitrag bis zu fünf Minuten für jede 
Fraktion vereinbart worden. Der Abgeordnete Wüp-
pesahl beantragt hingegen, die vereinbarte Redezeit 
um einen weiteren Beitrag für ihn zu erweitern. 

(Abg. Wüppesahl [fraktionslos] meldet sich 
zu Wort) 

— Er möchte zur Geschäftsordnung sprechen. Ich 
würde ihm, um aus diesem Teufelskreis hier endlich 
herauszukommen, von mir aus drei Minuten Redezeit 
gewähren. Wenn er einverstanden ist, können wir uns 
die Geschäftsordnungsdebatte sparen. — Also, bitte, 
Sie haben das Wort zur Geschäftsordnung. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wollen Sie keine drei Mi

-

nuten haben? Das ist doch unglaublich!) 
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Wüppesahl (fraktionslos): Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die Frage wird in Karlsruhe entschieden, 
wer diesen „Zirkus" hier verursacht. Ich bin da sehr 
zuversichtlich und gelassen. Jedenfalls geht es u. a. 
eben darum, ob eine Mindestredezeit von fünf Minu-
ten notwendig ist, um das verfassungsgemäße Rede-
recht realisieren und damit auf die Meinungsbildung 
des Deutschen Bundestages im Plenum angemessen 
Einfluß nehmen zu können. Deswegen gehe ich er-
neut in die Bütt, um also um fünf Minuten zu werben. 
Ich möchte Ihnen noch ganz kurz vergegenwärtigen, 
weil einige von Ihnen heute morgen wohl nicht anwe-
send waren, 

(Frau Seiler-Albring [FDP]: Doch, doch!) 

was der Grund dafür ist. 

Über die Osterpause haben sich die Präsidenten 
geeinigt, Frau Seiler-Albring, meine Redekontingente 
fast linear um 50 % zu reduzieren. Das heißt: Pro 
Stunde bleiben mir zwei bis drei Minuten, pro kleine 
und große Runde zwei bis drei Minuten — ich hatte 
dort immer mindestens fünf, manchmal sogar zehn 
Minuten— , bei einer bis zwei Stunden fünf Minuten 
— nach zwei Stunden hatte ich zehn Minuten — , und 
ab drei Stunden zehn Minuten; bisher hatte ich 15 Mi-
nuten. 

Unter diesem Gesichtspunkt und angesichts der 
Tatsache, daß die Verkündung in Karlsruhe vom 
9. Mai auf den 13. Juni verschoben worden ist, also 
fünf weitere Wochen mit drei Sitzungswochen dazwi-
schenliegen, sehe ich mich gezwungen, mein Rede-
recht so deutlich zu verlangen, wie ich es am heutigen 
Sitzungstag gemacht habe, und zwar bis zu diesem 
Verkündungstermin oder so lange, his sich das Präsi-
dium auf die alte Regelung vor Ostern besinnt. Ich 
werde zwar nicht in jeder Debatte das Wort nehmen — 
ich könnte ja noch viel häufiger zur Geschäftsordnung 
sprechen oder persönliche Erklärungen abgeben —, 
aber doch so exzessiv, wie ich es heute gemacht habe, 
mein Rederecht einfordern. 

Ich habe bestimmt 70, 80 Minuten gesprochen und 
davon vielleicht 20 oder 30 zur Sache; ich muß das 
noch genau auswerten. Das, denke ich, könnten Sie 
mir und könnte ich auch Ihnen ersparen, wenn ich 
meine ein bis drei Redebeiträge pro Sitzungswoche, 
die ich normalerweise nur anmelde, mit einem Kon-
tingent bestückt bekomme, das einfach angemessen 
und notwendig ist. 

Ich stelle jetzt zu dem Procedere des Redens zu die-
sem Tagesordnungspunkt folgenden Änderungsan-
trag: Ich bin in mich gegangen, ich habe in der Pause 
eben mal gerechnet: 60 Minuten, nach Ihrer Logik auf 
518 Abgeordnete verteilt, machen 6,94 Sekunden Re-
dezeit pro Abgeordneten. 

Ich möchte einmal vorbildhaft und generös auf das 
Kontingent, das mir nach meiner Auffassung von der 
Verfassung her zusteht, verzichten. Ich beantrage 
eine Minute Redezeit, um einmal so richtig deutlich zu 
machen, wie lächerlich das ist, was hier mit Zwei-, 
Drei-Minuten-Kontingenten mit mir getrieben wird, 
die mir angeboten werden. 

Ich beantrage also eine Minute Redezeit. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
wir haben einen Antrag. Das Angebot des Präsidenten 
ist vorher gesagt worden. Es hat es hier noch nicht 
gegeben, bei keinem meiner Kollegen, auch nicht bei 
mir, daß wir jemandem eine Minute Redezeit gewährt 
haben. So etwas gab es hier nicht, wird wohl auch in 
Zukunft nicht so sein. Trotzdem haben wir die Not-
wendigkeit, darüber abzustimmen. 

Ich stelle also den Antrag des Abgeordneten Wüp-
pesahl zur Abstimmung. Wer ihm die von ihm bean-
tragte Redezeit gewähren möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Vier Stimmen. 
— Enthaltungen? — Die Mehrheit hat also nicht dafür 
gestimmt. 

Ich bleibe bei meinem Vorschlag von drei Minuten. 
Ich frage Sie, ob Sie in diesem Zusammenhang mit 
dem, was der Ältestenrat vorgesehen hat, nämlich ei-
nen Beitrag von fünf Minuten für jede Fraktion, plus 
die drei Minuten, einverstanden sind? Wer dem zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Bei zwei Stimmen dage-
gen — — 

(Zuruf: Er hat selbst dagegen gestimmt!) 

— Ja, natürlich, das ist die Logik seiner Art und Weise 
des Verhaltens. Wenn man hier vier Stunden sitzt, 
kennt man sie allmählich; es hat ja mehrere Tagesord-
nungspunkte gegeben. 

(Heiterkeit) 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Frau 
Abgeordnete Frau Rock. 

Frau Rock (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Heute steht hier zu später Stunde die 
Initiative der GRÜNEN zur Folgeregelung zu der 
übergangsweise eingeführten Zonengeschwindig-
keitsbeschränkung Tempo 30 zur Debatte. Eigentlich 
brauchte es hierzu überhaupt keine Debatte zu geben, 
schon gar keine kontroverse Debatte, denn die Ergeb-
nisse aus über 5 000 Versuchen in der Bundesrepublik 
sind eindeutig. Tempo 30 flächenhaft eingesetzt be-
deutet: Unfälle gehen zurück, haben weniger schwere 
Folgen; Umweltargumente sprechen dafür; die Ge-
schwindigkeiten gehen zurück, wenige fahren 30, 
aber viele fahren deutlich langsamer als vorher; Auto-
fahrer und Autofahrerinnen sowie die Bewohner und 
Bewohnerinnen stimmen zu, Öffentlichkeitsarbeit 
zeigt Wirkung, Tempo 30 und rechts vor links gehören 
zusammen, bauliche Maßnahmen unterstützen 
Tempo 30 ;  Verkehrshindernisse sind das letzte Mittel, 
und die Überwachung sichert den Erfolg — das läßt 
sich abendfüllend fortsetzen, aber ich will Ihre Geduld 
nicht strapazieren. Ich möchte lediglich zwei Ge-
sichtspunkte herausgreifen, die mir wichtig erschei-
nen. 

Zum ersten die Verkehrssicherheit. Aus den Unter-
suchungen in den Städten, die bislang Erfahrungen 
mit Tempo 30 gesammelt haben, wissen wir, daß so-
wohl die Anzahl der Unfälle als auch die Schwere der 
Unfälle deutlich zurückgeht. Die Vorher/Nachher-
Untersuchungen haben gezeigt, daß gerade Kinder-
unfälle ganz drastisch reduziert werden, und das 
spricht für Tempo 30 flächenhaft. 
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Frau Rock 
Um so unverständlicher ist dann eigentlich die Hal-

tung der Bundesregierung, die Tempo 30 als Regelge-
schwindigkeit ablehnt und nur noch einzelne Straßen 
beruhigen möchte. So kann man eine gute Initiative, 
Herr Schulte, regierungsamtlich kaputtmachen. Mir 
scheint, da geht es auch weniger um Verkehrspolitik 
als in erster Linie darum, Rot-Grün in Berlin und 
Frankfurt Knüppel zwischen die Beine zu werfen. 

(Beifall des Abg. Weiss [München] 
[GRÜNE]) 

Mit einer Auswertung von wissenschaftlichen Gut-
achten oder Sachverstand hat das jedenfalls nichts zu 
tun. 

Ich habe mir das, was Sie veröffentlicht haben, 
durchgelesen. Sie stellen in Ihrer Begründung auf das 
Gutachten der BASt ab. Wie Sie, wenn Sie das Gut-
achten zugrunde legen, zu Ihren Schlüssen kommen, 
ist mir ein Rätsel; denn in dem Gutachten der BASt 
heißt es zur Verkehrssicherheit — ich zitiere — : 

Die Unfälle mit Personenschäden sind in den un-
tersuchten Tempo-30-Zonen um 17 % zurückge-
gangen. Was die Unfallschwere bet rifft, so deuten 
die Zahlen in Hamburg auf einen positiven Effekt 
von Tempo 30 hin. In den untersuchten Tempo-
30-Zonen ging die Anzahl der Getöteten und 
Schwerverletzten um 31 % zurück. 

Das ist eine klare Aussage und auch eine klare Spra-
che, der eigentlich ebenso klare Konsequenzen folgen 
müßten, nämlich Tempo 30 flächenhaft. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Aber das Handeln der Regierung bleibt mir hier wie 
in sehr vielen Punkten völlig verschlossen. Wenn Sie 
von mangelnder Akzeptanz der Autofahrer von 
Tempo 30 reden und in ihrer Presseveröffentlichung 
gesagt haben, ein Autofahrer müsse bei einer Einfahrt 
in eine Tempo-30-Zone wissen, wann er wieder 
schneller fahren dürfe, dann müssen Sie mir vielleicht 
die Logik dieser Begründung erklären. Selbst bei 
mehrfachem Hinhören und Durchlesen habe ich hier 
keine Logik gefunden. 

Ich möchte noch ein Wort zur mangelnden Akzep-
tanz sagen. Wir werden demnächst einen neuen Ver-
kehrsminister haben. In seiner jetzigen Funktion als 
Innenminister hat er sich stets über das Ansteigen der 
Kriminalität beklagt und für einen starken Staat plä-
diert. Ich jedenfalls habe von Herrn Zimmermann 
noch nicht gehört, daß er die Strafandrohung z. B. für 
Ladendiebstähle wegen mangelnder Akzeptanz oder 
wegen mangelnder Abschreckung abschaffen wollte. 
Vielmehr hat er eigentlich gegenteilig reagiert. Ich 
bin sehr gespannt, wie er sich jetzt bei der Frage der 
Geschwindigkeitsbegrenzung verhält: ob er hier von 
Saulus zu Paulus wird, damit er wieder in diese Regie-
rungsformation zur Geschwindigkeitsbegrenzung 
hineinpaßt. 

(Beifall des Abg. Wüppesahl [fraktionslos]) 

Aus dem Gutachten jedenfalls läßt sich eine man-
gelnde Akzeptanz nicht ablesen. Es führt aus: 

Der Anteil der Pkw-Fahrer in der Bundesrepu-
blik, der der Zonengeschwindigkeitsbeschrän-
kung zustimmt, ist von der versuchsweisen Ein-

führung der Maßnahme im Frühjahr 1985 bis zum 
Frühjahr 1988 von 49 % auf 64 % angestiegen. 

Das heißt doch im Klartext: Es gibt eine deutliche 
Mehrheit für Tempo 30. 

Ich könnte mich bei dieser Frage richtig in Feuer 
reden, kann das aber wegen der Redezeit von nur fünf 
Minuten nicht. 

(Toetemeyer [SPD]: Tun Sie das doch mal!) 

Ich hege aber nach der gestrigen Verkehrsausschuß-
sitzung, in der mit Mehrheit ein Tempolimit beschlos-
sen worden ist, und nach der heutigen Presseveröf-
fentlichung der CDU, die angekündigt hat, daß sie 
dem Tempolimit nicht mehr ablehnend gegenüber-
steht, die Hoffnung, daß es auch in diesem Hause eine 
Mehrheit für Tempo 30 flächendeckend geben wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie des Abg. 
Wüppesahl [fraktionslos]) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Börnsen (Bönstrup). 

Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist nicht gut, wenn man 
in ein Tempo-30-Fieber gerät. Dann wallen die Tem-
peraturen nämlich so auf, daß man den Blick für die 
Wirklichkeit verliert. Auf diese Wirklichkeit will ich 
gerne zurückkommen, Frau Kollegin. 

Der Vier-Jahres-Versuch mit Tempo 30 war erfolg-
reich. Die Bundesregierung hat eine gute verkehrspo-
litische Arbeit vorgelegt. 

(Bohl [CDU/CSU]: Jawohl! — Weiss [Mün

-

chen] [GRÜNE]: Wo denn? — Bohl [CDU/

-

CSU]: Per se!) 

Die gründliche wissenschaftliche Auswertung hat be-
legt: Tempo-30-Zonen sind ein Beitrag zur Verkehrs-
sicherheit, weil es zu einer deutlichen Verringerung 
von Unfällen kommt. Das macht das Gutachten klar. 

(Frau Rock [GRÜNE]: Genau das habe ich 
gesagt!) 

Ich finde sehr wohl, daß man vor diesem Hause einmal 
verdeutlichen sollte, daß Personenschäden zurückge-
gangen sind, daß schwere Sachschäden zurückge-
gangen sind. Besonders herauszustellen ist: Die An-
zahl der Getöteten und Verletzten wurde sogar um 
mehr als 16 % reduziert. Das ist ein wichtiger Er-
folg. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Was sind die 
Konsequenzen?) 

Mehr Sicherheit für Kinder und ältere Menschen ist 
garantiert, und das ist gut so. — Ich komme gleich 
dazu. 

Tempo-30-Zonen sind ein Beitrag zur Verkehrs-
beruhigung. Lärmbelästigungen werden abgebaut, 
auch Abgasemissionen gehen zurück, wenn zwar 
langsam, aber stetig gefahren wird. Stop-and-go-Ver-
kehr belastet unsere Umwelt. Das müssen Sie wissen. 
Tempo-30-Zonen sind auch ein Beitrag zur Verbesse-
rung der Wohnumfeldqualität, ohne auf die Vorteile 
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Börnsen (Bönstrup) 
des Autos verzichten zu müssen. Es gibt ein Weniger 
an Verkehrsstreß, aber die Annehmlichkeit der indivi-
duellen Fahrzeughaltung bleibt. 

Diese positiven Resultate der Zonenversuche sind 
an folgende Voraussetzungen gebunden. Auch das 
muß man aus dem Gutachten herauslesen. 

(Frau Rock [GRÜNE]: Man kann nur heraus-
lesen, was drinsteht!) 

Die Verkehrsräume müssen geeignete Wohngebiete 
umfassen, wo die Baustruktur dem Autofahrer ein-
sichtig macht: Klar, hier muß ich mein Tempo dros-
seln. 

(Frau Rock [GRÜNE]: In welchem Gutachten 
steht das denn?) 

Weiter: Schilder allein genügen nicht. 

(Frau Rock [GRÜNE]: In welchem Gutachten 
steht das, Herr Kollege?) 

Begleitende bauliche Maßnahmen gehören dazu. Sie 
führen gerade den Ortsunkundigen zu einer verhalte-
nen Fahrweise, und das ist gut so. Überwachung und 
Kontrolle hat stattzufinden. Auch Aufklärung und 
Werbung für Zone-30-Verkehrsmaßnahmen sind wei-
terhin wichtig. Tempo-30-Zone, das muß in die Köpfe 
der Verkehrsteilnehmer. Rücksicht ist auch auf die 
Unfallrettung, auf Gewerbeverkehr und auf den 
ÖPNV in diesen Zonen zu nehmen. 

Doch die Schaffung von mehr Sicherheit, Schutz 
und Umweltqualität durch Tempo-30-Gebiete kann 
nur erreicht werden, wenn die Leistungs- und Auf-
nahmefähigkeit der Hauptverkehrsstraßen in Bal-
lungsräumen beibehalten wird; 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

wenn der Autofahrer hier zügig vorwärts kommt, 
wenn ein zeitlicher Vorteil gegenüber Schleichwegen 
erkennbar wird, wenn Busspuren und Busschleusen 
eine Bevorzugung des öffentlichen Personennahver-
kehrs ermöglichen. 

Deshalb sagen wir ja zu Tempo-30-Zonen, aber 
nein zur Forderung einer generellen Geschwindig-
keitsreduzierung auf 30 km/h. Wer das will, der will 
nicht wahrnehmen, daß der Pkw-Bestand in unserem 
Land jedes Jahr um durchschnittlich 1 Million Fahr-
zeuge anwächst, weil ein Bedürfnis bei unseren Mit-
bürgern nach individueller Mobilität vorliegt. Wer das 
will, der verkennt, daß wir 1960 8 Millionen Fahr-
zeuge hatten, heute über 32 Millionen. Wir müssen 
von der Wirklichkeit ausgehen. Wer global Tempo 30 
will und Tempo 50 zur Ausnahme machen will, was 
Sie wollen, 

(Frau Rock [GRÜNE]: Haben Sie unseren 
Antrag gelesen?) 

der sagt Verkehrsberuhigung, meint jedoch Ver-
kehrsverdrängung, der will die Lust am Auto neh-
men. 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Weiss? 

Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Wenn das nicht 
auf die Zeit angerechnet wird, gerne. 

Weiss (München) (GRÜNE): Herr Kollege, wollen 
Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß mit dem Antrag 
auf Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit durchaus die 
Möglichkeit bestehenbleibt, auf Hauptverkehrsstra-
ßen schnellere Geschwindigkeiten zuzulassen? Es 
geht doch letztlich nur um einen Abbau des Schilder-
waldes; denn wenn Sie überall dort, wo Tempo 30 not-
wendig ist, Schilder aufstellen, sind das deutlich mehr 
Schilder, als wenn Sie nur dort die Schilder für 
Tempo 50 aufstellen, wo man eine solche Geschwin-
digkeit verantworten kann. 

(Bohl [CDU/CSU]: Können wir das noch mal 
hören?) 

Bömsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Herr Kollege, da-
hinter steckt eine Strategie: Heute Reglementierung 
auf Tempo 30, morgen soll die Stadt autofrei sein, und 
übermorgen erfolgt die Volksverpflichtung zum allge-
meinen Radfahren. 

(Frau Rock [GRÜNE]: Genau davor haben 
Sie nämlich Angst!) 

So geht das nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Von elf Bundesländern haben sich neun für die Auf-

nahme dieser Zonenregelung in die StVO ausgespro-
chen. 5 000 Zonen werden bereits in unserem Lande 
praktiziert. Viele Interessen liegen vor, in meinem 
Wahlkreis über 300, für die Zonengeschwindigkeit 
aber nicht für eine allgemeine Regelung, weil man 
sehr wohl weiß: Das zwingt in eine Tempoknecht-
schaft, die kein Autofahrer und kein vernünftiger 
Mensch gerne haben möchte. 
Nein, was wir wollen, ist, genau wie jetzt in der 

Schweiz, die Umsetzung des erfolgreichen Versuches 
im gesamten Bundesgebiet zum Schutz unserer Bür-
ger, um Scheinsicherheit zu verhindern, um den Ver-
kehrsfluß zu gewährleisten und um Umweltschutz 
und Verkehrssicherheit einen höchsten Stellenwert 
einzuräumen. 

(Frau Rock [GRÜNE]: Dann müssen Sie un

-

serem Antrag zustimmen!) 
Deswegen ja zu verkehrsberuhigten Zonen, aber 
keine Aufnahme von Tempo 30 als Regelgeschwin-
digkeit. Wir lehnen Ihren Antrag ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Pauli. 

Pauli (SPD) : Herr Präsident! Meine Kolleginnen und 
Kollegen! Das Problem müßte an sich bekannt sein: 
Auf Deutschlands Straßen, insbesondere innerhalb 
geschlossener Ortschaften, wird der Lärm immer un-
erträglicher, und vor allem sterben zu viele Menschen 
bei Verkehrsunfällen. Die Polizeibeamten geben in 
Unfallberichten meistens überhöhte Geschwindigkei-
ten als Unfallursache an. Der Kehrschluß hierzu lau-
tet: Wäre jeweils die Fahrgeschwindigkeit geringer 
gewesen, dann wäre womöglich der Unfall mit Men-
schenopfer nicht eingetreten. 
Von diesen sehr einfachen Überlegungen ausge-

hend, müßte man an sich annehmen können, daß ver-
antwortungsvolle Verkehrspolitiker alles daranset- 
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Pauli 
zen, daß auf unseren Straßen langsamer gefahren und 
damit die jährliche Zahl der Verkehrstoten und Ver-
kehrsverletzten deutlich reduziert und eine nachhal-
tige Verkehrsberuhigung in unseren Wohngebieten 
erreicht wird. Es geht schließlich um das Leben und 
die Gesundheit unserer Bürgerinnen und Bürger. Bei 
allem Verständnis für den Wunsch nach mehr Mobili-
tät müssen wir zur Kenntnis nehmen, daß die Grenze 
des ethischen Gebotes längst überschritten ist. 

Der Deutsche Städtetag, eine Körperschaft, die üb-
rigens am besten wissen müßte, was sich in den 
Städten und Gemeinden auf der Straße abspielt, for-
dert die Aufnahme von Tempo 30 als Regelgeschwin-
digkeit in die Straßenverkehrs-Ordnung, er fordert 
gleichzeitig weitergehende flankierende Maßnah-
men zur Verkehrsberuhigung. 

Die SPD-Bundestagsfraktion stimmt mit diesen For-
derungen überein. Wir gehen davon aus, daß mit 
Tempo 30 die Zahl der Unfallopfer halbiert werden 
kann. Vor diesem Hintergrund haben wir mit großer 
Verwunderung zur Kenntnis genommen, daß die Bun-
desregierung die Fortschritte, die durch die Zonenge-
schwindigkeits-Verordnung erreicht wurden, sogar 
rückgängig machen und die Einrichtung von Tempo-
30-Zonen in den Städten und Gemeinden erschweren 
will. 

Die Genehmigungskriterien für Tempo 30 sollen 
verschärft und gleichzeitig die Kompetenzen der ört-
lichen Behörden beschnitten werden. Ich sage, meine 
Damen und Herren: Ob in unseren Wohn- und Le-
bensbereichen höhere Geschwindigkeiten als Tempo 
30 nötig und vertretbar sind, kann nicht der Gesetz-
geber von oben am grünen Tisch entscheiden. Dies 
können nur die kommunalen Behörden tun. Sie ken-
nen die örtlichen Verhältnisse, und sie wissen, was im 
Interesse der dort lebenden Menschen nötig ist — im 
Gegensatz zur Bundesregierung. 

Diese Bundesregierung proklamiert bei jeder sich 
bietenden Gelegenheit den hohen Wert der Freiheit. 
Nur wenn es um die Freiheit der Städte und Gemein-
den geht, die Leben und Gesundheit ihrer Bürger 
schützen wollen, dann gibt diese Bundesregierung 
der staatlichen Reglementierung von oben den Vor-
zug. 

Wir sagen, meine Damen und Herren: Tempo 30 soll 
als Regelgeschwindigkeit gelten. Die Städte und Ge-
meinden sollen jedoch die Möglichkeit erhalten, unter 
Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten hö-
here Geschwindigkeiten zuzulassen, insbesondere 
dann, wenn dies für den Verkehrsfluß nötig ist, wenn 
die Straße höhere Geschwindigkeiten zuläßt, bei aus-
reichender Fahrbahnbreite und wenn keine parken-
den Autos zwischen Fahrbahn und Fußwegen ste-
hen. 

Eine höhere Geschwindigkeit als Tempo 30 soll vor 
allem dann möglich sein, wenn die Verkehrssicher-
heitsbedürfnisse von Kindern, Fußgängern und Rad-
fahrern nicht eingeschränkt werden und wenn dies 
mit den Interessen der Anlieger vereinbar ist. 

Nun haben die Erfahrungen seit dem 1. Oktober 
1982 gezeigt, daß diese Bundesregierung in ihrer Un-
einsichtigkeit nur dann zu bewegen ist, wenn Men-
schen, um deren Schutzbedürfnis es hier geht, bei 

Wahlen den Parteien dieser Bundesregierung das 
Vertrauen entziehen. Zur Zeit erlebt die deutsche Öf-
fentlichkeit mit einer gewissen Heiterkeit ja das Hin 
und Her in der Strategiediskussion der Union. Wir 
können hierbei ein ständiges Unvermögen feststellen, 
die Anliegen der Bürgerinnen und Bürger dieser Re-
publik wirklich zu verstehen. Daher möchte ich Ihnen 
zum Schluß noch folgenden Hinweis für Ihre Strate-
giediskussion geben: Autos haben kein Wahlrecht. 
Stimmen können Sie nur von Menschen erhalten, um 
deren Sicherheit es hier geht. 

Ich würde mich freuen, wenn Sie dies berücksichti-
gen könnten, und bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Gries. 

Gries (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zur Selbstdisziplinierung habe ich mein Ma-
nuskript jetzt liegenlassen. Ich wollte dem Kollegen 
Wüppesahl nur sagen, daß Sie und auch Ihre Kollegin-
nen und Kollegen die Verkehrspolitik hier noch 
schlechter behandeln, als der Bundeskanzler die Ver-
kehrspolitik einschätzt; denn wenn Sie nur eine Mi-
nute Redezeit beantragen, hätten Sie ja eh nichts zur 
Sache sagen können. 

Ich will nur das Stichwort aufgreifen, daß wir jetzt 
über gesicherte Erfahrungen verfügen können, an-
ders als zu dem Zeitpunkt, als Sie den Antrag gestellt 
haben. 

(Frau Rock [GRÜNE]: Nein, da lagen schon 
33 Auswertungen vor!)  

Es sind 5 000 Zonen ausgewertet worden, mit guten 
Ergebnissen — das ist hier schon gesagt worden —, 
mit positiven Ergebnissen im Bereich der Verkehrssi-
cherheit und mit sehr positiven Ergebnissen im Be-
reich der Umweltbelastung. Das ist wichtig für uns in 
der Politik und für die Akzeptanz der Betroffenen, 

(Frau Rock [GRÜNE]: Und werden daraus 
keine Schlüsse gezogen?) 

sowohl der Anlieger wie der Verkehrsteilnehmer und 
auch — was man annehmen könnte — der Gewerbe-
treibenden in diesen Gebieten. Das heißt, das ist ein 
durchaus positives Ergebnis; das ist eine Ermutigung, 
auf diesem Wege fortzuschreiten. Das gibt mehr Si-
cherheit, das gibt geringere Umweltbelastungen, ist 
also der richtige Weg, auf dem man fortschreiten 
müßte. In der Regel können Sie sowieso nicht schnel-
ler als 30 km/h fahren. Nur, die Welt ist nicht so ein-
fach, daß die Städte und Gemeinden in ihrer gesamten 
Entwicklung in das 30er Raster passen; es kann auch 
ein 20er oder ein 40er Raster sein. 

(Frau Rock [GRÜNE]: Deshalb soll die Aus

-

nahmeregelung gelten!) 

Das, liebe Helga Rock, was die GRÜNEN immer wie

-

der verkennen, ist: Sie schütten das Kind mit dem 
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Bade aus. Sie differenzieren nicht genug. Unsere 
Städte sind nicht so einheitlich. 

(Frau Rock [GRÜNE]: Das weiß doch der 
Deutsche Städtetag besser als der Deutsche 

Bundestag!) 

Wir müssen hier flexiblere Regelungen haben. 

Herr Pauli, Sie sagen, die Bundesregierung wolle 
die Entscheidungsmöglichkeiten der Kommunen ein-
schränken. Nein, wir wollen sie ja gerade eröffnen. 
Wir wollen Tempo 30 nicht als Regelgeschwindig-
keit; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wir wollen es als Möglichkeit, als Chance für die Kom-
munen, daß sie selbst gestalten, daß sie Zonen festset-
zen, daß sie vernünftiger handeln können, als wir als 
Gesetzgeber dies von hier aus tun können. Das ist 
nämlich der Witz. Wir wollen ja die Akzeptanz erhal-
ten. Wenn sie es zur Regelgeschwindigkeit machen, 
kippen nämlich die Ergebnisse um. Wir wollen diese 
Vielfalt, auch die Phantasie, auch die Investitionsmög-
lichkeit und die Entscheidungsmöglichkeit für die 
kommunalen Straßenbehörden und die kommunalen 
Parlamente erhalten. 

Deshalb sagen wir, daß das Projekt Tempo 30 ver-
nünftig ist. Es hat sich im Testverfahren mit der Zo-
neneinteilung bewährt. Auf diesem Wege gehen wir 
voran und schreiben das über den Zeitraum des Pro-
visoriums, das gegeben war, jetzt in der Straßenver-
kehrs-Ordnung fest, so daß sich jedermann danach 
richten kann. 

(Abg. Weiss [München] [GRÜNE] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Dann sammeln wir auf Dauer wieder weitere Erfah-
rungen. 

Das ist der richtige Weg, um einen Beitrag zur Ver-
kehrssicherheit, zur Minderung von Lärm und Abga-
sen und vor allen Dingen zur Verringerung der Ge-
fährdung von Alten, Kindern und Anliegern in diesen 
engen Bereichen zu leisten. 

Aber wir müssen differenzieren. Nehmen Sie das 
simple Beispiel: Ich kann die Reuterstraße in Bonn 
nicht so behandeln wie die Südstadt. Jeder sieht, was 
damit gemeint ist, und jeder begreift es auch. — Vie-
len Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Wüppesahl. 

Wüppesahl (fraktionslos) : Sehr verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Ich werde etwas schneller spre-
chen müssen. Die Testphasen und Versuche mit der 
Einführung einer Geschwindigkeitsbegrenzung von 
30 km pro Stunde in Wohngebieten oder in kinderrei-
chen Siedlungen haben gezeigt, daß Tempo 30 zu er-
heblich mehr Sicherheit im Straßenverkehr geführt 
hat. 

(Kühbacher [SPD]: Das ist richtig, Herr Kol-
lege!) 

Gerade im innerstädtischen Bereich sind Kinder 
und alte und gebrechliche Menschen besonders ge-
fährdet. Die zur Zeit geltende Regelgeschwindigkeit 
von 50 km pro Stunde ist immer noch viel zu hoch, 
weil auch bei dieser Geschwindigkeit z. B. ein recht-
zeitiges Abbremsen und anderes nicht mehr gewähr-
leistet ist. Hinzu kommt, daß sich viele Autofahrer 
selbst an diese Geschwindigkeit nicht halten und 
noch schneller fahren. 

Unter Einbeziehung der polizeilichen Toleranz-
grenze von bis zu 15 km pro Stunde plus/minus er-
reicht ein Autofahrer schnell 60 bis 65 km pro Stunde, 
ohne viel befürchten zu müssen. 

Besonders wichtig bei der Einführung einer Regel-
geschwindigkeit von 30 km pro Stunde ist aber auch, 
daß durch die geringere Geschwindigkeit der Schad-
stoffausstoß erheblich reduziert werden könnte. Auch 
die Lärmbelästigung gerade in Wohnstraßen könnte 
erheblich verringert werden. 

Leider muß man aber auch fordern, daß zur Durch-
setzung der Grenze von 30 km pro Stunde auch Stra-
ßenschwellen, Poller, Blumenkübel und anderes zur 
Behinderung des schnell fließenden Verkehrs aufge-
stellt werden. Es hat sich gezeigt, daß die Autofahrer 
ohne diese Behinderungen, die gegebenenfalls ihr 
liebstes Kind, das Auto, beschädigen könnten, wenn 
die Geschwindigkeit nicht reduziert wird, von selber 
nicht langsamer fahren. Oder man verschärft die poli-
zeilichen Kontrollen: Radarempfindliche Geldbußen 
etc. Aber ist das wünschenswert? Wollen wir diese 
Form von Verfolgung der Autofahrer? 

Besondere Gefahren bergen die innerstädtischen 
Straßen da, wo sie gut ausgebaut sind und den Ein-
druck der Übersichtlichkeit erwecken. Dort wird 
leicht vergessen, daß man sich im Innenstadtbereich 
befindet, wo die Grenze bei 50 km pro Stunde liegen 
sollte. Mit Vernunft und Appellen an die Autofahrer, 
z. B. freiwillig langsamer zu fahren, kommt man an-
scheinend in diesem hochmotorisierten Land, dem 
einzigen in Europa ohne Geschwindigkeitsbegren-
zung auf den Autobahnen, wohl um der großen und 
mächtigen Automobilindustrie zu helfen, nicht weiter. 
Über „Freie Fahrt für frei Bürger" kann man gut strei-
ten, aber nicht, solange es um die Verkehrssicherheit 
im innerstädtischen Bereich geht, wo die meisten Be-
troffenen nicht motorisiert sind. Dort gibt es nur die 
Alternative 30 km pro Stunde. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/2717 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu überwei-
sen. Außerdem soll die Vorlage zur Mitberatung auch 
an den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit überwiesen werden. Sind Sie damit ein-
verstanden? — Ich sehe keinen Widerspruch. Die 
Überweisung ist dann so beschlossen. 
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Ich rufe den letzten Tagesordnungspunkt unserer 
heutigen Tagesordnung, nämlich den Tagesord-
nungspunkt 17 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Errich-
tung von Rundfunkanstalten des Bundes-
rechts 
— Drucksache 11/4152 

—Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß mitberatend und gem. § 96 GO 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Beratung eine Stunde vorgesehen. — Ich sehe leider 
keinen Widerspruch, so hätte ich beinahe gesagt. 
Dann ist das so beschlossen. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 

Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern, Herr Spranger. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Mit dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf soll das Bundesrundfunkgesetz in drei 
Teilbereichen novelliert werden: Erstens geht es um 
die Änderung der Zusammensetzung der beiden Or-
gane der Bundesrundfunkanstalten, zweitens um die 
Erweiterung der Inkompatibilitätsvorschrift für die 
Gremienmitglieder der Anstaltsorgane, drittens um 
eine gesetzliche Regelung des Beginns der vierjähri-
gen Amtszeit für Gremienmitglieder. 

Um jedes Mißverständnis auszuschließen, möchte 
ich feststellen, daß die geltende Zusammensetzung 
der Rundfunkräte der beiden Bundesrundfunkanstal-
ten mit der Verfassung in Einklang steht. Die vom 
Bundesverfassungsgericht zur Rundfunkfreiheit ent-
wickelten Grundsätze schließen einerseits eine staat-
liche Beherrschung des Rundfunks aus, lassen aber 
andererseits auch eine angemessene Mitwirkung 
staatlicher Vertreter in den Gremien der Rundfunkan-
stalten zu. Die an das Grundrecht der Rundfunkfrei-
heit gestellten Anforderungen gelten aber nur für in-
ländische Programme. 
Wenn die Bundesregierung nunmehr trotzdem ei-

nen Änderungsentwurf vorlegt, so gibt sie weder ih-
ren bisherigen Standpunkt auf noch setzt sie sich mit 
der von ihr weiterhin vertretenen Auffassung in Wi-
derspruch. Die Bundesregierung will zum Wohle der 
Anstalten und aus Gründen einer sachorientierten Tä-
tigkeit in den Anstaltsgremien erreichen, daß die Re-
gelungen der Gremienzusammensetzungen verfas-
sungsrechtlich nicht mehr in Frage gestellt werden. 

Dies ist auch der Grund für eine umfassende Erör-
terung des Regierungsentwurfs in Gesprächen der 
Koalition mit der Opposition zu einem sehr frühen 
Zeitpunkt gewesen. Dabei konnte in den Sachfragen 
grundsätzliches Einvernehmen erreicht werden. 

Eine beherrschende Einflußnahme staatlicher Ver-
treter in den Gremien — sie soll nunmehr ja auch 
zahlenmäßig ausgeschlossen werden — ist derzeit be-
reits im Hinblick auf die unterschiedliche Aufgaben-
stellung der staatlichen Organe, die Vertreter in die 
Gremien entsenden, tatsächlich nicht gegeben. 

Die den entsendeberechtigten Staatsorganen zuzu-
rechnenden Mitglieder in den Kontrollgremien sind 
weder rechtlich noch faktisch so eng miteinander ver-
bunden und voneinander abhängig, daß sie als eine 
geschlossene Gruppe der staatlichen Organe einen 
beherrschenden Einfluß in den Gremien ausüben 
könnten. So bilden beispielsweise die Vertreter dieses 
Hauses in den Anstaltsgremien keine homogene 
Gruppe mit übereinstimmenden Interessen. Wei-
sungsfrei und unabhängig repräsentieren die unmit-
telbar gewählten Abgeordneten in diesem Hause wie 
in den Gremien den Willen des Volkes. 

(Beifall des Abg. Kühbacher [SPD]) 
Der für die staatlichen Vertreter in den Verwal-

tungsräten vorgesehene Anteil hält durchaus einem 
Vergleich mit den für die Landesrundfunkanstalten 
getroffenen Regelungen stand. Von in diesem Bereich 
derzeit insgesamt fünf bestehenden vergleichbaren 
Regelungen ist nur in zwei Fällen ein geringerer An-
teil an staatlichen Vertretern in diesen Gremien vor-
gesehen. Die Aufgaben des Verwaltungsrats wirken 
sich auf die Gestaltung der Programme selbst ja nur 
mittelbar aus. 
Es ist anerkannt, daß die Mitwirkung staatlicher 

Vertreter in den Rundfunkgremien und damit auch 
die Beschränkung des Anteils staatlicher Vertreter um 
so weniger problematisch ist, je geringer der Einfluß 
der Gremien auf das Programm selbst ist. 
Der vorgelegte Gesetzentwurf der Bundesregie-

rung ist ein erster Schritt zur Novellierung des Bun-
desrundfunkgesetzes. Es besteht allgemeiner Kon-
sens, daß eine Finanzierungsregelung für die Rund-
funkanstalten des Bundesrechts geschaffen werden 
soll. 
Die Bundesregierung bereitet deshalb derzeit einen 

entsprechenden Gesetzentwurf vor. Mit der vorgese-
henen Finanzierungsregelung muß den Anstalten ein 
Anspruch auf Finanzierung gegen den Bund zuge-
standen werden. Die finanzielle Sicherung der Pro-
gramme der Anstalten ist Bestandteil ihres Schutzes 
durch die Rundfunkfreiheit. 
Meine Damen und Herren, die derzeitigen Amtspe-

rioden der beiden Rundfunkräte der Deutschen Welle 
und des Deutschlandfunks enden mit Ablauf des Juni 
bzw. im Oktober dieses Jahres. Wir sollten gemein-
sam dafür Sorge tragen, den Gesetzentwurf so recht-
zeitig zu verabschieden, daß die Gremienmitglieder 
der nächsten Amtsperiode bereits nach den neuen 
Vorschriften gewählt werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Nöbel. 

Dr. Nöbel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Im letzten Punkt sind wir einer Meinung, Herr 
Staatssekretär. Aber das Gesetz über die Errichtung 
von Rundfunkanstalten des Bundesrechts von 1960 ist 
nicht verfassungskonform. 
Die SPD-Bundestagsfraktion war deshalb 1987 ent-

schlossen, nach Karlsruhe zu gehen. Unter diesem 
Druck sagte die Bundesregierung zu 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 
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—ich sage es, Herr Reddemann —, einen Gesetzent-
wurf vorzulegen, bei dessen Vorbereitung sie den Rat 
der Sozialdemokraten mit dem Ziel breiter Mehrhei-
ten in Bundesrat und Bundestag einbeziehe. Das ha-
ben wir akzeptiert. 

Ich verrate kein Geheimnis, daß durch permanente 
Politisierung die Arbeit des Rundfunkrates des 
Deutschlandfunks über längere Zeit — um es zurück-
haltend zu sagen - keinen Spaß mehr machte. Das 
hat sich Gott sei Dank geändert, obwohl das Haus und 
die Sache gegenwärtig auf Grund anderer Probleme 
Schaden nehmen, an deren Ursachen CDU und CSU 
nicht gerade unbetei ligt sind. Sie sollten sich deshalb 
fragen, wie Sie in den von Ihnen selbst als schwarze 
Messe definierten Klüngel-Treffs, um es auf Kölsch zu 
sagen, wo die beiden Häuser ja zu Hause sind 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

— Sie bezeichnen es ja selber so —, der Sache zum 
Segen verhelfen statt zum Schaden. 

(Beifall bei der SPD — Reddemann [CDU/-
CSU] : Sie sagen die  Unwahrheit!)  

Wir haben als Gesetzgeber insbesondere die Auf-
gabe, das Übergewicht der Vertreter der staatlichen 
Körperschaften — Bundestag, Bundesrat, Bundesre-
gierung — in den Rundfunk- und Verwaltungsräten 
der beiden Rundfunkanstalten des Bundesrechts, 
Deutschlandfunk und Deutsche Welle 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Vollmer 
[GRÜNE]) 

— das kommt noch —, im Sinne der Staatsferne zu 
beseitigen. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Raus mit den 
Parteien!) 

Nun, die Bundesregierung nahm sich Zeit, anstatt 
dafür Sorge zu tragen, daß die Neuwahl des Intendan-
ten des Deutschlandfunks Anfang 1988 bereits nach 
neuem Gesetz, d. h. von einem verfassungsgemäß ge-
wählten Gremium hätte vorgenommen werden kön-
nen. Jetzt liegt mit Datum vom 9. März dieses Jahres 
dem Bundestag zur ersten Lesung ein Gesetzentwurf 
vor, der einem früheren Referentenentwurf aus dem 
Innenministerium entspricht, der aber auf breite Kritik 
gestoßen war — übrigens auch aus den Reihen der 
Koalition. Geradezu unglaublich ist es — darin stim-
men Sie mit mir doch hoffentlich überein —, daß nicht 
einmal die in einer Arbeitsgruppe des Rundfunkrates 
des Deutschlandfunks erzielten einvernehmlichen 
Änderungsvorschläge berücksichtigt sind. 

Das Ziel der Staatsferne wäre nicht erreicht, son-
dern es wäre in verkappter Form Staatsnähe bewahrt, 
und die gesellschaftlichen Gruppen wären einseitig 
vertreten, wenn der auch vom Bundesrat kritisierte 
Gesetzentwurf, so wie eingebracht, verabschiedet 
würde. Diese schlampige Behandlung und den ge-
fährlichen Umgang mit der Verfassung hat — darauf 
weise ich ganz besonders hin — Bundeskanzler Kohl 
jetzt selbst auf die Spitze get rieben: Er will den bishe-
rigen Pressechef der Bundesregierung sowohl als Be-
rater der Regierung belassen als auch ihn gleichzeitig 
als Intendanten der Deutschen Welle installieren. 

(Kühbacher [SPD]: Das geht doch gar 
nicht!) 

Wenn der Regierungschef persönlich solche Drei-
stigkeiten besitzt, braucht man doch gar kein beson-
deres Gespür für den berechtigten Zweifel, meine 
Damen und Herren, ob Sie es überhaupt ernst mei-
nen. 

Ich kann mir auch beim besten Willen nicht vorstel-
len, daß die Bundesländer, die ja ohnehin mit Skepsis 
die Bundesaktivitäten im Rundfunkbereich schon im-
mer beobachteten, den Bund hier weiter unterstützen, 
wenn der Kanzler selbst mit dieser Personalentschei-
dung, die ich als den schwersten Ang riff auf die Rund-
funkfreiheit bezeichne, wiewohl es verdammt schon 
einiges zu verzeichnen gilt, sich die eigenen Beine 
und Füße wegschlägt. 

Ich sage Ihnen, Herr Reddemann: Das stehen Sie 
nicht durch und leider auch nicht die Bundesrund-
funkanstalten. Berater des Kanzlers und Staatsferne 
zugleich — das müssen Sie uns erklären. Auch das 
werden wir nicht mitmachen. 

Wir wollen alles tun, um verfassungsgemäße Gre-
mien zu schaffen. Dazu gehört, weil die Wahlperiode 
des Rundfunkrates des Deutschlandfunks bereits am 
30. Juni 1989 ausläuft, eine schnelle, d. h. zeitge-
rechte und eine saubere Gesetzesarbeit, die die Vor-
aussetzungen dafür schafft, daß die Gremien von 
Deutschlandfunk und Deutsche Welle verfassungs-
konform sind. 

Ich sage es Ihnen nochmals: Es darf künftig nicht 
mehr wahr sein, daß es einem Kanzler willfäh rige 
Rundfunk- und Verwaltungsräte gibt, egal wie der 
Kanzler heißt. 

Die Probleme anläßlich der Intendantenwahl jetzt 
beim SFB lasse ich außen vor. Den Gedanken werde 
ich allerdings nicht los, daß gewisse Kreise so den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk kaputtmachen wol-
len, nachdem es anders bisher nicht gelang. 

Ich habe aber auch Hoffnung. Wenn wir uns hier bei 
einem Neubeginn bemühen, zu einem breiten politi-
schen Konsens über die Zusammensetzung der Gre-
mien zu kommen, die so gestaltet sein muß, daß sie 
einen Wechsel politischer Mehrheiten funktionierend 
überdauert, dann sehe ich sozusagen automatisch die 
Verfassungsmäßigkeit hergestellt. 

Das Schwierigste dabei wird sein, uns von kurzfri-
stigen Machtinteressen zu lösen. 

Es kann auch nicht Ziel sein, über ein Strohmann-
System den direkten politischen Einfluß zu verschlei-
ern. Dann machen wir es um der Ehrlichkeit willen 
lieber selber und stehen dann auch dazu. 

Bei den gesellschaftlich relevanten Kräften ist es 
nicht immer, aber bei manchen doch sicher erkenn-
bar, daß sie bestimmten politischen Richtungen zu-
neigen. Das wissen wir alle, und das tut keinen Ab-
bruch. Niemand kann und will dies ändern. Dann 
müssen sie so oder so politisch zugerechnet werden. 

In diesem Zusammenhang finde ich es unerträglich, 
daß zwar die Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände, aber nicht der Deutsche Gewerk-
schaftsbund bei den Organisationen aufgeführt wird. 
Es heißt: „gewerkschaftliche Spitzenorganisation", 
und Sie wissen genau, was dies beinhaltet oder bein-
halten kann. 
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Wo bleiben Bereiche wie Presse, Bildung und Erzie-
hung, Wissenschaft und Forschung, Umwelt- und Na-
turschutz, Kunst und Kultur und andere? 

Es darf auch keine Frage sein, wie wir es mit der 
Beteiligung von Frauen in den Aufsichtsgremien hal-
ten. Der Vorschlag des Bundesrates ist zu begrüßen, 
nämlich „für jedes Gremienmitglied zugleich ein stell-
vertretendes Mitglied zu bestimmen" und „daß ent-
weder das ordentliche oder das stellvertretende Mit-
glied eine Frau sein soll". 

Ich bin überhaupt beeindruckt von den Hinweisen, 
die uns der Bundesrat zur Berücksichtigung an die 
Hand gibt. Da ist Arbeit geleistet worden, die wir 
dankbar annehmen sollten. 

Das gilt auch für die Frage der Interessenüber-
schneidung von Gremienmitgliedern. 

In der Befragung der Bundesregierung am 30. No-
vember 1988 hat bereits die Frage eine Rolle gespielt, 
wie eine total einseitige Besetzung im Kreise der Ver-
treter der staatlichen Organe verhindert werden 
kann. 

Ich denke, wir sind auch hier in der Lage, eine ein-
vernehmliche Regelung zustande zu bringen, so etwa 
beim Verwaltungsrat über eine Wahl aller Verwal-
tungsratsmitglieder durch den Rundfunkrat mit 
Zweidrittelmehrheit. 

(Kühbacher [SPD]: Sehr gut! — Reddemann 
[CDU/CSU]: Ein guter Vorschlag!) 

— Ich habe ja gesagt: Wir sind in der Lage, eine ein-
vernehmliche Regelung zustande zu bringen. 

Natürlich fehlt die Finanzierungsregelung. 

Aber lassen Sie uns doch erst einmal wenigstens die 
Gremienfrage gemeinsam lösen, und zwar mit dem 
Ziel, im Mai zum Abschluß zu kommen, damit die Fri-
sten für den Bundesrat gehalten werden, wie auch Sie 
es wollen, und die im Juli anstehende Neuwahl des 
Rundfunkrates des Deutschlandfunks auf verfas-
sungsgemäßem Terrain stattfinden kann. 

Je einiger wir uns hier sind, um so mehr wird der 
gemeinsamen Sache gedient, die da z. B. heißt: aus-
wärtige Kulturarbeit, Dialog zwischen Ost und West in 
beiden Richtungen, Europa. Dazu kommt die Koope-
rationsverbesserung zwischen Deutscher Welle und 
Deutschlandfunk, aber auch deren Kooperation mit 
den Landesrundfunkanstalten. 

Lassen Sie uns, nachdem wir die Organisations-
struktur und Programmreform im Deutschlandfunk 
einstimmig geschaffen haben und einhellig tragen, 
nach den schlimmen und, wie heute jeder weiß, über-
flüssigen Kontroversen der vergangenen Jahre auf 
breiten Konsens gehen. 

Wir sind zum Gespräch bereit, 

(Bohl [CDU/CSU]: Aha!) 

so daß der Innenausschuß nächste Woche den ent-
scheidenden nächsten Schritt gehen könnte. Der 
Punkt steht auf der Tagesordnung, in der Annahme, 
daß wir heute die Überweisung beschließen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Weirich. 

Weirich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich verspreche Ihnen zunächst etwas Po-
sitives: daß ich Ihre Nachtruhe nicht unangemessen 
weiter verkürzen werde. 
Zweitens nehmen wir das vormitternächtliche An-

gebot des Kollegen Nöbel auf Konsens an. 
Lassen Sie mich ein paar Sätze zu diesem Gesetz-

entwurf sagen. Wir begrüßen die Initiative der Bun-
desregierung zur Änderung des Gesetzes über die 
Bundesrundfunkanstalten, der ja Gespräche auch mit 
den Vertretern anderer Fraktionen des Hauses voran-
gegangen sind. 
Wie Herr Spranger betont hat, ist im wesentlichen 

zweierlei geplant: erstens eine Neuordnung der Auf-
sicht und zweitens eine Erweiterung der Inkompati-
bilitätsregelung für Mitglieder, die in Landesmedien-
anstalten oder im privaten Rundfunk engagiert sind. 
Das ist zweifelsohne eine begrüßenswe rte Absicht 
und steht außerhalb jeder Diskussion. 
Das Vorhaben, die Aufsichtsfrage neu zu regeln, 

wird von der Kritik getragen, die vom Bundesverfas-
sungsgericht geforderte Staatsferne des öffentlich-
rechtlich organisierten Rundfunks verbiete einen 
überwiegenden staatlichen Einfluß in den Kontroll-
gremien. Dieser sei, so sagen die Kritiker, bei 
Deutschlandfunk und Deutscher Welle gegeben; also 
sei damit die Verfassungskonformität in Frage ge-
stellt. Sie gehen noch weiter: Im Zusammenhang mit 
der Finanzierung sagen sie, auch dort sei die Verfas-
sungskonformität in Frage gestellt. Denn Sie wissen, 
daß die Deutsche Welle ausschließlich aus Bundesmit-
teln finanziert wird und der Deutschlandfunk teil-
weise aus Gebühren, teilweise aus der Staatskasse. 
In diesem Zusammenhang ist es in der Vergangen-

heit zu Forderungen aus den Bundesländern gekom-
men, den Deutschlandfunk aus der Verantwortung 
des Bundes zu entlassen, ihn in die Rundfunkkompe-
tenz der deutschen Bundesländer einzubinden und 
ihn schließlich aus dem Gebührentopf zu finanzieren. 
Dieser Auffassung möchte ich, obwohl sie für den 
Bundesfinanzminister eine angenehme Perspektive 
wäre, hier ausdrücklich widersprechen, denn das 
würde im Widerspruch zu den im Gesetz festgelegten 
Aufgaben des Deutschlandfunks stehen. 
Was die heutigen Zweifel an der Verfassungskon-

formität der jetzigen Aufsicht angeht, so teile ich diese 
persönlich nicht. Ein Gutachten aus dem Bundesin-
nenministerium kommt ebenfalls zu dem Ergebnis, 
daß die jetzige Regelung durchaus mit der Verfassung 
zu vereinbaren ist. Schließlich ist der Programmauf-
trag der Deutschen Welle auf Auslandsrundfunk ab-
gestellt, und auch der Deutschlandfunk ist nicht in 
erster Linie — ich betone: nicht in erster Linie — Fak-
tor und Medium der öffentlichen Meinungsbildung im 
Bundesgebiet. Die Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts bezieht sich aber, wie wir alle wis-
sen, auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land. 
Wenn ich für meine Fraktion sehr sorgfältige, sehr 

ausführliche und kritische Beratungen über diesen 
Gesetzentwurf anrege, dann hängt das nicht nur mit 
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dieser Einschätzung zusammen. Auch die  im Gesetz-
entwurf gefundene Regelung für die Neuordnung der 
Aufsichtsorgane wirft sehr, sehr viele kritische Fragen 
auf. 

Zur ersten Frage: Man kann sich darüber streiten, 
ob diese oder jene gesellschaftlich relevante Organi-
sation vertreten sein sollte oder nicht; deswegen will 
ich mich damit nicht lange beschäftigen. Aber wir 
müssen dann auch die Wünsche von gesellschaftlich 
relevanten Organisationen, die im Augenblick nicht 
repräsentiert sind und sich an uns gewandt haben, 
ernst nehmen. 

(Kühbacher [SPD]: Sehr gut!) 

Das bedarf einer ausführlichen Diskussion. 

Zweitens. Namhafte Medienrechtler melden Zwei-
fel an, ob einige weithin von staatlicher Hilfe lebende 
gesellschaftlich relevante Organisationen, die künftig 
repräsentiert sein sollen, bei strenger Beachtung des 
Prinzips der Staatsferne vertreten sein sollten. Wenn 
wir also die Staatsferne schon so ernst nehmen, dann 
gilt das auch für staatlich subventionierte gesell-
schaftlich relevante Organisationen. 

Auch gibt es starke rechtliche Einwände gegen die 
im Gesetzentwurf vorgesehene Benennung von fünf 
Vertretern durch den Bundespräsidenten, weil die-
ser, so wird von Medienrechtlern argumentiert, selbst 
Verfassungsorgan und Staatsgewalt ist. Ich kann 
diese Auffassungen im letzten rechtlich nicht beurtei-
len, aber die Frage, ob dieser Passus so verbleiben 
kann, bedarf einer ausführlichen Diskussion. 

Daran, daß Erweiterungen von Aufsichtsräten dem 
Kontrollauftrag dienen, hat übrigens jüngst der Präsi-
dent des Bundesverfassungsgerichts, Herr Herzog, in 
seinem neuesten Kommentar zum einschlägigen 
Grundgesetz-Artikel deutliche Zweifel angemeldet. 
Ein zahlenmäßig zu großer Rundfunkrat verfehle, so 
argumentiert er, seinen Hauptauftrag der Kontrolle. 
Ich räume aber gerne ein, daß man sich über die Zahl 
streiten kann, wie man sich auch über die Wirksam-
keit der Kontrolle beim öffentlich-rechtlichen Rund-
funk insgesamt streiten kann. 

Deswegen, liebe Kollegen, möchte ich zum Schluß 
meinen: Auch Zweifler an der Verfassungskonformi-
tät des Gesetzes werden einräumen müssen, daß die 
Realisierung dieses Gesetzentwurfes wenig Sinn 
macht, wenn nur eine lösungsbedürftige Frage auf 
den gesetzgeberischen Prüfstand kommt, die aus der 
Sicht der Zweifler verfassungsbedenkliche Frage der 
Finanzierung aber außen vor bleibt. Dann wäre das 
neue Werk in Karlsruhe auch weiterhin durchaus an-
greifbar. Von daher ist dieser Gesetzentwurf ein Torso 
auch aus der Sicht der verfassungsbedenklichen 
Zweifler. 

Am Sinn eines vorgezogenen Teilschritts ist auch 
deswegen zu zweifeln, weil die medienpolitische Zu-
kunft und der europäische Binnenmarkt auch neue 
Konzepte für den Bundesrundfunk erforderlich ma-
chen. Entwicklungen der Satellitentechnik in Europa 
und international geben der Deutschen Welle bei-
spielsweise weltweit die Chance, vermehrt zu einem 
attraktiven Medium der auswärtigen Kulturpolitik zu 
werden. Diese Entwicklungen der Technik geben  

auch dem Deutschlandfunk die Chance, unter verän-
derten Rahmenbedingungen seinen Programmauf-
trag wirksamer als bisher zu erfüllen. 

(Kühbacher [SPD]: Auch vollständig, Herr 
Weirich?) 

— Aber selbstverständlich auch vollständig. Ich bin 
immer für Komplexität, lieber Herr Kollege Kühba-
cher. 

Über solche Konzepte, die vermehrte Kooperation 
nötig machen, zu reden und diese Konzepte dann 
auch politisch umzusetzen, halte ich persönlich für 
spannender, als nur kleine Segmente anzugehen, die 
in Karlsruhe dann ohnehin keinen Bestand haben, 
weil sie nur partiell gelöst sind. Aber darüber können 
wir in den Ausschußberatungen ausführlich und um-
fassend sprechen. 

Ich danke Ihnen herzlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. B riefs. 

Dr. Briefs (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Medienpolitik ist in besonderem Maße 
Gesellschaftspolitik, die sich über Gremien, deren 
personelle Besetzung — wer dort zum Zuge kommt, 
wer nicht — umsetzt. Personen, die in diese Gremien 
oder an die Spitze von Medieneinrichtungen berufen 
werden, spielen naturgemäß eine entscheidende 
Rolle bei der Bestimmung von Funktionsweise, Rolle 
und Inhalten unserer Medien. 

Nicht umsonst hatten die Gründer der Bundesrepu-
blik unter dem Eindruck der bitteren Erfahrungen mit 
dem denaturierten zentralistischen Rundfunk der 
Nazi-Zeit das Prinzip der Staatsferne und der Dezen-
tralität des Rundfunkwesens geprägt, geschaffen, das 
bis heute praktiziert wird. Dennoch: Die Geschichte 
der Bundesrepublik hat immer wieder Versuche ge-
kannt, diese beiden Prinzipien aufzuweichen und zu 
beseitigen. 

Als Adenauer Anfang der 60er Jahre mit seinem 
geplanten Regierungsfernsehen scheiterte, erhielt die 
CDU zum Trost die beiden Bundesrundfunkanstalten 
Deutsche Welle und Deutschlandfunk. 

(Reddemann (CDU/CSU): Gut, daß Sie nicht 
Geschichte unterrichten!) 

Beider hätte es nicht bedurft, da schon Anfang der 
50er Jahre — denken Sie einmal ein bißchen zurück, 
wenn Sie noch etwas wahrnehmen können — von re-
gionalen Rundfunkanstalten — dem NWDR, später 
dem WDR— internationale Programme geschaffen 
wurden. Auf Langwelle gab es bereits Anfang der 
50er Jahre Programme für die DDR. Das war also auch 
ohne Bundesrundfunkanstalten möglich. 

Jetzt zwingt die angedrohte Verfassungsklage der 
SPD — Deutsche Welle und Deutschlandfunk seien 
nicht staatsfern genug — die Bundesregierung zum 
Handeln. Und was tut diese? Sie macht oberflächliche 
medienpolitische Kosmetik. Sie erhöht einfach die 
Zahl der Mitglieder der Rundfunkräte der beiden An-
stalten; bei der Deutschen Welle von 11 auf 17, beim 
Deutschlandfunk von 22 auf 31. Bei der Deutschen 
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Welle benennen künftig der Bundestag zwei, der Bun-
desrat zwei und die Bundesregierung drei statt bisher 
vier Mitglieder. Beim Deutschlandfunk sollen künftig 
der Bundestag fünf statt bisher sechs, der Bundesrat 
fünf statt bisher sechs, die Bundesregierung drei statt 
bisher fünf Mitglieder benennen. Die Zahl der Vertre-
ter gesellschaftlicher Gruppen soll dagegen erhöht 
werden. 

Der Bundesrat hat nun zu Recht kritisiert — das ist 
schon gesagt worden; diese Kritik teilen wir —, daß 
der staatliche Anteil bei den Rundfunkratsvertretern 
damit immer noch zu hoch sei. Bei den Vertretern 
gesellschaftlicher Gruppen sei eine Zugehörigkeit 
zum staatlichen Bereich zudem nicht auszuschließen. 
Auch bei den Verwaltungsräten sei der staatliche An-
teil zu hoch. 

Wir GRÜNEN schließen uns dieser Kritik ausdrück-
lich an, gehen allerdings noch ein ganzes Stück wei-
ter. Unser Ziel ist — das sage ich ganz offen — die 
Besetzung der Rundfunkräte und Verwaltungsräte 
der Rundfunkanstalten ausschließlich mit Repräsen-
tanten der Bürger/Bürgerinnen. Die Parteien müssen 
raus aus diesen Organen. Die haben dort doch gar 
nichts zu suchen. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Sind das denn keine Re-
präsentanten der Bürger?) 

— Doch, das sind durchaus Repräsentanten der Bür-
ger in unterschiedlichen Zusammenhängen. Aber ich 
denke, daß es für diese Zwecke, für die wirk lich bür-
gerfreundliche, bürgernahe Gestaltung einer Medi-
enlandschaft bessere Möglichkeiten gibt, Repräsen-
tanten/Repräsentantinnen der Bürger/Bürgerinnen in 
die Rundfunkräte und Verwaltungsräte zu schicken. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Wenn Sie das nicht sind, 
müssen Sie aufhören zu reden!) 

Dazu gehört für uns insbesondere auch die Quotie-
rung der Rundfunk- und Verwaltungsräte. Minde-
stens 50 % der Sitze müssen künftig mit Frauen be-
setzt werden. 

Staatsferne muß heißen: Jeder Zugriff — es ist hier 
schon einiges dazu gesagt worden, ich kann es der 
Kürze halber nicht noch einmal aufgreifen — des 
Staates muß unterbleiben. 

Wie die Bundesregierung das Gebot der Staatsferne 
versteht, zeigt sich an dem Bestreben, den abgelösten 
Regierungssprecher Ost zum Intendanten der Deut-
schen Welle zu machen, was hier bereits angespro-
chen worden ist. Die Gremien der Deutschen Welle 
erhalten nicht mal mehr eine Scheinvollmacht bei der 
Benennung des Intendanten der Deutschen Welle. 
Diese an einem der Grundpfeiler des staatsfreien 
Rundfunks vorbeilaufenden Bestrebungen sind 
ebenso eine Verhöhnung des Prinzips der Rundfunk-
freiheit wie die jetzt vorgelegte teilweise Novellierung 
des Gesetzes über die Bundesrundfunkanstalten. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, eine wirk lich 
staatsferne Konstruktuion zu entwickeln. Wenn sie 
ernsthaft daran interessiert ist, sind wir zur Koopera-
tion bereit. Unsere Vorschläge für die Reform der Bun-
desrundfunkanstalten liegen seit langem auf dem 
Tisch. 

Wir fordern darüber hinaus alle medienpolitisch 
fortschrittlichen Kräfte, insbesondere auch die neu 
gegründete IG Medien, Druck und Papier, auf, mit uns 
einen gesellschaftlichen Dialog über eine bürger-
nahe, bürgerfreundliche, von Bürgern und Bürgerin-
nen kontrollierte Medienlandschaft zu beginnen. Das 
Vordringen p rivater Medienkonzerne, im Zusammen-
hang mit neuen technischen Möglichkeiten auch be-
reits angesprochen, und die nach wie vor in der Bun-
desrepublik bestehende Gefahr des Regierungsfern-
sehens muß uns alle alarmieren. 
Die Deutsche Welle, ein, wie wir gesehen haben, 

recht staatsnaher Rundfunksender, produziert z. B. 
bereits Fernsehsendungen für das Ausland. Im Zu-
sammenhang mit der Zulassung von Fernsehpro-
grammen für die Länder des gemeinsamen Binnen-
markts nach 1992 z. B. könnte durch die Hintertür auf 
diesem Wege das Regierungsfernsehen, also der alte 
Traum Adenauers, fröhliche Urständ feiern. 
An die andere Oppositionspartei daher unser Ap-

pell: Warten Sie nicht erst wieder 28 Jahre, bis mit 
einer verfassungsrechtlichen Überprüfung der Staats-
ferne der Bundesrundfunkanstalten angesetzt wird! 
Lassen Sie uns in Karlsruhe auch gegen dieses neue 
Bundesrundfunkgesetz Klage erheben! Erheben Sie 
mit uns Klage gegen den Rias TV! Organisieren Sie 
mit uns medienpolitisch öffentlichen Druck, damit die 
bestehende Staatsnähe abgebaut wird und wirk liche 
Bürgerrepräsentanz geschaffen werden kann! Unsere 
Medienlandschaft allerdings noch stärker großen pri-
vaten Medienkonzernen zuzuführen bedeutet, vom 
Regen in die Traufe zu kommen. 
Betreten Sie mit uns das Gebiet für Veränderungen 

und Experimente zur Schaffung einer, wie ich schon 
gesagt hatte, bürgerfreundlichen und von Bürgern 
und Bürgerinnen kontrollierten Rundfunklandschaft, 
wie es etwa die Alternative Liste in Berlin anstrebt! 
Danke schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Kollegen und Kolleginnen! Ich habe nicht den 
Eindruck, daß wir ein besonders dickes Blatt im Buch 
des Rundfunkwesens aufschlagen werden. Die betei-
ligten Herren, die hier geredet haben, waren zu auf-
geregt, als daß es wirklich um was Wichtiges zu gehen 
scheint. 

(Heiterkeit — Dr. Nöbel [SPD]: Ich bin doch 
die Ruhe selbst!) 

— Lieber Kollege Nöbel, wer hier allen Ernstes ver-
künden will, daß es das Ende der Rundfunkfreiheit ist, 
wenn der frühere Sprecher Ost zur Deutschen Welle 
geht — — 

(Dr.  Nöbel [SPD]: Das war wirklich das 
Ernsthafteste an meiner ganzen Rede!) 

—Ich bitte Sie nun wirklich: Ich erinnere mich daran, 
daß z. B. der von mir persönlich wirk lich verehrte Mi-
nisterpräsident des Landes Nordrhein-Westfalen 
Heinz Kühn viele Jahre gleichzeitig Ministerpräsident 
und Rundfunkratsvorsitzender in Nordrhein-Westfa- 
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len war. Da hat keiner von uns gesagt, das ist das Ende 
der Rundfunkfreiheit. Wir haben ihn gelegentlich mal 
gefragt: Wollten Sie nicht mal zwischen der einen 
oder der anderen Tätigkeit wählen? Aber das hat er 
während der Zeit seiner Funktionen abgelehnt, was 
ich verstehen kann. 

Vizepräsident Westphal: Herr Hirsch, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Kühbacher? 

Dr. Hirsch (FDP): Ja, natürlich. 

Kühbacher (SPD): Herr Kollege Hirsch, ist Ihnen, da 
Sie den Kollegen, die geredet haben, Aufgeregtheit 
zum Vorwurf machen, aufgefallen, daß Ihre Kollegin 
Seiler-Albring in aller Seelenruhe, Staatsferne de-
monstrierend, auf der Gale rie dort oben mit einem 
Intendanten geflirtet hat? 

Dr. Hirsch (FDP): Verehrter Herr Kollege, ich bin 
weit davon entfernt, irgend jemandem hier und heute 
irgend etwas vorzuwerfen. Ich habe ja nur festgestellt, 
daß die Herren aufgeregt geredet haben, und daraus 
den Schluß gezogen: So wichtig kann unser Streit-
punkt wohl nicht sein. Und was die verehrte Frau Kol-
legin Seiler-Albring auf der Zuschauertribüne gespro-
chen hat, ist und bleibt Gott sei Dank ihre ausschließ-
liche Privatsache. 
Aber jetzt zum Thema. Ich würde gerne noch irgend 

etwas zum Thema sagen. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Das muß nicht sein!) 
Wir haben einiges über die gesellschaftlich relevan-
ten Gruppen gehört. Wir werden uns nie mit allen 
Gruppen einigen können, wer relevant ist und in wel-
chem Umfang. Also kann doch die Folge daraus nur 
sein, daß wir uns bemühen müssen, eine möglichst 
breite Mehrheit für eine Entscheidung zu finden, also 
miteinander zu reden, selbstverständlich. 
Wir haben das Grollen einiger Berufsverbände ge-

hört. Wir werden das mit großer Gelassenheit ertra-
gen, wie das bei früheren Gelegenheiten auch schon 
geschehen ist. 
Interessant sind natürlich die Bemerkungen des 

Bundesrates darüber, daß die Zahl der staatlichen 
Vertreter nach wie vor zu hoch sei und daß die 
Behandlung möglicher Interessenverfilzungen zu 
schlapp geraten sei. Darüber werden wir uns in aller 
Ruhe eingehend unterhalten müssen. Das ist ganz 
selbstverständlich. 
Es ist auch richtig, daß die Politisierung der Rund-

funkanstalten ein Ärgernis ersten Ranges ist. Es ist 
ganz unbestreitbar, daß sich diese Politisierung nicht 
nur auf personalpolitische Fragen bezieht, sondern 
daß auch immer wieder versucht wird, auch bezogen 
auf Programminhalte Einfluß auszuüben. Nur, ich 
finde es etwas blauäugig, wenn in diesem Zusammen-
hang gesagt wird, die Parteien sollten heraus, sie 
seien nicht die Vertreter der Bürger. Ich weiß nicht, 
wieso irgendeine andere der aufgezählten relevanten 
Gruppen in überzeugenderer Weise Vertreter der 
Bürger als eine Partei sein soll. Ich habe den Eindruck, 
lieber Kollege, daß auch die Vertreter dieser relevan-
ten Gruppen nicht gerade politische Eunuchen sind,  

sondern selber natürlich politische Tendenzen mit 
einbringen. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Das sollen sie nicht 
sein! Checks and balances! Alte liberale 

Theorie!) 
Wenn Sie sagen, die Parteien müssen aus diesem 
Kreis heraus, dann heißt das doch in Wirklichkeit nur, 
daß Sie einen relativ offenen politischen Einfluß durch 
einen kryptopolitischen Einfluß ersetzen. 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage von Herrn Reddemann? 

Dr. Hirsch (FDP): Aber natürlich. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Redde-
mann. 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Kollege Hirsch, 
könnten Sie mir folgen, wenn ich feststelle, daß vieles 
nur deswegen mit dem Beg riff der Politisierung der 
Rundfunkanstalten durch die Mitglieder von Gremien 
belegt wird, weil eine Parteipolitisierung innerhalb 
der Redaktionsstäbe verschiedener Sender solche 
Eingriffe geradezu provoziert? 

(Hüser [GRÜNE]: Denken Sie an den Bayeri

-

schen Rundfunk?) 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Kollege, ich glaube, daß es 
wirklich einer sehr eingehenden Untersuchung be-
dürfte, wie die beiderseitige Wechselwirkung ist, wo 
Ursache und wo Wirkung ist. Ich habe den Eindruck, 
daß hier auf beiden Seiten gesündigt wird. Ich habe 
auch den Eindruck, daß wir dieses Problem nicht 
durch organisatorische Entscheidungen lösen kön-
nen, sondern daß es auf die Vernunft der Beteiligten 
ankommt. Ich sage Ihnen: Wenn der offene oder heim-
liche politische Einfluß sowohl auf die Personalent-
scheidungen als auch auf die Programminhalte nicht 
wirklich — ich sage einmal — aus eigener Entschei-
dung beschränkt wird, dann lädieren wir nicht nur das 
Ansehen aller Beteiligten, sondern dann führen wir 
das System der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten ad absurdum. Davor sollte man dringend war-
nen, und zwar alle Beteiligten. Die Politisierung hat 
eine Offenheit und ein Maß erreicht, das so nicht wei-
tergeführt werden kann. Das ist meine Überzeu-
gung. 
Aber ich sage noch einmal: Dieses Problem lösen 

wir nicht durch hervorragende Gesetze und organisa-
torische Entscheidungen, sondern nur dadurch, daß 
wir dafür sorgen, daß diejenigen, die wir in die Gre-
mien schicken, vernünftige Leute sind, 

(Kühbacher [SPD]: Das ist wahr!) 
die genau wissen, wo die Grenzen liegen, die sie pein-
lich zu beachten haben. 

Vizepräsident Westphal: Ich bin in der Verlegen-
heit, erstens auf die Uhr zu schauen, zweitens noch 
zwei Zwischenfragen an Sie gerichtet zu sehen. Wol-
len Sie sie weiter zulassen? 

Dr. Hirsch (FDP): Da Herr Reddemann schon eine 
Zwischenfrage gehabt hat, wäre ich ihm dankbar, 
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wenn er verzichten und Frau Vollmer den Vortritt las-
sen würde. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Frau Voll-
mer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Ich wäre ja fast versucht 
gewesen, einem Mann den Vortritt zu geben. Aber 
gut, daß Sie mich davor gerettet haben, Herr Hirsch. 
Sie haben eben gefragt, ob wir im Ernst behaupten 
würden, daß die anderen gesellschaftlichen Organisa-
tionen keinen politischen Einfluß hätten. Das sei doch 
quasi dasselbe wie bei den Parteien. Wollen Sie das im 
Ernst aufrechterhalten? Sehen nicht auch Sie einen 
Unterschied, daß nämlich von den Parteien durch die-
sen Einfluß über Sein oder Nichtsein, über Regierung 
oder Opposition entschieden wird, und sehen Sie 
nicht, daß das einen fundamentalen Unterschied zu 
irgendwelchen anderen, meinetwegen kirchlichen 
oder sonstigen Gruppen ausmacht? 

Dr. Hirsch (FDP): Sie haben das Argument mißver-
standen. Sehen Sie sich die Reihenfolge, die Auf zäh-
lung  der sogenannten — ich meine das jetzt nicht iro-
nisch — relevanten Gruppen an. Es ist völlig klar, daß 
in diesen Gruppen Menschen sind — ich wiederhole 
mich — , die keine politischen Eunuchen sind, sondern 
politische Überzeugungen und Meinungen haben, 
die sie einbringen, zwar nicht offen als Vertreter einer 
bestimmten Partei, aber natürlich mit denselben Vor-
stellungen. Die Behauptung, man würde auf diese 
Weise die Entscheidungen entpolitisieren, ist also 
eine Illusion, weil in Wirklichkeit der politische Ein-
fluß kryptopolitisch ausgeübt wird. Das ist empirisch 
nur schwer beschreibbar. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Das sind die Strohmän-
ner!) 

Ich möchte zum Schluß kommen. Wenn wir an der 
notwendigen Objektivität mitwirken wollen, dann 
müssen wir in der Tat versuchen, die sehr kontrovers 
geführte Debatte in den Beratungen zu bereinigen, 
und den Versuch unternehmen, sowohl mit den Grup-
pen wie in diesem Hause eine möglichst breite Über-
einstimmung herbeizuführen. Dazu sind wir bereit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort  hat der Herr Ab-
geordnete Kühbacher. 

Kühbacher (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Meine Fraktion hatte mir zehn 
Minuten Redezeit eingeräumt. Ich verzichte freiwillig 
vorab auf mehr als die Hälfte. Die Seiten 2, 3, 4 und 6 
der Presseerklärung bitte ich gelegentlich nachzule-
sen. Ich komme zu dem Wesentlichen; und das 
— denke ich — ist angemessen. 
Herr Kollege Weirich hat schon gesagt, daß ihm 

Komplexität mehr zupaß käme. Ich denke, wir beraten 
heute abend in der Tat nur einen Teilaspekt, wenn 
auch einen zentralen, über die Bundesrundfunkan-
stalten. Aber ein Punkt liegt mir doch sehr am Herzen, 
Herr Kollege Weirich: Ich bin schon der Meinung, daß 
über die Zeit hinaus die Finanzierung dieser beiden 
Anstalten tatsächlich diskutiert werden muß. Zu  

100 % wird die Deutsche Welle, zu zwei Dritteln der 
Deutschlandfunk aus dem Bundeshaushalt finanziert. 
Sie wissen wie ich, daß der RIAS Berlin nur ein Zubrot 
von den Amerikanern bekommt, aber voll unter ame-
rikanischer Aufsicht steht, freilich voll aus dem Bun-
deshaushalt bezahlt wird. Er gehört auch zu den Bun-
desrundfunkanstalten. Auch in diesem Zusammen-
hang muß die Frage der Staatsunabhängigkeit poli-
tisch diskutiert werden. Auch über Finanzen kann 
natürlich der Staat auf Entscheidungen innerhalb der 
Bundesrundfunkanstalten einwirken. 

Nun wollte ich einige Ausführungen zum Thema 
Satellitenfernsehen, europäische Hinwendung usw. 
machen. Ich denke, Sie können das nachlesen. 

Ich bleibe bei dem Komplex der Finanzierung und 
sage noch einmal: 570 Millionen DM verantworten 
wir für den Steuerzahler bei den Bundesrundfunkan-
stalten. Die Zeit ist reif, über den Sinn und die Effi-
zienz der Verwendung dieser Mittel neu nachzuden-
ken. Der Steuerbürger hat Anspruch darauf, daß die 
so verausgabten Mittel wirk lich effektiv eingesetzt 
werden und daß die Anstalten diese Mittel verwen-
den, um ihrem gesetzlichen Auftrag, ins Ausland 
zu wirken, in Europa zu wirken und für Gesamt-
deutschland zu wirken, tatsächlich nachkommen. Das 
erwarten wir von den Mitarbeitern in diesen Anstal-
ten. Diese wiederum haben einen Anspruch darauf, 
daß wir heute abend nicht nur über die Zusammenset-
zung der Gremien mit politischen Eunuchen — ja oder 
nein — oder Strohmännern — wie der Kollege Nöbel 
das sagt — oder um die Ecke beeinflußbaren Gre-
mienmitgliedern nachdenken oder über die vom Kol-
legen Briefs angeführten Urbürger, welche die Bürger 
vertreten sollen, wie immer das auch gehen soll. Ich 
denke, die Mitarbeiter in den Anstalten haben einen 
Anspruch darauf, zumindest zu erfahren, was die SPD 
in Zukunft von den Bundesrundfunkanstalten erwar-
tet. Unsere Fraktionsvorsitzenden im Bund und in den 
Ländern haben kürzlich in einer gemeinsamen Ent-
schließung folgende Auffassung deutlich gemacht: 

Die Aufgaben des Deutschlandfunks und der Deut-
schen Welle in ihrer jeweiligen gesetzlichen Ausprä-
gung sind nach wie vor wichtig. Angesichts der inter-
nationalen Entwicklung im Auslandsrundfunk kön-
nen sie sogar zunehmendes Gewicht erhalten. 

Nach Abschluß der jetzt anstehenden Gesetzesno-
vellierung, wohl noch vor der Sommerpause, sollte die 
Frage der Finanzierung der Bundesrundfunkanstal-
ten auf eine klare rechtliche Grundlage gestellt wer-
den. Ziel muß auch hier eine noch größere Staatsferne 
und eine Autonomie der Bundesrundfunkanstalten 
insgesamt sein. 

Die SPD hält an den jeweils eigenständigen Aufga-
benstellungen und damit auch an der organisatori-
schen Selbständigkeit der drei Rundfunkanstalten 
— Deutsche Welle, Deutschlandfunk und RIAS — 
fest. Allerdings ist eine engere Kooperation der Kölner 
Sender in technischer, finanzieller und programmli-
cher Hinsicht anzustreben. Das sage ich als Mitglied 
des Haushaltsausschusses ganz nachdrücklich. 

Der Deutschlandfunk braucht bald eine op timale 
Teilhabe am Satellitenhörfunk, und das nicht nur auf 
einem abgemagerten Monokanal, sondern mit allen 
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technischen Möglichkeiten, die es gibt. Von daher ist 
der Deutschlandfunk geradezu in idealer Weise ge-
eignet, im mitteleuropäischen und im deutschsprachi-
gen Raum zu wirken. Das geht nicht nur in den west-
lichen, sondern das geht auch in den östlichen Bereich 
hinaus. 

Schließlich sollte den Bundesrundfunkanstalten ih-
rem jeweiligen gesetzlichen Programmauftrag gemäß 
auch ein Zugang zum Fernsehen eröffnet werden; 
denn dieses gehört zum Rundfunk. Damit diese welt-
weiten Fernsehaufgab en möglichst klar umschrieb en 
werden, sollte der Deutschlandfunk die Möglichkeit 
erhalten, sich an den grenzüberschreitenden, euro-
päisch orientierten Fernsehaktivitäten zu beteiligen, 
während die Deutsche Welle über diese europäischen 
Grenzen in das weitere Ausland wirken sollte, dieses 
natürlich nur in dem Umfang, wie sie im wesentlichen 
auf die in den Länderanstalten produzierten Sendun-
gen zurückgreifen kann. Es wäre albern, wenn diese 
Rundfunkanstalten im großen Umfang selber eigene 
Sendungen produzieren würden. 

Aus diesen Überlegungen ergibt sich aber auch 
eine politische Konsequenz: Die erforderliche Neu-
orientierung der Rundfunkpolitik des Bundes kann 
nicht an den Bundesländern vorbei oder gar gegen sie 
gerichtet werden. Angesichts der Herausforderungen, 
vor die uns die Entwicklungen im internationalen 
Rundfunk stellen, wäre ein Gegeneinander von Bund 
und Ländern in der Rundfunkpolitik weniger denn je 
vertretbar. 

Diese Erkenntnis ist nicht neu. Sie wurde von der 
SPD — übrigens damals im Einklang mit allen Bun-
desländern — schon 1960, bei der ersten Debatte über 
das Bundesrundfunkgesetz, mit Nachdruck vertreten. 
Der Vorschlag der SPD lautete damals: Kooperation 
zwischen Bund und Ländern auf der Basis eines Bund-
Länder-Staatsvertrages. 
Warum sollte diese Idee heute unter den veränder-

ten Bedingungen der internationalen Satellitenkom-
munikation und des europäischen Einigungsprozes-
ses nicht wieder erneut aufgegriffen werden? Der ko-
operative Föderalismus steht auf dem Prüfstand. Was 
im Bereich der auswärtigen Kulturpolitik heute be-
stens funktioniert, kann auch für die Rundfunkpolitik 
ein Modell sein. Ich lade Sie ein, hierüber einen Kon-
sens herbeizuführen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Reddemann. 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Ich habe nicht die Absicht, 
eine Polemik fortzusetzen, die der Herr Kollege Nöbel 
begonnen hat, nämlich über die Frage, 

(Dr. Nöbel [SPD]: Das ist ja schon Pole
-mik!) 

ob ehemalige Regierungssprecher Intendanten wer-
den dürfen. Ich darf darauf hinweisen: Wenn Fried-
helm Ost tatsächlich — was ich durchaus noch nicht 
für sicher halte — Intendant der Deutschen Welle 

würde, würde er nicht der erste Regierungssprecher 
sein, 

(Dr. Nöbel [SPD]: Aber er soll doch Berater 
des Kanzlers bleiben! Das ist doch die Ge

-

schichte!) 

der eine solche Funktion übernimmt. Er wäre auch 
nicht der erste Politiker, der noch seine Partei und 
seine Regierung beraten hat und trotzdem bei der 
Deutschen Welle Intendant war. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Er soll Berater des Bundes

-

kanzlers bleiben, hat er vor der Pressekonfe

-

renz gesagt!) 

— Herr Kollege Nöbel, auch die Lautstärke, die Sie 
heute abend noch versuchen, wird mich nicht von der 
Schilderung von Tatsachen abhalten. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Sie haben mich doch die 
ganze Zeit attackiert!)  

Ich wollte hier heute abend eigentlich darum bitten 
—deswegen habe ich mich noch einmal kurz zu Wort 
gemeldet —, daß wir in der Tat den Versuch fortset-
zen, eine vernünftige gemeinsame Regelung zu fin-
den. Ich habe im Rundfunkrat des Deutschlandfunks 
dreimal den Antrag gestellt, daß wir uns als Rund-
funkrat, d. h. diejenigen, die mit diesem Sender per-
manent beschäftigt sind, in einer gemeinsamen Kom-
mission zusammenfinden und dort versuchen, eine 
vernünftige Lösung herbeizuführen. Es ist einmal ge-
lungen, eine solche Sitzung zu bekommen. Dies war 
eine sehr konstruktive Sitzung, ich würde sie heute 
gern noch einmal durchführen. Ich bedaure, daß 
meine anderen beiden Appelle, der zweite und dritte, 
von seiten der SPD leider nicht mehr so positiv aufge-
nommen wurden wie mein erster Appell. Ich wäre 
dankbar, wenn es die Möglichkeit gäbe, vielleicht 
morgen nach der Sitzung des Rundfunkrats, darüber 
zu reden, ob wir nicht die Möglichkeit haben, die kon-
struktive Arbeit fortzusetzen. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Das sehe ich etwas an

-

ders!) 

Hier darf ich auch ein paar sehr schlichte Bemer-
kungen machen: Ich bin genauso wie der Herr Kol-
lege Weirich der Auffassung, daß es nicht sinnvoll 
wäre, wenn wir die angeblich so staatsnahen Abge-
ordneten durch staatlich subventionierte Vertreter 
von Verbänden ersetzten, die entweder ihre gesamte 
Arbeit oder zumindest einen wichtigen Teil ihrer Ar-
beit ohne die staatlichen Subventionen gar nicht fort-
setzen könnten. Denn dies wäre im Grunde genom-
men eine indirekte Art des Staatseinflusses, von der 
wir nichts hätten. 

Ich meine auch, wir sollten den Herrn Bundespräsi-
denten — gleichgültig, wie er heißt; ich spreche jetzt 
von ihm als Einrichtung der Verfassung — um Him-
mels willen nicht in eine Situation bringen, in der er 
möglicherweise durch die Auswahl des einen oder 
anderen, von verschiedenen Organisationen vorge-
schlagenen Bewerbers die Mehrheit des Rundfunkra-
tes letztlich in seiner Weise prägt, indem er nämlich 
den einen oder anderen ersetzt. Ich würde dies kei-
nem Bundespräsidenten zumuten. Und ich meine, es 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 137. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. April 1989 	10181 

Reddemann 
sollte auch nicht Sache des Gesetzgebers sein, einen 
derartigen Versuch zu machen. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Richtig!) 

Mein Appell deswegen heute an alle Fraktionen, 
querdurch: Lassen Sie uns versuchen, einen gemein-
samen Weg zu finden! Vielleicht schaffen wir es dann, 
obwohl dies zeitlich schon sehr eng ist, das Gesetz 
noch rechtzeitig vor der Sommerpause durchzubrin-
gen. Ich meine, es ist immer vernünftiger, wenn wir 
dies mit breiter Mehrheit und nicht nur mit einer Ko-
alitionsmehrheit schaffen. Es wäre gut, wenn es wirk-
lich möglich wäre, einen solchen Ausgleich zu finden, 
daß wir hinterher sagen können, dies sei ein Gesetz, 
bei dem zumindest die Verfassungsrealität und der 
Verfassungsauftrag übereinstimmen können. Ich 
wäre dankbar, wenn wir dies schafften. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung auf Drucksache 11/4152 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu über-
weisen. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? — Das 
ist nicht der Fall. Die Überweisung ist so beschlos-
sen. 

Wir sind damit am Ende unserer heutigen Tages-
ordnung. Ich berufe die nächste Sitzung des Deut-
schen Bundestages auf morgen, Freitag, den 21. April 
1989, 9.15 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.28 Uhr) 





Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode - 137. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. April 1989 	10183* 

Anlage 

Liste der entschuldigten Abgeordneten  

Abgeordnete(r) Fraktion 
entschuldigt bis 
einschließlich 

Amling SPD 21.04.89 
Austermann CDU/CSU 20.04.89 
Dr. Biedenkopf CDU/CSU 21. 04. 89 
Böhm (Melsungen) CDU/CSU 21. 04. 89* 
Clemens CDU/CSU 21.04.89 
Egert SPD 21.04.89 
Eimer (Fürth) FDP 21. 04. 89 
Gattermann FDP 21.04.89 
Dr. Glotz SPD 21. 04. 89 
Dr. Hauff SPD 21. 04. 89 
Dr. Haussmann FDP 20. 04. 89 
Heimann SPD 21.04.89 
Dr. Holtz SPD 21. 04. 89* 
Frau Hürland-Büning CDU/CSU 20. 04. 89 
Ibrügger SPD 20.04.89 
Kleinert (Marburg) GRÜNE 21. 04. 89 
Dr. Kohl CDU/CSU 20. 04. 89 
Kolbow SPD 21.04.89 
Dr. Langner CDU/CSU 21. 04. 89 
Frau Luuk SPD 21. 04. 89* 

Anlage zum Stenographischen Bericht 

Abgeordneter) Fraktion 
entschuldigt bis 
einschließlich 

Frau Dr. Martiny-Glotz SPD 21. 04. 89 
Meyer SPD 21.04.89 
Mischnick FDP 21.04.89 
Dr. Mitzscherling SPD 21. 04. 89 
Möllemann FDP 20.04.89 
Oesinghaus SPD 21.04.89 
Paintner FPD 21.04.89 
Poß SPD 20.04.89 
Roth SPD 21.04.89 
Schmidt (München) SPD 20. 04. 89* 
Dr. Schneider (Nürnberg) CDU/CSU 20. 04. 89 
Dr. Stavenhagen CDU/CSU 20. 04. 89 
Stiegler SPD 21.04.89 
Stobbe SPD 21.04.89 
Dr. Stoltenberg CDU/CSU 20. 04. 89 
Dr. Struck SPD 21. 04. 89 
Dr. Warnke CDU/CSU 20. 04. 89 
Weisskirchen (Wiesloch) SPD 21. 04. 89 
Wolfgramm (Göttingen) FDP 20. 04. 89 
Würtz SPD 21.04.89 

*für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates 




	137. Sitzung
	Bonn, Donnerstag, den 20. April 1989
	Inhalt
	Redetext

	Anlage zum Stenographischen Bericht

	Anlage




